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Einleitung: TTIP als öffentliches Konfliktthema 

„Je größer der Markt, desto größer der Wohlstand für alle“, sagt der schottische Ökonom Adam 

Smith (1723-1790). Jedoch wo Menschen Waren und Güter austauschen und einen Markt erzeu-

gen, gibt es auch Handelskonflikte. In der Neuzeit werden solche Konflikte unter der Dauerbe-

obachtung der Öffentlichkeit in verschiedenen Ländern geführt. Es ist dabei keineswegs gesagt, 

dass die journalistische Beobachtung von Handelsverflechtungen und ihrer vertraglichen Regelung 

immer in Konflikt- oder Krisenkommunikation umschlägt; denn am 17. Juli 2018 unterzeichneten 

die EU und Japan ein Freihandelsabkommen, ohne damit große mediale Resonanz zu erzielen. Und 

das, obwohl die Dimensionen des Abkommens beachtlich sind: „The trade agreement is the biggest 

ever negotiated by the EU and will create an open trade zone covering over 600 million people” 

(EU-Kommission, 2018). Ebenso unterzeichnete die EU am 28. Juni 2019 ein vom Volumen noch 

größeres Freihandelsabkommen mit den Mercosur Staaten, ohne eine größere öffentliche Kontro-

verse.1 Lösen Handelsverträge hingegen ein mediales Echo aus, lohnt es sich, die Themen, Struktu-

ren und Frames dieser öffentlichen Debatte zu analysieren. Vor diesem Hintergrund lässt sich auch 

die Relevanz der vorliegenden Studie begründen: Noch nie wurde in Deutschland in Wirtschaft, 

Politik und vor allem in der breiten Öffentlichkeit so intensiv und kontrovers über das Für und Wi-

der eines Freihandelsabkommens debattiert wie in diesem Fall, der Transatlantic Trade and Invest-

ment Partnership, kurz TTIP. Um die Hintergründe dieser öffentlichen Auseinandersetzung zur Bil-

dung der größten globalen Freihandelszone herauszuarbeiten, wird in der vorliegenden Untersu-

chung der Frage nachgegangen: Wie stellen Kommunikationsakteure von TTIP die mit dem Abkom-

men verbundenen Risiken und Gefahren kommunikativ dar, um eine öffentliche Hegemonie2 ihrer 

Sichtweisen zu erreichen? Der Fokus richtet sich dabei auf Deutschland und damit die deutschen 

Medien. Dies begründet sich darin, dass die „öffentliche Aufmerksamkeit“ (Cavazzini, 2016, S. 93) 

sowie der Widerstand hier am stärksten sind (Berger et al., 2017, S. 87). Interessant bei der TTIP-

Debatte ist, dass die konkreten Inhalte unbekannt sind, die Auswirkungen damit ebenso, jedoch 

die öffentliche Diskussion kontrovers verläuft.   

 
1 http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2040 [Zugriff 29. Juni 2019].  
2 Hegemonie ist die „Fähigkeit der herrschenden Gruppen und Klassen, ihre Interessen dahingehend 

durchzusetzen, dass sie von den zu beherrschenden Gruppen und Klassen als ihre eigenen beziehungs-
weise als gesellschaftliches Allgemeininteresse angesehen werden. Dabei erfolgt eine allgemeine Zu-
stimmung nicht nur zu politischen Verhältnissen (Staat, Parteien, Öffentlichkeit), sondern wird zu einer 
umfassenden und alltäglichen materiellen Praxis in Betrieb, Schule oder Familie. Die bestehenden Ver-
hältnisse werden weitgehend akzeptiert und damit gefestigt“ (Brand, 2004).   



Einleitung: TTIP als öffentliches Konfliktthema 

2 

Um diese öffentliche Kontroverse um die Auswirkungen von TTIP systematisch zu erörtern, ist die 

vorliegende Analyse wie folgt aufgebaut: In Kapitel 1 wird der Waren- und Dienstleistungsaus-

tausch mit seinen globalen Verflechtungen dargestellt. Hierfür wird er historisch eingeordnet und 

es werden Handelsverbünde sowie grundsätzlichen Überlegungen zum Austausch von Waren, Gü-

tern und Dienstleistungen vorgestellt. Ebenso werden relevante Institutionen und Organisationen, 

welche den globalen Handel festigen, dargelegt. Daran anknüpfend wird das Freihandels- und In-

vestitionsabkommen TTIP in Kapitel 2 mit seinen Prozessen und Inhalten dargestellt. Anschließend 

erfolgt im 3. Kapitel die systemtheoretische Erläuterung des Risikos, welches den Rahmen für die 

einzelnen Perspektiven auf die TTIP-Auswirkungen setzt. Notwendige Grundlagen für diese öffent-

liche Kommunikation des Risikos stellt Kapitel 4 zusammen. Anhand der politischen Öffentlichkeit 

werden hier die Besonderheiten der Kommunikation über Risiken erörtert. Dabei besteht in der 

Risikokommunikation die Herausforderung darin, die Effekte von etwas darzustellen, was noch 

nicht existiert – TTIP. Daran anknüpfend werden im 5. Kapitel spezielle Kommunikationsmuster in 

Form von Frames erörtert, welche den Interpretationsrahmen setzen – also die Sichtweise von 

Akteuren enthalten. Darauf aufbauend werden spezifische Risiko-Frames herausgestellt und mit 

der Systemtheorie verbunden, um eine belastbare Grundlage für die TTIP-Risiko-Analyse zu legen. 

Im anschließenden Kapitel 6 werden diese Risiko-Frames mit TTIP-spezifischen Deutungen konkre-

tisiert, welche in einer qualitativen Vorstudie erarbeitet werden. Zudem werden diese Risiko-Fra-

mes bedarfsgerecht ergänzt, damit alle relevanten Facetten der Debatte berücksichtigt werden. 

Im folgenden Kapitel 7 wird die Operationalisierung angeführt, um den Analyserahmen der öffent-

lichen Kommunikation des Abkommens klar zu fassen. Die Untersuchungsergebnisse dieser öffent-

lichen Kontroverse mit ihren Sichtweisen auf die wirtschaftspolitischen Effekte stellt Kapitel 8 zu-

sammen. Hierbei werden die Akteure einzeln und in Gruppen analysiert sowie die Medien mit ihren 

Besonderheiten dargelegt. Kapitel 9 führt die Ergebnisse mit theoretischen Überlegungen zum Ri-

siko in einem Fazit zusammen. Weitergehende Überlegungen und ein Ausblick auf sich anbietende 

Anschlussforschung runden die vorliegende Arbeit ab.3  

  

 
3 Für die vorliegende Arbeit gilt: Wird die männliche Form wie beispielsweise „Händler“ benutzt, sind 

damit gleichwertig auch die weibliche Form sowie weitere Geschlechter gemeint. Für die flüssigeren 
Lesbarkeit wird primär die männliche Form angeführt. Dies soll niemanden diskriminieren, da alle Ge-
schlechter gemeint sind.  
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1 Handel als Voraussetzung für Wohlstand  

Der Austausch von Waren zwischen Völkern existiert bereits seit rund 11.600 Jahren. Um die Ent-

wicklung hin zu Freihandelsabkommen in der Gegenwart besser nachvollziehen zu können, zeich-

net dieses Kapitel die Entwicklung des Handels von ersten Handelsaktivitäten in der Steinzeit bis 

zu TTIP im Jahr 2013 nach. Über die Jahrhunderte wechseln sich dabei teilweise Liberalisierungs- 

und protektionistische Maßnahmen der einzelnen Staaten ab und die Verflechtung von Handels-

beziehungen sowie das Bestreben nach einheitlichen Standards bilden zentrale Entwicklungs-

punkte auf dem Weg zum Freihandel. Einen besonderen Stellenwert nimmt in diesem Zuge die 

Hanse als ein Handelsbündnis ein, welches zentrale Impulse auf dem Weg zum Welthandel setzt.  

1.1 Historie des Handels  

„Weltweite Handelsverflechtungen sind kein Phänomen der Neuzeit. Bereits bevor im 16. Jahrhun-

dert die Kolonialisierung Asiens und Amerikas durch die Europäer einsetzte, gab es Handelsbezie-

hungen […] zwischen Kontinenten“ (Hahn, 2009, S. 9). So zeigen archäologische Funde, dass bereits 

in der Jungsteinzeit vor etwa 11.600 Jahren ein Austausch von Waren über größere Entfernungen 

stattfindet. Bspw. wird anhand des vulkanischen Glassteins Obsidian der Handel zwischen Hun-

derte von Kilometern entfernten Regionen in der heutigen Türkei und Israel nachgewiesen. Neu-

kirchen (2016, S. 22) konstatiert vor diesem Hintergrund, dass es zu dieser Zeit „bereits einen ent-

sprechenden Fernhandel gegeben haben“ muss. Als wichtigen Schritt zum Grenzen überschreiten-

den Handel nennt Hahn (2009) die Seidenstraße, auf welcher ab circa 200 vor Christi Geburt Waren 

zwischen China und dem östlichen Mittelmeerraum transportiert werden. Gründe für Handel fin-

den sich teilweise darin, dass unterschiedliche Regionen einen Mangel einzelner Güter und andere 

Gebiete einen Überfluss dieser aufweisen. Daher bildet die „unzureichende Menge oder Qualität 

der benötigten Produktionsfaktoren im betreffenden Land“ (Kruber, Mees, & Meyer, 2008) eine 

von mehreren Ursachen für den Warenhandel.  

Der Austausch von Waren ist im Mittelalter noch von einer „negative[n] Sichtweise von Ökonomie“ 

(Aßländer, 2011, S. 30) geprägt, was den Warenhandel entsprechend einschränkt. Erst in der Neu-

zeit wandelt sich die Sichtweise der Händler und Unternehmer werden risikobereiter. „In der auf-

kommenden Geldwirtschaft der frühen Neuzeit wird dieser Typus [Risikobereitschaft] zum wirt-

schaftlichen Leitbild“ (Pfleiderer, 2016, S. 128). Pfleiderer (ebd.) unterstreicht weiter, dass ein 

neues Wirtschaftssystem unter der „Ägide rationaler Risikokalkulation“ entsteht: „Zeit ist Geld, 

Geld ist Arbeit, Arbeitsprodukte sind Waren, Waren sind geronnenes Geld. Geld und Waren müs-

sen ständig zirkulieren“. Dabei gilt ebenfalls, dass die Mühen der Arbeit sowie das Risiko auf den 
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Reisen in die Preisgestaltung des Produkts einfließen (Isenmann, 2017, S. 83). Vor diesem Hinter-

grund wandelt sich der Handel. Aus deutscher Perspektive ist dabei die Entstehung der Hanse4 ein 

zentraler Schritt auf dem Weg zum Freihandel.  

 Netzwerk der Hanse  

Die Hanse ist eine einzigartige Institution in der deutschen Handelshistorie. Kaufleute schließen 

sich in diesem Verbund zusammen und fördern den Handel mit dem Ausland in Form eines Städ-

tebunds. In seiner Blütezeit gehören der Hanse rund 200 See- und Binnenstädte an und das Han-

delsgebiet erstreckt sich über ganz Europa. Die Keimzelle der Hanse ist das Artlenburger Priveleg 

vom 18. Oktober 1161. Mit diesem Vertragswerk beendete Heinrich der Löwe die kriegerischen 

Konflikte zwischen niederdeutschen Kaufleuten und Kaufleuten der Insel Gotland. Er gewährte mit 

dem Artlenburger Priveleg den „Gotländern in seinem Reich die gleichen Rechte wie den deutschen 

Fernhändlern, nämlich Zollfreiheit, Schutz und Frieden. Diese Garantien beruhten auf Gegenseitig-

keit“ (Hanse, 2019).  

Die Hanse bildet bis Mitte des 17. Jahrhunderts eine wichtige Wirtschaftsmacht in Nordeuropa und 

zeichnet sich durch das Bestreben aus, sicheren Handel zu gewährleisten und politisch wie kulturell 

ihr Gewicht geltend zu machen. Ihr Vorgehen teilt dabei das Risiko im Warenverkehr auf mehrere 

Schultern, um es möglichst niedrig zu halten. Hierfür sind die Händler in Handelsgesellschaften 

organisiert, in denen die Partner ihr Kapital einbringen und nach dem Geschäft ihrem Anteil ent-

sprechend eines Gewinns bzw. Verlusts ausgewiesen bekommen. Die Hanse hält besonders durch 

„informelle Kooperationen ihre Transaktions-, Informations- und Organisationskosten niedrig, was 

[…] [ihr] den profitablen Fernhandel zwischen Ost- und Nordsee ermöglicht“ (Schulte-Beerbühl, 

2011). Die Hansestädte nutzen ihr Bündnis auch gegenüber anderen Städten. So heißt es bspw.: 

„Gegenüber nichthansischen Konkurrenten waren die H.städte meist kompromisslos“ (Hammel-

Kiesow, 2012, S. 771). Der Einfluss der Hanse zeigt sich zudem darin, dass sie handelspolitische 

Bestrebungen auch gegenüber Königen und Fürsten mit Waffengewalt vertritt und sich behauptet. 

Dies wird besonders im 13. und 14. Jahrhundert in der Auseinandersetzung mit verschiedenen Dä-

nenkönigen deutlich. „Nachdem Waldemar 1227 geschlagen wurde, überfiel Waldemar IV 1361 

Gotland und besiegte 1362 auch die hansische Kriegsflotte […]. 1367 schlug die Hanse unter Bruno 

Warendorp zurück und bezwang den dänischen König bei der Belagerung Helsingborgs“ (Hanse, 

2019).  

 
4 Die Hanse war einer der „größten und komplexesten Zusammenschlüsse von Kaufleuten im Mittelalter“ 

(Hahn, 2009, S. 12).  
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Anhand dieser Durchsetzungsstärke des Handelsverbundes gegenüber Regierungen zeigt sich, dass 

der Handel ein wirkmächtiges Instrument sein kann. Die Hanse kontrolliert und bestimmt vom 13. 

bis Mitte des 15. Jahrhunderts zu weiten Teilen den Warenverkehr im heutigen Europa. Primär 

werden Naturprodukte wie Wachs oder Pelze aus dem Osten mit veredelten Produkten wie Tuch 

oder Metallwaren aus dem Westen Europas gehandelt. Dabei nutzt die Hanse zentrale Umschlags-

plätze, sogenannte Kontore, und in der Fläche zahlreiche kleinere Niederlassungen, die Faktoreien. 

Die zunehmende Größe der Hanse zwingt sie, interne Organisationsstrukturen klarer zu fassen. 

Zudem bleibt es eine wichtige Aufgabe, sich weiterhin gegenüber konkurrierenden Fürsten durch-

setzen zu können. Darüber hinaus erstarken die Wirtschaften in den Zielländern und die Konkur-

renz nimmt zu. „Der Druck von außen war somit der Grund dafür, dass sich die Städte von der 

deutschen Hanse („stede van der dudeschen hense“) auf dem ersten Hansetag 1358 in Lübeck als 

Gruppe enger zusammenschlossen“ (Hanse, 2019). Die Abschottung gegenüber Nicht-Hansestäd-

ten, wachsende interne Konkurrenz und die Entdeckung neuer Märkte wie bspw. Amerika erhöhen 

in der Folge allerdings den Druck auf die Hanse. Das führt letztendlich zu ihrem Niedergang, da die 

Strukturen mit der globalen Entwicklung nicht Schritt halten. Das Erstarken der Nationalstaaten 

erschwert es dem überregionalen Handelsverbund zudem, seine Vormachtstellung zu behaupten. 

Auch spaltet die Reformation ab 1517 die Hanse und der dreißigjährige Krieg (1618-1648) führt 

letztendlich zur Auflösung des Handelsraums. „Im Jahre 1669 fand in Lübeck der letzte Hansetag 

der historischen Hanse statt“ (Hanse, 2019). Dennoch kann die Hanse grundsätzlich als Nukleus 

des Freihandels gesehen werden: zum einen der Aufstieg und zum anderen der Niedergang. Denn 

der Aufstieg ging mit einem Vertragswerk zwischen den Staaten einher und der Niedergang ist 

durch einen Mangel an Flexibilität im Umgang mit wirtschaftlichen Entwicklungen charakterisiert. 

Um relevante Handelsentwicklungen näher zu betrachten, werden im folgenden Abschnitt Libera-

lisierungs- und protektionistische Bestrebungen dargelegt.   

 Liberalisierung und Protektionismus  

Wie die Hanse verdeutlicht, bilden Staatsgrenzen eine grundlegende Herausforderung beim inter-

nationalen Warenverkehr, welche sie mit ihrem Netzwerk abzuschwächen sucht. Staatsgrenzen 

stellen Hürden für den Handel dar, da an diesen bspw. Handelsbarrieren wie „Einfuhr- und Aus-

fuhrabgaben“ (Conway, 2011, S. 87) leicht erhoben werden können. Diese Einfuhr- und Ausfuhr-

abgaben sind mit Zöllen gleichzusetzen. In vielen Ländern wird im 17. und 18. Jahrhundert ver-

sucht, den Handel schrittweise zu liberalisieren, um so den Warenverkehr auszuweiten. So senkt 

bspw. Großbritannien mit dem Eden Treaty im Jahr 1786 die Zölle im Handel mit Frankreich und 

schafft dadurch entsprechende Handelsfreiheiten. Der Eden Treaty bildet, ausgehend vom Prinzip 

der gegenseitigen und umfassenden „liberty of navigation and commerce“ (Bowden, 1919, S. 19), 
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die Grundlage für einen freien Warenverkehr zwischen beiden Ländern und die Absenkung von 

Zöllen. Das Abkommen umfasst weiterhin die „privileges of residence, travel, the purchase and use 

of consumption goods, and the practice of religious faiths, within the European dominions of the 

two countries“ (Bowden, 1919, S. 19). Deutlich wird, dass beide Nationen viele Bereiche des Han-

dels wie Reisefreiheiten oder den leichteren Warenkonsum in dem Abkommen regeln. „In England 

und den Vereinigten Niederlanden erlebten Handel und Gewerbe daraufhin im 17. Jahrhundert 

eine Blütezeit, die wesentlich durch die Beteiligung des städtischen Bürgertums an politischer 

Macht und die militärische Absicherung des Handels gefördert“ (Wolf, 2013) wird. Wenig später 

fällt das Abkommen allerdings durch einen militärischen Konflikt zwischen beiden Ländern (Graff, 

Kenwood & Lougheed, 2014).  

Der Warenverkehr erfährt besonders ab dem 19. Jahrhundert einen wichtigen Impuls durch Inno-

vationen und neue Institutionen. Technische Innovationen wie die Dampfmaschine und institutio-

nelle Veränderungen bilden relevante Voraussetzungen für die Ausweitung des Handels. Die Inno-

vationen begründen dabei die Grundlage der Industrialisierung und damit des modernen Wirt-

schaftswachstums (Fremdling, 1986, S. 13). Der Weg zum Freihandel ist an dieser Stelle noch stei-

nig und in weiter Ferne. Blickt man auf die Länder Europas und auf Nordamerika, so wird deutlich, 

dass der Handel weiter recht restriktiv behandelt wird. Haussherr (1970, S. 457) zeigt bspw., dass 

viele Staaten ihren Handel in erheblichem Maß reglementieren. Er nennt Österreich, Ungarn und 

die USA. Diese Länder stellen sich teilweise gegen den Handel mit anderen Staaten. Österreich und 

Ungarn verweigern den Import von Textilien, Stahl und Eisen und die USA stellten sich gegen den 

Import von Industrieprodukten. Diese Handelsverweigerungen werden indes von Großbritannien 

im 19. Jahrhundert durch einen Liberalisierungsimpuls beeinflusst: „Ab 1823 setzten in Großbri-

tannien erneut Bestrebungen ein, die Einfuhrzölle abzubauen und die Zollgesetze zu vereinfachen“ 

(Hahn, 2009, S. 37). Auf diese partiell erfolgreichen Liberalisierungsbewegungen folgt jedoch wie-

der eine protektionistische Gegenbewegung, welche durch zunehmend preiswerte Einfuhren von 

Weizen nach Deutschland aus den USA und Russland sowie einer Rezession5 in der Zeit zwischen 

1873 und 1879 ausgelöst wird. Nach Graff et al. (2014) schirmt sich Russland erst durch Einfuhrzölle 

auf Industrie- und später auch weiterer Güter deutlich ab. Hingegen halten Großbritannien, die 

Niederlande und Dänemark am Handel weiter fest. Die Situation zu dieser Zeit erscheint nicht ein-

heitlich und die Länder verhalten sich individuell. So strebt Großbritannien weiter an, den Waren-

verkehr unabhängig von Zöllen zu seinen Gunsten zu verändern. Es versucht, die Endverbraucher 

von Waren im eigenen Land über ihren Ursprungsort zu informieren, um dergestalt indirekt pro-

 
5 In einer Rezession geht die wirtschaftliche Aktivität substanziell zurück, der Rückgang betrifft weite Teile 

der Wirtschaft und besitzt eine gewisse Dauerhaftigkeit (Abberger & Nierhaus, 2008, S. 44).  
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tektionistische Maßnahmen durch freiwilligen Konsumverzicht zu bewirken. Die Idee besteht da-

rin, dass Briten britische Produkte anderen vorziehen. Großbritannien legt diese Bestrebung im 

Merchandise Markt Act von 1887 nieder. Der Merchandise Markt Act verfügt, dass alle von Groß-

britannien importierten Waren mit der Kennzeichnung „Made in …“ versehen werden müssen. Für 

Großbritannien bringt diese Maßnahme jedoch nicht den gewünschten Erfolg, da die Qualität deut-

scher Produkte von den Briten geschätzt wird und die Kennzeichnung Made in Germany verkaufs-

fördernd wirkt. „Die deutschen Exporteure steigerten ihren Einfuhranteil zwischen 1883 und 1893 

allein in Großbritannien um rund 30 Prozent“ (Hilger, 2011). Ebenso stimuliert der Deutsche Zoll-

verein ab dem Jahr 1834 durch einen zollfreien Binnenmarkt den Handel (Spremann, 2019, S. 10). 

Im Deutschen Zollverein schließen sich Staaten des Deutschen Bundes zusammen, um einen ge-

meinsamen Wirtschaftsraum zu schaffen.  

 Wirtschaftswachstum und Handel  

Betrachtet man die Effekte der parallel in unterschiedlichen Ländern stattfindenden Absenkungen 

von Zöllen, so wird deutlich, dass der Welthandel zwischen 1881 und 1913 pro Dekade um 40 % 

ansteigt. Mit dem Ersten Weltkrieg (1914 bis 1918) und dem Börsencrash von 1929 sowie der an-

schließenden weltweiten Rezession wird der Handel jedoch maßgeblich eingeschränkt. Das Ende 

des Zweiten Weltkriegs (1939 bis 1945) bildet hingegen den Beginn eines deutlichen Anstiegs des 

globalen Handels. Der Zeitraum von 1945 bis 1973 ist auch als Golden Age of Capitalism (Rugitsky, 

2014) bekannt und gekennzeichnet durch erhebliches Wirtschaftswachstum sowie Gehaltszu-

wächse bei vielen Menschen (Wehler, 2008, S. 48).  

Grundsätzlich ist zu konstatieren, dass „die Entwicklung und Strukturen der Welthandelsbeziehun-

gen“ (Büter, 2013, S. 11) das „Ergebnis einer weltweiten internationalen Arbeitsteilung“ (ebd.) 

nach 1945 sind. Das Welthandelsvolumen6 vervielfältigt sich nach 1945 deutlich, was auch auf die 

Reduzierung von Zöllen zurückzuführen ist. Vergleicht man das Warenhandelsvolumen mit der 

Weltwirtschaftsleistung7 im gleichen Zeitraum, ist festzustellen, dass das Warenhandelsvolumen 

signifikant gestiegen ist. Als Grund hierfür nennt Büter (2013, S. 11) die „Außenhandelsliberalisie-

rung in Form des Abbaus von Zöllen und Handelshemmnissen“, einen wachsenden Wohlstand so-

wie „sinkende Transportkosten und verbesserte Kommunikationsmöglichkeiten“. Vor dem Hinter-

grund wachsender Volkswirtschaften (Wehler, 2008) wird im folgenden Abschnitt der Fokus auf 

 
6 Eine Übersicht über das „Volumen des Welthandels (1981-2015)“ gibt die Bundeszentrale für politische 

Bildung (2016).  
7 Summe der Bruttoinlandsprodukte (Büter, 2013, S. 2).  



1 Handel als Voraussetzung für Wohlstand 

8 

die politischen Welthandelsbeziehungen gerichtet, da das Absenken der Zölle eine politische Maß-

nahme begründet, welche die Wirtschaft beeinflusst. Politik und Wirtschaft hängen eng zusam-

men. Ebendieser Zusammenhang wird im Folgenden näher betrachtet.  

1.2 Wirtschaftspolitische Entwicklung des Freihandels  

Dieser Abschnitt befasst sich mit den wirtschaftlichen, politischen und rechtlichen Rahmenbedin-

gungen, um TTIP auf Grundlage der institutionellen Veränderungen im 20. Jahrhundert leichter 

einordnen zu können. Relevanten Institutionen, die dem Welthandel wichtige Impulse gaben – wie 

die Welthandelsorganisation oder der Internationale Währungsfond – werden hierzu neben der 

Begrifflichkeit der Wirtschaftspolitik im Folgenden vorgestellt.  

 Wirtschaftspolitik  

Wirtschaftspolitik beschreibt das Zusammenwirken von Politik und Wirtschaft. Wie voranstehend 

ausgeführt, ist bereits die Eden Treaty von 1786 ein Abkommen, das u. a. den Warenverkehr regelt. 

TTIP kann ebenso als wirtschaftspolitische Maßnahme zwischen staatlicher Regulierung (Politik) 

und unternehmerischer Freiheit (Wirtschaft) angesiedelt werden, da seitens der Politik Regeln für 

die Wirtschaft erlassen werden. Das Ziel der Wirtschaftspolitik als Regulierung besteht darin, die 

Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft zu verbessern und ein „ausgewogenes Wachstum, 

Vollbeschäftigung, Preisstabilität, gesunde öffentliche Finanzen, Förderung des wirtschaftlichen 

und sozialen Zusammenhalts“ (Böttcher, 2016, S. 445) anzustreben oder zu erhalten. Der Begriff 

Wirtschaftspolitik, der dieses Gefüge beschreibt, wird daher wie folgt definiert:  

„Wirtschaftspolitik erstreckt sich auf die Durchführung von Maßnahmen, mit denen be-
stimmte ökonomische und soziale Ziele verwirklicht werden sollen. Das überhaupt staatli-
cherseits eine Notwendigkeit für wirtschaftspolitisches Handeln besteht, ergibt sich aus 
der Feststellung, dass der autonome, private Wirtschaftsprozess insgesamt nicht die ge-
wünschten Resultate bringt“ (Altmann, 2007, S. 6).  

TTIP kann somit als staatliches Handeln verstanden werden, da die Wirtschaftsprozesse zwischen 

den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) und der Europäischen Union (EU) verbessert werden 

sollen.  

Wie es bspw. bei der EU-Kommission heißt, gehört zu den Zielen von TTIP die:  

- „Stärkung des globalen Einflusses der EU – durch Erhöhung ihrer Attraktivität für Investo-

ren, hohe Standards im weltweiten Handel und Verbreitung europäischer Werte 
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- Schaffung von Arbeitsplätzen und Wachstum durch ausgewogene und fortschrittliche Han-

delsabkommen“ (EU-Kommission, 2017).  

Dieser Ansatz zeigt sich bereits in zahlreichen Handelsabkommen der EU, bspw. mit Island oder 

Südafrika.8 Die Handelsbeziehungen auf internationaler Ebene können dabei durch vielfältige Ver-

einbarungen geregelt werden. Handelsabkommen (trade agreements) sind neben Präferenz-9 oder 

Assoziierungsabkommen10 eine Möglichkeit von Handelsübereinkünften zwischen Staaten oder 

Staatenverbünden. „Bereits in der unmittelbaren Nachgründungsphase der Europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft hat diese erste Freihandelsabkommen und Zollunionen mit Drittstaaten ab-

geschlossen, so u. a. mit Island, der Schweiz und Liechtenstein“ (Bungenberg, 2016, S. 91). Dabei 

sind Handelsabkommen Verträge zwischen zwei oder mehreren Staaten, um die grenzüberschrei-

tenden Handelsströme zu regeln. Der Hintergrund von Handelsabkommen besteht darin, dass die 

vertraglichen Vereinbarungen zwischen Staaten längerfristig angelegt sind und die Wirtschaft stär-

ken sollen. Um TTIP als ein Abkommen vor diesen Gedanken leichter wirtschaftspolitisch einord-

nen zu können, werden im Folgenden zentrale Etappen der internationalen Handelspolitik im 21. 

Jahrhundert erörtert.  

 System von Bretton Woods  

Die Weltwirtschaftskonferenz des Völkerbunds von 1927 ist eines der ersten Treffen von Außen- 

und Wirtschaftsministern, auf dem zentrale Themen von Weltwirtschaft und internationalem Han-

del adressiert werden. Gleichwohl unterbricht der Zweite Weltkrieg die globale Annäherung der 

Staaten. Seit dem Ende des zweiten Weltkriegs nimmt der Austausch auf internationaler Ebene 

jedoch stetig deutlich zu. „Seit dem zweiten Weltkrieg hat sich eine international koordinierte Han-

delspolitik entwickelt, deren Anfänge im Wesentlichen auf das Engagement der USA zurückgehen“ 

(Hahn, 2009, S. 60). In den USA zeichnet sich in den 1930er Jahren die Erkenntnis ab, dass Zölle auf 

 
8 Eine Übersicht von entsprechenden Abkommen haben die Bundeszentrale für Politische Bildung zusam-

mengestellt (BpB, 2016c) und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi, 2017).  
9 „Präferenzabkommen (preferential agreement) betreffen weitreichende Handelsvergünstigungen, 

meist in Form von Zollerleichterungen bis hin zur eingeschränkten Zollfreiheit. Durch Präferenzabkom-
men gewähren sich die beteiligten Staaten eine Vorzugsbehandlung. Dies verstößt zwar gegen das Prin-
zip der Meistbegünstigung, wird jedoch bei Freihandelszonen und Zollunionen toleriert“ (Büter, 2013, 
S. 17).   

10 „Assoziierungsabkommen (association agreement) sehen [im Vergleich zu Präferenzabkommen] eine 
noch intensivere Bindung der Vertragspartner vor und beziehen sich beispielsweise auf die Durchfüh-
rung gemeinsamer Projekte sowie auch auf nichtökonomische Bereiche zwischenstaatlicher Zusam-
menarbeit. Durch ein Assoziierungsabkommen wird ein Staat mit einer Staatengemeinschaft verbun-
den, ohne eine Vollmitgliedschaft zu erhalten“ (Büter, 2013, S. 17).  
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Güter teilweise geringere Wirtschaftsleistungen erzeugen.11 Daraufhin werden bilaterale Handels-

abkommen zwischen den USA und verschiedenen Ländern geschlossen, um auf diese Weise die 

Einfuhrzölle einzelner Güter senken zu können. Auf diesem Wege gelingt es, den Zoll von US-Im-

porten durchschnittlich von 59 % im Jahr 1932 auf 25 % nach 1945 zu reduzieren. Die Erkenntnis 

der USA und auch Großbritanniens, dass nationalstaatlicher Protektionismus und die Rezession ab 

1929 maßgeblich zum Ausbruch des zweiten Weltkriegs geführt hätten, führt zu einer erweiterten 

Sicht auf den Handel. „Es kann gesagt werden, dass eine freie Marktwirtschaft in der Lage ist, Wohl-

stand zu schaffen“ (Müller, 2019). Nachdem eine Re-Integration auf globaler Ebene nach 1945 – 

bedingt durch die beiden konkurrierenden Systeme von Kapitalismus (westliche Staaten) und Kom-

munismus (östliche Staaten) – nur schwer vorstellbar erscheint, gründen die beiden Systeme se-

parate Institutionen statt „einer ursprünglich geplanten Internationalen Handelsorganisation“ 

(Wolf, 2013). Bereits im Jahr 1944 wird in Bretton Woods, USA, auf einer Delegiertenkonferenz die 

Grundlage für eine zukünftige Ausrichtung des globalen westlichen Handels beraten. So „entstand 

das ‚System von Bretton Woods‘, das mit der Schaffung des Internationalen Währungsfonds und 

der Weltbank den Versuch darstellte, über eine Bindung des US-Dollars an Gold den internationa-

len Goldstandard in angepasster Form wiederzubeleben“ (Wolf, 2013; Burhop, Becker & Bank, 

2013). In der Sowjetunion wird im Jahr „1949 als Gegenentwurf dazu der Rat für gegenseitige Wirt-

schaftshilfe (RGW oder COMECON) begründet“ (ebd.). Die Wirtschaft orientiert sich bei den östli-

chen Staaten an der Planwirtschaft.  

 Internationale Organisationen des Freihandels   

Im Rahmen von Bretton Woods im Jahr 1944 wird der Internationale Währungsfond (IWF) ange-

regt. Der IWF dient der „Stabilisierung der Weltfinanzordnung“ (Rittberger, Zangl & Kruck, 2013, S. 

62) und ist ein wichtiger Schritt in der Institutionalisierung des Handels der beteiligten Staaten. Die 

zentralen Aufgaben des IWF in der Nachkriegsphase sind die „Förderung des multinationalen Han-

dels, die Überwachung der währungspolitischen Vereinbarungen von Bretton Woods und die 

Vergabe von Krediten an die Mitgliedstaaten“ (Hahn, 2009, S. 62). Mit dem IWF soll der wirtschafts-

politischen Schräglage, welche sich aus der großen Depression12 ergeben hat, entgegengewirkt 

werden können (Rittberger, Zangl & Kruck, 2013, S. 62 f.).13 Das wirtschaftspolitische Handeln des 

 
11 Eine Übersicht von Handelsbeschränkungen, Zöllen, Handelsvolumen etc. ist bei der Bundeszentrale für 

politische Bildung abrufbar: http://www.bpb.de/politik/wirtschaft/freihandel/233597/zahlen-und-in-
fografiken [Zugriff 13.10.2016].  

12 Eine ausführliche Darstellung der Wirtschaftskrise von 1929 – als Folge der großen Depression – hat u.a. 
Ben Bernanke (2000) in seinen Essays on the Great Depression dargelegt.  

13 „During the Great Depression of the 1930s, countries attempted to shore up their failing economies by 
sharply raising barriers to foreign trade, devaluing their currencies to compete against each other for 
export markets, and curtailing their citizens' freedom to hold foreign exchange. These attempts proved 
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IWF besteht konsequenterweise darin, das internationale Geldsystem14 zu monitoren und sicher-

zustellen, dass das globale Wechselkurssystem stabil bleibt und die Mitgliedstaaten darin zu be-

stärken, „to eliminate exchange restrictions that hindered trade“ (IWF, 2016). Im Jahr 1973 verliert 

der IWF jedoch seine Funktion, da durch die Abschaffung der Goldbindung des Dollars „für die 

wichtigsten Währungen mehr oder weniger flexible Wechselkurse“ gelten (Nunnenkamp, 2002, S. 

6). Damit entfällt die Funktion des IWF, das vormalige System prinzipiell fixierter Wechselkurse 

durch temporäre Zahlungsbilanzhilfen zu stabilisieren (Nowzad 1994; Bordo und James 2000, in: 

Nunnenkamp, 2002, S. 6). Jedoch hat der IWF bis heute Bestand und verleiht bspw. in der aktuellen 

Finanz- und Staatsschuldenkrise in Abstimmung mit anderen Institutionen und unter Auflagen Geld 

an Mitgliedstaaten (Bieling & Hüttmann, 2016).  

Eine weitere wichtige globale Institution neben dem IWF ist die Weltbank, die ebenfalls im Rahmen 

der Vereinbarungen von Bretton Woods gegründet wird. Die Weltbank ist, wie der IWF, eine mul-

tinationale Organisation und soll mit Finanzdienstleistungen die globale Armut bekämpfen. Ihr 

Gründungszweck besteht darin, die Staaten nach dem zweiten Weltkrieg wieder aufzubauen 

(Worldbank, 2018). Neben der Gründung dieser beiden Institutionen, IWF und Weltbank, soll der 

Handel mit weiteren Impulsen in Form von Handelserleichterungen wie dem Zollabbau mehr und 

mehr ausgeweitet werden. Neben diesen und weiteren Institutionen sowie Organisationen wer-

den ebenfalls Handelsabkommen geschlossen, die nicht an Institutionen gebunden sind. Ein zent-

rales Handelsabkommen, das GATT, wird im Folgenden erläutert.  

 General Agreement on Tariffs and Trade 

Die USA wollten nach dem zweiten Weltkrieg den globalen Handel schrittweise liberalisieren. 

Denn: „Der Handel kann helfen, mehr Menschen am Wohlstand einer modernen Wirtschaft teilha-

ben zu lassen, aber es ist eine Frage des institutionellen Rahmens, ob und inwieweit dies gelingt“ 

(Wolf, 2013). Für eine erfolgreiche Wohlstandsmehrung könnten Handelsabkommen hierzu aus 

US-amerikanischer Sicht einen wesentlichen Beitrag leisten.  

Der britische Ökonom John Maynard Keynes15 spricht sich in den Bretton-Woods-Verhandlungen 

für die Schaffung einer internationalen Handelsorganisation (International Trade Organisation, 

 
to be self-defeating. World trade declined sharply […], and employment and living standards plum-
meted in many countries“ (IWF, 2016). 

14 „The system of exchange rates and international payments that enables countries and their citizens to 
buy goods and services from each other“ (IWF, 2016).  

15 Die Wirtschaftstheorien von John Maynard Keynes (1883-1946) über Vollbeschäftigung in Verbindung 
mit Markteingriffen sind maßgebend im wirtschaftspolitischen Diskurs. Eine Biografie hat die Keynes 
Gesellschaft zusammenbestellt. Sie ist abrufbar unter http://www.keynes-gesellschaft.de/wp/keynes-
leben-und-werk/lebenslauf-und-biographien/kurzbiographie/ [Zugriff 07.08.2018].  

http://www.keynes-gesellschaft.de/wp/keynes-leben-und-werk/lebenslauf-und-biographien/kurzbiographie/
http://www.keynes-gesellschaft.de/wp/keynes-leben-und-werk/lebenslauf-und-biographien/kurzbiographie/
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ITO) aus. Zu dieser Zeit beträgt die durchschnittliche Zollbelastung vieler Staaten rund 40 % (Büter, 

2013, S. 19). Daher soll ein erklärtes Ziel der ITO nach Keynes der Abbau von Hemmnissen im in-

ternationalen Handel sowie die Regulierung des globalen Handels sein (George, 2007). Die Grün-

dung der ITO findet jedoch nicht statt, da die USA die provisorische Einrichtung des Allgemeinen 

Zoll- und Handelsabkommens (General Agreement on Tariffs and Trade, GATT) favorisieren und sie 

zu dieser Zeit mit Großbritannien zusammen den meisten Einfluss auf die weltweite Handelspolitik 

ausüben (Hahn, 2009). Aus US-amerikanischer Perspektive soll dieses Handelsabkommen so ge-

staltet werden, dass es keine Mitgliedstaaten, sondern Vertragspartner gibt. Vor diesem Hinter-

grund wird am 30. Oktober 1947 das GATT von 23 Ländern16 ratifiziert und tritt am 1. Januar 1948 

in Kraft. „Das GATT-1947 bezog sich ausschließlich auf den Güterhandel“ (Cemerin, 2007, S. 19). 

Im weiteren Verlauf der GATT-Beratungen wird beschlossen, dass Dienstleistungen und der Schutz 

geistigen Eigentums aufgenommen werden. In der Präambel des GATT werden im Sinne der Libe-

ralisierung des Welthandels der Zollabbau und ein diskriminierungsfreier Handel niedergelegt. Die 

Anhebung des Wohlstandsniveaus und höhere Reallohneinkommen sowie der Abbau von nicht-

tarifären Handelshemmnissen17 auf Basis der Meistbegünstigung und Reziprozität18 (Kiani, 2014, S. 

171 ff.) finden gleichfalls Eingang in das GATT.  

Das Prinzip der Liberalisierung beinhaltet das Verbot von handelsprotektionistischen Maßnahmen 

(Büter, 2013, S. 18). Das Prinzip der Meistbegünstigung folgt der Grundidee, dass Zollerleichterun-

gen zwischen einzelnen Nationen allen am Abkommen beteiligten Nationen zugutekommen19. Das 

Prinzip der Reziprozität besteht darin, „dass sich die Vertragspartner untereinander gleichwertige 

Zugeständnisse einräumen“ (Hahn, 2009, S. 63)20. Das vierte Prinzip – Nichtdiskriminierung – lau-

tet: „Ausländische Waren sollen nach Überschreiten der Grenze genauso behandelt werden wie 

inländische Waren […] Insbesondere sollen keine zusätzlichen Steuern oder abweichende Produkt-

anforderungen erhoben werden“ (Büter, 2013, S. 18). Durch das GATT wird ein recht homogener 

Handelsraum geschaffen.  

 
16 Die 23 Gründungsmitglieder waren: Australien, Belgien, Brasilien, Burma, Kanada, Ceylon, Chile, Repub-

lik China, Kuba, Frankreich, Indien, Libanon, Luxemburg, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Pakistan, 
Südrhodesien, Südafrikanische Union, Syrien, Tschechoslowakei, Vereinigtes Königreich und USA. Die 
Bundesrepublik Deutschland und Österreich wurden im Jahr 1951 Vertragsmitglieder, die Schweiz folgte 
1966 (WTO, 2018).  

17 Nicht-tarifäre Handelshemmnisse werden weiter unten definiert und detailliert dargelegt.  
18 Reziprozität meint die gegenseitige Gleichbehandlung: Wie du mir, so ich dir! (Hahn, 209, S. 63) 
19 Beispielsweise besteht zwischen den USA und Großbritannien bei einzelnen Produkten Zollfreiheit. Das 

Prinzip der Meistbegünstigung besagt in diesem Fall, dass die Zollfreiheit dieser Produkte auch für die 
anderen Nationen des Abkommens garantiert wird (Büter, 2013, S. 18).  

20 Räumt ein Land einem anderen Land Handelserleichterungen ein, sollen „diese immer gleichwertigen 
Gegenleistungen entsprechen“ (Büter, 2013, S. 18).  
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Der Weg zur Zollsatzsenkung vollzieht sich zwischen 1947 und 1995 in acht Verhandlungsrunden.21 

Teil des Erfolges von GATT ist, dass die durchschnittliche Zollbelastung von anfänglich 40 % im Jahr 

1947 auf 4 % im Jahr 1994 gesenkt wird. Mit Blick auf die letzte Verhandlungsrunde (Uruguay-

Runde) ist eine Ausweitung der Themen und Inhalte zu konstatieren – nicht zuletzt vor dem Hin-

tergrund des Zusammenbruchs der Sowjetunion am Ende der 1980er Jahre. So wird neben der 

„Handelsliberalisierung (Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse) [zusätzlich über] Agrarproduk-

tion, Textil- und Rohstoffhandel, Dienstleistungen, Investitionen und […] [den] Schutz geistigen Ei-

gentums“ (Furtak, 2015, S. 324) gesprochen. Während dieser Verhandlungen, die am 15. Dezem-

ber 1993 enden, wird vereinbart, GATT zu institutionalisieren. So wird die Grundidee einer Welt-

handelsorganisation festgeschrieben.  

 Welthandelsorganisation  

Wenige Monate nach der Uruguay-Runde, „am 15. April 1994, unterzeichneten Vertreter von 125 

Staaten in Marrakesch (Marokko) das Übereinkommen zur Errichtung der World Trade Organiza-

tion (WTO – Welthandelsorganisation) und schufen damit die Grundlage für eine Welthandelsord-

nung“ (Furtak, 2015, S. 324). Am 1. Januar 1995 nimmt die WTO ihre Arbeit in Genf auf. Die WTO 

ist im Kontrast zum GATT eine Organisation mit rund 600 Mitarbeitern und hat im Jahr 2014 160 

Mitgliedstaaten (WTO, 2015). Die WTO unterscheidet sich zudem im Aufgabenumfang zum GATT, 

da sich die WTO zusätzlich zu den Handelsfragen mit der „Harmonisierung von internationalen 

Austauschbeziehungen auf allen Ebenen“ (Hahn, 2009, S. 66) auseinandersetzt. Janusch (2016, S. 

1) drückt die Unterschiede zwischen dem GATT und der WTO wie folgt aus:  

„Hatten zuvor die multilateralen Verhandlungen im Rahmen des GATT absolute Priorität in 
der Welthandelspolitik, ist seit Mitte der neunziger Jahre ein neuer Regionalismus, insbe-
sondere Bilateralismus, zur gleichwertigen oder primären handelspolitischen Strategie der 
meisten Staaten geworden.“ 

Das zeigt sich darin, argumentiert Janusch (2016, S. 1) weiter, dass die Zahl der „bilateralen und 

regionalen Freihandelsabkommen seit Mitte der neunziger Jahre drastisch“ angestiegen ist. Als 

Grund für diesen Anstieg nennt er einen Strategiewechsel der Staaten dadurch, dass Freihandels-

abkommen mit weniger Akteuren rascher abgeschlossen werden können. Die Verhandlungen von 

multilateralen Abkommen im Rahmen der WTO sind dagegen langwierig und teilweise von gerin-

 
21 1947 Genf, 1949 Annecy-Runde, 1950-1951 Torquay-Runde, 1956 Geneve-Runde, 1961-1962 Dillon-

Runde, 1964-1967 Kennedy-Runde, 1973-1979 Tokio-Runde, 1986-1994 Uruguay-Runde (Mildner, 2005 
in: Hahn, 2009, S. 64).  
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gem wirtschaftspolitischem Nutzen. Bevor nun der Fokus direkt auf Freihandelsabkommen gerich-

tet wird, wird im anschließenden Abschnitt die Komplexität des Außenhandels beschrieben. Auf 

diesem Weg soll der Charakter von Freihandelsabkommen verdeutlicht werden. 

Im Jahr 1996 beschließt die WTO, die Verhandlungsrunden zur Liberalisierung des Welthandels 

fortzuführen und 1999 findet das erste Treffen der WTO-Mitgliedsländer in Seattle (USA) statt. 

Dieses erste Treffen in Seattle wird ergebnislos abgeschlossen, da sich die WTO-Mitgliedsstaaten 

nicht auf die 20 Verhandlungspunkte22 einigen können. Dies liegt daran, dass die Interessen von 

Industrie- und Entwicklungsländern zu unterschiedlich sind. Die Entwicklungsländer fordern bei-

spielsweise einen leichteren Marktzugang für ihre Agrarprodukte auf den Märkten der Industrie-

länder, einen Abbau der Subventionen im Agrarsektor der Industrieländer und eine Freigabe im 

Bereich des geistigen Eigentums. Diese Forderungen beziehen sich auf Zutrittsbarrieren, die bspw. 

den europäischen Markt abschirmen. Ohne diese europäischen Marktzutrittsbarrieren hätten viele 

Entwicklungsländer einen weiteren Absatzmarkt für ihre Produkte (Donges, Menzel & Paulus, 

2003, S. 145 ff.). Die Industrieländer kommen den Forderungen allerdings nur bedingt nach. Im 

Jahr 2001 werden die Gespräche vor dem Hintergrund der gescheiterten Verhandlungen in Seattle, 

der Terroranschläge in den USA am 9. September 2001 (9/11) und der Angst vor einer weltweiten 

Rezession in der Hauptstadt von Katar, Doha, wieder aufgenommen. In diesen Verhandlungen sol-

len die Forderungen der Entwicklungsländer stärker berücksichtigt werden. Doch diese Verhand-

lungen scheitern ebenfalls. Und auch weitere Versuche, die Doha-Runde zu einem Abschluss zu 

führen, bleiben in Genf 2004 und Hong Kong 2005 (WTO, 2015a) erfolglos.  

Bei all den Bemühungen, den Handel zu stärken, dürfen die Auswirkungen auf weitere Staaten 

nicht vernachlässigt werden. In vielfältigen Untersuchungen zu den Effekten des Freihandels wird 

deutlich, dass Freihandel für die unmittelbar beteiligten Wirtschaftssysteme und die direkt be-

troffene Gesellschaft mehr Vorteile als Nachteile bringt (Büter, 2013; Sinn, 2014). Jedoch muss 

auch festgehalten werden, dass Freihandelsabkommen auch Auswirkungen auf Staaten haben, 

welche nicht direkt am Freihandelsabkommen teilnehmen. „Das Freihandelsabkommen zwischen 

der EU und den USA, TTIP, wird aufgrund seiner Größe auch Schwellen- und Entwicklungsländer 

betreffen. Diese profitieren zwar, wenn zusätzliches Wachstum in den TTIP-Ländern die Auslands-

nachfrage nach ihren Waren erhöht, aber zugleich müssen sie um ihre preisliche Wettbewerbsfä-

higkeit in der EU und den USA fürchten, weil die TTIP-Partner in diesen Ländern dank des Abkom-

mens billiger anbieten können“ (Felbermayr & Kohler, 2015, S. 26). Die Analyse der beiden Forscher 

 
22 Nahezu alle Verhandlungspunkte (u. a.: Dienstleistungen, Verhältnis zwischen Handel und Investitio-

nen, Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen oder Technologietransfer) wurden übereinstim-
mend geklärt. Jedoch konnten sich die WTO-Mitgliedsländer nicht über die Punkte Landwirtschaft (ag-
riculture) und Baumwolle (cotton) einigen (Hahn, 2009, S. 71; WTO, 2015a).  
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zeigt aber auch, dass „pauschale Aussagen […] unmöglich [sind], denn manche Drittstaaten werden 

wahrscheinlich gewinnen, andere verlieren“ (ebd.). Eine wichtige ökonomische Erkenntnis zum in-

ternationalen Handel kann jedoch festgehalten werden, nämlich die, dass der Handel kein Null-

summenspiel ist, sondern Wohlfahrtseffekte für alle beteiligten Länder ermöglicht (Dietrich et al, 

2014, S. 34). 

1.3 Kooperationen im Freihandel  

Das Scheitern der Doha-Runde verdeutlicht, wie komplex Freihandelsabkommen mit vielen unter-

schiedlichen beteiligten Staaten sein können. Im Folgenden werden exemplarisch vier Möglichkei-

ten der Handelsliberalisierung angeführt, um zu veranschaulichen, dass Freihandelsabkommen le-

diglich eine Möglichkeit der vertraglichen Vereinbarung im Handel zwischen Staaten bilden.  

1. Ein Binnenmarkt, wie bspw. der europäische Wirtschaftsraum, verfügt über freien Verkehr 

unterschiedlicher Faktoren. So können die Faktoren Arbeit, Dienstleistung, Kapital oder 

Ware frei im Binnenmarkt bewegt werden oder sich bewegen. Handelsbarrieren wie wei-

tere Grenzkontrollen entfallen (EUR-Lex, 2018).  

2. In einer Zollunion werden „zwischen den beteiligten Volkswirtschaften (schrittweise) alle 

Zölle und Kontingente23 beseitigt; parallel hierzu werden gleichzeitig die von den Mitglieds-

ländern gegenüber Drittländern angewendeten Zölle und Kontingente aneinander angegli-

chen, so dass nach außen hin ein einheitliches Zollrecht gilt“ (Gabler, 2018b).  

3. Die Verwirklichung einer Wirtschaftsunion erfolgt durch eine stufenweise Harmonisierung 

der Außen- und Binnenwirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten sowie ihrer Sozialpolitik. Ein 

Großteil der nationalen Rechtsordnung wird durch supranationales Recht ersetzt oder die-

sem angepasst (Gabler, 2018a).  

4. Freihandelsabkommen24; 25 sind völkerrechtliche Verträge, welche den freien Handel von 

Waren und Dienstleistungen zwischen den vertragsschließenden souveränen Staaten 

rechtlich regeln. Ein Ziel ist die Liberalisierung des Handels. Ein konkretes Ziel kann der 

 
23 Kontingente können die maximale Einfuhr oder Abnahme von Gütern sein. So werden minimal oder 

maximale Abnahmen geregelt. Dies kann als Eingriff in den freien Warenverkehr gesehen werden.   
24 Mit „Freihandelszonen und Weltexporte im Überblick“ hat die Bundeszentrale für politische Bildung 

eine Übersicht zusammengestellt, welche die Größen der unterschiedlichen Freihandelszonen anschau-
lich quantifiziert, abrufbar unter http://www.bpb.de/politik/wirtschaft/freihandel/233784/freihandels-
zonen-und-weltexporte-im-ueberblick [Zugriff 18.01.2018].  

25 Eine Übersicht von Freihandelsabkommen hat die Bundeszentrale für politische Bildung unter der Über-
schrift „TTIP im Kontext anderer Freihandelsabkommen“ zusammengestellt, abrufbar unter 
http://www.bpb.de/apuz/197169/ttip-im-kontext-anderer-freihandelsabkommen?p=all [Zugriff 
18.01.2018].  



1 Handel als Voraussetzung für Wohlstand 

16 

Verzicht auf Handelsbarrieren wie bspw. Zölle oder eine Harmonisierung26 von Standards 

sein. Ebenso können durch den rechtlichen Rahmen des Freihandelsabkommens Wirt-

schaftswachstum oder eine Steigerung der Beschäftigung angestrebt werden. Weiterhin 

ist ein zentrales Element von Freihandelsabkommen, dass die Vertragspartner politisch 

selbstständig bleiben, sie folgen aber den sich im Freihandelsabkommen auferlegten Re-

geln (Janusch, 2016; Dietrich, 2014; Welfens, Korus, & Irawan, 2014).27 Janusch (2015, S. 

95 f.) ergänzt eine wichtige Differenzierung zur Zollunion, in Anlehnung an Klump & Skala 

(2006, 352 f.): „Da jedoch nicht wie bei einer Zollunion28 ein einheitlicher Außenzoll gegen-

über anderen Drittländern geschaffen wird, bedarf es der Einführung sogenannter Ur-

sprungsregeln, um zu verhindern, dass ein Drittland seine Güter über das Land mit dem 

niedrigsten Zoll in die Freihandelszone einführt und dann zollfrei in die anderen Mitglieds-

länder exportiert. Ursprungsregeln legen fest, zu wie viel Prozent ein Gut im Inland herge-

stellt worden sein muss, damit es zollfrei unter dem FTA29 gehandelt werden darf“ (Ja-

nusch, 2015). Zudem klären Ursprungsregeln „die Frage, ob und unter welchen Vorausset-

zungen einer Ware der Ursprung in einem bestimmten Land“ (Weerth , 2015) zuerkannt 

wird.  

Beispiel: Freihandelsabkommen zwischen der EU und Südkorea  

Exemplarisch wird hier ein Freihandelsabkommen aus dem Jahr 2010 thematisiert, um wirtschafts-

politische Effekte auf die Volkswirtschaften der an dem Abkommen beteiligten Staaten darzulegen. 

Hierfür werden die wirtschaftspolitischen Effekte des Freihandelsabkommens der EU mit Südkorea 

betrachtet. Dieses Beispiel bietet sich an, da bei TTIP die EU und ein anderes Land beteiligt sind, 

zudem ist das Beispiel aktuell und umfasst die für TTIP relevanten Neuerungen von Abkommen. 

Diese Neuerungen bestehen darin, dass auch Handelsaspekte aufgenommen werden – wie öffent-

liche Ausschreibungen oder Investitionsschutz – die vorher meist separat geregelt werden.  

Zum Hintergrund des Abkommens: Die EU erklärt in ihrer handelspolitischen Strategie Südkorea zu 

einem vorrangigen Partner und nimmt im Mai 2007 die Verhandlungen über ein Freihandelsab-

kommen auf. „Nach acht offiziellen Gesprächsrunden wurde das […] [Freihandelsabkommen] am 

15. Oktober 2009 von beiden Seiten paraphiert. Am 16. September 2010 genehmigte der Rat das 

[…] [Freihandelsabkommen], und das Abkommen wurde am 6. Oktober 2010 am Rande des EU-

Korea-Gipfeltreffens in Brüssel offiziell unterzeichnet. Das Europäische Parlament stimmte dem 

 
26 Siehe weiter unten nichttarifäre Handelshemmnisse.  
27 Die WTO beziffert zum Stichtag 7. April 2015 die Anzahl der weltweit regionalen Handelsabkommen auf 

612, in Kraft davon sind 406 (WTO, 2015b). 
28 Der Begriff der Zollunion wird im Kapitel Handel erläutert.   
29 FTA steht für Free Trade Area, zu deutsch: Freihandelszone.  
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[…] am 17. Februar 2011 zu. Das Abkommen wird seit dem 1. Juli 2011 vorläufig angewandt“ (EU-

Kommission, 2011, S. 3). Dieses Freihandelsabkommen „ist […] das erste einer neuen Generation 

weitreichenderer Freihandelsabkommen“ (EU-Kommission, 2015c). Inhalte sind: „Abschaffung der 

Zölle für gewerbliche Waren und landwirtschaftliche Erzeugnisse, Abbau von Handelshemmnissen, 

gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen, öffentliches Beschaffungswe-

sen, geistiges Eigentum [und] Dienstleistungen“ (EU-Kommission, 2011, S. 2).  

Um die wirtschaftlichen Auswirkungen dieses Abkommens darzustellen, verpflichtet sich die EU-

Kommission jährlich, einen Bericht über Veränderungen in den wirtschaftlichen Beziehungen zwi-

schen der EU und Südkorea zu verfassen. Am 26. März 2015 veröffentlicht die EU-Kommission ih-

ren Bericht über die wirtschaftlichen Effekte und blickt darin auf die ersten drei Jahre des Freihan-

delsabkommens (EU-Kommission, 2015e). Der Bericht führt aus, dass die Warenexporte der EU 

nach Südkorea um 35 % gestiegen sind, von 30,6 Milliarden Euro im Jahr 2010 gegenüber 41,4 Mil-

liarden Euro im Jahr 2014. Der Bericht betrachtet zudem vollständig liberalisierte Waren und stellt 

heraus, dass diese um 46 % im selben Zeitraum verstärkt gehandelt werden. Beim Export von teil-

weise liberalisierten Waren wird ein Zuwachs von 37 % festgestellt (EU-Kommission, 2015e, S. 3). 

Laut EU-Kommission (2015c) beläuft sich der „Gesamtwert zusätzlicher Exporte aus der EU […] auf 

4,7 Mrd. Euro pro Jahr“. Alle Wirtschaftszweige des EU-Exports profitieren von diesem Freihan-

delsabkommen, einzelne Branchen insbesondere. So steigt der Absatz europäischer Automobil-

bauer um 90 %, von 2 Milliarden Euro (74.600 Einheiten) auf 3,8 Milliarden Euro (141.800 Einhei-

ten) im selben Zeitraum (EU-Kommission, 2015e, S. 5). Auch Südkorea profitiert wirtschaftlich vom 

Freihandelsabkommen, ungeachtet schwankender Konjunktur. Die EU-Importe aus Südkorea stei-

gen und belaufen sich auf 37,9 Milliarden Euro. Mit Blick auf die EU-Importe südkoreanischer Pro-

dukte, die vollständig liberalisiert worden sind, wird im Vergleichszeitraum ein Zuwachs von 21 % 

konstatiert, teilweise liberalisierte Waren steigen um 26 %. Auch verändert sich das Handelsbilanz-

defizit zwischen Südkorea und der EU aus dem Jahr 2010 von 7,6 Milliarden Euro. Im Jahr 2014 

wird aus diesem Handelsbilanzdefizit ein -überschuss von rund 3,6 Milliarden Euro (EU-

Kommission, 2015e, S. 3).  

Vor diesem Hintergrund resümiert die EU-Kommission (2015c, S. 15), dass das Freihandelsabkom-

men für die EU und Südkorea von Vorteil sei, jedoch profitiere die EU stärker. Auch bezeichnet die 

EU-Kommission das Freihandelsabkommen als einen wirtschaftlich stabilisierenden Faktor für Süd-

korea. Die EU-Kommission unterstreicht, dass das Freihandelsabkommen dazu beigetragen habe, 

den Einfluss der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008 abzuschwächen, da die Exporte Südkoreas 

in die EU ohne die Erleichterungen des Freihandelsabkommens stärker in Mitleidenschaft gezogen 
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worden wären (EU-Kommission, 2015e, S. 15). Das Abkommen bildet einen festen rechtlichen Rah-

men, der hilft, mit wirtschaftlichen Schocks leichter umzugehen. Eine spezielle Form eines rechtli-

chen Rahmens können Schiedsgerichte bilden, die im Folgenden näher betrachtet werden.  

 Investor-Staat-Streitbeilegung 

Im Rahmen von Bretton Woods nehmen der Handel, die Spezialisierung auf Güter sowie die Direk-

tinvestitionen zwischen den Staaten zu. Dies lässt den Wunsch nach einer internationalen Gerichts-

barkeit aufkommen, um bei Auseinandersetzungen eine Instanz zu adressieren, die Recht sprechen 

kann, um mögliche Auseinandersetzungen zwischen investierenden Unternehmen und dem Staat, 

in dem diese investiert haben, beizulegen. Hierzu werden in den 1960er Jahren internationale 

Schiedsgerichte eingeführt, um die vertraglich geschlossenen Vereinbarungen von Investitionsab-

kommen länderübergreifend zu bekräftigen und durchzusetzen. In den Abkommen werden Regeln 

festgelegt, die den Umgang mit Investitionen in einem anderen Land des Abkommens regeln. Bei-

spielweise können so Kompensationszahlungen bei Vertragsverletzungen geregelt werden. Fühlt 

sich ein Investor nach Inkrafttreten des Abkommens und getätigter Investition in einem anderen 

Land des Abkommens in seinen Rechten verletzt, kann er vor den Vereinten Nationen bzw. ab dem 

Jahr 1997 vor dem Streitschlichtungssystem der Welthandelsorganisation Klage einreichen30 

(WTO, 2015b). Der weltweit erste Investitionsschutzvertrag zur Durchsetzung von Schadensan-

sprüchen „wurde am 1. Dezember 1959 zwischen Pakistan und der Bundesrepublik Deutschland 

geschlossen“ (Klodt & Lang, 2015, S. 483). Der Grundgedanke ist seitdem in wesentlichen Elemen-

ten geblieben. Die Verhandlungen finden vor privaten Schiedsgerichten statt, ohne „öffentlich be-

stellte Richter“ (ebd.) und teilweise unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Zudem ist keine Revisions-

instanz vorgesehen und die Urteile sollen unmittelbar vollstreckt werden (ebd.). „Die Bundesre-

publik Deutschland hat in den vergangenen Jahrzehnten insgesamt 139 bilaterale Abkommen zum 

Investor-State-Dispute-Settlement (ISDS)31 geschlossen, ohne dass auch nur eines davon in der Öf-

fentlichkeit besonders wahrgenommen worden wäre“ (Klodt, 2015, S. 1).  

Diese Durchsetzungsmechanismen von internationalem Recht sind teilweise fester Bestandteil vie-

ler internationalen Handelsabkommen und für die Vertragsländer bindend. Die Intention dieser 

Schlichtungsmechanismen besteht darin, ein Forum zu schaffen (Aschauer, 2016), in dem interna-

tionales Recht angewandt werden kann, da nationales Recht für die erforderlichen Schlichtungs-

belange nicht immer ausreichend vorhanden ist. Eine Untersuchung der bisherigen Erfahrung mit 

 
30 Die Vereinten Nationen haben einen strukturierten Prozess festgelegt, mit dem Handelsstreitigkeiten 

behandelt werden können. Hierbei ist das Ziel die Einigung und nicht das Verhängen von Strafen. Hin-
gegen können Investitionsschutzverträge Schadensersatzforderungen regeln.  

31 ISDS bezeichnet Schiedgerichte.  
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Schiedsgerichten zeigt, dass von den im Jahr 2015 in Kraft befindlichen 2400 bilateralen Investiti-

onsabkommen (Miller & Hicks, 2015, S. V) 90 % ohne eine Klage von Seiten der Unternehmen be-

züglich der geschlossenen Vereinbarung ausgekommen sind. Rückblickend auf die Periode zwi-

schen den Jahren 2005 bis 2015 steigt die Anzahl der Klagen zwar, der ausländische Investitions-

bestand erhöht sich aber auch im Verhältnis. Anders gesagt: Die Klagen vor Schiedsgerichten stei-

gen proportional mit dem unternehmerischen Engagement (Miller & Hicks, 2015, S. V). Die fol-

gende Grafik zeigt auf Grundlage der WTO-Statistik, wie sich die Anzahl der Klagen vor Schiedsge-

richten weltweit verändert hat.  

Abbildung 1: Anzahl der weltweiten Investor-Staat-Klagen von 1987 und 2015  

 

Quelle: BpB, 2016 

In einer Metastudie zu den wirtschaftlichen Effekten belegt Felbermayr (2018, S. 17) einen Zusam-

menhang zwischen den Investitionsschutzabkommen und der Steigerung von Auslandsinvestitio-

nen. Er führt aus: „Entgegen mancher Behauptungen, findet die ökonometrische Literatur weitge-

hend positive Effekte. Im Durchschnitt führt ein IFV32 zu einem Zuwachs der ADI33 von ca. 25 %; 

dieser Befund wird getrieben durch Abkommen von Industriestaaten mit Schwellen- und Entwick-

lungsländern“ (Felbermayr, 2018, S. 17).  

 
32 Investitionsschutz- und -fördervertrag (IFV).  
33 Ausländische Direktinvestitionen (ADI).  
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Mit Blick auf Europa und die USA zeigt sich, dass europäische Länder an 1200 bilateralen Investiti-

onsabkommen (Miller & Hicks, 2015, S. V) beteiligt sind und für 46 % der Direktinvestitionen ste-

hen. Unternehmen europäischer Länder sind somit finanziell stark in anderen Ländern engagiert 

und sorgen zwischen 2005 und 2015 für mehr als 50 % der eingereichten 300 Klagen vor Schieds-

gerichten. 61 davon entfallen auf die Niederlande, 42 auf Großbritannien und 39 auf Deutschland 

(Miller & Hicks, 2015, S. 6). Betrachtet man die USA, stehen sie bei bilateralen Investitionsabkom-

men für 24 % der Direktinvestitionen und kommen auf 22 % der vor Schiedsgerichten eingereich-

ten Klagen (Miller & Hicks, 2015, S. V; Abbott, Erixon & Franc, 2014, S. 7). Vergleicht man nun 

Klagen von Unternehmen europäischer Länder mit Unternehmen aus den USA, wird deutlich, dass 

die europäischen Unternehmen mehr Direktinvestitionen vorgenommen haben und gleichzeitig 

häufiger das Streitbeilegungsinstrument der Schiedsgerichte beanspruchen. Miller und Hicks 

(2015, S. V) stellen ebenso fest, dass ein Drittel der Klagen außergerichtlich beigelegt wird und 

Staaten doppelt so häufig wie Unternehmen vor Schiedsgerichten bestehen bzw. mit ihrer Vertei-

digung erfolgreich sind. Zudem besteht die zugesprochene Entschädigung für Unternehmen nach 

gewonnenen Urteilen aus einem deutlich geringeren Teil der eingeklagten Summe. Zudem klagen 

Unternehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern am häufigsten vor Schiedsgerichten (Miller & 

Hicks, 2015, S. V). Mit Blick auf die Sektoren, aus denen die meisten Klagen stammen, wird deutlich, 

dass der Dienstleistungssektor hier mit 70 % klar dominiert34 (UNCTAD, 2014, S. 4).  

Um bspw. Klagen zu reduzieren und Investitionen global stärker vereinheitlicht abzusichern, ver-

handelt die OECD intern und unter Ausschluss der Öffentlichkeit in den 1990er Jahren das Multila-

terale Abkommen über Investitionen (Multilateral Agreement on Investment; MAI). „Das Multila-

terale Investitionsabkommen […] [ist] ein zentraler Hebel zur weiteren Liberalisierung und Markt-

öffnung. Das Augenmerk […] [liegt] zunächst auf der Ebene der OECD-Staaten, allerdings mit der 

klaren Absicht, damit die Grundlage für ein weltweites Investitionsregime zu legen“ (Petschow et 

al., 1998, S. 9). MAI tritt nie in Kraft. „Its passage has been delayed by protests from Third World 

governments, NGOs and concerned individuals“ (Davis & Bishop, 1998, S. 159). Die Kritik an MAI 

zielt darauf ab, dass die Sicherung von Investitionen teilweise über Arbeitnehmer-, Gesundheits- 

oder Menschenrechten stehe.  

 
34 Strom- und Gasversorgung, Telekommunikation, Bauwesen, Tourismus, Bankwesen, Immobilienwesen, 

Einzelhandel, Medien sowie Werbung und andere sind die Dienstleistungen mit den meisten eingereich-
ten Klagen vor Schiedsgerichten. Die übrigen Klagen entstammen dem ersten Wirtschaftssektor (Roh-
stoffsektor, der sich mit der Gewinnung natürlicher Ressourcen befasst) und beziehen sich auf Öl und 
Gas sowie Bergbau (UNCTAD, 2014, S. 4).  



1 Handel als Voraussetzung für Wohlstand 

21 

 Tarifäre und nicht-tarifäre Handelshemmnisse 

Neben dem Schutz von Investitionen sind tarifäre (Zoll-)Maßnahmen – protektionistische Maßnah-

men eines Staates – Schutzmaßmechanismen gegenüber anderen Staaten. Gleichzeitig befördern 

sie den wirtschaftlichen Vorteil eines Staats zu Lasten eines anderen oder mehrerer anderer Staa-

ten. Tarifäre Maßnahmen haben dabei eine „regulierende Wirkung beim Marktzugang“ (Gabler, 

2018c). Sie sind mit einer Steuer zu vergleichen, welche „auf Grundlage des Wertes oder der 

Menge des eingeführten Gutes berechnet und an den Staat oder die Zollunion abgeführt [wird]. 

Die grenzüberschreitenden Gütertransaktionen werden einer indirekten Steuer unterworfen (Im-

portsteuer, Exportsteuer). Eine Importsteuer nennt man Einfuhrzoll“ (ebd.). Zölle und Exportsub-

ventionen35 sind Beispiele für solche tarifären Maßnahmen.  

Hingegen sind „nicht-tarifäre Handelshemmnisse (non tariff barriers) […] alle nicht auf Zöllen be-

ruhenden Handelshemmnisse, die eine Einschränkung oder Behinderung des Außenhandels bewir-

ken“ (Büter, 2013, S. 16). Diese nicht-tarifären Handelshemmnisse entwickeln sich verstärkt seit 

den 1960er und -70er Jahren, da seither Zölle tendenziell gesenkt werden und Regierungen, dessen 

ungeachtet, ihre Industrien schützen wollen. Nicht-tarifäre Maßnahmen sind bspw. „Einfuhrquo-

ten, Exportbeschränkungen, technische und rechtliche Vorschriften, Patente, Umwelt-, Sozial-, Si-

cherheits- und Qualitätsstandards, Herkunftsangaben, Datenschutzverordnungen, Urheberrechte“ 

(Weeber, 2014, S. 5). Als schärfste Form dieser nicht-tarifären Handelshemmnisse gilt das Handels-

verbot, welches einen Austausch von Waren oder Dienstleistungen verhindern soll. Als schwächere 

Form dieser Handelsbeschränkung gilt die Quote, welche Kontingente, also Höchst- oder Niedrigst-

werte für den Handel, festlegt. Darüber hinaus gibt es auch administrative Handelshemmnisse.  

„Bei administrativen Handelshemmnissen ist die protektionistische Absicht nicht so offen-
kundig. Administrative Handelshemmnisse bestehen in Form bürokratischer Vorschriften 
und Formalitäten wie z.B. Genehmigungs- und Meldeverfahren im Außenhandel sowie ein-
zuhaltender technischer Normen und Standards“ (Büter, 2013, S. 16).  

In einer Analyse dieser nicht-tarifären Handelshemmnisse stellen Yalcin, Felbermayr und Kinzius 

(2017, S. 3) heraus: „Non-tariff barriers accounted for on average 55 % of all implemented protec-

tionist interventions. The usage of non-tariff barriers increased steadily relative to trade defense 

measures. While in 2010 only 54 % of all protectionist interventions were non-tariff barriers the 

usage of non-tariff barriers increased to 61 % in 2016“. Diese Maßnahmen reduzieren jedoch den 

Handel signifikant. „Average bilateral imports decrease in response to the implementation of at 

least one non-tariff barrier by 12 %. Similarly, on average yearly-bilateral trade decrease by around 

 
35 Staatliche Unterstützungen für Unternehmen, Waren in andere Länder zu exportieren.  
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11 %, if at least one trade defense measure is implemented“ (ebd.). Die folgende Abbildung 2 listet 

exemplarisch protektionistische Außenhandelsmaßnahmen auf.  

Abbildung 2: Protektionistische Maßnahmen im Außenhandel36 

 

Quelle: Büter, 2013, S. 15  

Als Beispiel für nicht-tarifäre Handelshemmnisse wird im Folgenden der Handel mit Gütern zwi-

schen den USA und der EU thematisiert. Ganz konkret wird der nicht-tarifäre Importschutz, gemes-

sen als Zolläquivalent, betrachtet. Durchschnittlich stellt die EU den USA Hürden von 21,5 % bei 

der Gütereinfuhr auf, umgekehrt erheben die USA 25,4 % Zolläquivalent auf Güter aus der EU. Mit 

Blick auf den Handel mit Kraftfahrzeugen liegt das nicht-tarifäre Schutzniveau der USA und der EU 

bei rund 25 %. Fokussiert man den Handel mit Lebensmitteln und Getränken über den Atlantik, so 

liegt das nicht-tarifäre Importschutzniveau bei über 50 % (USA erheben 73,3 % und die EU 56,8 %). 

Dies bedeutet, dass die Staaten die Preise durch Zusatzabgaben erhöhen und den Handel damit 

unattraktiver gestalten. Auch im Chemiesektor liegt das Zolläquivalent in den USA bei 19,1 % und 

in der EU bei 13,6 %. Vor diesem Hintergrund ist die Belastung des Handels durch nicht-tarifäre 

Barrieren im Handel von Gütern zwischen der EU und den USA beträchtlich (Welfens, Korus & Ira-

wan, 2014, S. 6 f.).  

 
36 Erläuterung von im Text nicht geklärter Begriffe der Abbildung:  

- Von Dumping wird gesprochen, wenn ein Anbieter von Waren oder Dienstleistungen diese unter den 
Kosten anbietet, die er bei der Herstellung hatte.  

- „Abschöpfungen sind variable Einfuhrabgaben, die sich aus der Differenz eines staatlich festgelegten 
Zielpreises im Inland und dem aktuellen Weltmarktpreis ergeben” (Gabler, 2019).  
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Nicht-tarifäre Handelshemmnisse und die damit verbundenen Herausforderungen für Unterneh-

men werden von Diels und Thorun (2014, S. 13), in Anlehnung an die Europäische Kommission, wie 

folgt dargestellt:  

- „Abweichende Vorschriften können dazu führen, dass ein Produkt erst gar keine Zulassung 

für den Verkauf im Exportmarkt erhält. 

- Abweichende Standards können dazu führen, dass gesonderte Fertigungslinien für den Ex-

portmarkt hergestellt werden müssen. 

- Abweichende Regelwerke und Zertifizierungsansätze können dazu führen, dass doppelte 

Prüfungen notwendig werden und ein doppelter finanzieller Aufwand entsteht.“  

Um diese nicht-tarifären Handelshemmnisse ungeachtet der ins Stocken geratenen Doha-Runde 

abzubauen, strebt die EU eine neue Generation von bilateralen Handelsabkommen an (Stancke, 

2016). Die EU verfolgt diese Politik seit 2007 (BMWi, 2018a).  

 Möglichkeiten, nicht-tarifäre Handelshemmnisse abzubauen  

Der folgende Abschnitt befasst sich mit verschiedenen Formen der Kooperation, die man je nach 

dem Grad der Enge unterscheiden kann. Wie eng eine Kooperation ist, hängt von dem jeweiligen 

Instrument ab. Um den Handel zwischen zwei Volkwirtschaften zu erleichtern und die nicht-tarifä-

ren Handelshemmnisse abzubauen, nennen hierfür Diels und Thorun (2014, S. 14) verschiedene 

Möglichkeiten. Als schwächste Form in der Zusammenarbeit, die auf einen vereinfachten Handel 

setzt, nennen Diels und Thorun (2014, S. 14) einen „strukturiert geführten Informationsaustausch 

zwischen den Verhandlungsparteien“ sowie eine „verbesserte […] Zusammenarbeit der beteiligten 

Regulierungsinstanzen auf sektoraler sowie horizontaler Ebene“ (ebd.). Der regelmäßige Informa-

tionsfluss und der frühzeitige Austausch über Vorhaben in der Regulierung oder Standardisierung 

können dazu dienen, dass konträre Maßnahmen oder Systeme vermieden und wissenschaftliche 

Erkenntnisse, Erfahrungen ausgetauscht oder Risiken beraten werden. Veggeland und Elvestad 

(2004) gehen auf dem Weg der Handelserleichterung weiter und nennen die gegenseitige Aner-

kennung von Standards – also, dass die gegenseitige Anerkennung darauf abzielt, dass „producers 

that comply with the regulatory requirements of an exporting country, automatically should be 

allowed into an importing country“ (Veggeland & Elvestad, 2004, S. 9). Weiterhin bedeutet die 

gegenseitige Anerkennung, dass die Bewertungsverfahren gegenseitig anerkannt werden und auf 

diese Weise Doppelstrukturen abgebaut werden können. Als ein weiteres Instrument kann die 

Äquivalenz gesehen werden. Hierfür wird angenommen, dass dasselbe Ziel – bspw. im Hinblick auf 
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Verbrauchersicherheit oder -schutz – durch unterschiedliche Mittel erreicht werden könne (Veg-

geland & Elvestad, 2004, 8). Anders formuliert werden bei der Äquivalenz verschiedene Wege an-

genommen, die zum selben Ziel führen.37 „Die weitreichendste Form des Abbaus nichttarifärer 

Handelshemmnisse wird durch den Ansatz der Harmonisierung beschrieben“ (Veggeland & Elves-

tad, 2004, 8). Die teilnehmenden Staaten des Handelsabkommens einigen sich auf „einen einzigen 

gültigen Standard, der anschließend in beiden Volkswirtschaften gilt“ (ebd.). Bei der Harmonisie-

rung werden alle nichttarifären Handelshemmnisse abgebaut (Veggeland & Elvestad, 2004, 7). 

„Harmonisierung von Regulierungen setzt Konsens über Risiken voraus, der häufig nicht gegeben 

ist und durch unterschiedliche gesellschaftliche und wertebezogene Perzeptionen verhindert wird“ 

(Falke, 2017, S. 202). Die Komplexität der Umsetzung eines solchen Vorhabens ist äußerst hoch. 

Werden bspw. die Volkswirtschaften der EU und der USA betrachtet, so finden sich vielfältige Stan-

dards. Diese zu harmonisieren, ist eine große Herausforderung. Daher erfordert die Harmonisie-

rung von Normen und Standards oder die Absenkung von nicht-tarifären Handelshemmnissen, 

bspw. „bei der Zulassung von Produkten, ein hohes Ausmaß von institutionellem Vertrauen“ (Fel-

bermayr et al., 2013, S. 11).  

1.4 Zwischenresümee  

In der langen Historie des Warenverkehrs zeigt sich, dass Staats- und Ländergrenzen oftmals Han-

delsbarrieren bilden, die den grenzüberschreitenden Warenverkehr hemmen. In der frühen Neu-

zeit kommt jedoch eine neue Geldwirtschaft auf. Diese bildet ein Wirtschaftssystem vor dem Hin-

tergrund rationaler Risikokalkulation. Geld, Waren und Handel werden neu definiert. Das Risiko 

des Warenverkehrs wird nun in die Preisgestaltung übernommen. Als weiteren wichtigen Schritt 

zeichnen sich ab dem 12. Jahrhundert Handelsverbünde wie die Hanse in Deutschland ab. Die 

Hanse, als Vereinigung niederdeutscher Kaufleute, verfolgt das Ziel, die Sicherheit im Warenver-

kehr zu erhöhen und eine gemeinschaftliche wirtschaftspolitische Interessenvertretung aufzu-

bauen. In der Hanse wird hierfür das Risiko des Handels zwischen den Mitgliedern aufgeteilt, um 

es möglichst gering zu halten. Die Handelsstrukturen der Hanse und ihre Durchsetzungskompetenz 

sind historisch in Europa bedeutend. Jedoch gewinnen nach dem Niedergang der Hanse die Natio-

nalstaaten an Gewicht und die Handelshürden an den Staatsgrenzen werden verstärkt. Erst ab der 

Mitte des 20. Jahrhunderts gibt es deutliche Bestrebungen, Handelshemmnisse systematisch zu 

 
37 „Ein Beispiel hierfür ist die 2012 in Kraft getretene Öko-Äquivalenzvereinbarung zwischen der EU und 

den USA. Hiernach können Produkte unabhängig davon, ob sie nach der EU-Öko-Verordnung oder nach 
dem National Organic Program (NOP) produziert und zertifiziert wurden, in beiden Märkten fast ohne 
Einschränkung als biologische Produkte vermarktet werden (AOEL 2012). Die Äquivalenz ist demnach 
ein weiterer Weg, um nationale Regulierungsstrukturen aufrechtzuerhalten und gleichzeitig Handels-
barrieren abzubauen“ (Veggeland & Elvestad, 2004).  
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reduzieren. So wird der Handel vor den Erfahrungen Hitler-Deutschlands und des entsprechenden 

Autarkiebestrebens als friedensstiftend empfunden. Daher werden ab den 1940er Jahren unter-

schiedliche Institutionen errichtet, welche den globalen Handel monitoren und anregen. Ebenso 

wird ein umfassendes Abkommen in Form des GATT etabliert, das primär den Zollabbau der betei-

ligten Staaten fokussiert. Durch das GATT wird in den anschließenden Jahrzehnten die Zollbelas-

tung zwischen den Mitgliedsstaaten erheblich gesenkt und der globale Handel gestärkt. Durch die-

sen Erfolg wird das GATT ab 1995 institutionalisiert und in die WTO überführt. Die Attraktivität der 

WTO zieht neben den Industrieländern auch Entwicklungsländer an und erhöht dadurch die Inte-

ressensvielfalt in den Gremien, was die Handlungsfähigkeit einschränkt. Neben dieser Schwächung 

des internationalen Handels und dem zunehmenden Zollabbau bauen die Nationalstaaten in ihrem 

jeweiligen Hoheitsgebiet Handelshürden auf, um wettbewerbsfähiger zu werden. Ein handelsför-

derndes Instrument der Staaten ist zudem die Einführung von bi- und multinationalen Abkommen 

zwischen einzelnen Staaten. Diese Abkommen sind unterschiedlich in der Kooperationstiefe aus-

geprägt (u. a. Zollunion oder Wirtschaftsunion). Die komplexeste Form bilden Freihandelsabkom-

men in Kombination mit der volkswirtschaftlichen Harmonierung, sprich der Einigung auf einen 

gemeinsamen Standard und der Abschaffung (nahezu) aller tarifären und nicht-tarifären Handels-

hemmnisse. Beispielsweise hat die EU mit Südkorea 2011 ein vergleichbares Freihandelsabkom-

men abgeschlossen, das den Handel zwischen beiden Parteien seitdem deutlich vergrößert hat. 

Wie ein solches Freihandelsabkommen im Detail aussehen kann, wird im folgenden Kapitel an der 

Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft expliziert.  
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2 Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft als 

Untersuchungsgegenstand  

In diesem Kapitel wird die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) in die 

historischen Bestrebungen, den transatlantischen Handel zu intensivieren, eingeordnet. Dabei bil-

det TTIP einen bedeutenden Schritt bei Abkommen, da es ein ambitioniertes Handels- und Investi-

tionsabkommen darstellt und vielfältige Bereiche im Handel wie auch bei Investitionen regelt. Da-

für wird es detailreich dargestellt, um neben dem Facettenreichtum der Inhalte die potentiellen 

wirtschaftspolitischen Auswirkungen auf die Wirtschaft sowie Gesellschaft leichter einordnen zu 

können.   

2.1 Historische transatlantische Handelsbeziehungen   

Die TTIP-Verhandlungen bauen auf einen langen wirtschaftspolitischen Annäherungsprozesses 

zwischen der EU und den USA (Mildner & Ziegler, 2008; Pollack, 2003). Bereits in den 1990er Jahren 

erhielt der Ausbau des transatlantischen Handels mit der Transatlantischen Erklärung einen wich-

tigen Impuls. In den 1990er Jahren treffen sich regelmäßig Repräsentanten der US-Regierung, der 

EU-Kommission und des Europäischen Rats. Themen dieser Treffen sind die wirtschaftliche Libera-

lisierung sowie eine engere Zusammenarbeit in Sicherheitspolitik und Kultur (Scherrer, 2014). Die 

Transatlantische Erklärung von 1990 inkludiert den Wunsch nach einer engeren wirtschaftlichen 

Annäherung zwischen Europa und den USA (Busse, 2003). Einen weiteren Impuls der Annäherung 

setzt 1995 das Trans-Atlantic Free Trade Agreement (TAFTA), um als Gewicht nach dem Kalten 

Krieg die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Europa und den USA zu festigen. Ebenso wird im selben 

Jahr die Gründung des Transatlantic Business Dialogues (TABD) durchgeführt, um die wirtschafts-

politischen Entwicklungen Europas und der USA enger abzustimmen. Konkrete Ergebnisse dieser 

Entwicklungen sind schwer zu greifen (Beck & Scherrer, 2014). „Alle Initiativen scheiterten jedoch 

letztlich an den Blockaden einzelner Länder sowie der heftigen Kritik von Anti-Globalisierungsgrup-

pierungen“ (Koch, 2017, S. 200). TTIP kann vor diesen vielfältigen Bestrebungen, die wirtschafts-

politischen Beziehungen zwischen den USA und der EU zu vertiefen, als ein weiterer Impuls gese-

hen werden. Huck (2018, S. 72) sieht ebenso, wie voranstehend beschrieben, einen Grund für TTIP 

in Verbindung „mit dem Stillstand der WTO […], der seit 2001 mit der Verkündung der Doha Deve-

lopment Agenda besteht. Hinzu tritt u. a. das zwischen den USA und 12 Pazifikstaaten verhandelte 

Trans-Pacific Partnership Agreement (TPP).“ Die drohende Abkehr der USA von Europa durch TPP 

hin zu asiatischen Staaten sowie die schwerfälligen internationalen Handelsbemühungen könnten 

als Gründe für TTIP benannt werden. Da die transatlantischen Beziehungen traditionell von star-

kem Handel geprägt sind, bietet sich eine Intensivierung dieser Beziehung an, um gemeinsam eine 
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bestimmende Größe im internationalen Handel zu sein. Um die transatlantische wirtschaftspoliti-

sche Beziehung zu verdeutlichen, werden im Folgenden ausgewählte Wirtschaftszahlen darge-

stellt.  

Insgesamt werden im Jahre 2012 – ein Jahr vor Bekanntgabe der TTIP-Verhandlungen – „Waren 

und Dienstleistungen im Wert von ca. 497.658 Millionen Euro über den Atlantik gehandelt“ (Gre-

gosz & Walter, 2013, S. 11). Dies entspricht einem Anteil am Welthandel von rund 30 %. Struktur 

und Umfang des EU-Außenhandels in die USA ist dabei durch einen starken Export von Industrie-

gütern (83,8 %) gekennzeichnet. Hierbei nehmen Maschinen und Kraftfahrzeuge den größten An-

teil ein, gefolgt von chemischen Erzeugnissen (EU-KOM, 2015h, S. 6). „Aufgrund der besonderen 

Güterstruktur der deutschen Exporte liegt die Zollbelastung der deutschen Exporte in die USA so-

gar etwas unter 1 % (Kompositionseffekt)“ (Berger et al., 2017, S. 74). Gregosz und Walter (2013, 

S. 11), in Anlehnung an die Europäische Kommission (2015, S. 4), stellen heraus, dass sich im Jahr 

2012 die Importe aus den USA in die EU auf ca. 205.778 Millionen Euro belaufen haben. Dies ent-

spricht, ihnen gemäß, einem prozentualen Anteil von 11,5 % an sämtlichen Importen der EU. Die 

USA sind dabei „das wichtigste Exportland für die EU, noch vor China und der Schweiz. Auch für die 

Vereinigten Staaten ist die EU wichtigster Handelspartner, vor Kanada und China“ (ebd.). Welfens, 

Korus und Irawan (2014, S. 12) formulieren in diesem Zusammenhang, dass die EU und die USA 

zusammen knapp 50 % der „globalen Wirtschaftsleistungen“ aufweisen. Allein in Deutschland hän-

gen 600.000 Arbeitsplätze direkt oder indirekt vom Warenhandel mit den USA ab (Kolev & 

Matthes, 2016, S. 159).38 Dies bedeutet, dass bereits zu Beginn der TTIP-Verhandlungen eine enge 

wirtschaftliche Verbindung zwischen Deutschland und den USA besteht. Daher muss angenommen 

werden, dass Deutschland ein Interesse an einer Intensivierung der wirtschaftlichen Beziehungen 

mit den USA hat, um noch stärker von diesem Austausch zu profitieren. Zudem sagt das ifo-Institut, 

dass Deutschland von TTIP den größten ökonomischen Nutzen hat. Daher scheint verwunderlich, 

dass in Deutschland der öffentliche Widerstand gegen TTIP am stärksten ist (Felbermayr, 2016, 

Krebs & Pflüger 2015).  

 
38 „Die deutsche Wirtschaft ist in hohem Maße exportorientiert und damit auch exportabhängig. Fast je-

der vierte     Arbeitsplatz in Deutschland hängt vom Export ab. Gleichzeitig ist Deutschland als rohstoff-
armes Land auch auf Importe angewiesen – vor allem im Energiebereich” (Brenner & Dörfler, 2017, S. 
1).  
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2.2 Ziele von TTIP 

In Anbetracht einer bereits bestehenden starken wirtschaftlichen Verflechtung zwischen Deutsch-

land beziehungsweise der EU und den USA bedarf es eines erheblichen Verhandlungsaufwands, 

um TTIP zu integrieren, da beide Volkswirtschaften bereits hochtechnisiert und damit standardi-

siert sind. Diese Verflechtungen zu vereinheitlichen, ist Teil der Ziele von TTIP (BMWi, 2018). TTIP 

setzt dabei auf den bestehenden Regeln der WTO auf. Konkret steht im EU-Verhandlungsmandat:  

„Mit dem Abkommen wird das Ziel verfolgt, Handel und Investitionen zwischen der EU und 
den Vereinigten Staaten auszuweiten, indem das bislang nicht ausgeschöpfte Potenzial ei-
nes echten transatlantischen Marktes genutzt wird, durch einen besseren Marktzugang 
und eine größere regulatorische Kompatibilität neue wirtschaftliche Möglichkeiten für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und Wachstum eröffnet werden und der Weg für weltweite 
Standards geebnet wird“ (EU, 2014, S. 4).  

Weiterhin soll mit dem Abkommen anerkannt werden, dass „die nachhaltige Entwicklung ein vorran-

giges Ziel der Vertragsparteien ist“ und dass „die Einhaltung internationaler Übereinkünfte und Nor-

men in den Bereichen Umwelt und Arbeit“ gewährleistet wird sowie „ein hohes Umwelt-, Arbeits- 

und Verbraucherschutzniveau im Einklang mit dem Besitzstand der EU und den Rechtsvorschriften 

der Mitgliedstaaten gefördert werden soll“ (ebd.). Auch wird ausgeführt, dass das „Niveau der inter-

nen Rechtsvorschriften und Normen in den Bereichen Umweltschutz, Arbeitsrecht oder Gesundheits-

schutz und Sicherheit am Arbeitsplatz“ (ebd.) nicht gesenkt wird. An dieser Stelle wird deutlich, dass 

das bindende Verhandlungsmandat der EU keine Absenkung der europäischen Standards oder Ni-

veaus vorsieht. Zudem dürfen im Abkommen „keine Bestimmungen enthalten [sein], die die kultu-

relle und sprachliche Vielfalt in der Union oder ihren Mitgliedstaaten – insbesondere im kulturellen 

Bereich – beeinträchtigen würden“ (Rat der Europäischen Union, 2014, S. 4).  

Auf Grundlage der bekannten Informationen verfolgt die EU mit TTIP diese Ziele:  

- „Erhöhung des bilateralen Handels für Güter und Investitionen in der Güterindustrie durch 

Reduktion von Handelshemmnissen […]. Erhöhung des bilateralen Handels für Dienstleis-

tungen und Investitionen in der Dienstleistungsindustrie.  

- Schaffung von gegenseitigen Marktzugängen zu den öffentlichen Beschaffungsmärkten“ 

(Schneider, 2015, S. 31).  

Die EU-Kommission möchte die voranstehenden Ziele damit erreichen, dass die Zölle (nahezu) ab-

geschafft, die Standards in vielen Bereichen harmonisiert und die Regulierungen reduziert sowie 

ein belastbarer Investitionsschutz geschaffen werden (Schneider, 2015, S. 32). Ebenso sollen ver-

stärkt die nicht-tarifären Handelshemmnisse reduziert werden (Welfens, Korus & Irawan, 2014, S. 
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12 f.), da diese einen Großteil der finanziellen Aufwendungen für die EU und USA erfordern (Wel-

fens, Korus & Irawan, 2014, S. 6 f.). Schneider (2015, S. 32) konstatiert diesbezüglich, dass 80 % der 

wirtschaftlichen Effekte aus der Abschaffung der nicht-tarifären Handelshemmnisse entstehen 

können. Um eine Übersicht von tarifären und nicht-tarifären Handelshemmnisse in TTIP zu erhal-

ten, führt die folgende Tabelle 1 diese auf. 

Tabelle 1: Tarifäre und nicht-tarifäre Maßnahmen in TTIP 

 

Quelle: Weeber, 2014, S. 5 

Die US-Administration stellt in einer umfassenden Dokumentensammlung ihre Ziele für TTIP dar. 

Diese amerikanischen Ziele decken sich weitgehend mit denen der EU-Kommission. „The T-TIP 

[TTIP] is intended to be an ambitious and comprehensive trade agreement that significantly ex-

pands trade and investment between the United States and the EU, increases economic growth, 

jobs, and international competitiveness, and addresses global issues of common concern“ (USTR, 

2018). Daher kann festgehalten werden, dass sich die Ziele von TTIP weitgehend mit denen in der 

Literatur als wirtschaftspolitische Effekte von Freihandelsabkommen beschriebenen Auswirkungen 

decken. Diese werden bspw. von Krebs und Scheffel (2016) sowie Kohler (2016) dargelegt. Krebs 

und Scheffel (2016) zeigen auf, dass wirtschaftspolitische Effekte Auswirkungen auf Beschäftigung, 

Wirtschaftsleistung und Investitionen haben können. Da TTIP ein Freihandels- und 

Investitionsabkommen ist, werden auch die wirtschaftspolitischen Effekte des Handels 

berücksichtigt. Dabei orientiert sich die vorliegende Arbeit auch an Kohler (2016), der speziell 

Handelsliberalisierung untersucht. In seiner Arbeit, die ebenfalls TTIP thematisiert, nennt er: 

Wohlfahrt, Wachstum, Löhne, Handelsvolumen, Sicherheits‐ und Umweltstandards, 

Umweltschutz, Rechtsschutz von Auslandsinvestoren, Konsumentenschutz, Arbeitnehmerschutz, 

Zölle, Standards, Preise oder Handelsbarrieren. Wie diese Ziele erreicht werden sollen, wird 

anhand der einzelnen Verhandlungsschritte zur Realisierung von TTIP im Folgenden dargelegt.  
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2.3 Verhandlungsschritte von TTIP 

Der Verhandlungsprozess gliedert sich bei TTIP in drei Phasen: die Mandatserteilung, den Verhand-

lungsprozess und die Entscheidung über das Abkommen (EU-Kommission, 2015f). Im Folgenden 

werden die drei Prozessschritte zusammengefasst.  

Phase 1: Mandatserteilung  

Zu Beginn der Verhandlung steht die Idee zu TTIP bereits. Diese entstammt einer Diskussion zwi-

schen der EU und den USA im Jahr 2011. Zwischen 2011 und 2013 „identifizierten Experten der US-

Regierung und der EU-Kommission die Optionen zur weiteren Vertiefung der transatlantischen 

Wirtschaftsbeziehungen“ (BMWi, 2015a). Geführt werden die Gespräche in der High Level Working 

Group on Jobs and Growth (HLWG). In ihrem Endbericht spricht sich die HLWG am 11. Februar 

2013 für Verhandlungen zwischen der EU und den USA mit dem Ziel eines gemeinsamen Handels-

abkommens aus:  

„The HLWG recommends to U.S. and EU Leaders that the United States and the EU launch, 
in accordance with their respective domestic procedures, negotiations on a comprehen-
sive, ambitious agreement that addresses a broad range of bilateral trade and investment 
issues, including regulatory issues, and contributes to the development of global rules“ 
(HLWG, 2013, S. 6). 

Auf Grundlage dieses Endberichts erteilt der EU-Handelsministerrat der EU-Kommission am 

14. Juni 2013 das Verhandlungsmandat für TTIP (BMWi, 2015a). Vor diesem Hintergrund verkün-

den die Spitzenvertreter der USA, Präsident Barack Obama, und der EU, Präsident der EU-Kommis-

sion José Manuel Barroso, während des G8-Gipfels39 den offiziellen Beginn der TTIP-Verhandlun-

gen (ebd.). Das Verhandlungsmandat der Europäer zu TTIP wird am 17. Juli 2013 den Vertretern 

der Verhandlungsgruppe der europäischen Seite zur Verfügung gestellt. Am 9. Oktober 2014 ver-

öffentlicht der Rat der Europäischen Union (Rat der Europäischen Union, 2014) dieses wortgleiche 

Verhandlungsmandat und macht es so der Öffentlichkeit zugänglich.  

Phase 2: Verhandlungsprozess  

„Die Verhandlungen über TTIP werden auf europäischer Seite von […] der Generaldirektion Handel 

geführt. EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström ist die für die TTIP-Verhandlungen politisch 

verantwortliche EU-Kommissarin“ (BMWi, 2018), sie tritt 2014 die Nachfolge von Karel De Gucht 

an, welcher die Verhandlungen vorher führt.  

 
39 Als G8-Gipfel wird das informelle Zusammentreffen der Staatsoberhäupter Deutschlands, Frankreichs, 

Großbritanniens, Italiens, Japans, Kanadas, Russlands und der Vereinigten Staaten von Amerika bezeich-
net. Zudem ist die Europäische Union bei diesen Gipfeln vertreten (Auswärtiges Amt, 2014).  
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„Laut Bundesministerium für Wirtschaft und Energie40 hat die EU „für die mehr als 20 Ar-
beitsgruppen jeweils Verhandlungsführer benannt. Die EU-Verhandlungsführer werden 
von Experten aus den jeweiligen Generaldirektionen der EU-Kommission und den verschie-
denen Regulierungsbehörden begleitet. Zusätzlich hat die EU-Kommission Ende Januar 
2014 ein 14-köpfiges Beratungsgremium berufen, das sich aus Experten aus dem Verbrau-
cherschutz und den Gewerkschaften und verschiedener Wirtschaftsbranchen zusammen-
setzt“ (BMWi, 2018).  

Die US-Seite wird durch den Handelsbeauftragten der USA, Michael Froman, vertreten. Hauptver-

handlungsführer der US-Seite ist Dan Mullaney (BMWi, 2018). Zudem sind am Verhandlungspro-

zess das Europäische Parlament, Unternehmen und Gewerkschaften, Verbraucher und andere öf-

fentliche Interessengruppen beteiligt (EU-Kommission, 2015). In Verhandlungsrunden, die wech-

selseitig in der EU und den USA stattfinden, wird sich über die Inhalte ausgetauscht. Das Ziel der 

Verhandlungen besteht darin, sich auf einen Verhandlungstext zu einigen.  

Phase 3: Entscheidung  

Als abschließende und dritte Phase des Abkommens muss über den ausverhandelten Verhand-

lungstext entschieden werden. Die endgültige Entscheidung, ob es zu TTIP kommt oder nicht, tref-

fen die „nationale Regierungen und Mitglieder des Europäischen Parlaments“ (EU-Kommission, 

2015f). Der Verhandlungstext wird „nach juristischer Überprüfung und Übersetzung des Textes“ 

an die Regierungen der 28 EU-Länder und das Europäische Parlament geleitet. „Die endgültige Ent-

scheidung ist dann doppelt demokratisch abgesichert“ (EU-Kommission, 2015f). Die Themen bzw. 

Inhalte, welche als Entscheidungsgrundlage dienen, werden im Folgenden dargestellt.  

2.4 Struktur und Inhalte von TTIP 

Der anschließende Abschnitt gibt einen Überblick über den Aufbau und die Inhalte von TTIP. Die 

Struktur dieses Abschnitts wird durch das Überblickswerk TTIP auf einen Blick41 bestimmt. TTIP 

setzt sich aus drei Themenbereichen zusammen, welche zusammen aus 24 Kapiteln42 bestehen. 

Der erste Themenbereich, Marktzugang, befasst sich mit den Marktzutrittsmöglichkeiten zum 

 
40 Seit dem 17. Dezember 2013 ist die Bezeichnung Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, vorher 

war die Bezeichnung Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie.  
41 Das Dokument der EU-Kommission ist abrufbar unter http://trade.ec.europa.eu/do-

clib/docs/2015/july/tradoc_153636.pdf [Zugriff 09.07.2019]. 
42 Die Kapitelüberschriften aus dem Dokument sind in der vorliegenden Arbeit übernommen, ohne dass 

dies separat aufgeführt wird.   
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Markt des jeweiligen Verhandlungspartners. Im zweiten Themenbereich wird die wirtschaftspoli-

tische Thematik Regulierung43 behandelt und der dritte Themenbereich befasst sich mit Regelun-

gen (EU-Kommission, 2015; EU-Kommission, 2015a, S. 9; HLWG, 2013, S. 2 ff.).  

Im Folgenden werden diese drei Themenbereiche mit den darin befindlichen Kapiteln erläutert. Als 

Informationsquelle werden offizielle Dokumente der EU-Kommission, die im Zuge einer EU-Trans-

parenzinitiative44 veröffentlicht werden, herangezogen. Als Grundlage dienen zum einen von der 

EU-Kommission veröffentlichte Dokumente45. So bilden Faktenblätter, konkrete Textvorschläge46 

für den von der EU-Kommission „gewünschten Wortlaut der endgültigen Fassung des Abkom-

mens“ (EU-Kommission, 2015b), Positionspapiere47 von der EU mit konkreten Zielen für den finalen 

Text des Abkommens, das Verhandlungsmandat der EU-Kommission und Ausführungen von 

Schneider (2015, S. 33 ff.) eine Dokumentenbasis, um die Inhalte von TTIP darzulegen. Weiterhin 

werden entsprechende Dokumente von der US-Administration als Grundlage herangezogen, um 

die Sichtweisen möglichst aller beteiligten Akteure zu berücksichtigen (USTR, 2018).48 Geleakte Do-

 
43 „Regulierung bezeichnet Verhaltensbeeinflussung von Unternehmen und Konsumenten durch gesetz-

geberische, meist marktspezifische Maßnahmen mit dem Ziel der Korrektur bzw. Vermeidung von ver-
mutetem Marktversagen, z. B. zur Verhinderung monopolistischen Machtmissbrauchs und ruinöser 
Konkurrenz. Regulierung bezieht sich im Wesentlichen auf Marktzugang, Preise, Qualität und Konditio-
nen sowie auf den Kontrahierungszwang. Typische Regulierungsmaßnahmen sind Produktionsauflagen, 
Qualitätsstandards bei Produkten und Dienstleistungen, Ausnahmen vom Wettbewerbsgesetz, Berufs-
ordnungen sowie Vorschriften der Preis- und Tarifgestaltung“ (Gabler, Regulierung, 2018).  

44 Die EU-Kommissarin für den Handel Cecilia Malmström setzt sich für mehr Transparenz in den TTIP-
Verhandlungen ein, wie sie in einer Pressemitteilung ankündigt (EU-Kommission, 2014b). Eine kritische 
Öffentlichkeit hat die EU-Kommission zu diesem Schritt gedrängt. „Zu den Maßnahmen der Kommission 
für mehr Transparenz bei den TTIP-Verhandlungen gehören: 

- die Veröffentlichung von mehr Verhandlungstexten, die die Kommission den Mitgliedstaaten und 
dem Parlament bereits zugänglich macht; 

- Zugang zu TTIP-Texten für alle Abgeordneten des Europäischen Parlaments, nicht nur für einige 
wenige, durch Öffnung eines „Lesesaals“ für diejenigen Abgeordneten, die bisher keinen Zugang 
zu vertraulichen Dokumenten hatten; 

- die Einstufung von weniger TTIP-Verhandlungsdokumenten als „EU restricted“; damit werden sie 
für Abgeordnete auch außerhalb des Lesesaals leichter zugänglich; 

- regelmäßige Veröffentlichung und Aktualisierung einer öffentlich zugänglichen Liste der TTIP-Do-
kumente gemeinsam mit dem Europäischen Parlament und dem Rat“ (EURACTIV, 26. Nov. 2014, 
EU-Kommission beschließt Transparenz-Initiative [Zugriff: 26. Mai 2019].  

45 Im Zuge einer Transparenzinitiative veröffentlicht die EU-Kommission, Generaldirektion Handel, ihre 
Vorstellungen von TTIP unter dem Titel „Jetzt online: EU-Verhandlungstexte für die TTIP“ auf der fol-
genden Webpage: http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1252&langId=de#market-ac-
cess [Zugriff 09.07.2019]  

46 Textvorschläge sind Dokumente mit ersten Formulierungen für Rechtsvorschriften zu einzelnen The-
men, welche während der Verhandlung vorliegen (EU-Kommission, 2015a, S. 10).  

47 Positionspapiere geben allgemeine Ansätze zu einzelnen Themen während der Verhandlung wieder 
(EU-Kommission, 2015a, S. 10).  

48 Die Information vonseiten der US-Administration und hier besonders vom Office of the United States 
Trade Representative bieten US-Sichtweisen, -Ziele und -Schwerpunkte von TTIP. Diese sind jedoch 
nicht den einzelnen TTIP-Kapiteln wie vonseiten der EU-Kommission zugeordnet. Daher werden die US-
Informationen in der vorliegenden Arbeit den entsprechenden Kapiteln zugeordnet (USTR, 2018).  
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kumente, die ohne Genehmigung der TTIP-Verhandlungsparteien öffentlich geworden sind, wer-

den in der vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigt, da ihre Belastbarkeit nicht zweifelsfrei gegeben 

ist. Nachfolgend werden nun die drei Themenbereiche und die darin befindlichen Kapitel beschrie-

ben.  

 Themenbereich 1: Marktzugang  

Der erste Themenbereich befasst sich mit dem Marktzugang von Unternehmen zum Überseemarkt 

des Verhandlungspartners. Die Unternehmensgröße oder die Branche spielen dabei keine Rolle. Es 

werden wirtschaftliche Handelshindernisse wie Zölle ebenso behandelt wie Dienstleistungen, öf-

fentliche Beschaffung und Ursprungsregeln. Auch soll in diesem Themenbereich erörtert werden, 

wann eine Ware als Made in Germany oder Made in USA gilt.  

Themenbereich 1: Marktzugang – 1.1 Warenhandel und Zölle  

In diesem Kapitel wird ausgeführt, wie die Kosten des Im- und Exports durch Absenkung oder bei-

nahe Abschaffung von Handelshemmnissen (bspw. Zöllen49) zu senken seien (EU-Kommission, 

2015a, S. 12). Durch geringere Handelshemmnisse soll der Handel zwischen den Kontinenten an-

geregt werden, da die Absenkung oder beinahe Abschaffung der Zölle auf bspw. Waren unverzüg-

liche Kosteneinsparungen für Unternehmen und niedrigere Preise für Waren und Güter am Markt 

bewirken kann (EU-Kommission, 2015a, S. 12). Die US-Administration verfolgt die gleichen Ziele:  

„We seek to eliminate all tariffs and other duties and charges on trade in agricultural, in-
dustrial and consumer products between the United States and the EU, with substantial 
duty elimination on entry into force of the agreement, transition periods where necessary 
for sensitive products, and appropriate safeguard mechanisms to be applied if and where 
necessary“ (USTR, 2018a).  

Themenbereich 1: Marktzugang – 1.2 Dienstleistungen  

Nun folgend wird der Umgang mit Dienstleistungen erläutert. Es wird dargestellt, dass die EU-Kom-

mission im Bereich von Dienstleistungen einen leichteren US-Marktzugang für europäische Dienst-

leister in den USA erreichen möchte. Zudem wird ausgeführt, dass europäische Dienstleistungsun-

ternehmen zu denselben Bedingungen wie US-Firmen in den USA wirtschaften können sollen. Auch 

solle sichergestellt werden, dass europäische Regierungen öffentliche Dienstleistungen in den USA 

anbieten dürfen (EU-Kommission, 2015a, S. 13). Die EU-Kommission spezifiziert den Bereich 

Dienstleistungen weiterhin in sechs Kernbereiche. Der erste Kernbereich (Zugang) zielt auf die Auf-

hebung von Zugangsbeschränkungen bspw. bei der „Telekommunikation, u. a. Beschränkungen für 

 
49 Die Begriffe Zoll und Tarif werden in dieser Arbeit synonym verwendet. 
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die Höchstbeteiligungen, die ein EU-Aktionär an einem US-Unternehmen halten darf, beim Aus-

baggern von Häfen oder Wasserwegen“ (EU-Kommission, 2015a, S. 13). Der zweite Kernbereich 

(Mobilität) befasst sich mit der gegenseitigen Anerkennung von Berufsqualifikationen, um die Mo-

bilität von Berufsgruppen zu erleichtern. So sollen die Berufsabschlüsse, bspw. von Architekten 

oder Rechtsanwälten, auf beiden Seiten des Atlantiks gleichermaßen anerkannt werden. Als dritter 

Kernbereich (Lizenzen und Genehmigungen) wird das gegenseitige Genehmigen und Lizensieren 

von Dienstleistungen behandelt. Gemeint sind Rechnungsprüfung, Managementberatung oder 

Rechtsberatung. Als vierter Kernbereich (Neuregelungen) werden neue Regelungen für „Telekom-

munikation, E-Commerce, Finanzdienstleistungen, Post- und Kurierdienste, Seeverkehr“ (ebd.) auf-

geführt. Diese Ausfuhrsteigerung soll durch Wettbewerbsgleichheit der Unternehmen, Gleichbe-

handlung der Unternehmen durch die Regierungen und die engere Zusammenarbeit der Regierun-

gen weiter ermöglicht werden. Sicherheit ist der fünfte Kernbereich. „Größtmögliche Garantien der 

USA dafür, dass die EU-Unternehmen künftig zumindest denselben Zugang zum US-Markt haben 

wie jetzt“ (ebd.) sind Bestandteil dieses Kernbereichs. Als sechster Kernbereich wird der Schutz 

sensibler Bereiche wie „Fernsehen, Rundfunk und Film, Gesundheits- und Bildungswesen, soziale 

Dienstleistungen und Wasserversorgung“ (ebd.) aufgeführt. Die US-Administration strebt gleich-

falls einen verbesserten Marktzugang an (USTR, 2018b). Ebenso scheinen sich die Absichten in vie-

len Dienstleistungsbereichen zu entsprechen.  

Themenbereich 1: Marktzugang – 1.3 Öffentliche Beschaffung  

In diesem Kapitel wird der Umgang mit öffentlicher Beschaffung dargelegt, also der Möglichkeit 

zur Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen. Die EU-Kommission sagt, dass europäische Unter-

nehmen bei der öffentlichen Beschaffung50 gleichwertig und auf allen Ebenen mit US-Unterneh-

men konkurrieren sollen dürfen. Keine Diskriminierung sowie umfängliche Informationen über 

ausgeschriebene Projekte sollen auf beiden Seiten des Atlantiks vorherrschen (EU-Kommission, 

2015a, S. 15). Aktuell sind viele Hindernisse für europäische Unternehmen damit verbunden, dass 

sich die europäischen Unternehmen nicht direkt an öffentlichen Ausschreibungen der US-Regie-

rung beteiligen können. Die US-Administration strebt ebenso einen erleichterten Marktzugang zu 

den öffentlichen Ausschreibungen auf europäischer sowie nationaler Ebene an (USTR, 2018c).  

 
50 Gemeint ist hier das öffentliche Auftragsvergabewesen.  
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Themenbereich 1: Marktzugang – 1.4 Ursprungsregeln  

In diesem Kapitel wird der Umgang mit Ursprungsregeln dargelegt. Ursprungsregeln können bei 

TTIP sinnvoll sein, da die Zölle der Mitgliedstaaten nahezu vollständig abgeschafft werden.51 Das 

Kapitel befasst sich mit der Vereinheitlichung und Vereinfachung der Kennzeichnung von Produk-

ten innerhalb der Grenzen von TTIP. Die Vorteile des freien Handels wie bspw. Zollfreiheit sollen 

dabei nur den Produkten aus den an TTIP beteiligten Staaten zuteilwerden (EU-Kommission, 2015a, 

S. 16). Dem pflichtet die US-Administration bei: „We believe that only qualifying U.S. and EU goods 

should benefit from the T-TIP agreement, not goods produced in third countries“ (USTR, 2018e).  

 Themenbereich 2: Zusammenarbeit in Regulierungsfragen  

Im zweiten Themenbereich „geht es um den Kern des Abkommens, nämlich um den Abbau von 

handelsverzerrenden Regulierungen wie Produktvorschriften, technischen Regulierungen, darun-

ter Vorschriften, die gesundheitspolitischen, sozialen oder umweltpolitischen Zielen dienen und 

die eine legitime gesellschaftspolitische Berechtigung haben“ (Falke, 2017, S. 202). Dies ist die Er-

schließung von neuem „Terrain für EU-Handelsabkommen“ (EU-Kommission, 2015a, S. 8). Die EU 

möchte mit den USA gemeinsame Qualitätsstandards bei Gütern und Dienstleistungen festlegen. 

Die EU-Kommission führt dahingehend aus, dass die Vorschriften in den USA und der EU oftmals 

das „gleiche Niveau an Sicherheit und Qualität“ (ebd., S. 8) aufweisen. Dies wird jedoch besonders 

von Verbraucher- und Umweltschutzorganisationen sowie Gewerkschaften angezweifelt (Fisahn & 

Ciftci, 2015).52 Die „engere Zusammenarbeit“ (EU-Kommission, 2015a, S. 8) zwischen den USA und 

der EU soll die strengen EU-Maßstäbe „für den Schutz von Mensch und Umwelt“ (ebd.) aufrecht-

erhalten und eine gegenseitige Anerkennung von Standards anstreben. So befassen sich die Kapitel 

2.1 bis 2.3 mit der Zusammenarbeit in Regulierungsfragen, technischen Handelshemmnissen und 

Lebensmittelsicherheit sowie Tier- und Pflanzenschutz. Diese Kapitel decken branchenübergrei-

fend Inhalte ab und erhalten demzufolge die Bezeichnung horizontal, im Gegensatz zu der zweiten 

 
51 Ursprungsregeln „klären die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen einer Ware der Ursprung in 

einem bestimmten Land zuzuerkennen ist. Ursprungsregeln (Ursprungslandregeln) bestehen aus Listen-
kriterien und Listenbedingen - sie sind entscheidend für die zollrechtliche Behandlung (Inanspruch-
nahme des Präferenzzoll-Satzes bis hin zur Zollfreiheit bei Vorlage des Präferenznachweises” (Gabler, 
2019a). 

52 „Der veröffentliche Textvorschlag der EU zum Umwelt- und Verbraucherschutz in TTIP, also zum Kapitel 
über Sanitäre und Phytosanitäre Maßnahmen geht von einer genseitigen Anerkennung der jeweiligen 
Standards aus. In dem Textvorschlag heißt es:  

‚Artide 9 Equivalence  
The importing Party shall accept sanitary and phytosanitary measures of the exporting Party 
as equivalent to its own if the exporting Party objectively demonstrates to the im- porting 
Party that its measure achieves the importing Party's appropriate level of protection.‘  

Das Problem bei der gegenseitigen Anerkennung von Standards im Umwelt- und Verbraucherschutz 
liegt darin, dass die EU und die USA unterschiedliche Philosophien verfolgen und rechtlich umsetzen” 
(Fisahn & Ciftci, 2015, S. 253).  
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Aufteilung in bestimmte Industriezweige (Kapitel 2.4 – 2.12), was u. a. Chemie, Arzneimittel oder 

Fahrzeuge betrifft.  

Themenbereich 2 – 2.1 Zusammenarbeit in Regulierungsfragen  

Das Ziel der Abstimmungen von Regulierungsfragen besteht in einer besseren Kompatibilität der 

Rechtsvorschriften. Gründe für eine solche Angleichung bestehen darin, dass die EU-Kommission 

den Prozess der Globalisierung so betrachtet, dass Unternehmen ähnliche Produkte exportieren 

und unterschiedliche Anforderungen in den Zielländern bewältigen müssen. Daher möchte die EU-

Kommission das weitere Vorgehen bei Regulierungen enger mit den USA abstimmen. Vorteile be-

stünden in einer Qualitätsverbesserung von angebotenen Produkten, einer Angleichung der Pro-

duktanforderungen sowie einer Kostenersparnis für Unternehmen durch Erfüllung gleicher Anfor-

derungen und Vermeidung von Doppelstrukturen bei der Qualitätssicherung. Hierzu soll ein neues 

Gremium für Regulierungszusammenarbeit geschaffen werden (EU-Kommission, 2015a, S. 18).  

Themenbereich 2 – 2.2 Technische Handelshemmnisse  

Technische Produktanforderungen betreffen viele Bereiche der Wirtschaft und die meisten alltäg-

lichen Gegenstände. In diesem Zusammenhang stehen bspw. die Sicherheit von Kinderspielzeug 

und Energieeffizienz von Haushaltsgeräten im Fokus. Fallen Produkte auf, werden sie als techni-

sche Handelshemmnisse bewertet. Hierfür werden spezielle Bewertungsprozeduren, sogenannte 

Konformitätsbewertungsverfahren, aufgeführt, welche eine „Produktprüfung“ (ebd., S. 19) bein-

halten. Die EU möchte, dass internationale Standards wie bspw. die Ausführungen der Internatio-

nalen Organisation für Normung (ISO) den Export in die USA erleichtern, doppelte Testverfahren 

von Produkten überflüssig werden sowie der Informationszugang zu Bestimmungen für Produkte 

erleichtert wird. Auch soll bei der Erstellung neuer Standards enger zusammengearbeitet werden, 

um den Warenaustausch weiter zu optimieren und Standards gegenseitig anzuerkennen (ebd., 

S. 20).  

Themenbereich 2 – 2.3 Lebensmittelsicherheit und Tier- und Pflanzenschutz  

In Bezug auf Lebensmittelsicherheit und Tier- sowie Pflanzenschutz werden bestehende Doppel-

strukturen bei der Überprüfung der Güter behandelt. Diese bilden eine Hürde und sollen entspre-

chend reduziert werden (ebd., S. 21). Jedoch stoßen hier zwei grundlegend unterschiedliche Prin-

zipien aufeinander: das europäische Vorsorgeprinzip, das besagt, dass Produkte vor Markteintritt 

nicht schädlich sein müssen, und das amerikanische Nachsorgeprinzip, welches besagt, dass die 

Produktsicherheit auf dem Markt entschieden wird (Rudloff, 2016, S. 6).  
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Für die USA bedeutet das: „We seek to build on key principles and disciplines of the World 
Trade Organization (WTO) Agreement on the Application of Sanitary and Phytosanitary 
Measures (SPS) to achieve meaningful market access, including commitments to base SPS 
measures on science and international standards or scientific risk assessments, apply them 
only to the extent necessary to protect human, animal, or plant life or health“ (USTR, 
2018g).  

Damit wird das Nachsorgeprinzip herausgestellt. Die EU-Kommission betont hingegen: „Das Vor-

sorgeprinzip ist im EU-Recht verankert, und daran wird TTIP nichts ändern“ (EU-Kommission, 

2015a, S. 24).  

Themenbereich 2 – 2.4 Chemikalien  

Wie kann die Zusammenarbeit auf bereits bestehende Institutionen – wie beispielsweise die Euro-

päische Chemikalienagentur (ECHA) und die Environmental Protection Agency (EPA) in den USA – 

aufgebaut werden? Die Regulierung kann in bestehende Mechanismen oder in bereits bestehende 

Institutionen integriert werden. Die EU möchte bspw. bereits existierende internationale Stan-

dards wie UN Globally Harmonized System (GHS) zur Klassifizierung und Kennzeichnung von Stof-

fen einsetzen sowie den Informationsaustausch zu neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen beför-

dern (EU-Kommission, 2015a, S. 22 f.). 

Themenbereich 2 – 2.5 Kosmetika  

Im Themenkomplex Kosmetika soll die Zusammenarbeit in den Bereichen der wissenschaftlichen 

Risikobewertung, der Findung von Alternativen zu Tierversuchen sowie zur Beendigung von Tier-

versuchen und einer Verbesserung der technischen Zusammenarbeit von Regulierungsbehörden 

angestrebt werden (EU-Kommission, 2015a, S. 23 f.).  

Themenbereich 2 – 2.6 Technische Erzeugnisse 

Angestrebt wird, die technischen Anforderungen und Testverfahren zu harmonisieren. Zur Harmo-

nisierung zählt bspw. die EU-einheitliche Farbgebung von Drähten, um Verwechslungen zwischen 

US- und EU-Unternehmen zu vermeiden. Grundsätzlich könnten bei der Harmonisierung von Stan-

dards jene der International Organization for Standardization (ISO) und International Electrotech-

nical Commission (IEC) angewendet werden. Dies könnte den Anerkennungsprozess von europäi-

schen Produkten in den USA erleichtern. Auch sollen grundsätzlich frühzeitig die Regulierungsbe-

hörden der USA und EU in den Regulierungsprozess eingebunden werden (EU-Kommission, 2015a, 

S. 25).  
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Themenbereich 2 – 2.7 Informations- und Kommunikationstechnologie  

Der Verbraucherschutz bezüglich Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) sowie 

Rechtsvorschriften steht für die EU-Kommission neben einer Vereinfachung im Exportgeschäft und 

Kostenreduktionen im Mittelpunkt. Die Rechtsvorschriften in den Bereichen der elektronischen 

Kennzeichnung zur Informationsbereitstellung sowie der vereinfachte Zugang zu elektrischen Pro-

dukten für Menschen mit Behinderung sowie die Interoperabilität von unterschiedlichen Produk-

ten sind Teil dieses Kapitels. Die Angleichung von Standards soll Garantieansprüche und einen Ver-

braucherstandard gewährleisten (EU-Kommission, 2015a, S. 26). Die US-Administration legt jedoch 

einen Schwerpunkt auf den Absatzmarkt: „We seek to develop appropriate provisions to facilitate 

the use of electronic commerce to support goods and services trade, including through commit-

ments not to impose customs duties on digital products or unjustifiably discriminate among prod-

ucts delivered electronically“ (USTR, 2018d).  

Themenbereich 2 – 2.8. Medizinprodukte  

Die Zusammenarbeit in Bezug auf Medizinprodukte soll bei der Anerkennung, Überwachung und 

bei Rückrufaktionen besser abgestimmt werden. Medizinprodukte sind bspw. Herzschrittmacher, 

Scanner oder Röntgengeräte. Diese Produkte unterliegen in der EU und den USA strikten Auflagen 

und die Testverfahren überschneiden sich partiell. Die Konsequenz besteht darin, dass Kostenstei-

gerungen und Verzögerungen in der Auslieferung auftreten können. Da die Zollgebühren bei die-

sen Produkten gering sind, adressiert TTIP, den Handel zu intensivieren. So sollen durch eine bes-

sere Zusammenarbeit der Zugang zu lebensrettenden Geräten beschleunigt und Genehmigungs-

verfahren gestrafft werden. Die EU möchte die Arbeit des International Medical Devices Regulatory 

Forum (IMDRF)53 zur Grundlage bei Entscheidungen über Medizinprodukte nehmen. Zudem strebt 

die EU an, die nationalen Systeme zur Identifikation und Zurückverfolgung der Medizinprodukte 

auf Grundlage des internationalen Unique Device Identification (UDI)54 zu stellen. Daher sollen die 

Datengrundlagen der EU und der USA bei UDI kompatibel sein und die Formulare zu Erfassung von 

Medizinprodukten weiter harmonisiert werden (EU-Kommission, 2015a, S. 27).  

 
53 „The International Medical Device Regulators Forum (IMDRF) was conceived in February 2011 as a fo-

rum to discuss future directions in medical device regulatory harmonization. It is a voluntary group of 
medical device regulators from around the world who have come together to build on the strong foun-
dational work of the Global Harmonization Task Force on Medical Devices (GHTF), and to accelerate 
international medical device regulatory harmonization and convergence“ (IMDRF, 2015).  

54 UDI bezeichnet ein elektronisches Kennzeichnungssystem für Medizinprodukte, welches eine individu-
elle Zuordnung eines Produkts zu einem Hersteller sowie zu dem Herstellungsprozess vorsieht 
(Bundesregierung, 2012).  
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Themenbereich 2 – 2.9 Pestizide  

Im Umgang mit Pestiziden sollen Doppelstrukturen zu bereits bestehenden Arbeitsgruppen55 ver-

mieden werden. Laut EU-Kommission sollen die beiden bereits bestehenden Arbeitsgruppen mit 

einem Austausch zwischen den USA und der EU zum Thema ‚Pestizide‘ ergänzt werden. TTIP 

könnte regulierend eingreifen und dahin wirken, dass bspw. Landwirte ihre Informationen zum 

Pestizideinsatz austauschen. Dies würde helfen, die begrenzten Ressourcen der Landwirte effizien-

ter einzusetzen, weil die Landwirte durch die Informationen über den Einsatz von Pestiziden ande-

rer Landwirte bessere Entscheidungen treffen (EU-Kommission, 2015a, S. 29).  

Themenbereich 2 – 2.10 Arzneimittel  

Arzneimittel sind bereits teilweise zoll- und steuerfrei. Es geht hier um die engere Zusammenarbeit 

von Regulierungsbehörden, um für mehr Sicherheit und Effizienz bei Arzneimitteln zu sorgen. Um 

die Situation von Patienten und Industrie zu verbessern, soll die Zusammenarbeit in drei Bereiche 

aufgeteilt werden: Inspektionen, Zulassungen und Innovationen.  

Im Bereich der Inspektionen sollen die Aufsichtsbehörden die Produktionskette eines Arzneimittels 

klarer nachvollziehen können. Bei der Zulassung wird die Zeit bedacht, die ein Arzneimittel benö-

tigt, um Marktreife zu erlangen. Zulassungen neuer Arzneimittel setzen Studien und oder klinische 

Prüfungen voraus, um die Marktreife zu konstatieren. Der medizinische Nutzen eines Arzneimittels 

muss dabei die Risiken überwiegen, welche das Arzneimittel beim Patienten verursacht. Die Zulas-

sungen sollen vereinheitlicht werden, um Doppelzulassungen für dasselbe Arzneimittel in den USA 

und der EU für Unternehmen zu ersparen. Im dritten Bereich, den Aufsichtsbehörden, soll enger 

zusammenarbeiten werden, um die Produktsicherheit in sich schnell verändernden Märkten zu si-

chern. Dies soll geschehen, indem die Aufsichtsbehörden ihre Expertise und Ergebnisse und ihre 

Sichtweisen auf Grundlage neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse austauschen (EU-

Kommission, 2015a, S. 31 f.).  

Themenbereich 2 – 2.11 Textilien 

In diesem Kapitel wird der Umgang mit Textilien dargelegt. Gründe für die Aufnahme des Kapitels 

Textilien in TTIP sind, dass der Handel mit Textilien intensiviert werden soll und die Fragen nach 

 
55 Über den Umgang mit Pestiziden wird bereits seit Jahren zwischen der EU und den USA sowie anderen 

Nationen gesprochen. So dienen die internationalen Institutionen ‚Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung‘ (OECD) und die Vereinten Nationen (VN/UN) bereits als Plattform für 
einen fachlichen Austausch. In der OECD befasst sich eine Arbeitsgruppe mit Pestiziden. Ziel der Arbeits-
gruppe ist es Ergebnisse auszutauschen, Strategien im Umgang mit Pestiziden zu harmonisieren und 
Richtlinien zur Erstellung von Testverfahren zu entwickeln. Bei den VN bearbeitet eine Arbeitsgruppe 
unter dem Namen ‚CODEX Alimentarius‘ internationale Lebensmittelstandards. Diese Arbeitsgruppe 
vereinbart Höchstgrenzen für den Einsatz von Pestiziden, die sogenannten ‚Maximum Residue Levels‘ 
(MRLs). Die USA und die EU nehmen an beiden Arbeitsgruppen teil.  
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dem Umgang mit Ursprungsregeln und Zöllen weiter geklärt werden könnte. Eine engere Zusam-

menarbeit bei der „Etikettierung von Textilien und Bekleidung […] Produktsicherheit und Verbrau-

cherschutz […] [sowie] Standards und Prüfmethoden“ (EU-Kommission, 2015a, S. 33) steht im Zent-

rum.  

Themenbereich 2 – 2.12 Fahrzeuge  

Im Kapitel Fahrzeuge sollen Gemeinsamkeiten in den Standards angewendet werden, Bestimmun-

gen harmonisiert, globale Bestimmungen entwickelt und die Zusammenarbeit bei der Erarbeitung 

neuer Bestimmungen ausgebaut werden. Die EU exportiert 18 % ihrer Fahrzeuge in die USA und 

eins von acht Autos in der EU stammt aus den USA. Das Sicherheitsniveau bei Fahrzeugen aus den 

USA oder der EU ist vergleichbar. Die Doppelstrukturen bei der Anerkennung des Sicherheitsni-

veaus auf beiden Seiten des Atlantiks sind kostspielig (EU-Kommission, 2015a, S. 33 f.).  

 Themenbereich 3: Regeln  

Im dritten Themenbereich werden „neue globale Regeln“ (Falke, 2017, S. 202) dargelegt. „Hier 

handelt es sich um Materien, die bisher noch gar nicht oder nur ansatzweise in globalen wie nati-

onalen Regulierungssystemen erfasst worden sind, besonders bei Innovationen im Hochtechnolo-

giebereich (Nanotechnik, E-Mobilität, Energie- und Umwelttechnik), wo die Festlegung von grund-

legenden Normen und Verfahren globale Marktführerschaft begründen könnte“ (ebd.). Diese 

neuen globalen Regeln sollen auch gezielt kleinen und mittleren Unternehmen den Handel erleich-

tern oder den „Zugang zu Energie und benötigten Rohstoffen“ (EU-Kommission, 2015a, S. 8) ver-

einfachen.  

Themenbereich 3 – 3.1 Nachhaltige Entwicklung 

In diesem Kapitel wird die nachhaltige Entwicklung adressiert und die EU möchte festschreiben, 

dass die Verhandlungspartner jeweils das Recht behalten, den Umwelt- und Sozialschutz in ihren 

eigenen Kompetenzbereich auf einem eigenen Niveau sicherzustellen. „Dabei soll jede Seite das 

Ziel bekräftigen, durch ihre Gesetze und politischen Maßnahmen ein hohes Schutzniveau zu errei-

chen. Die Voraussetzung soll dabei sein, dass die Regeln auf eine Art festgelegt werden, die inter-

national anerkannten Grundsätzen entspricht“ (Koch, 2017, S. 201). Konkret bedeutet dies, dass 

die EU-Kommission anstrebt, die Arbeitnehmerrechte und Umweltschutzbestimmungen zu beför-

dern. Ambitionierte Vorgaben sollen Wirtschaftswachstum und Umweltschutz sowie allgemeinen 
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Fortschritt befördern. Die internationalen Standards der ILO56 sollen hierbei zur Grundlage für Ver-

handlungen dienen (EU-Kommission, 2015a, S. 36).  

Themenbereich 3 – 3.2 Energie und Rohstoffe  

Dieses Kapitel soll die Grundlage für einen stabilen, diversifizierten und nachhaltigen Zugang zu 

Energie und Rohstoffen legen. Grüne Energien zu befördern und einen besseren Zugang zu Roh-

stoffen zu schaffen, wird als Chance gesehen. Ebenso soll angestrebt werden, dass globale Stan-

dards gesetzt werden, die mehr Transparenz bei Investitionen schaffen und Diskriminierungsfrei-

heit befördern (EU-Kommission, 2015a, S. 37).  

Themenbereich 3 – 3.3 Zoll- und Handelserleichterungen  

Zoll- und Handelserleichterungen sollen besser aufeinander abgestimmt werden, um den Handel 

zu erleichtern. Gemeinsame Standards sind hierbei eine Maßnahme. Die EU-Kommission möchte 

damit den Handel mit illegalen Produkten beenden, die Effizienz des Handels erhöhen und Kon-

flikte im Handel vermeiden. Die WTO57 soll hierzu als Rahmen dienen (EU-Kommission, 2015a, S. 

38).  

Themenbereich 3 – 3.4 Kleine und mittlere Unternehmen  

Der Ausbau im Umgang mit Klein- und mittleren Unternehmen (KMU) steht im Zentrum dieses 

Kapitels. Von US-Seite heißt es: „We seek to strengthen U.S.-EU cooperation to enhance the par-

ticipation of SMEs58 in trade between the United States and the EU“ (USTR, 2018h). Der erleichterte 

Im- und Export durch Unternehmen mit weniger als 250 Angestellten steht hierbei konkret im Fo-

kus. Die 20 Millionen KMUs in Europa und 30 Millionen in den USA bilden das Fundament der je-

weiligen Wirtschaft und sind daher von besonderer Bedeutung für das Abkommen. KMUs unter-

liegen im Handel denselben Herausforderungen beim Im- und Export wie große Unternehmen, ha-

ben jedoch weniger Personal und finanzielle Mittel, um die Bestimmungen und Anforderungen zu 

erfüllen. Daher werden in diesem Kapitel die Beseitigung von Zollgebühren, vereinfachte Zollfor-

malitäten, geringere Kosten bei abweichenden Normen und der Schutz des geistigen Eigentums 

behandelt (EU-Kommission, 2015a, S. 40).  

 
56 ILO steht als Abkürzung für International Labor Organization. Die ILO ist die internationale Arbeitsorga-

nisation und setzt sich global für Standards in der Arbeitswelt ein.  
57 „Die WTO ist eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen […] Im Mittelpunkt der handelspoliti-

schen Vereinbarungen steht die Meistbegünstigung (d. h., Zollvergünstigungen eines Landes müssen 
gegenüber allen Handelspartnern gelten) und die Nichtdiskriminierung (d. h., erlaubte Ausnahmen vom 
Verbot der Mengenbeschränkung müssen für alle Teilnehmer gelten)“ (Schubert & Klein, 2011).  

58 SME bedeutet auf deutsch: Kleine und mittlere Unternehmen.  
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Themenbereich 3 – 3.5 Investitionsschutz  

In diesem Kapitel werden der Umgang mit Investitionsschutz und die Beilegung von Streitigkeiten 

zwischen Investor und Staat dargelegt. Ziel ist es, neue Investitionsmöglichkeiten zu beraten, Wett-

bewerbsgleichheit herzustellen und das aktuelle Investorenschutzsystem zu reformieren (EU-

Kommission, 2015a, S. 41).   

Themenbereich 3 – 3.6 Zwischenstaatliche Streitbeilegung  

Zukünftig kann es auch zu zwischenstaatlichen Auseinandersetzungen zwischen der EU und den 

USA kommen. Daher sieht dieses Kapitel eine Streitbeilegung (GGDS59) vor. Für GGDP sollen Me-

chanismen genutzt werden, welche auf Grundlage der WTO bereits die Beziehungen zwischen den 

160 Mitgliednationen regeln. So sollen die Schlichter vor dem Streitfall bestimmt werden. Ebenso 

sollen Anhörungen öffentlich stattfinden und alle Dokumente öffentlich zugänglich sein (EU-

Kommission, 2015a, S. 43).  

Themenbereich 3 – 3.7 Wettbewerb  

Als Grundlage für freien und unabhängigen Wettbewerb sollen Preisabsprachen zwischen Unter-

nehmen verhindert werden. Ebenso sollen Unternehmen aus der freien Wirtschaft mit staatlichen 

Unternehmen konkurrieren können und Subventionen von Unternehmen öffentlich bekannt sein. 

Dies soll Wettbewerbsgleichheit zwischen EU- und US-Unternehmen erzeugen (EU-Kommission, 

2015a, S. 44).  

Themenbereich 3 – 3.8 Geistiges Eigentum und geografische Angaben  

Der Umgang mit geistigem Eigentum (IPR60) und geografischen Angaben (GI61) wird in diesem Ka-

pitel thematisiert (EU-Kommission, 2015a, S. 45). IPR beinhaltet: Patente, Markenzeichen und 

Muster, Urheberrechte und geografische Angaben. Durch den Schutz geistigen Eigentums soll 

Missbrauch gestoppt werden. Ebenso sollen geografische Angaben für Produkte wie z. B. Tiroler 

Speck so geregelt werden, dass der Missbrauch von geografischen Angaben verhindert wird und 

Produkte klar zuzuordnen sind. Die US-Administration teilt die Ziele der EU, indem sie festhält: „We 

seek to obtain, consistent with U.S. priorities and objectives, appropriate commitments that reflect 

the shared U.S.-EU objective of high-level IPR protection and enforcement, and to sustain and en-

hance joint leadership on IPR issues“ (USTR, 2018i). Die drei Themenbereiche mit ihren dazugehö-

rigen Kapiteln werden in der folgenden Tabelle 2 dargestellt.  

 
59 Für die englische Abkürzung von Government-to-government dispute settlement.  
60 Für die englische Abkürzung von Intellectual property rights.  
61 Für die englische Abkürzung von Geographical indications.  
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Tabelle 2: Inhalte von TTIP (nach Themenbereichen und Kapiteln)  

Marktzugang Zusammenarbeit  

in Regulierungsfragen 

Regeln  

Zölle und Tarife Abstimmung von Rechtsvorschrif-

ten 

Nachhaltige Entwicklung 

Dienstleistungen/ 

Investment 

Technische Handelshemmnisse Energie und Rohstoffe 

Öffentliche  

Beschaffung 

Lebensmittelsicherheit sowie Tier- 

und Pflanzenschutz (sanitäre und 

phytosanitäre Maßnahmen – SPS)  

Zoll- und Handelserleichterungen 

Ursprungsregeln Chemikalien Kleine und mittlere Unterneh-

men (KMU) 

 Kosmetika Investitionsschutz und Beilegung 

von Streitigkeiten zwischen In-

vestor und Staat (ISDS) 

 Technik Zwischenstaatliche Streitbeile-

gung (GGDS) 

 Informations- und Kommunikati-

onstechnologie (IKT) 

Wettbewerb  

 Medizinprodukte Schutz geistigen Eigentums und 

geografische Angaben 

 Pestizide  

 Arzneimittel  

 Textilien  

 Fahrzeuge  

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an EU-Kommission, 2015a, S. 9 

2.5 Verhandlungsrunden von TTIP 

Die 24 TTIP-Kapitel werden mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen in einwöchigen Verhand-

lungsrunden diskutiert, welche abwechselnd in den USA und der EU abgehalten werden. Die Ver-

handlungen von ähnlichen Freihandelsabkommen wie bspw. CETA (Comprehensive Economic and 

Trade Agreement) zwischen der EU und Kanada haben „fünf Jahre gedauert, bis die Vertrags-

partner das Abkommen CETA schließlich paraphiert62 haben“ (IW Köln, 2016). Es werden sogar In-

halte im Anschluss nachverhandelt. „Auch bei dem Freihandelsabkommen TPP zwischen den USA 

und elf Handelspartnern aus der pazifischen Region hat es lange gedauert – erst nach sieben Jahren 

und 19 Verhandlungsrunden haben die Länder die Verhandlungen für abgeschlossen erklärt“ 

 
62 Vorläufig anerkennen bzw. einen Vertrag vorläufig unterzeichnen.  
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(ebd.). TTIP liegt nach 15 Verhandlungsrunden und gut dreieinhalb Jahren vorübergehend auf Eis. 

Aktuell wird jedoch die EU-Kommission zu weiteren Verhandlungen mit den USA von den EU-Mit-

gliedstaaten angehalten. Denn am 18. Januar 2019 hat die EU-Kommission „zwei Vorschläge für 

Verhandlungsrichtlinien über die Abschaffung von Zöllen auf Industriegüter und über die regulato-

rische Zusammenarbeit vorgelegt“ (EU-Kommission, 2019a).  

„Die Verhandlungsrichtlinien, die die Kommission dem Rat vorgelegt hat, erfassen zwei 
mögliche Abkommen mit den Vereinigten Staaten: 

1. ein lediglich auf die Abschaffung von Zöllen auf Industriegüter konzentriertes Handels-
abkommen, von dem landwirtschaftliche Erzeugnisse ausgenommen wären, und 

2. ein zweites Abkommen über Konformitätsbewertung, welches dazu beitragen würde, 
das Ziel der Beseitigung nichttarifärer Handelshemmnisse zu erreichen, indem es Un-
ternehmen den Nachweis erleichtern würde, dass ihre Produkte die technischen An-
forderungen auf beiden Seiten des Atlantiks erfüllen“ (ebd.). 

Wie sich die 15 Verhandlungsrunden mit ihren jeweiligen Schwerpunktsetzungen darstellen, um 

mögliche thematische Schwerpunkte erkennen zu können, wird im anschließenden Abschnitt ge-

zeigt.  

Die erste Verhandlungsrunde63 von TTIP findet vom 8. bis 12. Juni 2013 in Washington D.C. (USA) 

statt. „Im Zentrum der Gespräche standen die Auslotung der jeweiligen Positionen und der soge-

nannten ‚roten Linien‘64 – welche dies genau sind ist öffentlich nicht bekannt – sowie die Erarbei-

tung eines ersten gemeinsamen Textentwurfs für das Abkommen“ (EU-Kommission, 2013a). Wäh-

rend dieser Verhandlungsrunde stehen konkret die Themen Marktzugang für Agrar- und Industrie-

produkte, Investitionen, öffentliche Beschaffung, grenzüberschreitende Dienstleistungen, gesund-

heitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen, Kleine und Mittlere Unternehmen 

(KMU), Textilien, Ursprungsregeln, Regulierungsfragen, Streitschlichtungsmechanismen, Wettbe-

werb, Schutz des geistigen Eigentums, Zoll- und Handelserleichterungen, Staatsunternehmen, 

nachhaltige Entwicklung, Energie und Rohstoffe sowie Rechtsfragen auf der Tagesordnung (EU-

Kommission, 2013; EU-Kommission, 2013c). Auch findet eine öffentliche Konsultation, ein soge-

nanntes Stakeholder-Forum65, während der Verhandlungen statt. Die Inhalte dieses Stakeholder-

Forums orientieren sich an der Tagesordnung der Verhandlungen (BMWi, 2018).66  

 
63 Eine umfassende Darstellung der Verhandlungsthemen der ersten TTIP-Verhandlungsrunde ist abrufbar 

unter: http://europa.eu/rapid/press-release_IP-13-691_en.htm [Zugriff 09.07.2019].  
64 Als rote Linie bezeichnet man in Verhandlungen Positionen, welche nicht aufgegeben werden sollen.  
65 In einem Stakeholder-Forum tauschen sich Entscheider und Interessenvertreter zu einem Thema aus.  
66 Die entsprechende Internetseite des Bundesministeriums hat unter der Überschrift „TTIP-Verhand-

lungsrunden: Verlauf und Ergebnisse“ die Verhandlungsrunden und deren Ergebnisse aufgeführt. Die 
folgenden Ausführungen sind hier jeweils entnommen.  
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In der zweiten Verhandlungsrunde vom 11. bis 15. November 2013 in Brüssel werden die Themen 

Investitionen, Dienstleistungen, Energie und Rohstoffe sowie regulatorische Kompatibilität bei 

technischen Handelshemmnissen beraten und die öffentliche Beschaffung diskutiert. Zusätzlich zu 

der Verhandlungsrunde in Brüssel finden parallel Videokonferenzen zu den Themen Hygiene- und 

Gesundheitsmaßnahmen, Schutz geistigen Eigentums, Wettbewerb und KMU statt. Die eintägige 

öffentliche Konsultation in Form des Stakeholder-Forums erfolgt mit über 350 teilnehmenden In-

teressenvertretern von Nichtregierungsorganisationen, Verbraucherschutzorganisationen, Ge-

werkschaften und weiteren Vereinigungen (EU-Kommission, 2013d).  

Die dritte Verhandlungsrunde tagt in Washington D.C. (USA) vom 16. bis 20. Dezember 2013. Die 

Themen dieser Verhandlungsrunde sind: Liberalisierung des Warenhandels, Handelserleichterun-

gen, Erleichterungen im Austausch von Dienstleistungsbereich sowie im Energiebereich und bei 

Rohstoffen. Ebenso wird thematisiert, Regulierungen weiter zu harmonisieren und die Zusammen-

arbeit der Regulierungsbehörden enger abzustimmen. Die eintägige öffentliche Konsultation in 

Form eines Stakeholder-Forums wird mit Interessenvertretern aus der Arbeitnehmerschaft sowie 

dem Umwelt- und Verbraucherschutz abgehalten (EU-Kommission, 2013e). Im direkten Anschluss 

verkündet die EU-Kommission eine Konsultation der Öffentlichkeit zum Instrument der Beilegung 

von Investor-Staat-Streitigkeiten und begründet dies mit dem überaus großen öffentlichen Inte-

resse an den Gesprächen.67 

Die vierte Verhandlungsrunde68 findet vom 10. bis 14. März 2014 in Brüssel statt. In diesem Rah-

men werden die drei Themenbereiche Marktzugang, Regulierung und Regeln beraten. Im Themen-

bereich Marktzugang werden Zölle, Dienstleistungen und öffentliche Beschaffung diskutiert. Im 

Themenbereich Regulierung stehen Kohärenz in Regulierungsfragen sowie die zunehmende Ver-

einbarkeit in Regulierungsfragen im Fokus. Auch debattierten die Verhandlungsführer technische 

Handelshemmnisse sowie gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen. Ein 

Schwerpunkt sind die Schlüsselindustrien Pharma, Kosmetik, Medizinprodukte, Automobil und 

Chemie. Im Themenbereich Regeln wurden nachhaltige Entwicklung, Arbeits- und Umweltaspekte, 

der Handel mit Energie und Rohstoffen sowie Zoll- und Handelserleichterungen verhandelt. Die 

eintägige öffentliche Konsultation in Form des Stakeholder-Forums findet mit Interessenvertretern 

aus Unternehmen, Verbrauchern, Arbeit- und Umweltorganisationen statt. 90 Vorträge werden zu 

den Verhandlungsthemen gehalten und die Verhandlungsführer tauschen sich mit über 300 Stake-

holdern aus (EU-Kommission, 2014).  

 
67 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-56_de.htm [Zugriff 09.07.2019] 
68 Eine umfassende Darstellung der Verhandlungsthemen der vierten TTIP-Verhandlungsrunde ist abruf-

bar unter: http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1041 [Zugriff 21.01.2018].  
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In der fünften Verhandlungsrunde tagen die Beteiligten vom 19. bis 23. Mai 2014 in Arlington, Vir-

ginia (USA). Die Verhandlungen befassen sich mit den Themen regulatorische Zusammenarbeit bei 

technischen Handelshemmnissen für spezifische Sektoren (Chemie, Arzneimittel, Medizinpro-

dukte, Automobil, Maschinenbau), Marktzugang, Öffnung der Dienstleistungsmärkte und öffentli-

che Beschaffung auf föderaler Ebene. Ebenso werden Lebensmittelsicherheit und Tier- und Pflan-

zenschutz, geistiges Eigentum, Telekommunikation sowie KMU, Energie und Rohstoffe diskutiert. 

Das Thema Schiedsgerichtsverfahren wird bewusst nicht in den Verhandlungen beraten (EU-

Kommission, 2014a). Mehr als 300 Teilnehmer aus Verbänden und anderen Interessengruppen 

sind anwesend und 76 Referenten äußern, unter Anwesenheit von Journalisten, während des Sta-

keholder-Forums ihre Sichtweisen zu den Themen Agrar und Investor-Staat-Schiedsverfahren 

(BMWi, 2018).  

Die sechste Verhandlungsrunde befasst sich vom 14. bis 18. Juli 2014 in Brüssel mit den Themen 

Zollsenkungen, Handelserleichterungen, öffentliche Beschaffung, Umwelt und Arbeitsschutz, Ener-

gie und Rohstoffe sowie KMU (EU-Kommission, 2014g). Ebenso wird über die regulatorische Zu-

sammenarbeit mit Interessengruppen beraten. Während dieser Verhandlungsrunde findet das Sta-

keholder-Forum zu den entsprechenden Verhandlungsthemen statt (BMWi, 2018).  

Die siebte Verhandlungsrunde tagt in Chevy Chace, Maryland (USA) vom 29. September bis 3. Ok-

tober 2014. Es werden hierbei nahezu alle Verhandlungsbereiche außer Textilien beraten. „Bei den 

Gesprächen über den Marktzugang wurden Texte zum Thema Marktzugang, Angebote bezüglich 

Dienstleistungen und Investitionen sowie nichttarifäre Handelshemmnisse im Bereich Landwirt-

schaft erörtert. Über Zölle, Beschaffung, nachhaltige Entwicklung, Wettbewerbspolitik, Ursprungs-

regeln und Finanzdienstleistungen wurde nicht verhandelt“ (EU-Kommission, 2014j). Ebenso wird 

ein Stakeholder-Forum veranstaltet (BMWi, 2018).  

Die achte Verhandlungsrunde tagt vom 2. bis 6. Februar 2015 in Brüssel. „Auf der Agenda der fünf-

tägigen Verhandlungen standen Regulierung und Standards u. a. bei Energie und Rohstoffen sowie 

im Öffentlichen Beschaffungswesen. Weitere Themen waren Regulierungen in Sachen Pflanzen-

schutz, für Lebensmittel und geografisch geschützte Angaben. Zudem ging es u. a. um Regeln zur 

Nachhaltigkeit, zum Abbau von Zöllen, Wettbewerb und kleinere und mittlere Unternehmen. Fra-

gen des Investorenschutzes und von Investor-Staat-Schiedsverfahren standen in dieser Verhand-

lungsrunde nicht auf der Agenda“ (BMWi, 2015d). Auf einem Stakeholder-Forum legen Nichtregie-

rungsorganisationen und Interessenvertreter ihre Sichtweisen und Vorschläge zu den Themenbe-

reichen Fertigung, Landwirtschaft, Dienstleistungen, Investitionen, öffentliche Beschaffung, nach-

haltige Entwicklung, Zoll- und Handelserleichterungen, staatliche Unternehmen sowie KMU zu den 

Verhandlungen dar (BMWi, 2018).  
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Die neunte Verhandlungsrunde befasst sich in New York (USA) vom 20. bis 24. April 2015 mit allen 

Verhandlungsthemen69 des Abkommens, mit Ausnahme von Investitionsschutz und Investor-Staat-

Schiedsverfahren. Diese Themen sind ausgesetzt, damit die Verhandlungsparteien einen geeigne-

ten Weg finden können, die Stoßrichtungen beider Bereiche gemeinsam mit Teilen der Öffentlich-

keit neu zu justieren, da die öffentliche Kritik besonders an ISDS zunimmt.70 Daher berieten die 

Verhandlungsführer die „Absenkung von Zöllen, eine Annäherung von Standards im Maschinen- 

und Anlagenbau, um Energie- und Rohstofffragen, Dienstleistungen, Öffentliches Beschaffungswe-

sen und den Agrarsektor mit dem Schutz für geografische Kennzeichnungen“. Nach Angaben des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie werden Fortschritte „insbesondere bei der regula-

torischen Kooperation in den Sektoren Automobil, Pharma und Medizinprodukte erzielt“. Auf ei-

nem Stakeholder-Forum bringen Nichtregierungsorganisationen und Interessenvertreter ihre 

Sichtweisen und Vorschläge zu den Verhandlungsthemen von TTIP ein (BMWi, 2015b).  

Die zehnte Verhandlungsrunde findet vom 13. bis 17. Juli 2015 in Brüssel statt. „In der zehnten 

Verhandlungsrunde war das Thema Investitionsschutz ausgesetzt, da die Europäische Kommission 

an einem Textvorschlag für einen reformierten, transparenteren Investitionsschutz gearbeitet hat 

und diesen noch mit den Mitgliedsstaaten abstimmen“ muss (BMWi, 2016). Schwerpunkte der 

Verhandlungsrunde sind „der Marktzugang von Unternehmen im Bereich Dienstleistungen“ (ebd.). 

Ebenso wird das Stakeholder-Forum durchgeführt.  

Die elfte Verhandlungsrunde wird vom 19. bis 23. Oktober 2015 in Miami (USA) durchgeführt. 

„Auch in der elften Verhandlungsrunde blieb das Thema Investitionsschutz ausgeklammert: Die 

Europäische Kommission hatte im September einen Textvorschlag für einen reformierten, trans-

parenteren Investitionsschutz erarbeitet, der derzeit noch von den EU-Mitgliedsstaaten und dem 

Europäischen Parlament geprüft wird“ (BMWi, 2016). Die verhandelten Themen sind „der weitge-

hende Abbau von Zöllen, um Warenimporte günstiger zu machen, und der Abbau von unnötigen 

Handelshemmnissen (z. B. doppelte Zertifizierungen oder Zulassungsverfahren)“ (ebd.). Ebenso 

wird im Dienstleistungsbereich über die Marktöffnung und die öffentliche Daseinsvorsorge gespro-

chen. Bei der öffentlichen Daseinsfürsorge wird festgelegt, dass kein Zwang zur Privatisierung in 

TTIP inkludiert sein wird. Ebenso werden beim Marktzugang die Themen Ursprungsregel, Landwirt-

schaftsprodukte und öffentliche Beschaffung beraten; bei der Zusammenarbeit in Regulierungsfra-

 
69 Eine umfassende Darstellung der Verhandlungsthemen der neunten TTIP-Verhandlungsrunde ist abruf-

bar unter: http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/may/tradoc_153437.pdf [Zugriff 14.06.2015).  
70 Das ifo-Institut stellt in dem Artikel Streitpunkt Investitionsschutz: Für und Wider des Investitionsschut-

zes im TTIP-Abkommen vom 26.06.2014 zentrale Argumente Für und Wider beider Themen zusammen. 
Es zeigt sich, dass Teile der Öffentlichkeit großes Interesse an den Streitschlichtungsinstrumenten ha-
ben.  
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gen werden die Themen Abstimmung von Rechtsvorschriften, Technische Handelshemmnisse, Le-

bensmittelsicherheit und Tier- und Pflanzenschutz sowie die Industriethemen Chemikalien, Kos-

metika, Technik, Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT), Medizinprodukte, Pestizide, 

Arzneimittel, Textilien und Fahrzeuge erörtert. Auch bei Regelungen werden alle Themen bis auf 

ISDS besprochen (EU-Kommission, 2015d).  

Die zwölfte Verhandlungsrunde wird vom 22. bis 26. Februar 2016 in Brüssel abgehalten. „Es wurde 

unter anderem zu den Themen Investitionsschutz, regulatorische Kooperation und zur Öffnung der 

amerikanischen Beschaffungsmärkte für europäische Unternehmen verhandelt“ (BMWi, 2016). 

Der konkrete Vorschlag zum Thema ISDS „sieht vor, dass Klagen von Investoren künftig durch ein 

Investitionsgericht mit öffentlich bestellten Richtern entschieden werden“ (ebd.). Schwerpunkte 

der Verhandlungen sind die Themenbereiche Zusammenarbeit in Regulierungsfragen und Rege-

lungen. Jedoch werden sämtliche Themenbereiche von TTIP diskutiert (EU-Kommission, 2016).  

Die 13. Verhandlungsrunde findet vom 25. bis 29. April 2016 in Washington D.C. (USA) statt. Wäh-

rend der 13. Verhandlungsrunde wird ausgiebig auf nahezu allen inhaltlichen Gebieten des geplan-

ten Abkommens diskutiert. „Bei den Themen der regulatorischen Kooperation und besseren Recht-

setzung durch Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden konnten nun die Texte beider Seiten 

konsolidiert werden. Die sektorspezifischen Regelungen bleiben Thema intensiver Gespräche für 

die kommenden Verhandlungen“ (BMWi, 2016).  

Die 14. Verhandlungsrunde wird vom 11. bis 15. Juli 2016 in Brüssel angesetzt. „Das Themenspek-

trum für die 14. Verhandlungsrunde war breit angelegt: Auf der Tagesordnung standen Verhand-

lungen unter anderem zum Marktzugang, etwa bei Dienstleistungen und Beschaffungsmärkten, 

zur Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden, zu Visafragen und zur Anerkennung von Berufs-

qualifikationen. Auch regulatorische Fragen bei technischen Handelshemmnissen sowie die The-

menfelder Finanzdienstleistungen, Digitaler Handel, Kapital- und Zahlungsverkehr waren geplant. 

Für das Nachhaltigkeitskapitel hat die Europäische Kommission wichtige Ergänzungen zum Klima-

schutz vorgeschlagen71“ (BMWi, 2016).  

Die 15. Verhandlungsrunde wird vom 3. bis 7. Oktober 2016 in New York durchgeführt. Die 15. 

Runde greift alle inhaltlichen Bereiche auf, mit einem Schwerpunkt auf den regulatorischen The-

men wie beispielsweise der regulatorischen Kooperation (BMWi, 2016).  

 
71 Ein ausführlicher Bericht ist unter folgendem Link bei der EU-Kommission einsehbar: http://trade.ec.eu-

ropa.eu/doclib/docs/2016/august/tradoc_154837.pdf [Zugriff 21. Januar 2018].  

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2016/august/tradoc_154837.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2016/august/tradoc_154837.pdf
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Im November 2016 findet die Wahl zum US-Präsidenten statt, welche der Republikaner Donald 

Trump gewinnt. „Seit Anfang 2017 pausieren die Verhandlungen“ (BMWi, 2018). Diese Verhand-

lungspause gründet darin, dass die politische Neuausrichtung der US-Regierung unter dem Begriff 

„America first“ neue politische Schwerpunkte setzt. Hierbei wendet sich die US-Administration teil-

weise vom Freihandel ab. Trump reicht es „nicht, das Bekenntnis zum Freihandel zurückzunehmen 

und multilaterale Zoll- und Handelsabkommen zu kündigen, sondern er zettelt mutwillig einen 

Handelskrieg nach dem anderen an“ (Daase, 2019, S. 14). Auf dieser Grundlage sind Verhandlungen 

über Freihandelsabkommen nur eingeschränkt möglich.  

2.6 Zwischenresümee  

Das transatlantische Freihandels- und Investitionsabkommen ist die konsequente Weiterentwick-

lung der Bestrebungen der EU und der USA, beide Volkswirtschaften enger zu verzahnen. Bereits 

seit den 1990er Jahren werden für diese Verzahnung vielfältigen Grundlagen geschaffen. Durch 

TTIP könnte die größte Freihandelszone der Welt entstehen, sollten die Verhandlungen erfolgreich 

abgeschlossen werden. Das Abkommen bietet dafür – durch seinen umfassenden wirtschaftspoli-

tischen Ansatz und die immense Tragweite – die Möglichkeit, dass die Vertragspartner globale 

Standards setzen. Zudem wird mit TTIP die komplexeste Form der wirtschaftspolitischen Koopera-

tion – die Harmonisierung – angestrebt. Auch werden in TTIP nahezu alle relevanten handels- sowie 

investitionspolitischen Fragestellungen behandelt. Die drei Themenbereiche Marktzugang, Zusam-

menarbeit in Regulierungsfragen und Regeln adressieren hierfür diese Gebiete. So sollen nahezu 

alle Marktzutrittsbarrieren gesenkt, die Zusammenarbeit in bestehenden Themenfeldern intensi-

viert und Kooperationen klar geregelt werden. Eine Neuerung von TTIP gegenüber vorherigen Ab-

kommen ist, dass es ein lebendiges Vertragswerk darstellt, welches flexibel auf neue Gegebenhei-

ten angepasst werden kann und kein starrer Vertrag ist. Entscheidend ist dabei auch, dass einzelne 

Themen wie der Kulturbereich explizit nicht Bestandteil von TTIP sind.  

TTIP bietet ein neuartiges Handels- und Investitionsabkommen, welches in nahezu alle wirtschafts-

politischen Bereiche ausstrahlt. Damit betrifft TTIP breite Gesellschaftsschichten und könnte be-

stehende Wirtschaftsstrukturen verändern. Es muss festgehalten werden, dass der Vertragstext 

Verhandlungsgegenstand und somit unbekannt ist. Folglich bildet das Vertragswerk eine unbe-

kannte Größe und die wirtschaftspolitischen Effekte bergen damit gewisse Risiken. Wie diese Risi-

ken strukturiert sind und welche gesellschaftlichen Gruppen bestimmte Interessen bei TTIP verfol-

gen könnten, wird im folgenden Kapitel dargestellt.  
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3 Risiko als unbekannte Größe  

Da die konkreten Formulierungen des TTIP-Vertragswerks Verhandlungsgegenstand sind und da-

mit nicht bekannt, werden in der öffentlichen Debatte für die wirtschaftspolitischen Effekte des 

Abkommens verschiedene Szenarien entwickelt. Diese unterschiedlichen Szenarien in der öffentli-

chen Debatte werden als Deutungskampf um das Risiko von TTIP verstanden. Und genau hierin 

liegt das Grundinteresse dieser Arbeit, weshalb folgende Frage behandelt wird: Wie stellen Kom-

munikationsakteure von TTIP die mit dem Abkommen verbundenen Risiken und Gefahren kommu-

nikativ dar, um eine öffentliche Hegemonie ihrer Sichtweisen zu erreichen? Um diesen Deutungs-

kampf leichter nachvollziehen zu können, wird im Folgenden der Begriff Risiko erklärt, da er die 

zentrale Grundlage für die Deutungsmuster von TTIP bildet. Das Risiko wird zudem mit Teilen der 

Systemtheorie verknüpft, um es ganzheitlich herauszuarbeiten. Diese Ganzheitlichkeit ist wichtig, 

da TTIP die gesamte Gesellschaft betreffen kann und somit eine hohe Betroffenheit entsteht.  

3.1 Begriffswurzeln des Risikos  

Die Wurzeln des Begriffs Risiko liegen teilweise im Handel und treten an unterschiedlichen Stellen 

in der Historie des Handels zu Tage. Nach Ruhrmann (2015, S. 977) wird der Begriff Risiko jedoch 

zuerst 3200 v. Christi in der Medizin Mesopotamiens verwandt. Bei den Griechen lässt sich der 

Begriff in der Seefahrt finden und beschreibt „die Gefahr des Umsegelns einer Klippe“ (ebd.). Auf 

den italienischen Handel bezogen taucht der Begriff im 17. Jahrhundert auf und befasst sich mit 

dem Versichern des Handels. Dort 

„wird Risiko erstmals probabilistisch72 verstanden. Gewinnbringender, aber ökonomisch 
gefährlicher Seehandel (mit den Arabern) wird kalkuliert: Wer sich für eine begrenzte Zeit 
in einem überschaubaren Raum in eine bekannte Gefahr begibt, bei der man sich auch 
Chancen (u. a. auch der Nichtschädigung) ausrechnet, unternimmt ein Risiko“ (Ruhrmann, 
2015, S. 978).  

Münkler (2010, S. 13) konstatiert, dass man sich in Kulturen des Risikos zur Gefahr ins Verhältnis 

setzt, „in dem man Wetten auf die Wahrscheinlichkeit ihres zukünftigen Eintritts abschließt“. Im 

Rahmen der anschließenden Phase der Industrialisierung wird der Begriff Risiko im Zusammenhang 

mit Versicherungen, Gesetzen oder Regierungshandeln genutzt. Hierbei soll der Schadensfall best-

möglich ausgeschlossen werden. „Auch private Bemühungen, wie etwa die Selbstregulierung und 

-verpflichtung der Industrie oder Lizensierungen und Zertifizierungen (etwa bei medizinischen Be-

 
72 In Bezug auf Wahrscheinlichkeit.  
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rufen), sind als Versuche zu werten, öffentliche Gesundheit und Sicherheit zu schützen“ (Ruhr-

mann, 2015, S. 978). Wie sich vor diesem Hintergrund das Forschungsfeld des Risikos strukturiert, 

wird im Folgenden betrachtet.  

3.2 Risiko als Forschungsfeld  

An einigen Stellen in der Historie zeigt sich, dass das Risiko beim Handel eine relevante Rolle ein-

nimmt. Daher ist anzunehmen, dass es auch für TTIP eine zentrale Bedeutung hat. Jedoch ist die 

aktuelle Risikoforschung ein vergleichsweises junges, inhomogenes und disziplinübergreifendes 

Feld. „Mit dem Risikobegriff beschäftigen sich Wissenschaftler unterschiedlicher Fachdisziplinen. 

Entsprechend ist das Verständnis von Risiko auch wesentlich von der jeweiligen Disziplin abhängig“ 

(Drews, 2018, S. 30). Naturwissenschaftliche Disziplinen verstehen das Risiko als das Ergebnis von 

Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadensfall, also als berechenbares Produkt. Andere Disziplinen 

diskutieren, ob Risiko sub- oder objektiv ist. Der Risikobegriff selbst ist zudem umstritten (Fischer, 

2016, S. 192). „Dies bedeutet, dass nicht nur zwischen verschiedenen Disziplinen, sondern auch 

innerhalb der verschiedenen Disziplinen der Gehalt des Begriffes höchst unterschiedlich definiert 

wird“ (ebd.). Daher biete sich ein systematisierender Zugriff an, da jede Teildisziplin einen „Fundus 

an Theorien, Methoden und Erklärungsansätzen“ (Görke, 1999, S. 21) mitbringt.  

„Insbesondere Wissenschaftler der Psychologie, Soziologie und Kulturwissenschaften ver-
stehen Risiko viel mehr als individuelle, gesellschaftliche oder kulturelle Phänomene, die 
in engem Zusammenhang mit Wahrnehmungen, Bewertungen, Zuschreibungen und Ent-
scheidungen stehen“ (Drews, 2018, S. 30).  

Vor diesem Hintergrund lassen sich grundsätzlich drei Ansätze der Risikoforschung herauslesen, 

die das Forschungsfeld umreißen: formal-normativ73, empirisch-psychologisch74 und kultur-sozio-

logisch75 (Jung, 2003, S. 547). Zeitlich lassen sich diese Ansätze nach Bonß (2011) in drei Phasen 

 
73 Der ökonomische bzw. formal-normative Ansatz wird in den Anfängen der Risikoforschung angewandt. 

Er befasst sich mit der Denkweise, dass ein Risiko ein gewisses Maß hat und sich damit berechnet lässt. 
Eine Herausforderung dieses Ansatzes besteht darin, die Eintrittswahrscheinlichkeit objektiv zu opera-
tionalisieren.  

74 Der empirisch-psychologische Ansatz löst den formal-normativen Ansatz ab, da sich herausgestellt hat, 
dass es eine Diskrepanz zwischen der Laien- und Expertenperspektive auf das Risiko gibt. Laien nehmen 
das Risiko individuell und damit subjektiv war, Experten hingegen berechnen es recht objektiv. Somit 
stehen sich hier zwei Sichtweisen auf das Risiko diametral gegenüber (Zwick & Renn, 2008).  

75 Der soziokulturelle Ansatz befasst sich, Anfang der 1980er Jahre, mit dem Schritt von der individuellen 
Risikowahrnehmung zur gesellschaftlichen Risikowahrnehmung sowie der möglichen Rückwirkung. 
„Der kulturell-soziologische Ansatz betrachtet nun, wie aus den subjektiven Risikoentscheidungen Ein-
zelner eine Meinung und Einstellung innerhalb sozialer Gruppen wird und wie dies zu Polarisierung und 
Kontroversen über Risikofragen in der Gesellschaft führt“ (Jung, 2003, S. 547). Der grundlegende Ge-
danke orientiert sich an der Kommunikation des Risikos. Wird das Risiko in der Gesellschaft kommuni-
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einteilen: Zwischen den 1950er- und 1970er Jahren wurde der Ansatz „risk assessment“ (Bonß 

2011, S. 58) primär verfolgt, der das Risiko aus einer ökonomischen Perspektive betrachtet. Dies 

ist mit Blick auf den Welthandel konsequent, da in diese Zeit die Zunahme des Welthandels und 

das deutsche Wirtschaftswunder fällt. Die zweite Phase erstreckt sich anschließend in die 1980er 

Jahre und „ist als Reaktion auf die (scheinbar) paradoxen Risikoentscheidungen von Individuen zu 

sehen, die nicht über die ökonomischen und technischen Ansätze erklärt werden können“ (Fischer, 

2016, S. 193). Hier dominieren psychologische Aspekte. Seit den 1980er Jahren herrscht eine kul-

turelle Betrachtung des Risikos vor. Wie sich diese Betrachtung des Risikos aus der individuellen 

wie kulturellen Sichtweise äußern kann, wird im Folgenden dargestellt.  

 Risikowahrnehmung und -bewertung 

Die Risikowahrnehmung und die Bewertung dieses wahrgenommenen Risikos sind relevante Be-

reiche der Risikoforschung, da sie die Grundlage für Risikokommunikation legen – denn erst durch 

die Wahrnehmung eines Sachverhaltes als ein Risiko kann dieser Sachverhalt als ein Risiko bewer-

tet werden. Anschließend kann über das Risiko entschieden werden. Denn „so ziemlich jede Ent-

scheidung basiert auf einem Abwägen von Chancen und Risiken“ (Renn, 2014) und kann besonders 

bei emotional aufgeladenen Themen zu spannenden Konstellationen führen.  

„Der Nobelpreisträger und Psychologe Daniel Kahneman spricht in diesem Kontext von zwei Denk-

systemen, die den Menschen steuern, ein intuitives und ein rationales, und das intuitive ist weitaus 

mächtiger als das rationale“ (ebd.).76 Daher verdeutlicht Renn (2015, S. 50) die Wichtigkeit des 

Begriffs Risikowahrnehmung, indem er formuliert: „Wahrnehmungen sind Ausdruck unserer sub-

jektiven Wahrheit, sie konstituieren also die reale Welt, in der wir uns bewegen“. Diese Wahrneh-

mung eines Risikos fußt daher auf der Kommunikation von „physischen und kommunikativen In-

formationen über die Gefahrenquelle“ (ebd.). Diese werden mental verarbeitet und mit vorhande-

nen Erfahrungen verknüpft. Als Ergebnis dieses Prozesses steht das wahrgenommene Risiko als 

Verdichtung von Vorstellungen. Auch „setzt die Beschäftigung mit Risiko ein Mindestmaß an Ge-

staltbarkeit der Zukunft und damit Vermeidbarkeit von unerwünschten Ereignissen durch vorsor-

gendes Handeln voraus. Als solches beruht das Risikokonzept maßgeblich auf der Annahme, dass 

Risiken mentale Konstrukte, also Produkte des menschlichen Geistes sind“ (Sellke & Renn, 2019, S. 

 
ziert, kann das Risiko in der Gesellschaft wahrgenommen werden. Durch diese sozial-konstruierte Wahr-
nehmung eines zu Beginn neutralen Sachverhalts kann dieser mit Eigenschaften versehen werden und 
seine Neutralität somit einbüßen. 

76 Koller und Hoffrage (2015) stimmen diesem Gedanken zu und erweitern ihn durch den Blick auf die 
Gesellschaft, indem sie herausstellen: „Risiken […] sind nicht bloß durch objektivierbare Eigenschaften 
[…] fassbar, sondern in erheblichem Maße durch individuelle und gesellschaftliche Werte geprägt“ (Kol-
ler & Hoffrage, 2015), denn Individuen streben gleichermaßen nach Freiheit und Sicherheit.  
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97). Die Erkenntnis, dass Risiken von Menschen höchst unterschiedlich eingeschätzt werden, 

schließt sich an. Häufig sind dabei die Risiken, die von der Bevölkerung als bedrohlich oder beängs-

tigend eingeschätzt werden, objektiv harmloser (Scheer et al., 2008, S. 36). Görke (1999, S. 26) 

schlussfolgert bereits vorher, dass die Risikoforschung inkonsistent erscheint, da sie die Risiken 

unterschiedlich darstellt. Der Konflikt entsteht bei dem „Vergleich von ‚realen‘ (tatsächlichen) und 

„wahrgenommenen“ (subjektiven) Risiken“ (ebd.). Nam (2015, S. 19) sagt hierzu: „Risk plays a cen-

tral but differential role in contemporary policy due to the imbalance between perceived risks and 

benefits“. Vor diesem Hintergrund hebt Luhmann den Wissensstand als eine wichtige Größe bei 

der Risikowahrnehmung heraus: „Je mehr man weiß, desto mehr weiß man, was man nicht weiß 

und desto eher bildet sich Risikobewusstsein aus“ (Luhmann, 2003, S. 37). Dies wird von Renn 

(2015, S. 64) bestätigt. Fischer (2016, S. 199) merkt hierbei an, dass bei polar verlaufenden öffent-

lichen Kontroversen der „Moment des Streitens über die (Risiko-)Wahrnehmung und die (Risiko-

)Interpretation“ als „Element risikokultureller Praxis“ gesehen werden kann. Görke (1999, S. 26) 

hebt heraus, dass unbekannte Risiken verglichen mit bekannten Risiken als höher eingeschätzt 

werden. Also ist das Vorwissen bzw. sind die Erfahrungen über einen Sachverhalt entscheidend, 

wie dieser bezüglich seines Risikos bewertet wird. „Mit der Bekanntheit des Risikos sinkt die Risi-

koeinschätzung und steigt die Risikoakzeptanz“ (ebd.). Zudem belegt er die Aussage von Renn 

(1993, S. 69) – „Kongruenz zwischen Nutznießer und Risikoträger“ –, indem er konstatiert:  

„Profitieren nur einige wenige davon, dass eine riskante […] Entscheidung getroffen wird, 
werden also deren nützliche Folgen ungleich verteilt, so führt auch dies zu einer Abnahme 
der Risikoakzeptanz“ (Görke, 1999, S. 26).  

An dieser Stelle ist nicht zielführend, ob Individuen Risiken richtig oder falsch einschätzen, sondern 

ob die Einschätzungen von anderen Individuen geteilt werden (Slovic, 1992). So können sich rasch 

kritische Mehrheiten bilden, da das Risiko unterschiedlich bewertet werden kann.  

 Differenztheoretischer Risikobegriff  

Um den Begriff Risiko klarer zu fassen, trennt ihn Luhmann von der Gefahr, da er Risiko und Gefahr 

als unterschiedliche Konzepte bezeichnet (Luhmann, 2003; Schütz et al., 2003, S. 24). Luhmann 

nennt die Gefahr sogar als Gegenbegriff zum Risiko.77 Daher betrachtet Luhmann die Begriffe Risiko 

 
77 Den naheliegenden Gegenbegriff zum Risiko, die Sicherheit, bezeichnet Luhmann hingegen als „Leerbe-

griff“ (Luhmann, 2003, S. 29), da der Begriff Sicherheit lediglich der Reflexion diene. Luhmann begründet 
dies darin, dass zukünftige Ereignisse nicht vorhersehbar seien. Sollten ungünstige zukünftige Ereignisse 
durch irgendeine Möglichkeit vorhersehbar und damit abwendbar sein, erübrigt sich der Begriff Sicher-
heit, da Sicherheit dann zur Normalität wird. Demzufolge nennt er Sicherheit auch eine „soziale Fiktion“ 
(Luhmann, 2005, S. 128), da man sich fragen müsse, was in der sozialen Kommunikation als sicher be-
handelt werde. Er argumentiert, dass gerade Sicherheitsexperten den Begriff Risiko verwenden, um ihr 
„Sicherheitsstreben rechnerisch zu präzisieren“ (ebd.). 
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und Gefahr als Gegensätze und nennt ein konkretes Beispiel, indem er ausführt: „Man wird die 

Möglichkeit der Explosion eines Kernkraftwerks als Risiko in Rechnung stellen, den Einschlag eines 

Meteors dagegen als Gefahr“ (Luhmann, 1996, S. 39). Um die Gegensätzlichkeit der Begriffe weiter 

zu verdeutlichen, führt er aus: „Wer einen Kampf anzettelt, geht ein Risiko ein. Wer mit Überfällen 

rechnen muß, ohne zu wissen, durch welche Entscheidungen er dies vermeiden könnte, findet sich 

einer Gefahr ausgesetzt“ (Luhmann, 1996, S. 39). Um die Gegensätzlichkeit beider Begriffe weiter 

herauszuarbeiten, stellt Luhmann die Unterscheidung von Risiko und Gefahr ins Zentrum seiner 

systemtheoretischen Überlegungen (Luhmann, 1990, S. 131 ff). Den grundlegenden Unterschied 

der beiden Begriffe sieht er in der internen und externen Zurechenbarkeit. Das Risiko beziehe sich 

auf potenzielle zukünftige Schäden, die auf eigenen bzw. systeminternen Entscheidungen basier-

ten. „Jede Entscheidung beinhaltet die Möglichkeit, dass die getroffene Entscheidung falsch, oder 

zumindest nicht die bestmögliche Alternative war“ (Zehetmair, 2012, S. 84). Daher kann gesagt 

werden, dass alles, was entschieden wird, ein Risiko birgt und das Vermeiden von Risiken ebenso 

eine Entscheidung ist und damit ein Risiko inkludiert. Konsequenterweise können eigene Entschei-

dungen immer als riskant bezeichnet werden, da die Auswirkungen der Entscheidung im Moment 

der Entscheidung nicht kontrollierbar oder vollständig absehbar sind. Es ist demzufolge nicht ab-

zusehen, 

„welche zukünftigen Folgen zu erwarten sind, d.h. als wie riskant sich die Entscheidung im 
Nachhinein erweisen wird. Risikofreies Entscheiden gibt es nicht, denn selbst das Nicht-
Entscheiden kann künftig als folgenschwere Entscheidung betrachtet werden“ (Michalke, 
Rambke & Zeranski, 2018, S. 109).  

Der Grund, warum Menschen Entscheidungen treffen, besteht zudem in der Chance eines positi-

ven Ausgangs, die sie der Entscheidung zuschreiben. „Bereits im Mittelalter setzt sich die Einsicht 

durch, dass entstandene Schäden zumindest nachträglich als Folgen einer Entscheidung interpre-

tiert einem sichtbaren Entscheider zugerechnet und somit als Risiko begriffen werden können“ 

(Ruhrmann, 2015, S. 979). „Ein mögliches zukünftiges Ereignis, ein möglicher Schaden erscheint 

dadurch für den Entscheider als Risiko und für den Betroffenen als Gefahr“ (Zehetmair, 2012, S. 

84). Robold und Schmitz (2017, S. 5) teilen diese Sichtweise. Daher wird dieser Gedanke im an-

schließenden Abschnitt unter der Begrifflichkeit Entscheider und Betroffener weiter diskutiert, um 

die interne Entscheidung mit der externen Betroffenheit dieser Entscheidung herauszuarbeiten.  
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 Entscheider und Betroffene  

Dadurch, dass verhältnismäßig ein wenige Personen über TTIP entscheiden und die Gesellschaft 

als Ganzes von den Folgen dieser Entscheidung abhängt, ist der Gegensatz von Entscheider und 

Betroffenem von großer Relevanz und eine zentrale Größe der vorliegenden Arbeit, da die Rollen-

aufteilung entscheidend für die Sichtweisen auf TTIP ist. Ruhrmann (2015, S. 979) deutet hierzu an, 

„dass Diejenigen, die nicht entscheiden, die von den Schäden Betroffenen, erleben die Folgen der 

riskanten Entscheidungen als Gefahren: Man fühlt sich bedroht, kann diese Bedrohung jedoch 

nicht einer (eigenen) Entscheidung zurechnen“. Luhmann betont demgemäß, dass Personen un-

terschiedliche Entscheidungen treffen wollen oder nicht. „[O]b man am Risiko als Entscheider oder 

als von riskanten Entscheidungen Betroffener beteiligt ist“ (Luhmann, 2003, S. 11), ist entschei-

dend. Daher sind Personen in unterschiedlich hohem Maß bereit, sich auf riskante Ereignisse ein-

zulassen: „Dem Entscheider bietet das Eingehen eines Risikos eine Chance und damit einen Vorteil, 

den er ohne das Eingehen des Risikos nicht hätte. Der Betroffene demgegenüber hat zunächst 

keine Vorteile durch die Entscheidung“ (Zehetmair, 2012, S. 84). Görke (1999, S. 34) schlussfolgert 

daher: „Die Bezeichnung Risiko steht demnach für die (wahrgenommene) Betroffenheit von nega-

tiv bewerteten Entscheidungen“. In der Gesellschaft gibt es eine Gruppe, welche vorwiegend eine 

Entscheidungskompetenz hat: die Politik. Sie trifft die gesellschaftlich bindenden Entscheidungen 

in Form von bspw. Gesetzen oder Regeln und die Gesellschaft ist direkt von diesen Entscheidungen 

betroffen. Folglich wird im nächsten Abschnitt die Politik bezüglich des Risikos näher beleuchtet.  

 Risiko und Politik  

„Das politische System gehört zu denjenigen Funktionssystemen der modernen Gesellschaft, deren 

Alltagsbetrieb ein hohes Maß an riskanten Entscheidungen erfordert und ermöglicht“ (Luhmann, 

2003, S. 155). Politiker müssen auch „in Krisen wichtige Entscheidungen unter unsicheren Bedin-

gungen treffen“ (Drews, 2018, S. 62). Jedoch ermöglicht es die „Ämterstruktur des modernen Staa-

tes […] Entscheidungen auch dann zu treffen und durchzusetzen, wenn ihre Folgen nicht überblickt 

werden können“ (Luhmann, 2003, S. 155). Besonders verdeutlichen politische Eingriffe in Wirt-

schaftsstrukturen – „regulative Politik“ (Luhmann, 2003, S. 155) – die „binäre Codierung“ (ebd.) 

des Risikos bezüglich seiner Doppelstruktur mit der Gefahr. Zudem wird das Verhältnis von Ent-

scheider und Betroffenem in diesem Zusammenhang deutlich. Daher ist das Interesse dieser Arbeit 

auch in diesem Spannungsfeld der politischen Entscheidung und den von dieser Entscheidung Be-

troffenen zu begründen. Die Frage nach der kommunikativen Darstellung von TTIP mit seinen un-

bekannten wirtschaftspolitischen Effekten ist von hoher Relevanz, da die Politik über die unbe-

kannte Zukunft entscheidet. Versucht die Politik bspw. mit quantifizierbaren Analysen, die Bevöl-

kerung über Risikolagen zu informieren, ist dies nicht immer überzeugend, da objektive Fakten 
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nicht immer die größte Überzeugungskraft haben. Das subjektive Empfinden, ob ein Sachverhalt 

als Katastrophe wahrgenommen wird, ist in der Bevölkerung in erheblichem Maß ausgeprägt. Luh-

mann spricht von einer subjektiv empfundenen Katastrophe, wenn sich der Betroffene nicht von 

quantitativen Analysen überzeugen lässt. Die Politik müsse sich statt auf quantitativen Analysen 

zur Bemessung von Risikolagen auf Mutmaßungen stützen, „die die Auswirkungen und vor allem 

die Akzeptanzfähigkeit ihrer eigenen Entscheidungen betreffen“ (Luhmann, 2003, S. 160). Daher 

postuliert Luhmann (2003, S. 40), dass man sich leichter von Gefahren distanzieren könne als von 

Risiken – „und dies auch dann, wenn Schadenswahrscheinlichkeit oder die Schadenhöhe im Fall 

der Gefahr größer sein sollte als im Falle des Risikos“. Wichtig ist zudem, ob das „Primärproblem 

als Gefahr eingeschätzt oder als Risiko zugerechnet wird“ (ebd.).  

Ein weiterer relevanter Aspekt beim Risiko in der Politik ist der Umgang mit verfügbaren Informa-

tionen. Verweigert die Politik bspw. Information auf Nachfrage von Betroffenen, weckt dies zwang-

läufig Befürchtungen bei den Betroffenen. Die Politik ist hier in einem Dilemma gefangen: Sie kennt 

die Zukunft nicht und muss daher immer riskante Entscheidungen treffen. Dies kann sie jedoch 

nicht kommunizieren, da viele relevante und sachliche Gründe andere Entscheidungen nahelegen 

würden. Entscheidungen der Politik werden daher aus „Zeit- und Kostengründen“ (Luhmann, 2003, 

S. 166) eingeschränkt. Erschwerend kommt hinzu, dass Glaubwürdigkeit ebenso eine Rolle in dieser 

Wechselwirkung spielt. Werden Informationen über ein Risiko als glaubwürdig erachtet, könne 

eine Abwägung von Schaden und Nutzen getroffen werden. Wenn jedoch eine Informationsquelle 

unglaubwürdig ist, verlangt der Betroffene „Nullrisiko“ (Renn, 2015, S. 57), es darf also kein Scha-

den eintreten.  Politik ist jedoch auf die Mitwirkung der Bevölkerung angewiesen und sollte sie von 

der Richtigkeit ihrer Entscheidung überzeugen.  

Hier schlägt Luhmann (2003, S. 168) vor, dass das Risiko als Grundlage des Dialogs zwischen politi-

schen Entscheidern und Betroffenen anerkannt werden sollte. Ebenso sollte sich von der Vorstel-

lung der Sicherheit gelöst und das Risiko als vorhanden anerkannt werden. Von evidenzbasierten 

Sachverhalten oder überzeugender Argumente ist daher im Diskurs Abstand zu nehmen und viel-

mehr auf Offenheit zu setzen (Luhmann, 2003, S. 168). Aufbauend auf diesen Gedanken und der 

Allgemeinverbindlichkeit politischer Entscheidungen können politische Entscheidungen auch als 

systemische Risiken (Renn, Klinke & Schweizer, 2007) bezeichnet werden.  

„Systemische Risiken beziehen sich auf hochgradig vernetzte Problemzusammenhänge mit 
schwer abschätzbaren Wirkungen hinsichtlich Umfang, Tiefe und Zeithorizont, deren Be-
wältigung auf Grund der Wirkungskomplexität, Ungewissheit und Ambiguität mit erhebli-
chen Wissens- und Bewertungsproblemen verbunden ist“ (Renn, Klinke & Schweizer, 2007, 
S. 165).  
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TTIP kann als ein solches systemisches Risiko verstanden werden, da es wirtschaftspolitisch in zahl-

reiche Bereiche der Gesellschaft eingreift, diese Auswirkungen ungewiss sind und die Bewertung 

dieser Auswirkungen ex ante schwer zu fassen sind. Trifft die Politik eine Entscheidung, bspw. für 

TTIP, muss sie sich selbst im Nachgang dieser Entscheidung mit den Folgen der eigenen Entschei-

dung auseinandersetzen. Die Folgen von TTIP können als externer Effekt auf die Politik treffen. 

Dadurch entsteht eine Wechselwirkung zwischen Risiko und Gefahr, welche im folgenden Ab-

schnitt tiefergehend dargelegt wird.  

 Wechselwirkung des Risikos  

Viele Menschen treffen täglich Entscheidungen, von denen andere Menschen betroffen sind und 

die Betroffenen haben oft keinen Einfluss auf die Entscheidung der anderen. Häufig sind sich Ent-

scheider und Betroffener nicht immer einig und sehen den Sachverhalt der Entscheidung unter-

schiedlich (Luhmann, 2003, S. 115). Der Entscheider geht mit seiner Entscheidung ein Risiko ein 

und diese Entscheidung kann vom Betroffenen als Gefahr wahrgenommen werden. So kann die 

Person, die eine Entscheidung trifft und damit ein Risiko eingeht, mit derselben Entscheidung eine 

Gefahr für andere erzeugen. „Die Risiken sind Gefahren, die Gefahren sind Risiken, weil es sich um 

ein und denselben Sachverhalt handelt“ (Luhmann, 2003, S. 117). Auf diese Weise kann aus einem 

Risiko eine Gefahr werden, der Sachverhalt an sich ist jedoch derselbe geblieben. Entscheidend ist 

die Perspektive.  

„Die Begriffe von Risiko und Gefahr können damit die gleichen Ereignisse aus jeweils un-
terschiedliche[r] Perspektiven erfassen, je nachdem, ob man sich Risiken als Entscheider 
aktiv aussetzt, oder sich durch Entscheidungen anderer als Betroffener Gefahren passiv 
ausgesetzt fühlt. Die Risiken des einen werden somit zu Gefahren des anderen“ (Michalke, 
Rambke & Zeranski, 2018, S. 110).  

Beispielsweise können Freihandelsabkommen aus Unternehmenssicht Chancen auf Expansion bie-

ten und stellen damit ein Risiko dar. Hingegen kann dieses Freihandelsabkommen aus Sicht eines 

Arbeiters bedeuten, dass er sich in einem größeren Markt an Arbeitskräften wiederfindet, in dem 

größere Konkurrenz besteht. Der Arbeiter kann jedoch gegen das Freihandelsabkommen und die 

potenziell größere Konkurrenz wenig ausrichten und betrachtet dasselbe Freihandelsabkommen 

als Gefahr und nicht wie der Unternehmer als Risiko.  

Die empirische Forschung zur Bereitschaft, Risiken einzugehen, belegt, dass sich Personen eher für 

Risiken entscheiden, die denken, einen Schadensfall kontrollieren zu können oder von einer ent-

sprechenden Versicherung für den Fall eines Schadens geschützt sind (Dammann, 2012). Das Ver-

hältnis von Entscheider und Betroffenem wird auch dahingehend differenziert, dass der Entschei-
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der seinen Sachverstand oder sein Selbstvertrauen bei der Entscheidung einbeziehen kann, „wäh-

rend der Betroffene darauf angewiesen ist, daran zu glauben, daß andere die Situation beherrschen 

werden“ (Luhmann, 2003, S. 123). Bezieht man nun in dieser Betrachtung die politische Opposition 

mit ein, wird nach Luhmann (2003, S. 156) verständlich, dass riskante Entscheidungen am ehesten 

gelingen, wenn sie „rasch zur Entscheidungsreife“ gebracht werden. So werde in der Kommunika-

tion von riskanten Sachverhalten verstärkt auf „Stichworte und auf Präsentationen als auf Folgen-

voraussicht geachtet“ (ebd.), um die Realisierung riskanter Entscheidungen zu erleichtern. Die Dis-

krepanz zwischen von der Entscheidung Betroffenen und Entscheidern bleibt bestehen und lässt 

sich austauschen. Dieser Fakt würde bedeuten, dass Freihandelsabkommen wie TTIP bestmöglich 

rasch verhandelt werden, um die offensichtlichen Diskrepanzen nicht zu deutlich sichtbar werden 

zu lassen. Da die TTIP-Thematik jedoch sehr technisch und komplex ist, erstreckt sich der Verhand-

lungsprozess auf mehrere Jahre (2013 bis 2016), um sich inhaltlich anzunähern und bietet so viel-

fältige Ansatzpunkte für Konfliktfelder. Wie nun vor dem Hintergrund eine Definition des Risikos 

gefasst werden kann, wird im Folgenden versucht.  

3.3 Definition des Risikos 

Durch die unterschiedlichen Auffassungen dahingehend, was ein Risiko ist und um ein klares Ver-

ständnis für das weitere Vorgehen zu entwickeln, wird das Risiko im Folgenden definiert. Jedoch 

muss festgehalten werden, dass – besonders vor dem Hintergrund der Diskussion zu Risiken – kein 

objektives Risiko existiert, und „in der Wissenschaft herrschen Unsicherheiten über das Funktio-

nieren von Instrumenten und die Gültigkeit von Modellen“ (Baumgärtner, 2008, S. 45) zum Risiko. 

Luhmann sagt zu dem Begriff des Risikos, dass es „keinen Begriff des Risikos[s]“ (Luhmann, 2003, 

S. 14) gibt, „der wissenschaftlichen Ansprüchen genügen könne“ (ebd.). Er führt aus, dass sich die 

wissenschaftlichen Disziplinen den Aspekt des Begriffs Risiko nähmen, den sie bräuchten, um eine 

Definition anzustreben. Infolgedessen ist eine Definition der Begrifflichkeiten äußerst komplex. 

Diese Arbeit orientiert sich für eine solche Definition grundlegend an Luhmanns Herangehensweise 

an das Risiko. Risiko wird daher als Entscheidung verstanden, „die man, wie man vorsehen kann, 

nachträglich bereuen wird, wenn ein Schadensfall eintritt, den vermeiden zu können man gehofft 

hatte“ (Luhmann, 2003, S. 19). In anderen Worten: Es muss ein enger Zusammenhang zwischen 

Entscheidung und Schaden belegbar sein. Zudem ist das Risiko auch „die Möglichkeit eines Scha-

dens“ (Jungermann, 1990, S. 309) oder der Gewinn, welcher aus einer Entscheidung resultiert. 

Grundsätzlich besteht „ohne Risiko keine Handlungs- und Entscheidungsfreiheit“ (Kohring, 2001, 

S. 89), da jede Handlung in der Konsequenz ein Risiko beinhaltet. Die Gefahr wird hingegen als 

äußere Zuschreibung einer Bedrohung verstanden, die unfreiwillig eingegangen wird. 
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3.4 Zwischenresümee  

Der Risikobegriff durchzieht die Handelshistorie und bildet strukturell im Umgang mit handelspoli-

tischen Entscheidungen eine zentrale Größe. Mit dem Risiko wird die Entscheidung für einen Sach-

verhalt charakterisiert und der mögliche Nutzen höher bewertet als der potenzielle Schaden. Die 

Entscheidung vor dem Hintergrund des potenziellen Schadens wird mit dem Risiko bewusst und 

kontrolliert eingegangen. Diese interne Zurechenbarkeit der Entscheidung steht im Kontrast zu der 

externen und unkontrollierbaren Zurechenbarkeit eines Sachverhaltes, welche die Gefahr bildet.  

Risiko und Gefahr stehen in einer Wechselbeziehung zueinander: Die Entscheidung des einen kann 

sich als Gefahr für den anderen auswirken. Das Ereignis bleibt dabei dasselbe. Beispielsweise kön-

nen Freihandelsabkommen wie TTIP als politische Entscheidung gesehen werden und gleichzeitig 

von Betroffenen als Gefahr. Dies liegt daran, dass die Betroffenen TTIP als externe Bedrohung 

wahrnehmen, welche sie nicht kontrollieren können. Dessen ungeachtet kann sich auch die Ent-

scheidung pro TTIP verzögert als Gefahr für die Politik selbst auswirken. Dies trifft dann zu, wenn 

sich die Folgen von TTIP als Gefahr für die EU- bzw. US-Administration in Form von Restriktionen 

des Abkommens auswirken. Die Rollenverteilung bei wirtschaftspolitischen Entscheidungen zeigt 

sich hier besonders. Die Politik trifft – systemimmanent bedingt – wirtschaftspolitische Entschei-

dungen, welche auf die Gesellschaft als Ganzes wirken. Wenn die Risikowahrnehmung von großen 

Teilen der Bevölkerung dazu führt, dass diese TTIP als Gefahr einschätzt, wird es zunehmend 

schwer, mit Sachargumenten eine mehrheitlich unterstützende Haltung in der politischen Öffent-

lichkeit zu erreichen. Schmucker (2006, S. 1) stellt dazu heraus: „Ein Grund für den gesellschaftli-

chen Widerstand liegt in einem Vertrauensverlust der Bevölkerung in die EU-Institutionen und in 

die USA. Gleichzeitig zweifeln die Bürger immer mehr am Nutzen von Freihandel“. Das Spannungs-

feld aus Entscheider und Betroffenem zeigt sich hierbei besonders, wenn es zu Widerständen 

kommt. Lehnt der Betroffene die Entscheidung ab, wird es zunehmend schwer, eine politische Ent-

scheidung zu vertreten – ungeachtet ihrer Durchsetzung. Wie in diesem Spannungsfeld kommuni-

ziert werden kann, zeigt das folgende Kapitel. Darin wird die Risikokommunikation erläutert, also 

die Kommunikation von unbekannten zukünftigen Sachverhalten. Diese Art der Kommunikation ist 

für TTIP relevant, da das Abkommen weder existiert noch die Auswirkungen bekannt sind.  
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4 Risikokommunikation als Abschätzung der Zukunft  

Die Kommunikation der potenziellen wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP steht im Mittelpunkt 

dieser Arbeit. Um diese Kommunikation von Risiken greifen zu können, werden in diesem Kapitel 

die kommunikativen Facetten des Risikos beleuchtet. Auf diese Weise wird auch die kommunika-

tionswissenschaftliche Grundlage für den zu untersuchenden Deutungskampf in der öffentlichen 

Debatte um TTIP gelegt. Dazu wird erörtert, welche kommunikativen Herausforderungen bei der 

dialogischen Vermittlung unbekannter Sachverhalte berücksichtigt werden können. Um diese Risi-

kokommunikation umfassend darzustellen, wird sie im Rahmen der politischen Öffentlichkeit ver-

ortet, da der Untersuchungsgegenstand eine Entscheidung der Politik ist. Die Medien beziehungs-

weise Journalisten werden hierfür als Mittler zwischen den Akteuren gesehen. Ebenso wird die 

öffentliche Meinung als Produkt dieser politischen Öffentlichkeit herausgearbeitet. Abschließend 

werden die Risikokommunikation von Freihandelsabkommen sowie bisherige Erkenntnisse der Ri-

sikokommunikation von TTIP dargestellt. 

4.1 Politische Öffentlichkeit  

Der Kommunikationsraum der TTIP-Debatte wird als Öffentlichkeit gesehen. Um die Risikokommu-

nikation von TTIP darin leichter nachzuvollziehen, wird im folgenden Abschnitt die Öffentlichkeit 

als Bühne und damit Kommunikationsraum dargelegt, auf welcher der Deutungskampf um das Ri-

siko ausgetragen wird. Die Literatur verwendet zudem häufig Metaphern von Netzwerken oder 

Kommunikationsforen, um die abstrakte Öffentlichkeit zu veranschaulichen.78  

„Der Begriff Öffentlichkeit ist im deutschen Sprachraum im 18. Jahrhundert entstanden. 
Mit ihm wurde das umfasst, was der Allgemeinheit zugänglich sein sollte, und was der Staat 
nicht mehr als geheim reklamieren konnte. Öffentlichkeit ist damit das Produkt eines Pro-
zesses gesellschaftlicher Differenzierung, der mit der Moderne beginnt“ (Donges & Jarren, 
2017, S. 75).  

Alles, was in dieser Öffentlichkeit geschieht, ist für alle Akteure prinzipiell sichtbar und zugänglich 

(Rucht, 2010, S. 8). Die Akteure in dieser Öffentlichkeit beziehen sich mit ihren Äußerungen auf 

andere Akteure – zustimmend, ablehnend oder abwägend. Hierbei entsteht auch eine wechselsei-

tige Beobachtung der Akteure, ebenso werden Erwartungshaltungen geäußert (Kohring, 2016, S. 

171). Diese Äußerungen rufen Repliken hervor und damit ist Öffentlichkeit ein Interaktionszusam-

menhang – „sicherlich schwach strukturiert, aber doch mit erkennbaren Knotenpunkten in Form 

 
78 „Öffentlichkeit erfüllt [im Rahmen der Ausdifferenzierung] eine Synchronisationsfunktion, indem sie Ir-

ritationsroutinen anderer Funktionssysteme momenthaft unterbricht, deren Grenzziehung fremdbeo-
bachtet und diese wiederum mit der Kontingenz der eigenen Grenzziehung konfrontiert“ (Görke, 2016, 
S. 690). 
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einzelner Foren, Medien, Publika und Sprechergruppen, mit spezifischen Rollen, Selektionsmecha-

nismen und Spielregeln“ (Rucht, 2010, S. 9). Diese Öffentlichkeit wird nach Görke (2008, S. 174) zu 

einem Funktionssystem, in dem sich unterschiedliche Leistungssysteme ausdifferenziert haben 

bzw. prozesshaft weiter ausdifferenzieren. Diese Ausdifferenzierung in diverse Teilbereiche ist 

heute zu beobachten. Zahlreiche Interessensgruppen und die Zunahme von Parteien sind ebenso 

Ausdruck dieser Ausdifferenzierung. Die Öffentlichkeit wird dabei auch „bis heute oft als politische 

Öffentlichkeit gesehen“ (Hoffjann & Arlt, 2015, S. 4). Die politische Öffentlichkeit hat dabei die 

Aufgabe, „Problemdefinitionen, Interessen, Erwartungen und Positionen, die innerhalb der gesell-

schaftlichen Basis entstehen, auf die Tagesordnung des politisch administrativen Systems zu set-

zen“ (Begenat, 2016, S. 19). Sie solle dabei eine Fokussierung und Themenkongruenz der verschie-

denen Kommunikationsräume schaffen. „Diese führt dazu, dass Themen vor dem Horizont (mög-

lichst) aller Bürger verhandelt und geprüft werden“ (Begenat, 2016, S. 41). Das Zentrum des politi-

schen Systems besteht dabei aus der 

„Verwaltung, der Regierung, dem Gerichtswesen, dem parlamentarischen Komplex und 
den Parteien. Zu den Akteuren der Peripherie zählen neben jenen organisierten Spitzen-
verbänden, mit denen das Zentrum in komparatistischer Manier politische Entscheidungen 
umsetzt, welche die Implementierung von Entscheidungen aber auch blockieren können 
(sogenannte Outputseite der Peripherie), auch Interessengruppen, kulturelle Einrichtun-
gen, die Kirchen und karitativen Verbände (sogenannte Inputseite der Peripherie)“ (Ritzi, 
2014, S. 184).  

Rucht (2010, S. 10) stellt heraus, dass in der politischen Öffentlichkeit geäußerte Forderungen und 

Interventionen erst qua medialer Darstellung für politische Steuerungsvorgänge (potenziell) rele-

vant werden. Worüber nicht berichtet werde, finde nicht statt – „zumindest in der Wahrnehmung 

des großen Publikums“ (ebd.). Daher wird im Folgenden der Übermittler der kommunikativen Äu-

ßerungen in den Blick gerückt: die Medien.  

 Rolle der Medien  

Die politische Öffentlichkeit wird erst über Medien hergestellt (Begenat, 2016, S. 310; 

Weischenberg, 2018, S. 66). Medien (Funk, Fernsehen, Presse und digitale Medien) nehmen dabei 

als Mittler zwischen den Akteuren eine entscheidende Rolle ein, da durch Medien ein ständiger 

Zusammenhang zwischen Akteuren wie Politikern und der Bevölkerung entsteht. Sie schaffen da-

mit einen Kommunikationsraum, in dem politische Öffentlichkeit durch Interaktionen der Teilneh-

mer entstehen kann (Neidhardt, 2007). „Medien spielen zweifellos eine große Rolle in unserem 

Alltag. Sie durchdringen nahezu alle Sphären unseres öffentlichen und privaten Lebens“ (Beck, 

2018, S. V). Sie werden in der vorliegenden Arbeit nach Saxer (1999) als „komplexe institutionali-

sierte Systeme um organisierte Kommunikationskanäle von spezifischem Leistungsvermögen“ (S. 
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6) verstanden. Sie sind in der Vermittlung und der Wahrnehmungsleistung von Risiken von ent-

scheidender Bedeutung, da sie als Machtressource im Kampf um die „schweigende Mehrheit“ (Pe-

ters, 1991, S. 75) eingesetzt werden können. Bisher treten Freihandelsabkommen nur verhalten im 

öffentlichen Diskurs auf. Die Medien könnten dieser schweigenden Mehrheit zu einem gewissen 

Gehör verhelfen. Zudem werden Medien in der vorliegenden Arbeit als „Lieferanten von Themen“ 

(Höflich, 2016, S. 5) verstanden, die dafür sorgen, „dass eine Kommunikation mit anderen in Gang 

gebracht oder am Laufen gehalten wird“ (ebd.). Das Medium bildet dabei die Mittlerleistung bzw. 

eine Botschaften-Vermittlung (Wieser, 2016, S. 199). Grundlegend für Medien ist in diesem Kon-

text, dass sie das „punktuelle Ereignis“ (Neverla, 2003, S. 10) in der Berichterstattung „aus dem 

Kontext seiner Historie und sachlichen Bezüge“ (ebd.) nehmen und entsprechende Fragmente des 

Ereignisses darstellen. Auf diese Weise können politische Ereignisse durch Schwerpunktsetzungen 

und Auslassen von Informationen in den Medien unterschiedlich darstellt werden.  

Die Medienrelevanz zur Herstellung einer wahrgenommenen Wirklichkeit sollte – in Anlehnung an 

die Mediokratie-These von Meyer (2002) – gleichwohl nicht überschätzt werden. Medien zeigen 

zwar politische Fakten als Ausschnitte der Politikrealität (Neidhardt, 2007, S. 24 f.). Die in den Me-

dien gezeigte Politikrealität beeinflusst auch die politische Wahrnehmung der Bevölkerung, weil 

Medien die Politik aufbereiten und darstellen. Jedoch existieren unterschiedliche Informations-

quellen, um sich über politische Aktivitäten zu informieren. Die Hauptaufgabe der Medien wird in 

der vorliegenden Arbeit darin gesehen, dass sie Themen selektieren und gesellschaftliche Interde-

pendenzen durch Mitteilen von Beobachtung generieren (Kohring, 2004, S. 261). Die Aufmerksam-

keit von bspw. Rezipienten79 oder weiteren Personen wird dabei zu einer entscheidenden Größe, 

da sie nach Hoffjann und Arlt (2015, S. 33) eine Voraussetzung für den Konsum von politischen 

Anliegen darstellt. Wer als Akteur in der politischen Öffentlichkeit auftreten kann, um sich an der 

TTIP-Debatte zu beteiligen, wird im Folgenden genauer beleuchtet.  

 Akteure der politischen Öffentlichkeit  

Die politische Öffentlichkeit steht jedem offen und Individuen sowie Gruppierungen können sich 

in ihr zu Wort melden. Die Rollen der Personen in der politischen Öffentlichkeit teilen sich dabei in 

drei Gruppen: Sprecher, Vermittler und Publikum. Die Unterscheidung der Rollen ist dabei rele-

vant, da nur die Sprecher ihre Rollen verändern können. Sie können als Verfechter einer provokan-

ten Meinung auftreten. Anschließend können sie als Vermittler zu einem Einzelaspekt auftreten 

und sich daraufhin im Publikum niederlassen und andere Meinungen rezipieren. Zudem können 

die Sprecher sowie die Vermittler ihre unterschiedlichen Funktionen in der Gesellschaft in ihrer 

 
79 Der Empfänger der medialen Äußerung wird hier als Rezipient bezeichnet (Seithe, 2017).   
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jeweiligen Rolle verwenden. So kann beispielsweise der ehemalige Bundeswirtschaftsminister Sig-

mar Gabriel zum einen als Bundeswirtschaftsminister auftreten und zum anderen als prominentes 

SPD-Mitglied. Je nachdem, in welcher Funktion er auftritt, kann er unterschiedliche Schwerpunkte 

als Sprecher oder Vermittler anführen. Neidhardt (1994, S. 14) hat einen Überblick der Sprecher-

ausprägungen angefertigt, um etwas Licht in diese Rolle hineinzuwerfen. Als Sprecher können auf-

treten:  

– Repräsentanten von Gruppierungen,  

– Advokaten, um ohne politisches Mandat die Interessen einer Gruppierung zu vertreten, 

– Experten, um als Fachmann einen Sachverhalt darzustellen, 

– Intellektuelle, um ethisch-moralische Fragen zu klären, 

– Kommentatoren, um eine Meinung – meist Journalisten – zu platzieren. Hingegen bleibt 

das Publikum „immer Publikum, da es als Kollektiv nicht strategisch handlungsfähig ist“ 

(Donges & Jarren, 2017, S. 86 f.). 

Das Auftreten der Akteure in der Öffentlichkeit kann auch als Standing bezeichnet werden, denn 

die Akteure verschaffen sich Gehör und können dadurch ihre Positionen und Sichtweisen kommu-

nizieren (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 27 ff.). Diese abstrakte Darstellung der Akteure soll im Fol-

genden vereinfacht dargestellt werden, um ein leichteres Verständnis zu erhalten. Die anschlie-

ßende Abbildung 3 visualisiert die von Neidhardt (1994, S. 14) genannten Akteure und die Medien, 

welche zusammen die Bühne der politischen Öffentlichkeit schaffen. Medien stellen den Akteuren 

die Bühne zur Verfügung, auf der sie sich äußern können. Diese Äußerungen werden durch die 

Kreisüberschneidungen der Akteure mit den Medien visualisiert. Diese Äußerungen der Akteure in 

den Medien erzeugt die politische Öffentlichkeit. Da die Medien nicht ausschließlich politische Öf-

fentlichkeit erzeugen, sondern auch Unterhaltung oder Werbung aufgreifen (Hoffjann & Arlt, 2015, 

S. 140), nehmen die Akteure nicht die ganzen Medien ein. Konsequenterweise bleibt ein Teil der 

Medien von den Akteuren unberührt.  

Abbildung 3: Interaktion von Medien und Kommunikationsakteuren zur politischen Öffentlichkeit  

 

Quelle: eigene Darstellung 
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 Produkt öffentliche Meinung  

In der öffentlichen Debatte treten Akteure in einen Meinungswettstreit, welcher sich in der politi-

schen Öffentlichkeit abspielt und von den Rezipienten konsumiert werden kann. Auf dieser Grund-

lage entwickelt sich bei den Rezipienten ein relevantes Produkt, die öffentliche Meinung. Diese 

öffentliche Meinung ist die Summe der Einzelmeinungen der Rezipienten, welche durch die indivi-

duelle Wahrnehmung der Akteursmeinungen und der Meinung anderer durch Umfragen erhoben 

werden kann.80 Neidhardt (2010, S. 26) formuliert diesen Entstehungsprozess wie folgt: „Von der 

Öffentlichkeit verarbeitete, validierte Informationen und Themen treten als ‚öffentliche Meinun-

gen‘ aus der Öffentlichkeit hervor und ermöglichen den Bürgern, sich an diesen zu orientieren.“ 

Öffentliche Meinung entsteht zudem durch die Selektion von Sachverhalten (Görke, 2008, S. 176). 

Diese Selektion verleiht der öffentlichen Meinung eine „thematische Struktur“ (ebd.) und funktio-

niert nach Aufmerksamkeitsregeln. Einzelne Meinungen können daraufhin von Teilen der politi-

schen Öffentlichkeit geteilt werden und sind bedingt auch aus dem öffentlichen Diskurs abzulesen. 

Demzufolge wird die öffentliche Meinung auch als „herrschende Meinung“ (Sarcinelli, 2009, S. 57) 

bezeichnet. Dies bedeutet, dass wenn große Teile der Rezipienten eine bestimmte Sichtweise ein-

nehmen, dies einen Teil der öffentlichen Meinung darstellt. Darüber hinaus kann die öffentliche 

Meinung auch als personifizierte Öffentlichkeit gesehen werden.  

„Die personifizierte Öffentlichkeit ist ein stark vereinfachendes Bild, welches die hetero-
gene Bevölkerung als mehr oder weniger geschlossene Gruppe mit gemeinsamen Zielen 
zeichnet“ (Leiner, 2016, S. 16).  

Da jedoch eine allgemein akzeptierte Definition von öffentlicher Meinung zumeist strittig ist (Da-

vidson, 1968; Scherer, 1998), wird in der vorliegenden Arbeit öffentliche Meinung in Anlehnung an 

Herbst (1993) definiert. Öffentliche Meinung ist die Aggregation von Einzelmeinungen von Perso-

nen aus der Öffentlichkeit. Diese öffentliche Meinung kann anhand von Umfragen in Form des De-

moskopiekonzepts ermittelt werden. „Die öffentliche Meinung ist das, was die Mehrzahl der be-

fragten Bürgerinnen und Bürger zu einem bestimmten Thema für relevant erachtet“ (Donges & 

Jarren, 2017, S. 84). Zudem sind die übrigen Teilmeinungen relevant, da die öffentliche Meinung 

selten einheitlich ist und von allen geteilt wird.  

Neben der Demoskopie, welche die öffentliche Meinung als ein Konstrukt erhebt, kann sie auch 

aus systemtheoretischer Sicht betrachtet werden. Luhmann (2000, S. 286) konstatiert hierzu, dass 

die öffentliche Meinung das ist, was als öffentliche Meinung beobachtet und beschrieben werden 

 
80 Herbst (1993) hat eine Übersicht verschiedener Sichtweisen auf die öffentliche Meinung zusammenge-

führt.  
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kann. Sie ist kein Selbstzweck, sondern entsteht erst durch die Beobachtung und wird aus der Be-

obachtung her konstruiert. Wie auf der Bühne der politischen Öffentlichkeit die Akteure das Risiko 

von TTIP kommunizieren, um die öffentliche Meinung und die Meinung anderer Akteure für ihre 

Sichtweisen zu gewinnen, wird im anschließenden Abschnitt dargestellt.  

4.2 Kommunikation von Risiken  

Da über die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP lediglich spekuliert werden kann, bedarf es ei-

ner möglichst fundierten Grundlage für diese Spekulationen. Im Kampf um die öffentliche Meinung 

können die Akteure ihre Aussagen daher auf Prognosen in Form von Studien stützen oder sie ver-

wenden Referenzen zu vergleichbaren Freihandels- und Investitionsabkommen. Damit soll den 

Spekulationen ein sachlicher Argumentationsrahmen gegeben werden. Jedoch sind Sachargu-

mente in einer emotional aufgeladenen Debatte meist weniger relevant einzustufen als simple Bei-

spiele wie das Chlorhuhn.81 Um diese Tatsache in die Risikokommunikation leichter einordnen zu 

können, wird sie im Folgenden aus der Historie her knapp dargestellt und im Anschluss werden 

Strategien erörtert, die eine erfolgreiche Risikokommunikation begünstigen können.  

Interessanterweise kann der zentrale Ausgangspunkt der Risikokommunikationsforschung „zeitlich 

in den 1980er Jahren verortet werden, obgleich vereinzelt auf noch frühere Arbeiten in den 1920er 

bis 1950er Jahren verwiesen wird“ (Drews, 2018, S. 36). Forschungsinhalte beziehen sich oftmals 

auf technische Entwicklungen wie bspw. Umweltrisiken oder die Kernenergie (McComas, 2006). 

Dabei ist der Risikokommunikation immanent, dass sie auf „konfligierenden und kontroversen Kal-

kulationen von Unsicherheit“ (Ruhrmann & Guenther, 2017, S. 302) fußt, „konkurrierende […] De-

finitionen von Schäden“ (ebd.) aufweist sowie „mit divergierenden Rationalitäten von Entscheider- 

und Entscheidungsqualitäten“ (ebd.) umzugehen hat. Diese Risikokommunikation über mögliche 

zukünftige Schäden ist besonders in der politischen Öffentlichkeit anzutreffen, da politische Ent-

scheidungen in die Zukunft gerichtet sind (Rose, 2016).82  

Bei der Risikokommunikation muss darauf geachtet werden, Ängste in der politischen Öffentlich-

keit „abzubauen und […] [das] Handeln durch eine glaubwürdige und transparente Kommunikati-

onspolitik zu rechtfertigen“ (Schicha, 2015, S. 276). Die Risikokommunikation entwirft dabei ein 

Bild einer möglichen Zukunft. Sollte dieses Bild schlechter sein als die Gegenwart, schwindet die 

 
81 Das Chlorhuhn wird von den Kritikern des Abkommens als simplifizierte Verdichtung der schädigenden 

Effekte von TTIP angeführt. Demnach würde das Chlorhuhn, welches über den Atlantik geflogen kommt, 
den europäischen Verbraucherschutz angreifen.  

82 Dabei sollte die Risikokommunikation von Beginn an von der Krisenkommunikation abgegrenzt werden, 
da Risikokommunikation auf zukünftige Ereignisse gerichtet ist. Hingegen befasst sich die Krisenkom-
munikation mit dem bereits eingetretenen Schadensfall.  
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Bereitschaft an diesem Ziel mitzuwirken oder die Akteure zu unterstützen, die dieses Ziel erfolgen. 

Die Risikokommunikation beschreibt auch den Versuch, zukünftige Konflikte über Systementschei-

dungen sowie die damit verbundenen Risikodefinitionen und -verteilungen frühzeitig zu erkennen, 

zu thematisieren und mit den potenziellen Betroffenen oder mit den sich artikulierenden Gegnern 

zu diskutieren. Risikokommunikation befasst sich auch mit Entscheidungen, die differierende Fol-

gen bei Betroffenen haben können.  

In der vorliegenden Arbeit wird unter Risikokommunikation ein zielgerichteter und interessenge-

leiteter Austausch von Informationen zwischen Parteien, Teilöffentlichkeiten oder Individuen ver-

standen (Dickmann, Wildner & Dombrowsky, 2007). Das von einer Risikoquelle ausgehende oder 

zu erwartende Risiko wird dabei häufig mit seinen potenziellen Auswirkungen über Massenmedien 

vermittelt. Als Begriffsdefinition von Risikokommunikation wird sich an Zehetmair (2012) orien-

tiert, die Risikokommunikation allgemein als gerichtet bezeichnet und Kommunikation über Risi-

ken als Risikokommunikation darstellt.  

An diesem Punkt muss auch der Netzwerkcharakter von Risikokommunikation herausgestellt wer-

den, da sich die Kommunikation der am Risiko Beteiligten auch aufeinander beziehen kann (Zehet-

mair, 2012, S. 88 ff.). Folglich ist ein zentrales Element der Risikokommunikation, „relevante The-

men als mögliche Risiken zu identifizieren, sie angemessen zu kommunizieren und kompetent zu 

argumentieren“ (Schicha, 2015, S. 287), um frühzeitig in einen Dialog eintreten zu können.83 Von 

Relevanz bei Risikokommunikation ist ferner, dass der Gegenstand selbst bzw. mit ihr verbundene 

mögliche Nebenfolgen im Zentrum stehen. Risikokommunikation kann daher als „ein Prozess be-

schrieben werden, der die Unsicherheit und Ungewissheit über zukünftige Schäden problemati-

siert“ (Ruhrmann, 2003, S. 542). Dabei konstruiert Risikokommunikation „gesellschaftliche Auf-

merksamkeit für gravierende, aber unwahrscheinliche Folgen technischer und sozialer Innovatio-

nen“ (Ruhrmann, 1992, S. 12).84 Für die Kommunikation dieser unwahrscheinlichen Folgen eines 

Ereignisses ergeben sich unterschiedliche Strategien, welche im anschließenden Abschnitt be-

schrieben werden.  

 
83 Dabei ist Risikokommunikation die „Kommunikation über gesellschaftliche Risiken“ (Geenen, 2017, S. 

138). 
84 Einen interessanten Ansatz stellt Baumgärtner zur Verfügung. Nach ihm verfolgt Risikokommunikation 

elf Funktionen, die von Aufklärung der Öffentlichkeit über potenzielle Folgen, Einbeziehung der Öffent-
lichkeit in den Sachverhalt bis hin zu der Vermeidung von Konflikteskalation reichen (Baumgärtner, 
2008, S. 46).  
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 Strategien der Risikokommunikation  

Mit Risikokommunikation können divergierende Strategien – informieren oder kooperieren – ver-

folgt werden, um die Risikowahrnehmung gezielt zu beeinflussen. Im Idealfall vermag die Risiko-

kommunikation zwischen widerstreitenden Interessen zu vermitteln und so Kompromisse zu er-

möglichen (Ruhrmann, 1992). Denn wie Leißner (2017, S. 447) belegt, „formierte sich ein breiter 

zivilgesellschaftlicher Widerstand gegen TTIP, der den politischen Streit um das Abkommen ge-

prägt hat“. Jung (2003) stellt heraus, „dass die Bürger im Sinne eines ‚informed consent‘ Regulati-

onsentscheidungen zu Umwelt-, Verbraucher- und Gesundheitsrisiken möglichst breit mittragen 

[sollen]. Diese informierte Mitbestimmung bzw. Zustimmung erforderten eine möglichst frühzei-

tige und weitreichende Beteiligung der Betroffenen“ (S. 548). Diese Beteiligung ist ein entschei-

dender Schritt, besonders vor dem Hintergrund der potenziell empfundenen Ohnmacht der Be-

troffenen. „Nur so können materielle und immaterielle Aspekte bei Risikoabschätzung, -bewertung 

und -regulation möglichst umfassend berücksichtigt werden“ (ebd.).  

Die Kommunikation möglicher zukünftiger Folgen einer Entscheidung können somit strategisch un-

terschiedlich angegangen werden. In der Risikokommunikation können verschiedene Strategien 

verfolgt werden, um die öffentliche Meinung oder die Meinung einzelner relevanter Personen zu 

beeinflussen. Generell sollte darauf geachtet werden, dass ein „Verständnis der dynamischen In-

teressen- und Wahrnehmungskonflikte der an der Risikokommunikation beteiligten Akteure“ 

(Umansky, 2017, S. 30) besteht. Beispielsweise soll die Informationsvermittlungsstrategie Informa-

tionsdefiziten entgegenwirken, damit über dieselben Inhalte gesprochen werden kann. Die Glaub-

würdigkeitsstrategie, als zweite Strategie, verfolgt die Annahme, dass ein Akzeptanzdefizit eines 

Sachverhalts besteht und dieses mit glaubwürdigkeitsbildenden Maßnahmen ausgeglichen werden 

kann. Bei der Kooperationsstrategie, als dritter Strategie, versuchen Risikoverursacher auf den 

kleinsten gemeinsamen Nenner mit allen Beteiligten zu gelangen, weil davon ausgegangen wird, 

dass alle Beteiligten ein gemeinsames Ziel verfolgen (Wiedemann, Rohrmann & Jungermann, 

1990). Generell soll mit Risikokommunikation erreicht werden, dass Ängste in der Bevölkerung re-

duzieren werden (Jungermann, 1990, S. 345). Im Idealfall vermag die Risikokommunikation zu ver-

mitteln und so Kompromisse zwischen widerstreitenden Interessen zu ermöglichen (Ruhrmann, 

1992). Die Beteiligung zielt auch auf die Verknüpfung des Fachwissens von Experten und des brei-

ten allgemeinen Wissens der Bevölkerung. „Nur so können materielle und immaterielle Aspekte 

bei Risikoabschätzung, -bewertung und -regulation möglichst umfassend berücksichtigt werden“ 

(Jung, 2003, S. 548). Die Ansätze dieser Strategien zielen auf die Bereitschaft von vielen Personen, 

sich mit dem zukünftigen Ereignis auseinandersetzen zu wollen. Ob dies jedoch der Normalfall ist, 

bleibt unklar. Bisher treten die Verhandlungen beispielsweise über Freihandelsabkommen wenig 
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in die Öffentlichkeit und dies könnte als Indiz gesehen werden, dass sich breite Teile der Bevölke-

rung wenig mit dem Thema befassen oder befassen wollen. Es beteiligen sich zahlreiche Akteure 

an der öffentlichen Debatte um TTIP, weshalb ein Blick auf die Verbände und NGOs als Zusammen-

schluss von Akteuren lohnen könnte.   

 Risikokommunikation von Verbänden und Nichtregierungsorganisationen  

Wirtschaftspolitische Verbände und NGOs vertreten teilweise öffentlichkeitswirksam die Interes-

sen ihrer Mitglieder und könnten damit im öffentlichen Diskurs um TTIP eine relevante Größe dar-

stellen. Daher werden sie in diesem Abschnitt genauer unter die Lupe genommen. Immerhin spie-

len Interessensgruppen in unser aller Leben eine nicht unbedeutende Rolle: Interessensgruppen 

wie Verbände begleiten die Menschen in Deutschland beispielsweise über ihren Lebenszyklus – bei 

der Geburt werden über die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe85 die Rahmen-

bedingungen mitgestaltet und bei der Beisetzung wirkt der Bund deutscher Friedhofsgärtner86 in-

direkt mit (Dernbach, 2015, S. 597). Insgesamt verfügt Deutschland über mehr als 2000 registrierte 

Verbände.87 In der vorliegenden Arbeit wird ein Verband als eine Organisation verstanden, die 

langfristig angelegt ist sowie die Interessen ihrer Mitglieder bündelt und in der politischen Öffent-

lichkeit artikuliert. Als zentrale Funktionen des Verbands dient die Erzeugung von gemeinsamen 

politischen Interessen, dabei sind Verbände ausdifferenziert und arbeitsteilig. Ebenso ist „die Ag-

gregation und Artikulation von Interessen zum effektiveren gemeinsamen Erreichen verbandlicher 

Ziele“ (von Velsen-Zerweck, 2011, S. 150) ein wichtiges Element ihrer Arbeit. Beispiele für Ver-

bände sind die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften wie der DGB88, Kam-

mern89 oder Verbraucherorganisationen90. Da TTIP in nahezu allen Wirtschaftsbereichen regulie-

rend einwirken könnte, sind entsprechend viele Verbände und NGOs auf den Plan gerufen und 

beteiligen sich am öffentlichen Diskurs.  

 
85 Weitere Informationen über die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe sind im Inter-

net abrufbar unter: www.dggg.de. [Zugriff 27.01.2018]  
86 Weitere Informationen über den Bund deutscher Friedhofsgärtner sind im Internet abrufbar unter: 

www.facebook.com/bund.deutscher.friedhofsgaertner. [Zugriff 27.01.2018] 
87 Deutscher Bundestag (2017): Bekanntmachung der öffentlichen Liste über die Registrierung von Ver-

bänden und deren Vertretern, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/blob/189456/f766eef 
1f26877ed8e995db28001bf66/lobbylisteamtlich-data.pdf. [Zugriff 27.01.2018]  

88 Weitere Informationen über Gewerkschaften sind im Internet abrufbar unter: www.verdi.de oder 
www.dgb.de. [Zugriff 21.01.2018]  

89 Weitere Informationen über die Industrie- und Handelskammern oder die Handwerkskammern allge-
mein sind im Internet abrufbar unter: www.dihk.de, www.zdh.de. Kammern werden trotz ihrer öffent-
lich-rechtlichen Rolle hier als Verbände geführt, da sie bezüglich ihrer Kommunikation in dieser Arbeit 
als Verband angesehen werden. [Zugriff 27.01.2018] 

90 Weitere Informationen über die Verbraucherzentrale sind im Internet abrufbar unter: www.vzbv.de. 
[Zugriff 27.01.2018] 

http://www.dggg.de/
http://www.facebook.com/bund.deutscher.friedhofsgaertner
https://www.bundestag.de/blob/189456/f766eef1f26877ed8e995db28001bf66/lobbylisteamtlich-data.pdf
https://www.bundestag.de/blob/189456/f766eef1f26877ed8e995db28001bf66/lobbylisteamtlich-data.pdf
http://www.verdi.de/
http://www.dgb.de/
http://www.dihk.de/
http://www.zdh.de/
http://www.vzbv.de/
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Verbände produzieren und versenden Informationen bspw. in Form von „Pressemitteilungen, 

Rundschreiben und Verbandszeitschriften“ (von Velsen-Zerweck, 2011, S. 149). Diese Informatio-

nen können vielfältige Themen betreffen. Verbände können auch als kooperative Akteure gesehen 

werden, „die Belange […] in aller Regel themenspezifisch und partiell aufnehmen, um sie gegen-

über den Entscheidungsträgern zu artikulieren“  (Sinemus & Liebetanz, 2018, S. 499). Bei Gesetzes-

vorhaben kann bspw. eine Folgenabschätzung vorgenommen werden, die von den Verbänden 

kommuniziert wird. Verbände dienen ebenso als Bindeglied von Politik zu den Mitgliedern. So kön-

nen Botschaften der Politik über die Verbände, bspw. über Verbandszeitschriften, an die Mitglieder 

zielgerichtet weitergegeben werden. Vor diesem Hintergrund der Sender-, Mittler- und Empfänge-

reigenschaft von Verbänden lassen sie sich in drei Arten von Interessenvertretungen untergliedern. 

Hier nennt von Velsen-Zerweck (2011, S. 150): „Eigeninteressenverbände, Fremdinteressenver-

bände, Gesamtinteressenverbände“. So verfolgen Eigeninteressenverbände die Interessen ihrer 

Mitglieder, die sich interessenspezifisch zusammengeschlossen haben. Diese Art der Interessen-

verbände ist die häufigste, da „Branchenverbände, Tarifverbände und die Kammern sowie Sport-, 

Kultur- und Freizeitverbände“ (ebd.) hierzu zählen. Dem gegenüber stehen die Fremdinteressen-

verbände, welche sich für die die Interessen von einzelnen Gesellschaftsgruppen einsetzen. Dabei 

stehen weniger die Verbandsmitglieder „als die Klienten, wie zum Beispiel Hilfsbedürftige, im Mit-

telpunkt verbandlichen Handelns“ (ebd.). Wohlfahrts-, Tierschutz- und Umwelt- sowie Verbrau-

cherschutzverbände sind Beispiele für Fremdinteressenverbände. Als dritte Art des Interessenver-

bands sind die Gesamtinteressenverbände anzuführen. Typische Verbände sind hier die Kirchen. 

Sie alle vertreten „grundsätzliche, allgemeine Interessen“ (ebd., S. 151). Jedoch haben alle Ver-

bände die Gemeinsamkeit, dass sie limitierte Ressourcen haben und daher gezielt agieren müssen 

(Seibt, 2015). Sie agieren dabei grundsätzlich als „Kommunikations-Dienstleister“ (von Velsen-Zer-

weck, 2011, S. 153), welche Fakten- und Datenmaterialien, Argumentationshilfen und Erfahrungen 

an die Verbandsmitglieder sowie in die politische Öffentlichkeit vermitteln. Beispielsweise kommu-

niziert die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) ihre Interpretation der Fakten zu TTIP 

(INSM, 2016). Die öffentlichen Wirkungen mögen dabei unterschiedlich zu bewerten sein. Grund-

sätzlich bleibt festzuhalten, dass der allgemeine Einfluss der Verbände im „Hinblick auf einzelne 

Interessensgruppen eher ernüchternd“ ausfällt (Willems & von Winter, 2007, S. 41). Verbände mö-

gen in ihrer Kommunikation in den Medien als Akteur präsent sein, jedoch führe dies nicht immer 

zum gewünschten Entschluss der politischen Entscheider. Um die Medienpräsenz grundsätzlich zu 

erhöhen und damit möglicherweise den politischen Einfluss stärker geltend zu machen, bedienen 

sie sich zunehmend des Instruments der Studie. Studien dienen vermeintlich als objektive Fakten-

darstellung und damit als mögliche Argumentations- oder Interpretationshilfe für einzelne Sach-

verhalte.  
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 Studien in der Risikokommunikation  

Einzelne Verbände bringen sich medienwirksam in den öffentlichen Diskurs ein und versuchen so, 

ihre Sichtweisen prominent zu platzieren. Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) bei-

spielsweise nutzt teilweise in der Kommunikation entsprechenden Studien und Umfragen (BDI, 

2016). Grundsätzlich ist in der Argumentation von Verbänden festzustellen, dass Verbände diese 

mit Studien hinterlegen, um so Wissenschaftlichkeit und damit Neutralität der eigenen Argumente 

zu unterstreichen. In Bezug auf Risikokommunikation ist dies relevant, da Studien der Aufklärung 

dienen und eine belastbare Grundlage für einen Diskurs über zukünftige Gegebenheiten liefern.  

Um den Studieneinsatz in der Risikokommunikation weiter zu elaborieren, werden im Folgenden 

schwerpunktmäßig die Studienergebnisse von Derksen (2014) aufgegriffen, da er die dieses Feld 

explizit elaboriert. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass zunehmend Studien auch Eingang 

in die Medienberichterstattung finden (Schütz-Ierace, 2010, S. 13). Es soll durch sie auf gesell-

schaftliche Umstände oder sogar Missstände aufmerksam gemacht werden. Insbesondere Risiko- 

oder Umweltprobleme nehmen dabei eine besondere Rolle ein (Peters, 1994, S. 162). In der Me-

dienarbeit einzelner Bereiche wird in Studien das Risiko jedoch nicht immer klar beschrieben und 

es sind unterschiedliche Interpretationen des Risikos möglich (Kowall & Stang, 2017). Dies er-

schwert die Risikoeinschätzung des Einzelnen und befeuert den öffentlichen Diskurs, da der Risi-

koreferenzrahmen teilweise schwach ausgeprägt ist.  

Als einen zentralen Befund stellt Derksen (2014) heraus, dass „die gefühlte Studienschwemme […] 

das Resultat eines höheren Outputs an Studien“ (S. 363) ist. Er sagt: „Rund 70 Prozent der thema-

tisierten Studien im Sample, die nicht von Medien selbst stammen, sind zuvor mit den Mitteln der 

Medienarbeit für die Öffentlichkeit aufbereitet worden“ (ebd., S. 349). Zudem erstellen Organisa-

tionen regelmäßig Untersuchungen, „um sie als strategisches Instrument der Medienarbeit einzu-

setzen, zum Beispiel Nichtregierungsorganisationen, und PR-Vertreter sind von Beginn an einge-

bunden“. Eine weitere zentrale Erkenntnis seiner Arbeit ist, dass die Qualitätsunterschiede der ver-

öffentlichten Studien in den Medien wenig Beachtung finden.  

„Egal, ob Onlinebefragung, Hochschulranking oder Ergebnisse wissenschaftlicher Experi-
mente – Journalisten machen in vielen Artikeln und Beiträgen daraus eine Studie“ (Derk-
sen, 2014, S. 363).  

Zudem belegt Derksen (2014, S. 349), dass Organisationen mit Studien gezielt Aufmerksamkeit von 

Journalisten und Bezugsgruppen erzeugen. Darüber hinaus soll die Aufmerksamkeit auf bestimmte 

Themen bzw. Inhalte eines Sachverhalts gelenkt werden. Der Impuls für die Erstellung von Studien 

kann dabei auch von Organisationen selbst ausgehen, „weil sie darin eine Möglichkeit sehen, me-

dienkompatiblen Inhalt bzw. Anlässe für die Medienarbeit zu produzieren“ (ebd., S. 349 f.). Mit 



4 Risikokommunikation als Abschätzung der Zukunft 

71 

Blick auf die Verwendung von Studien einzelner Akteure in der TTIP-Debatte zeigt sich, dass das 

Bundeswirtschaftsministerium bereits im Januar 2013 die Studie Dimensionen und Auswirkungen 

eines Freihandelsabkommens zwischen der EU und den USA, welche das ifo Institut durchgeführt 

hat, veröffentlicht. Zwei Monate später publiziert die EU-Kommission die Studie Reducing Transat-

lantic Barriers to Trade and Investment – An Economic Assessment, welche das Centre for Economic 

Policy Research (CEPR) London durchgeführt hat. Die offiziellen TTIP-Verhandlungen werden erst 

im Juni 2013 bekannt gegeben. Somit könnte den beiden Institutionen vor dem Hintergrund von 

Derksen (2014) unterstellt werden, dass die Studien einen gewissen Einfluss auf die Sichtweisen 

des transatlantischen Handels ausüben sollen.  

Grundsätzlich bieten Studien im Rahmen der Risikokommunikation die Möglichkeit, sich an neut-

ralen Fakten zu orientieren und emotionale Aspekte werden weniger direkt adressiert. Betrachtet 

man daher zuerst die Veröffentlichung von Studien zu TTIP, fällt auf, dass vermehrt Akteure aus 

der Politik wie das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und die Europäische Kom-

mission sowie unternehmensnahe Stiftungen die Auftraggeber von Studien im Jahr 2013 sind. Ab 

2014 werden zunehmend Studien von Stiftungen veröffentlicht, die Parteien im Bundestag nahe-

stehen. Beispielsweise veröffentlichen die Rosa-Luxemburg-Stiftung (Die LINKE) und die Friedrich-

Ebert-Stiftung (SPD) zusammen im Jahr 2014 vier Studien zu TTIP. Im Jahr 2015 schließt sich die 

Hans-Böckler-Stiftung (Gewerkschaften) an. Das Jahr 2016 ist von Studien von Organisationen aus 

der Zivilgesellschaft wie bspw. Friends of the Earth Europe, Foodwatch oder LobbyControl ge-

prägt.91 Auf dieser Grundlage kann ein Trend abgeleitet werden: Regierungsinstitiutionen veröf-

fentlichen in der Anfangsphase der TTIP Verhandlungen, politische Stiftungen schließen sich an 

und abschließend erscheinen Studien der Zivilgesellschaft. Schneider (2015, S. 39) sagt, dass zu 

Beginn der öffentlichen Diskussion zu TTIP Studien von öffentlichen Stellen dominieren. All diese 

Studien prognostizierten Effekte, die sich stimulierend auf die Wirtschaft auswirken werden. Die 

Studien der Stiftungen bzw. der Zivilgesellschaft sind tendenziell kritisch, folgt man den Einschät-

zungen von LobbyControl.  

Vor diesem Hintergrund befasst sich der folgende Abschnitt mit der Risikokommunikation von Frei-

handelsabkommen, um an entsprechende Erkenntnisse anknüpfen zu können.  

  

 
91 Eine Übersicht zu TTIP-Studien ist abrufbar https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_In-

vestment_Partnership. [Zugriff 3. Oktober 2017]  
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 Risikokommunikation von Freihandelsabkommen 

Die Risikokommunikation von Freihandelsabkommen steht bedauerlicherweise nicht im Zentrum 

des Interesses der Kommunikationsforschung und daher liegen wenige Untersuchungen zugrunde. 

Um TTIP jedoch an die wissenschaftliche Debatte der Risikokommunikation von Freihandelsab-

kommen anzuknüpfen, werden im Folgenden zwei Freihandelsabkommen näher betrachtet: Das 

Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA wird in Bezug auf kommunizierte Ex-ante- und 

Ex-post-Evaluationen betrachtet und es wird das US-Korea-Freihandelsabkommen bezüglich seiner 

erwarteten Auswirkungen dargestellt.  

In der Literatur wird das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (North American Free Trade 

Agreement, NAFTA) zwischen den USA, Kanada und Mexiko aus dem Jahr 1994 als ein bedeutendes 

Freihandelsabkommen angeführt (Stiglitz, 2016; Ghaussy, 1995). Nach Schneider (2015) kann 

NAFTA als „Paradebeispiel“ (2015, S. 77) für TTIP gesehen werden, da die Studien des Bundeswirt-

schaftsministeriums und der EU-Kommission wirtschaftlich stimulierende Ergebnisse prognostizie-

ren. Ebenso verhält es sich bei NAFTA: Ex-ante Studien der wirtschaftspolitischen Veränderungen 

gehen von „erheblichen wirtschaftlichen Vorteilen für die teilnehmenden Länder“ (ebd.) aus. Wirt-

schaftswachstum, mehr Arbeitsplätze und höhere Löhne werden prognostiziert (ebd., S. 78). Spe-

ziell für Mexiko und Kanada unterstellen Ex-ante-Studien Vorteile: „So sollte das reale BIP92 um 11 

%, das Beschäftigungsniveau um bis zu 11 %, und die Reallöhne um bis zu 16 % steigen“ (ebd.). Auf 

die USA sei der Einfluss des Abkommens jedoch nicht nennenswert.  

Betrachtet man jedoch die zugrunde liegenden Modellannahmen der verwendeten Studien, kön-

nen die Ergebnisse – bei leichter Variation der Annahmen – zu erheblichen Unterschieden im Er-

gebnis führen. Caliendo (2010, S. 65 f.) weist nämlich in einer Untersuchung nach, dass die für die 

Analysen verwendeten Parameter ausschlaggebend für die entsprechenden Prognosen sind. Er 

verdeutlicht anhand eines Modells, dass durch geringere Zölle die Löhne in allen NAFTA-Ländern 

steigen können. Mexiko hatte den größten Nutzen, hingegen profitierten die USA und Kanada stär-

ker durch die grundsätzliche Liberalisierung gegenüber der restlichen Welt. Die wissenschaftlich 

prognostizierten Erwartungen für NAFTA sind recht optimistisch, was wirtschaftspolitisch stimulie-

rende Effekte angeht. Ex-post-Studien weisen indes gegenteilige Ergebnisse auf. So wurden 

600.000 Arbeitskräfte in den USA entlassen. In Mexiko sind die durch das Abkommen geschaffenen 

Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie gering, „während Arbeitsplatzverluste in der Land-

wirtschaft [eine Million in der Maisproduktion nach zehn Jahren] bis zu einem Sechstel der Ge-

samtbeschäftigung betragen (Schneider, 2015, S. 77 f.). Daher kann festgehalten werden, dass „ex-

 
92 BIP ist die Abkürzung für Bruttoinlandsprodukt.  
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ante Prognosen dazu tendieren, die positiven Effekte von Freihandelsabkommen überzubewerten 

und die dadurch entstehenden Kosten unterzubewerten“ (Schneider, 2015, S. 82). Vor dem Hin-

tergrund von öffentlich kommunizierten Ex-ante- und Ex-post-Effekten eines Freihandelsabkom-

mens werden im Folgenden die prognostizierten wirtschaftlichen Effekte sowie die Deutungsmus-

ter der wirtschaftlichen Effekte in der Risikokommunikation eines anderen Freihandelsabkommens 

dargelegt. Beiden Abkommen ist gemein, dass die USA Vertragspartner sind. Dies ist für die Analyse 

von TTIP relevant, um entsprechende Muster möglicherweise aufdecken zu können.  

Das zweite Freihandelsabkommen, welches für die TTIP-Analyse zugrunde gelegt wird, heißt U.S.-

Korea Free Trade Agreement, KORUS FTA. Am 15. März 2012 tritt das Freihandelsabkommen KO-

RUS FTA zwischen den USA und Korea in Kraft (USTR, 2018j). KORUS FTA erregt öffentliche Auf-

merksamkeit und wird eine „high-profile social and political public issue“ (Lee & Park, 2011, S. 183). 

Es ruft zudem vor seiner Einführung viele Interessengruppen auf den Plan. „Many key interest 

groups have perceived the potential social, economic, and political losses that could result from 

the FTA“93 (Lee & Park, 2011, S. 177). Die koreanische Regierung versucht daraufhin, die öffentli-

chen Widerstände gegen das Freihandelsabkommen durch die Darlegung von wirtschaftspolitisch 

stimulierenden Effekten abzuschwächen. Dies unternimmt sie durch Risikokommunikation mit den 

entsprechenden Interessengruppen. Studien, die einen stimulierenden Effekt von diesem Freihan-

delsabkommen auf die Volkswirtschaft von Korea prognostizieren, liegen daher vielzählig vor: So 

belegen Prognosen von Lee und Song (2008, S. 72), dass das koreanische Bruttoinlandsprodukt 

durch das Freihandelsabkommen zwischen 0,32 % und 5,97 % wachsen werde. Nach ihnen beste-

hen die Vorteile zudem in einer verbesserten Wettbewerbsfähigkeit und einer „increased effi-

ciency from the reduction in non-tariff barriers“ (ebd.). Auch würden sich die Volkswirtschaften 

beider Länder ergänzen:  

„The growing, and strongly complementary, relationship suggests that consumers in both 
countries stand to gain from increased opportunities for trade, investment, knowledge 
transfer, and the productivity gains that come from competition“ (ebd.). 

In einer anderen Studie werden Anpassungsprozesse der koreanischen Wirtschaft prognostiziert:  

„Results show few industries in Korea are likely to encounter adjustment pressures from 
the KORUS FTA. Changes in intra-industry specialization indicators suggest 14 of the 62 2-
digit SITC industries may be candidates for adjustment pressures“ (Clark, 2009, S. 194).  

Lee und Park (2011, S. 188) untersuchen daraufhin die Risikokommunikation in Bezug auf die Stra-

tegien und ermitteln, dass eine Kommunikationsstrategie, die auf die Nachteile eines Sachverhalts 

 
93 FTA steht für Free Trade Agreement, zu Deutsch: Freihandelsabkommen.  
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zielt, erfolgreicher ist als eine Kommunikationsstrategie, welche die Vorzüge eines Sachverhalts 

betont. Sie zeigen, dass die Risikokommunikation dann Erfolg verspricht, wenn sie gegen etwas 

gerichtet ist. In diesem Fall – aus koreanischer Sicht – gegen die wirtschaftliche Überlegenheit der 

Nachbarn China und Japan. Sie schlagen daher für eine künftige Risikokommunikation vor:  

„Rather than persuading the public to agree with a public policy proposal by emphasizing 
the benefits of its implementation, it would be more effective to persuade the public by 
presenting the benefits that would be lost if the policy were not approved“ (Lee & Park, 
2011, S. 188).  

Weiterhin führen sie aus, dass bei komplexen Themen für die Bevölkerung verständlich aufberei-

tete Informationen wichtig sind, „so that the public could weigh the advantages and disadvantages 

of the issue“ (ebd.).  

Grundsätzlich bleibt jedoch die Problematik bestehen, dass manche gesellschaftlichen Gruppen 

unter Verlusten durch das Freihandelsabkommen zu leiden haben, andere keine Nachteile befürch-

ten und wieder andere davon profitieren. Die beiden Forscher verdeutlichen, dass „the participants 

placed greater weight on a loss than on a gain and were thus more likely to take a risk and agree 

with suggestions provided through the message“ (Lee & Park, 2011, S. 187). An dieser Stelle zeigt 

sich die Wirkung von Deutungsmustern in der Risikokommunikation, weil die Risikobereitschaft auf 

dem wahrgenommenen Sachverhalt aufzubauen scheint.  

„Gains and losses are said to be a matter of perception than of objective facts. The percep-
tion of gains and losses depends on how messages on social problems are framed and pre-
sented to the public by the government or the organization involved“ (Lee & Park, 2011, S. 
177).  

Vor diesem Hintergrund zeigen sich bereits recht klare Muster der Risikokommunikation von Frei-

handelsabkommen. Die Risikokommunikation, welche durch Studien die Zukunft prognostiziert, 

stellt die Vorzüge und den Nutzen des Abkommens heraus. Dabei werden die schädigenden Aus-

wirkungen weitgehend vernachlässigt. Jedoch ist auch zielführend, wenn verdeutlicht wird, dass 

bei Ausbleiben einer Handlung – wie bei KORUS FTA – der mögliche Schaden größer ist. Um vor 

diesen beiden Abkommen TTIP klarer einordnen zu können, wird im Folgenden der Blick auf die 

bereits bekannten Studien zur kommunikativen Darstellung von TTIP im öffentlichen Diskurs ge-

richtet.  
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 Risikokommunikation von TTIP  

Wie bei den beiden genannten Freihandelsabkommen – NAFTA und KORUS FTA – zeigt sich auch 

bei TTIP ein verstärkter Einsatz von Studien. Daher wird vor dem Hintergrund intentionaler Studien, 

einer potenziellen Polarisierung von Sichtweisen sowie differenter Prognosen die Risikokommuni-

kation von TTIP dargestellt.  

„Der Beginn der konkreten Verhandlungen im Jahr 2013 wurde flankiert von Studien, die TTIP ins-

gesamt positiv bewerteten und ab dem Januar desselben Jahres erschienen“ (Finkbeiner et al., 

2016, S. 19). Diese groß angelegten Studien wie u. a. von Ecorys beinhalten „positive Erwartungen“ 

(ebd.) und prognostizieren ein Wachstum des EU-Bruttoinlandsprodukts sowie „einen insgesamt 

stärken Einfluss auf die globale Wirtschaft. Demnach wäre die Bundesrepublik insgesamt einer der 

Hauptprofiteure des TTIP-Abkommens“ (ebd.).94 Gemein ist den Studien, dass sie alle von wirt-

schaftlich stimulierenden Effekten ausgehen und sich mit Ausnahme einer Studie gleicher Modelle 

bedienen, siehe Tabelle 3.  

Tabelle 3: Studienübersicht zu möglichen Effekten von TTIP auf das BIP der betroffenen Länder  

 

Quelle: Wallen, 2015, S. 41 

Die Mehrzahl der Studien bedient sich des Computable-General-Equilibrium (CGE)-Modells, einem 

wirtschaftswissenschaftlichen Gleichgewichtsmodell. Das Ziel eines solchen Modells ist es, 

„insbesondere die Interdependenz zwischen den Märkten, also den Gütermärkten, den 
Faktormärkten und gegebenenfalls auch den Finanzmärkten wie auch den Märkten für 
Zwischenprodukte, zu untersuchen und ihre Wohlfahrtseigenschaften zu analysieren“ 
(Amann, 2019, S. 11).  

Für solche Modelle sind vielfältige Erkenntnisse über die betroffenen Volkswirtschaften nötig, was 

eine lösbare Aufgabe darstellt. Jedoch ist einem Gleichgewichtsmodell immanent, dass es beispw. 

 
94 Gemeint sich die Studien: Felbermayr et al., (2013) und Felbermayr et al. (2013) (Doppelstudie), 

Fontagné, Gourdon, Jean (2013) und Francois et al. (2013).   
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nur eine Neuverteilung an Arbeitskräften aufzeigen kann und keinen Zugewinn (Schneider, 2015, 

S. 48 ff.). Im Anschluss an diese Veröffentlichung von weitestgehend positiven Studien veröffentli-

chen Parteien der Opposition im Deutschen Bundestag sowie ihnen nahestehende Stiftungen ei-

gene Studien. In diesen Studien „mahnten [sie] insbesondere kurz-, mittel-, und langfristige Kosten 

der Übergangsphase an und äußerten Zweifel an den prognostizierten Wohlfahrtseffekten“ 

(Schneider, 2015, S. 56). Auch wird in diesem Zusammenhang ein Demokratieverlust durch TTIP, 

im Speziellen durch die Schiedsgerichtsbarkeit, herausgestellt.95 Wallen stellt in einer Übersicht 

von Studien über die wirtschaftlichen Effekte von TTIP fest, dass die Mehrheit „signifikant positive 

volkswirtschaftliche Effekte für sowohl die EU als auch die USA erwartet. Dies ist kein überraschen-

des Ergebnis, da Wirtschaftstheorien als auch empirische Forschung zeigen, dass Handelsliberali-

sierungen dazu tendieren, beträchtliche positive Effekte mit sich zu führen“ (Wallen, 2015, S. 40).96 

Als gemeinsamer Nenner der Studien stellt er heraus, 

„dass vor allem Reduzierungen von nichttarifären Handelshemmnissen zu positiven Effek-
ten führen, da die Zollsätze zwischen der EU und den USA bereits relativ niedrig sind. Die 
Auswirkungen auf das BIP variieren zwischen 0,1 Prozent und fünf Prozent für die EU sowie 
zwischen 0,1 Prozent und 13 Prozent für die USA“ (ebd.).  

Als Kritik an den Studien, die stimulierende Effekte von TTIP vorhersagen, präzisiert Schneider 

(2015, S. 48 ff.), dass der Aussagegehalt dieser Studien nicht immer nachzuvollziehen ist, da sie 

größtenteils keine Aussage bspw. über Steigerungen der Beschäftigung treffen können, sondern 

nur über die Arbeitskraftverteilung. Zudem beinhalten die Modelle keine Möglichkeit zum theore-

tischen Arbeitsplatzrückgang. Auch sind die Anpassungskosten sowie die Leistungsbilanzen einzel-

ner Nationalstaaten nicht ausreichend berücksichtigt. Ebenso sind die Verluste durch die öffentli-

chen Einnahmen mittels Zölle nicht umfänglich dargestellt. Hinsichtlich sozialer Kosten wird zudem 

„die Tatsache ignoriert, dass NTM97, wie Gesetze, Verordnungen und Standards öffentliche Zielset-

zungen verfolgten. Sie korrigieren Marktversagen und sichern die kollektive Präferenz einer Gesell-

schaft“ (Schneider, 2015, S. 56). Diesen Gedanken verfolgt auch Wallen (2015, S. 42), der ausführt:  

„Beispielsweise können nichttarifäre Handelshemmnisse, in Form von mehr Harmonisie-
rung von Regelungen und Produktstandards, zu sozialen Kosten führen, wenn sie aus un-
terschiedlichen Gründen die Gesundheit der Mitbürger, die Umwelt oder die Verbraucher-
sicherheit in Gefahr bringen“.  

 
95 Auf der Internetseite von LobbyPedia (https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_Invest-

ment_Partnership#cite_note-91) [Zugriff 27.01.2018] befindet sich unter dem Punkt „Studien“ im Ab-
schnitt „Contra TTIP“ eine Übersicht von entsprechenden Studien.  

96 NAFTA sollte hier separat betrachtet werden, da es ex post betrachtet zu weniger wirtschaftlich stimu-
lierenden Ergebnissen führte.  

97 NTM steht für Nicht-tarifäre-Maßnahmen, was in der vorliegenden Arbeit synonym zu NTB verwendet 
wird.  

https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_Investment_Partnership#cite_note-91
https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_Investment_Partnership#cite_note-91
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Die veröffentlichten Studien zu den wirtschaftspolitischen Effekten sind weitgehend argumentativ 

unterstützend, aber nicht vollumfänglich aussagekräftig. So stehen sich zwei verschiedene Per-

spektiven wissenschaftlicher Studien gegenüber, die unterschiedlichen kalkulatorischen Modellen 

folgen“ (Finkbeiner et al., 2016, S. 20): auf der einen Seite die Modellrechnungen und auf der an-

deren Seite neuere Modelle, welche vielfältige Faktoren wie soziale Kosten beinhalten. Auf Grund-

lage einer vergleichbaren Zusammenfassung von Studien zu TTIP schlussfolgert die Friedrich-Ebert-

Stiftung daher:  

„In der öffentlichen Debatte haben die Ergebnisse der großen Studien98 ein großes Ge-
wicht, weil sie der Anschein von Objektivität und Verlässlichkeit umgibt. Dabei gerät aus 
dem Blick, dass es sich bei den Zahlen nicht um harte Fakten, sondern um die Ergebnisse 
von Modellrechnungen handelt, die stark von den zugrunde liegenden Annahmen abhän-
gen“ (Stephan, 2014, S. 4).  

Vor diesem Hintergrund sagt Finkbeiner et al. (2016, S. 20): „Keine wissenschaftliche Prognose hat 

bisher vermocht, diesen Streit verbindlich zu entscheiden.“ Um die Risikokommunikation zu TTIP 

weiter in den Fokus zu rücken, erstellt Bauer (2016, S. 1) mit einer „Analyse über die Anti-TTIP-

Kampagnenbewegung in Deutschland (und Europa)“ eine weitere Grundlage. Er betrachtet zwi-

schen Februar 2015 und Februar 2016 „1.500 TTIP-Informationsveranstaltungen in Deutschland“ 

(Bauer, 2016, S. 1) und zeigt auf, dass die Deutungshoheit über Freihandelsabkommen in der deut-

schen Politik ungleich verteilt ist. Kritikern kommt ein hohes Gewicht zu. Zudem prägen die Anti-

TTIP-Kampagnen „Schreckensbilder und Ideologien“ (Bauer, 2016, S. 3). Des Weiteren konstatiert 

er, dass Teile der Informationen der TTIP-Gegner „manipulativ“ (ebd.) sind. Die Informationen der 

Kampagnen zielen ihm gemäß darauf, dass uninformierte Bürger ein negatives Moralverständnis 

von TTIP vermittelt bekommen. „Dafür belegen die Kampagnenmanager selektiv ausgewählte Fak-

ten mit Werten und Moralvorstellungen, die auch in liberal-konservativen Lagern als ‚unmoralisch‘ 

gelten“ (Bauer, 2016, S. 4). Auch werde die Debatte von Wirtschafts- und Sozialideologien geprägt, 

„den empirischen Befunden nicht standhalten“ (Bauer, 2016, S. 3). Einen breiteren Fokus richtet 

Leißner (2017, S. 462) auf die Kommunikation von TTIP in deutschen Medien und betrachtet dabei 

das „Konfliktgeschehen“. Sie führt aus, dass die Zeitungen entsprechend ihrer „politischen Ausrich-

tung“ (ebd.) berichten. Sie zeigt in ihrer Untersuchung eine Bipolarität, bestehend aus unterstüt-

zenden Akteuren beziehungsweise Medien auf der einen Seite sowie kritischen und ablehnenden 

Akteuren beziehungsweise Medien auf der anderen Seite.  

Um gewisse Effekte der Anti-TTIP-Kampagnen auf die öffentliche Meinung nachzuvollziehen, wer-

den vielfältige Umfragen durchgeführt. So erstellte der Bundesverband der Deutschen Industrie 

 
98 Gemeint sind hier die drei Studien von 2013, siehe Tabelle 3.   
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eine Übersicht bisheriger Umfragen zu TTIP (Dezember 2013 bis April 2016). Dabei stellt er heraus, 

dass die öffentliche Meinung zunehmend ablehnender gegenüber TTIP wird (BDI, 2016). Ruhrmann 

(2015, S. 982) wirft im Kontext der Berichterstattung über Risiken die grundsätzliche Frage auf, „ob 

Medien sachlich, objektiv und ausgewogen berichten. Wenn Presse, Hörfunk, Fernsehen und Netz 

über drohende Risiken berichten, erzeugt dies stets eine besondere öffentliche Aufmerksamkeit“. 

Dies gelte speziell, wenn Journalisten Risiken in einer Weise diskutierten, als ob die sogenannten 

schlimmsten Fälle schon eingetreten wären. Er betont weiter, dass unsachlich berichtet und die 

Eintrittswahrscheinlichkeit seltener Folgerisiken überschätzt dargestellt wird. Auch werden die Po-

sitionen von Kritikern in der öffentlichen Kommunikation ausführlicher dargestellt als die Positio-

nen von „Entscheidern und Experten“ (ebd., S. 983). Dies erklärt teilweise die erhöhte Präsenz von 

Kritikern in der politischen Öffentlichkeit bei TTIP. Zudem zeigt sich in Untersuchungen, dass bspw. 

Nichtregierungsorganisationen besonders bei Fragen des Freihandels in Deutschland verstärkt auf-

treten und sich erkennbar kritisch gegenüber öffentlichen Stellen zeigen. „Heute sehen die Kritiker, 

neben Umwelt-NGOs und Verbraucherschützern auch Gewerkschaften oder Kulturorganisationen, 

nicht nur die Menschen in Entwicklungsländern, sondern auch im eigenen Land bedroht“ (Kitschelt, 

2017, S. 5). Interessant ist dabei zudem, dass Brunnengräber (2017, S. 10) einen grundlegenden 

Unmut zivilgesellschaftlicher Organisationen hervorhebt. Er nennt stellvertretend den „Arabischen 

Frühling“ von 2010 oder die „Proteste gegen die Einweihung der Europäischen Zentralbank 2015 

in Frankfurt am Main“. In diese Reihe stellt er auch die TTIP-Proteste. Aktuelle Auswertungen schei-

nen zudem den Schluss nahezulegen, dass Nichtregierungsorganisationen „in den vergangenen 

vier Jahren die Deutungshoheit über Freihandelsabkommen gewonnen“ (Bauer, 2017, S. 15) ha-

ben.  

Mit Blick auf diese Entwicklungen kann festgestellt werden: „Im Verlauf des Jahres 2014 explo-

dierte die Berichterstattung in der deutschen Presselandschaft“ (Finkbeiner et al., 2016, S. 21). 

Klodt (2016) argumentiert, dass die EU-Kommission versucht, die Verhandlungen trotz des zuneh-

menden öffentlichen Interesses möglichst „geräuschlos über die Bühne zu bringen“. Seit Anfang 

2014 gerät „TTIP allerdings auf den Radar der NGOs“ (ebd.). Zudem findet 2014 die Wahl des Eu-

ropäisches Parlaments statt (Europäisches Parlament, 2014) und Wahlen sind eine Hochphase der 

politischen Kommunikation bzw. Risikokommunikation. Dies bedeutet, dass auch zivilgesellschaft-

liche Akteure die europäischen Institutionen zur Veröffentlichung von mehr Informationen zu TTIP 

drängen. Die FAZ ruft das Thema TTIP als wichtigstes Thema im Europawahlkampf aus (Bollmann 

& Nienhaus, 2015).99 Zudem scheint der Wahlkampf um das Europaparlament sich formierende 

 
99 Eine grundsätzliche politische Ausrichtung bei TTIP wird von Leißner in ihrer Analyse von Zeitungen her-

ausgestellt. In ihrem Zeitungsvergleich stellt sie heraus, dass sich die taz im Vergleich mit der FAZ und 
SZ „durch eine pointiertere politische Ausrichtung“ (Leißner, 2017, 460) auszeichnet.  
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Protestorganisationen gegen TTIP auf den Plan zu rufen. Diese kritisieren eine gewisse Intranspa-

renz der Verhandlungen sowie die geplante Investitionsschutzklausel und fordern besonders 

strikte soziale wie ökologische und Verbraucherschutzstandards für Europa (Finkbeiner et al., 2016, 

S. 22). „Im Mai 2014, kurz vor der Europawahl, wurde erstmals vermutet, die TTIP-Gegner könnten 

bereits eine neue gemeinsame Bewegung bilden“ (ebd.). Es könnte also angenommen werden, 

dass die anfangs erwähnte Polarisierung in der TTIP-Debatte in Befürworter und Kritiker auch in 

der vorliegenden Arbeit gefunden wird. So könnte der Zusammenschluss von Sozial- und Umwelt-

verbänden sowie Kulturschaffenden und Gewerkschaften gegen „mehrere große deutsche Wirt-

schafts- und Handelsverbände“ (Dorn et al., 2016, S. 41) und die Politik eine gewisse Blockbildung 

implizieren. Dies lässt eine gewisse intendierte Wahrnehmungsbeeinflussung der Rezipienten 

durch die Akteure vermuten, was im Folgenden näher betrachtet wird.  

Da TTIP ein prägnantes Medienthema zu sein scheint und von großen Teilen der Bevölkerung rezi-

piert wird, kann von einer potenziellen Meinungsbildung in der Bevölkerung vor dem Hintergrund 

des Mediendiskurses ausgegangen werden. Diese Meinungsbildung kann mit Umfragen nachvoll-

zogen werden. Somit hängt die öffentliche Kontroverse mit der öffentlichen Meinung zusammen, 

was im Folgenden mit Umfragen gezeigt wird. Insgesamt kann eine zunehmende Ablehnung von 

TTIP in der öffentlichen Meinung anhand von repräsentativen Umfragen im Erhebungszeitraum 

nachgewiesen werden. Das Umfrageinstitut YouGov hat zwischen Februar 2014 und Oktober 2015 

eine Panelbefragung in der deutschen Bevölkerung durchführen lassen. Danach unterstützen im 

Februar 2014 rund 55 % TTIP und 25 % lehnen es ab. Ein Jahr später sind Befürworter und Kritiker 

mit 40 % zu 39 % gleichauf und im Oktober 2015 bilden die Kritiker mit 46 % die Mehrheit gegen-

über den Befürwortern mit 34 % (Wolf, 2015). In der Umfrage wird geschlussfolgert: „Große Mehr-

heiten der Befragten vermuten, dass TTIP den Umwelt- und Verbraucherschutz, die Arbeitnehmer-

rechte und das Datenschutzniveau in Deutschland ‚eher verschlechtern‘ wird“ (ebd.). Weiter im 

Erhebungszeitraum, im Oktober 2016, lehnen in weiteren Umfragen bereits 53 % TTIP ab, lediglich 

20 % unterstützen es. In der Umfrage wird eine weitere Erkenntnis neben der Ablehnung bzw. Un-

terstützung angeführt:  

„[Die] Daten zeigen, dass vor allem diejenigen, die das Thema nicht so stark verfolgen, im-
mer mehr gegen das Freihandelsabkommen sind. […] Es sind […] nicht mehr nur Aktivisten 
oder politisch Interessierte, die TTIP ablehnen. Auch der Normalbürger, der sich wenig mit 
dem Thema beschäftigt, sieht das Freihandelsabkommen dieser Tage kritisch“ (Wichmann, 
2016).  

Ebenso analysiert das Meinungsforschungsinstitut infratest dimap im Mai 2016, dass 79 % der 

deutschen Bevölkerung eine Schwächung des Verbraucherschutzes durch TTIP befürchteten, 83 % 

die nicht öffentlichen Verhandlungen kritisieren und 70 % eher Nachteile durch TTIP erwarten 
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(infratest dimap, 2016). Mit Blick auf die öffentliche Meinung im Erhebungszeitraum zeigt sich, 

dass diese von anfangs mehrheitlich unterstützend über eine ausgeglichene Sichtweise hin zu 

mehrheitlich kritisch gegen Ende des Erhebungszeitraums wechselt. Es ist abzuleiten, dass sich ge-

gen Ende des Erhebungszeitraums die von der Bevölkerung primär wahrgenommene Kritik an TTIP 

in der öffentlichen Meinung widerspiegelt. Ein weiteres Indiz dafür, dass TTIP-kritische Kommuni-

kationsakteure die Bevölkerung beeinflussen, führt Cavazzini an. Cavazzini (2016, S. 93) belegt, 

dass seit Beginn der Verhandlungen „die Widerstandsbewegung“ (ebd.) unterschiedliche Kritik-

punkte aufgegriffen und kampagnenfähig gemacht hat.  

„Die Themenbreite des Abkommens lässt es zu, dass sich verschiedene gesellschaftliche 
Gruppen (wie Künstler_innen, die Ökobewegung oder kirchliche Gruppen) am Widerstand 
beteiligen, während Handelspolitik in den letzten Jahren vor TTIP eher ein Thema war, was 
hoch spezialisierte Wirtschafts-NGOs beschäftigte“ (Cavazzini, 2016, S. 93).  

Diese Erkenntnisse decken sich mit Erkenntnissen der Medienwirkungsforschung von Page, 

Shapiro & Dempsey (1987, S. 37), die belegt, dass Interessengruppen, welche für öffentliche 

Belange eintreten, eher Sympathien in der Bevölkerung erhalten als Interessengruppen mit einge-

schränkterem Bereich. In puncto TTIP sind der Schutz der Arbeitsrechte, der Verbraucherschutz 

oder der Umweltschutz öffentliche Belange. Lupia (1994) bestätigt diese Erkenntnisse und ergänzt, 

dass Personen, welche die Positionen der Industrie kennen, sonst aber wenig Informationen über 

den genauen Sachverhalt haben, sich entgegen den Industriepositionen äußern. Ergänzend unter-

sucht Dür (2015a) die Formbarkeit der öffentlichen Meinung zu TTIP und stellt fest, dass diese mit 

zunehmendem Wissensstand schwerer zu beeinflussen ist.  

„Das bedeutet, dass die Gegner des Abkommens durch ihren frühen Versuch, die öffentli-
che Meinung zu beeinflussen, einen großen Vorteil gewinnen konnten. Negative Argu-
mente scheinen zudem stärker zu wirken als positive, was es den TTIP Befürworter noch 
schwerer machen dürfte, durch eine Kampagne größere Zustimmung zu TTIP zu generie-
ren“ (Dür, 2015).  

Er nennt explizit Greenpeace, die gegen TTIP mobilisieren und belegt, „dass die TTIP-Gegner durch 

ihren frühen Versuch die öffentliche Meinung zu beeinflussen einen großen Vorteil besitzen. So 

erreichen letztere eben auch jene Teile der Bevölkerung besser, die sich nicht von vornherein für 

das Thema interessieren“ (Dür, 2015). Auch Luhmann (2003) stellt die zeitliche Komponente in der 

Risikoanalyse mit der „Zeitbindung“ (S. 59) als ein zentrales Element heraus. Als Zeitbindung beim 

Risiko wird die „Problematisierung der Zukunft“ (ebd. S. 59.) begriffen. Luhmann (2003, S. 62) be-

zeichnet Normen als „Entscheidungsregeln“. Die Norm bildet die Form für die Zeitbindung. „Durch 

eine Norm werden Erwartungen stabilisiert, und zwar auch und gerade für den Fall, daß anders als 

erwartet gehandelt wird. Bei Verstößen gegen die Norm ist nicht falsch erwartet, sondern falsch 
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gehandelt worden“ (ebd.). Dies zeigt, dass die Exekutive mit ihren Entscheidungen gegen die mehr-

heitlichen gesellschaftlichen Normen – Normen wie die gesellschaftlichen Errungenschaften Ver-

braucherschutz oder Demokratie – verstoßen haben könnte. Als Erklärung für den Widerstand der 

Gegner führt Cavazzini (2016, S. 93) an, dass die Konsequenzen für die Bürger durch TTIP recht 

umfassend sind, die EU recht viele Kompetenzen erhält und die USA als mächtiger Handelspartner 

auftreten.100 Neben den breit gefächerten Inhalten von TTIP sind der Handelspartner, die USA, und 

die daraus resultierende entsprechende Haltung der deutschen Bevölkerung gegenüber den USA 

zudem ein wichtiger Faktor für die öffentliche Meinung. Jungherr et al. (2018, S. 237) belegen: 

„One of the strongest drivers of attitudes toward TTIP was attitudes toward the partner of the 

proposed agreement, the USA.“ Die Verbindung aus einer ablehnenden Haltung gegenüber den 

USA als Partner, einer starken öffentlichen Kritik, Normbrüchen und schwach wirkenden unterstüt-

zenden Argumenten könnte dazu geführt haben, dass die öffentliche Meinung im Erhebungszeit-

raum immer kritischer wird.  

4.3 Zwischenresümee 

Auf der Bühne der politischen Öffentlichkeit vollzieht sich der Wettstreit um TTIP. Dabei streben 

die Akteure in die Medien, um ihre Botschaften wirkmächtig zu platzieren. Da sich die Akteure der 

politischen Öffentlichkeit gegenseitig beobachten, dienen die Medien als geeigneter Ort, um das 

Konfliktthema TTIP zu diskutieren.  

Öffentliche „Hegemonie wird […] [grundsätzlich] verstanden als Fähigkeit herrschender 
Gruppen und Klassen, ihre Interessen durchzusetzen, so dass sie von subalternen Grup-
pen und Klassen als Allgemeininteresse angesehen werden und es weitgehend gemein-
same gesellschaftliche Vorstellungen über die Verhältnisse und ihre Entwicklung gibt. In-
sofern erzeugt Hegemonie einen ‚Konsens der Regierten‘“ (Brand, 2005, S. 9).  

Die Exekutive sollte zum Erreichen der öffentlichen Hegemonie dabei Zwang und Konsens ausba-

lancieren (Affolderbach, 2018, S. 126). Durch Gesetze kann sie Zwang ausüben, diese sollten aber 

einen gewissen Konsens in der Öffentlichkeit haben. Ziel der Akteure in der TTIP Kontroverse ist es 

jedoch, die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP in für sie jeweils geeignetster Form und Aussage 

darzustellen (Arenenmodell), um die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu verändern. „Öffent-

lichkeit ist damit gleichzeitig selbst ein Feld, auf dem um Hegemonie gerungen wird“ (Affolderbach, 

2018, S. 119). Die Akteure bei TTIP streben im Gegensatz zur Analyse von Gerhards & Schäfer 

 
100 „Das gilt insbesondere für ISDS: Früher haben hauptsächlich Firmen der Industrienationen andere Staa-

ten verklagt, weil es in vielen Ländern, mit denen Investitionsschutzabkommen geschlossen wurden, 
keine großen, international tätigen Unternehmen gab. Nun besteht wiederum die reale Gefahr, dass 
finanzstarke und findige US-Unternehmen europäische Staaten verklagen. Auch die Themenbreite, wel-
che die Handelspolitik für viele Menschen greifbar macht und in lebensweltliche Realitäten übersetzbar 
ist (siehe bspw. Lebensmittelstandards), hat die öffentliche Debatte angeheizt“ (ebd.). 
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(2006), in der sich die öffentliche Hegemonie als Folge systemischer Imperative und ihres Zusam-

menspiels ergab, aktiv eine öffentliche Hegemonie ihrer Sichtweisen an. Die öffentliche Hegemo-

nie wird daher in der vorliegenden Arbeit als das Ergebnis dieses „Kampf[es]“ (Hetzel, 2017, S. 11) 

der Akteure um die vorherrschende Sichtweise verstanden. So ist bis 2013 die Anwendung von 

Freihandels- und Investitionsabkommen weitestgehend öffentlicher Konsens und damit ist gewis-

sermaßen öffentliche Hegemonie zum Thema Freihandel in Deutschland anzutreffen. Da jedoch 

gesellschaftliche Veränderungen in den Sichtweisen ein Neuverhandeln der öffentlichen Meinung 

erfordern „gilt der Kampf um eine hegemoniale Stabilisierung als der eigentliche Modus der Poli-

tik“ (Nonhoff, 2007, S. 11 f.). In der TTIP Kontroverse wird die öffentliche Hegemonie zum Freihan-

del herausgefordert und neu ausbalanciert.  

Die Beeinflussung von Zukunftsprognosen spielt hierbei eine wichtige Rolle. Die Akteure versu-

chen, die möglichen Effekte von TTIP mit Studien und Prognosen vorherzusagen. Dabei wird sich 

teilweise bedingt geeigneter Modellrechnungen bedient. Ungenauigkeiten werden dabei von Un-

terstützern sowie Kritikern in Kauf genommen. Kritiker selektieren beispielsweise die bekannten 

Fakten und zeichnen ein düsteres Bild der TTIP-Auswirkungen. Das Chlorhuhn ist dabei zu einem 

Symbol aufgestiegen. Die Risikokommunikation sollte hierbei eigentlich vermittelnd auf die Kon-

fliktparteien wirken, was bisherige Untersuchungen allerdings nur ansatzweise zeigen. Zu beobach-

ten ist vielmehr, dass zahlreiche Parteien unterschiedliche Studien zu den wirtschaftspolitischen 

Effekten publizieren und Wirtschaftsverbände und NGOs verstärkt auf den Plan treten.  

Betrachtet man die Risikokommunikation von Freihandelsabkommen bei den Anfängen der Ver-

handlungen, ist ihnen gemein, dass sie tendenziell wirtschaftlich stimulierende Effekte übertreiben 

und soziale Kosten untertreiben. TTIP kann in den ersten Monaten der Verhandlungen als ein Pa-

radebeispiel für solch eine positivistische Darstellung von potenziellen Wirtschaftsleistungen an-

geführt werden. Jedoch relativieren Studien von parteinahen Stiftungen der Opposition im Deut-

schen Bundestag die TTIP-Studien der EU-Kommission und Bundesregierung. Daran anknüpfend 

weist die Risikokommunikation der Akteure grundsätzlich eine Spaltung in Unterstützer und Kriti-

ker auf. Zudem zeigt sich bei der Risikokommunikation wie auch beim Risiko, dass es leichter ist, 

einen größeren Schaden abzuwenden, als für etwas Neues einzutreten. Die konstante Abnahme 

der öffentlichen Unterstützung für TTIP kann hierfür als ein Beleg gesehen werden. Wie Deutungs-

muster die Auswirkungen von TTIP aufgreifen und wie sie charakterisiert sind, wird im folgenden 

Kapitel dargestellt.   
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5 Frame als Deutungsmuster für TTIP-Auswirkungen  

Der Kampf um die Deutungshoheit der potenziellen wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP ist 

Hauptbestandteil dieser Arbeit. Daher ist dieses Kapitel von besonderer Relevanz, weil es die 

Grundlagen für die Deutungsmuster legt. Diese Deutungsmuster ermöglichen es, die unterschied-

lichen Sichtweisen auf die Auswirkungen von TTIP klar zu umreißen. Hierzu werden die verschie-

denen Ansatzpunkte der Frameforschung analysiert und mit Teilen der Systemtheorie zum Risiko 

verknüpft. Dieses Kapitel verbindet die Erkenntnisse des Risikos wie auch die der Risikokommuni-

kation und vereint diese mit konkreten Interpretationsmustern, welche die relevanten Risikofra-

mes darstellen.  

5.1 Ursprünge und Abgrenzung der Frameforschung 

Um ein leichteres Verständnis der Frameforschung zu erlangen, zeichnet der folgende Abschnitt 

die Ursprünge der Frameforschung nach und grenzt diesen Forschungszweig von anderen ab. Be-

reits Ende der 1970er Jahre führt der Soziologe Goffman (1977, S. 21) erste Überlegungen zu In-

terpretationsmustern eines Sachverhalts in Untersuchungen an. „Goffman war damit einer der ers-

ten Wissenschaftler, die versuchten, die Wahrnehmung von Menschen auf eine gewisse Vorstruk-

turierung zurück zu führen“ (Oswald, 2018, S. 28). Er nennt dieses Interpretationsmuster Frame, 

zu Deutsch Rahmen. Dieser Frame beantwortet dem Menschen die Frage nach der Sinnhaftigkeit 

einer Situation. Goffmans Herangehensweise an den Frame als „principle of organization which 

governs events – at least social ones – and our subjective involvement in them“ (1974, S. 11) bildet 

einen Teil der Basis für die Frame-Forschung aus sozialwissenschaftlicher Perspektive. Doch neben 

der Soziologie widmet sich auch die Psychologie diesen Deutungsmustern. Die Ursprünge der 

Frame-Forschung werden in dieser Arbeit auch bei den Psychologen Tversky und Kahnemann ver-

ortet. Im Jahr 1986 überprüfen beide im Rahmen der Rational-Choice-Theorie grundlegende Mo-

dellannahmen und können mit ihrer Ausarbeitung verdeutlichen, dass geringfügige Abweichungen 

in der Darstellung ein und desselben Sachverhalts relevante Veränderungen im Forschungsergeb-

nis zeigen. So zeigen diese Forscher, dass die Art und Weise einer sprachlichen Beschreibung einen 

bemerkenswerten Einfluss auf das Interpretationsergebnis von Probanden haben kann. Auf dieser 

Grundlage wird der Begriff des Frames in der Psychologie deutlich, welcher die unterschiedliche 

Darstellung ein und desselben Sachverhalts aus verschiedenen Perspektiven beschreibt. In den 

1990er Jahren überführt Entman (1993) die Forschung zu den Frames zu einem vollwertigen For-

schungsansatz (Oswald, 2018, S. 28). In den vergangenen Jahren werden zahlreiche Studien über 

die spezifische Sichtweise eines Akteurs auf einen in der politischen Öffentlichkeit diskutierten 

Sachverhalt durchgeführt. Häufig wird dabei als Frame ein Interpretationsmuster verstanden, das 
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in der Kultur verankert ist und von Individuen artikuliert wird (siehe bspw.: Gamson et al., 1992, S. 

384; Entman, 1993; Stocké, 2002; Druckman & Nelson, 2003; Pan & Kosicki, 2003; Chong und 

Druckman, 2007; Matthes & Kohring, 2008; Matthes, 2009; Schöning, Thurner & Binder, 2015).  

Über die Jahre hat sich die Frame-Forschung als eigenständiges Forschungsgebiet etabliert. Sie 

muss daher von vergleichbaren Forschungsfeldern klar abgegrenzt werden, bspw. vom Agenda-

Building. Das Agenda-Building ist die bewusst gesteuerte Herstellung einer medialen Agenda.101 

Würde die vorliegende Arbeit Agenda-Building untersuchen, stünde zwar auch TTIP im Fokus. Je-

doch stünden neben TTIP vielmehr die Wechselwirkungen zwischen der Öffentlichkeit und den 

Medien im Zentrum. In der vorliegenden Arbeit wird daher der Fokus auf einen Teilbereich des 

Agenda-Buildings – das Agenda-Setting, d.h. das Setzen von Themen auf die mediale Agenda – the-

matisiert. Beim Agenda-Setting wird das Thema an sich bzw. ein besonders wichtiger Aspekt des-

sen herausgestellt, über das in den Medien berichtet wird (Zerfaß & Grünberg, 2016, S. 202). Um 

die Begriffe Frame und Framing dabei zu trennen, schlägt Löblich (2014, S. 63) vor, Frames als in-

haltliche Merkmale von Kommunikationsangeboten zu begreifen und Framing als „Prozess und 

Kontextfaktoren der Herstellung“ (ebd.) dieser Angebote. In diesem Zusammenhang wird Framing, 

also der Prozess der Frame-Anwendung, hier als Second-Level-Agenda-Setting gesehen. Beim Fra-

ming wird das Thema in unterschiedlichen Facetten dargestellt, es wird also interpretiert (Neil et 

al., 2016). Der Frame kann beim Rezipienten dadurch die wahrgenommene soziale Wirklichkeit 

konstruieren und steht demzufolge in der Tradition des sozialen Konstruktivismus. Daher wird in 

dieser Arbeit Framing als Erweiterung des Agende-Setting-Ansatzes verstanden.102 Um die Grenzen 

der Frame-Forschung weiter zu ziehen, sollte sie auch von der Biasforschung abgegrenzt werden. 

Die Frame- und Biasforschung befassen sich zwar mit der Interpretation bzw. Bewertung von The-

men in den Medien. Jedoch wird mit Blick auf die Dimensionalität deutlich, dass das Bias-Konzept 

drei Dimensionen (pro, kontra und neutral) nicht überschreitet (Weaver, Huck & Brosius, 2009). 

Die Gründe für die jeweils angeführten Argumente und die Kausalität hinter den Argumenten im 

Bias bleiben unklar. Die Biasforschung befasst sich primär mit der verzerrten Darstellung eines 

Sachverhalts. „Frames sind dagegen mehrdimensional: Sie weisen eine höhere Komplexität auf als 

 
101 „The agenda-building process is part of the journalistic routine of news production. In this daily process, 

news production is two-sided: political actors are one possible source of information, trying to make it 
on the media’s agenda by preparing page-ready content and think like journalists“ (Vonbun-Feldbauer 
& Matthes, 2017, S. 3).  

102 Vor diesem Hintergrund ordnet Scheufele (2003, S. 47) die Frame-Forschung auf der horizontalen Ebene 
zwischen den drei Bereichen: Mediensystem, Bevölkerung und Organisationen ein. Vertikal verortet er 
die Frame-Forschung auf einer diskursiven und kognitiven Ebene. Die Frame-Forschung sucht dabei Ant-
worten auf die Fragen: 

- „How do the news media ‚set the frame in which citizens discuss public events‘ […] and consequently 
‚narrow the available political alternatives ‘? […]  

- How do politicians and advocacy groups actively ‚court‘ the media to polish their images and frame 
debates over public policies […]?“ (Pan & Kosicki, 1993, S. 55).  
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die simple Dichotomie von Pro und Kontra“ (Dahinden, 2006, S. 74). Frames nennen zudem auch 

die Beurteilungskriterien sowie die Argumentationsmuster. Studien zur journalistischen Biasfor-

schung wie die von Cheah (2014) beinhalten Befunde, die Schulz‘ (1989) Ansatz bestätigen. Schulz 

verortet die Biasforschung in der Theorieschule des Objektivismus – im Gegensatz zur Frame-For-

schung, welche „in der Regel dem konstruktivistischen Ansatz zugerechnet“ (Dahinden, 2006, 73) 

werden kann.103 Bonfadelli (2002, S. 143) sagt zum Frameansatz, dass die Gemeinsamkeit im 

Frameansatz darin besteht, „dass damit Strukturen und Muster gemeint bzw. postuliert werden, 

die hinter der wahrgenommenen bzw. sichtbaren Realität stehen“. Marcinkowski (2014, S. 7) cha-

rakterisiert den Frame mit ähnlichen Worten:  

„Ereignisse und Sachverhalte in der Welt sprechen nicht für sich, sie werden von uns zum 
Sprechen gebracht, indem wir sie in einer bestimmten Weise abgrenzen, interpretieren 
und verstehen. Dafür benutzen wir vorgefertigte Deutungsmuster, die es uns erlauben, in-
terpretationsoffene Gegebenheiten mit Bedeutung aufzuladen und die dazu passende 
Handlungsoption zu wählen“.  

Zudem konstatiert er, dass immer mehr als eine Möglichkeit existiert, um Themen zu interpretieren. 

Daher sind die Interpretationsrahmen eines Themas relevant und beeinflussten die soziale Interak-

tion (Marcinkowski, 2014, S. 7). Aktuell lässt sich die Frame-Forschung auf drei Gebiete aufteilen.104 

Für die Forschungsfrage der vorliegenden Arbeit ist der erste Forschungsstrang – die Bedingungen 

der Durchsetzungskraft von Frames – von Relevanz, da die Deutungshoheit von TTIP im Zentrum 

steht, sprich die Frage, welcher Frame dominant ist. Die Akteure ringen dabei mit ihren Frames in der 

öffentlichen Debatte grundsätzlich um die Deutungshoheit (Görke & Rhomberg, 2017, S. 55). Um 

tiefer in die Frameforschung zu blicken, verdeutlicht der folgende Abschnitt die unterschiedlichen 

Ansätze. So soll der bestmögliche Ansatz für diese Arbeit herauskristallisiert werden.  

 
103 Als weiterer Unterschied von Bias- und Frame-Forschung kann die Nähe zur Datengrundlage genannt 

werden. In der Biasforschung, die tendenziell abstrakt vorgenommen wird, bedarf es eigener Hilfskon-
struktionen wie Schlüsselbegriffe, um den Bias aufzuzeigen. Hingegen wird die Erhebung eines Frames 
datennah durchgeführt und die Argumentationsmuster sind, im Vergleich zu dem Biaskonzept, leichter 
nachzuvollziehen.  

104 „Ein Forschungsstrang setzt sich mit den Bedingungen der Durchsetzungskraft von Frames gegenüber 
konkurrierenden Frames auseinander. Ein zweiter Forschungsstrang untersucht vergleichend die ver-
wendeten Argumentationstypen in Abhängigkeit der spezifischen Charakteristika des politischen Sys-
tems. Ein dritter Forschungsstrang beschäftigt sich mit der Frage, wie groß die Freiheitsgrade von Inte-
ressengruppen hinsichtlich der strategischen Auswahl des richtigen Frames tatsächlich sind“ (Ehren-
berg-Silies, 2015, S. 20). 
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5.2 Ansätze der Frame-Forschung  

In diesem Abschnitt werden verschiedene Ansätze der Frame-Forschung dargelegt. Zu Beginn wird 

der wohl traditionellste Ansatz von Entman dargestellt und im Anschluss werden unterschiedliche 

Arten des Frames gezeigt, um die Vielfalt des Forschungsansatzes zu verdeutlichen und den für die 

Untersuchung von TTIP geeigneten aufzuzeigen.  

 Grundlagen des Frames  

Um sich dem Frame weiter zu nähern, wird die wegweisende Studie von Entman (1993) genauer 

betrachtet. Viele Forscher beziehen sich in ihren Ausarbeitungen auf die im Folgenden dargelegte 

Definition des Frames von Entman (Cacciatore, Scheufele & Iyengar, 2016; Matthes, 2009, S. 

355).105 Entman (1993, S. 52) als ein herausragender Frameforscher nennt vier Funktionen eines 

Frames, die indes nicht immer gleichzeitig auftreten müssen:  

„Framing essentially involves selection and salience. To frame is to select some aspects of 
a perceived reality and make them more salient in a communicating text, in such a way as 
to promote a particular problem definition, causal interpretation, moral evaluation, and/or 
treatment recommendation for the item described.”  

Als Frame wird als erste Funktion eine Problemdefinition eines Themas genannt. Themen können 

grundsätzlich aus verschiedenen Perspektiven betrachtet werden und so können unterschiedliche 

Aspekte herausgestellt werden, die jedoch sämtlich auf demselben Thema aufbauen.106 Die zweite 

Funktion nach Entman baut auf der ersten auf und befasst sich mit Ursache und Wirkung, sprich 

der Kausalität. Ist das Problem definiert, kann die Kausalität bspw. im Sinne von Kosten und Nutzen 

bestimmt werden. Gleichzeitig kann festgelegt werden, was der Grund für das Problem ist. Auf 

dieser Basis können Lösungen für das definierte Problem festgestellt werden. Ebenso kann die 

Wahrscheinlichkeit für bestimmte Effekte prognostiziert werden. Als anschauliches Beispiel für 

diese zweite Funktion können unternehmerische Handelsbedarfe angeführt werden. Exportorien-

tierte Unternehmen streben Wachstum auf internationalen Märkten an und Handelsabkommen 

 
105 Entman hat seine Definition des Frames aus dem Jahr 1993 im Jahr 2007 angepasst: „We can define 

framing as the process of culling a few elements of perceived reality and assembling a narrative that 
highlights connections among them to promote a particular interpretation. Fully developed frames typ-
ically perform four functions: problem definition, causal analysis, moral judgement, and remedy pro-
motion“ (Entman 2007, S. 164).  

106 Beispielsweise kann hier das halbvolle oder halbleere Trinkglas angeführt werden. Das Füllungsvolumen 
des Trinkglases ist in beiden Schilderungen identisch. Jedoch erscheint die Schilderung ‚halbvoll‘ positi-
ver als die ‚halbleere‘ Schilderung. 
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zwischen Ländern können dies ermöglichen.107 Als dritte Funktion nennt Entman „moral evalua-

tion“, also die moralische Bewertung. Als vierte Funktion werden „treatment recommendations“ 

genannt, also Handlungsempfehlungen, um das definierte Problem zu lösen. Als erklärendes Bei-

spiel können Handelsabkommen herangezogen werden. Die am Handelsabkommen beteiligten 

Länder sehen als Handlungsempfehlung eventuell den raschen Abschluss des Handelsabkommens 

als erstrebenswert an, während die Drittländer dies ablehnen. Die Handelsempfehlungen können 

unterschiedlich sein, beziehen sich aber auf ein und dasselbe Abkommen. Die öffentliche Darstel-

lung eines Abkommens kann somit sehr vieldimensional ausfallen. Um die Entstehung einer medi-

alen Berichterstattung tiefer zu betrachten, wird im Folgenden der Blick auf die Journalisten als 

Erzeuger des Medienproduktes gelenkt.  

 Journalismus-Frame-Forschung  

Die Journalisten sind der Personenkreis, welcher ein Thema theoretisch in allen seinen Facetten in 

den Medien darstellen kann. Damit haben sie in der öffentlichen Debatte eine herausgehobene 

Stellung und ihr Einfluss sollte nicht unterschätzt werden. „Rein quantitativ betrachtet sind Arbei-

ten zu journalistischen Frames gemessen an anderen Bereichen der Framing-Forschung in der Min-

derheit und die eigentlich notwendigen Interviews mit Journalisten eher die Seltenheit“ (Matthes, 

2014a, S. 20). Journalisten wenden Frames an, um die Aufmerksamkeit des Lesers auf bestimmte 

Themen oder Aspekte eines Themas zu lenken.  

„Framing ist ein journalistischer Entscheidungsprozess, denn die formalen und inhaltlichen 
Framingmechanismen beinhalten Präsentations-, Definitions-, und Interpretationsmuster. 
Diese bilden komplementär eine themen- bzw. objektbezogene Akkumulation zu bestim-
men Berichterstattungsobjekten“ (Badr, 2017, S. 180).  

Cohen (1963) spricht hierbei von einer bevorzugten Art des Lesens der Fakten. Er führt zudem aus, 

dass der Journalist vorzugeben vermag, worüber der Leser nachdenkt. An dieser Stelle sollte daher 

eine eindeutige Abgrenzung zum Gatekeeper-Ansatz gezogen werden. Im Gatekeeper-Ansatz se-

lektieren Journalisten Inhalte und gestalten diese teilweise.  

 
107 Ein Handelsabkommen wie TTIP kann auch aus unterschiedlichen Perspektiven betrachtet werden: Ex-

portorientierte Unternehmen, importorientierte Unternehmen oder unbeteiligte Drittländer haben 
verschiedene Sichtweisen auf das Handelsabkommen. So finden sich rasch drei Sichtweisen auf das-
selbe Thema, welche zu unterschiedlichen Kausalitäten führen können. Während die am Handelsab-
kommen beteiligten Länder eventuell die Vorzüge sehen, wird das Drittland das Handelsabkommen kri-
tisch betrachten – da es mögliche Handelsumlenkungen fürchtet, siehe auch Kapitel Handel dieser Ar-
beit. 
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„In der aktuellen Gatekeeper-Forschung werden nun multiple Faktoren für das Auswahl- 
und Darstellungsverhalten eines Journalisten verantwortlich gemacht, die sowohl dann 
wirksam sein dürften, wenn die in der Medienberichterstattung dargestellten Themenas-
pekte als einzelne Einheiten betrachtet werden als auch dann, wenn man sie sich als Be-
standteile einer übergeordneten Einheit vorstellt“ (Potthoff, 2012, S. 150).  

Der Gatekeeper-Ansatz hat einen engeren Fokus auf die Nachrichtenauswahl. Der Frameansatz 

hingegen fokussiert das hinter der Nachricht liegende Deutungsmuster. Scheufele (2003, S. 105) 

formuliert daher zum journalistischen Frame, dass er auch als „konsistentes System einzelner kog-

nitiver Schemata, Scripts usw. [zu verstehen ist], die sich im redaktionellen Diskurs herausbilden“. 

Beinhalten Frames darüber hinaus für die politische Öffentlichkeit nützliche Sichtweisen, kann sich 

der Frame behaupten und dauert über eine gewisse Zeit an (D’Angelo, 2002, S. 879). Auch Brügge-

mann (2014, S. 61) postuliert die enge Verknüpfung des Frames mit der Journalismusforschung. 

„Journalism is about interpreting the world […] It focuses on communication as a process of making 

sense of the world“ (Brüggemann, 2014, S. 61). Folglich ist die Selektion der Fakten durch einen 

Journalisten eine entscheidende Größe in der Frame-Forschung, da die Faktenauswahl alleine 

schon den anschließenden Medien-Frame beeinflussen kann. Diesem Gedanken geht Potthoff 

(2012) nach. Er sagt: „Einen sehr zentralen Platz nimmt in der Framing-Literatur der Gedanke ein, 

dass die Entstehung von Medien-Frames von journalistischen kognitiven Frames abhängig ist“ 

(Potthoff, 2012, S. 157). Er bezieht sich auf Scheufele (2003, 2006), der diesen Zusammenhang 

untersucht hat. Konsequenterweise würde dies heißen, dass Journalisten bspw. nur über ihnen 

bekannte Themen schreiben. „Dies würde bedeuten, dass die Journalisten nur über solche Ereig-

nisse berichten, die zu ihrem Frame passen. Damit hätten Frames jedoch primär einen Einfluss auf 

die Agenda und nur indirekt einen Einfluss auf die Darstellung eines Themas in einem bestimmten 

Medium“ (Potthoff, 2012, S. 158). Beispielsweise können Journalisten Aspekte von TTIP heraus-

stellen und andere vernachlässigen. Tauchen einzelne Kapitel wie die öffentliche Auftragsvergabe 

nicht auf, wird das Thema ausschnittartig oder geframed und damit selektiv dargestellt. Um den 

Blick nun vom einzelnen Journalisten auf die Medien als Ganzes zu richten und dort Frameeffekte 

nachzuvollziehen, wird im Folgenden die Medien-Frame-Forschung betrachtet.  

 Medien-Frame-Forschung  

Die Summe der individuellen journalistischen Frames kann in den Medien-Frames ein Spiegelbild 

finden. Über die Selektion von Inhalten durch den Journalisten gelangen ausgewählte Themenas-

pekte in die Medien, die den Medien-Frame beeinflussen können. Die unterschiedlichen Bestand-

teile des Frames in den Medien können dabei grundsätzlich in zwei Arten kategorisiert werden. 

Diese beiden Arten orientieren sich in der vorliegenden Arbeit an Matthes (2007, S. 57 ff.) und 

Leonarz (2006, S. 103 ff.). Es soll im Folgenden gezeigt werden, dass Frames auf der einen Seite 
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inhaltlicher Natur sein können sowie auf der anderen Seite formal-stilistisch. Beim inhaltsbezoge-

nen Frame steht erwartungsgemäß der Inhalt im Zentrum.108 Zudem kann ein thematisch übergrei-

fender Frame bspw. ein ganzes Thema wie ‚Wirtschaft‘ umfassen. Er ist dadurch wesentlich breiter 

und kann genereller angewendet werden.109 Hingegen steht beim formal-stilistischen Frame die 

Struktur der Aussage und die Präsentationsform im Mittelpunkt. Schmid-Petri (2012, S. 62) sieht 

zudem als Besonderheit die „Erzählform und deren syntaktische Struktur im Mittelpunkt“.110 Vor 

diesem Hintergrund stellen Raupp und Völker (2014) heraus, dass Frames grundsätzlich keinem 

linearen Prozess folgen müssen. Matthes und Schemer (2012, S. 319) weisen zudem Veränderungs-

prozesse von Frames im Zeitraum nach. Sie belegen in einer Untersuchung, in der sie Frames und 

ihre Effekte über einen Zeitraum hinweg analysieren, dass sich Frames wandeln. Sie konstatieren 

zudem, dass die Meinung von Rezipienten einen Effekt auf die Wirkung des Frames hat. Grundlage 

dieser Sichtweise auf Frames ist, dass es keine eindeutige oder objektive Sichtweise auf ein Thema 

gibt. Beispielsweise werden politische Entscheidungen auf einer komplexen und mehrdimensiona-

len Grundlage getroffen. Daher gibt es häufig unterschiedliche Sichtweisen darauf (Baumgartner 

& Mahoney, 2008).  

Zudem kann sich die öffentliche Definition eines Themas im Kommunikationsprozess wandeln und 

neue oder latente Facetten des Themas können an Bedeutung gewinnen. Auf diese Weise kann ein 

Issue-Framing des Kommunikationsprozesses entstehen, bei dem die Akteure um die Deutungsho-

heit ihrer Sichtweisen im Kommunikationsprozess kämpfen (Dekker, 2017, S. 130). Hierbei können 

die Akteure ihre Schwerpunkte des Themas verschieben und so ihren Frame anpassen. Diese In-

teraktion der Diskursteilnehmer wird von Pan und Kosicki (2001, S. 37) untersucht. Sie sagen: „We 

argue that participating in public deliberation inevitably involves the discursive practices of framing 

an issue, which is not the exclusive province of political elites or media“. Ebenso führen sie aus: 

„Framing an issue is to participate in public deliberation strategically, both for one‘s own sense 

making and for constructing the frames of others“ (ebd., S. 39). Die Wechselbeziehungen zwischen 

den Kommunikationsakteuren und der damit verbundenen Interaktion werden deutlich. Der Pro-

zesscharakter des Frames ermöglicht es zudem, dass die Teilnehmer eines öffentlichen Diskurses 

 
108 Konsequenterweise setzt sich der inhaltsbezogene Frame aus dem themenspezifischen Frame (issue 

specific) sowie dem themenübergreifenden Frame (generic) zusammen. Bei diesem inhaltsbezogenen 
Frame werden Inhalte eines Issues fokussiert. „Es geht darum, was gesagt wird“ (Matthes, 2014a, S. 20). 

109 Matthes (2007, S. 59) nennt als weitere themenübergreifende Frames Konflikt, Verantwortung, Moral 
und Human Interest. 

110 Als Beispiele von formal-stilistischen Frames nennt Gitlin (1980) Polarisierung, Marginalisierung oder 
Trivialisierung. Ebenso kann der formal-stilistische Frame einen Konflikt darstellen, der unabhängig von 
einem Thema sein kann (Semetko & Valkenburg, 2000). Hier könnte ‚Krieg‘ oder ‚Protest‘ diesen Kon-
flikt-Frame bilden. Es fällt an dieser Stelle auf, dass der ‚Konflikt‘ sowohl im inhaltsbezogenen- sowie im 
formal-stilistischen Frame auftaucht. 
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zu einem beliebigen Zeitpunkt ihren Frame hineintragen können und so ihre Botschaften, Sicht-

weisen und Interessen darlegen (ebd., S. 48). Durch das Reagieren der Akteure auf andere Frames 

geht auch Johnston (2002) davon aus, dass Frames dynamisch sind und einem gewissen Wandel 

unterliegen. Matthes (2009, S. 349) untersucht hierfür die Frame-Forschung über einen Zeitraum 

von 15 Jahren und stellt diesen Prozesscharakter von Frames fest. Er sagt, dass jedoch die meisten 

Forscher von statischen Frames ausgehen und sich lediglich 2 % mit inhaltlichen Änderungen im 

Frame befassen. Den meisten Frame-Analysen ist gemein, dass Frames den Rezipienten helfen, 

gedeutete Informationen einzuordnen. Gemein ist vielen Definitionen – bspw. von Tuchman (1978, 

S. 156), de Vreese et al. (2001, S. 108) oder Scheufele (Scheufele, 2006, S. 65) –, dass ein Frame ein 

Interpretations- oder ein Klassifikationsmuster darstellt, welches wahrnehmbare Einzelheiten der 

Realität herausstellt, vernachlässigt oder gänzlich ausblendet. Folglich ist dieses Forschungsfeld 

besonders für Politiker relevant, da sie den Frame einsetzen können, um ihre gesellschaftspoliti-

schen Deutungen an die potenziellen Wähler zu vermitteln. Daher wird im anschließenden Ab-

schnitt der Blick auf die politische Frame-Forschung mit dem Schwerpunkt auf Freihandelsabkom-

men geworfen. 

 Framing von Freihandelsabkommen  

In Bezug auf das Framing von Freihandelsabkommen kann die Darstellung des Abkommens in der 

politischen Öffentlichkeit von entscheidender Relevanz sein. Frames bilden diese „Interpretations-

schemata, die uns erlauben, dem, was wir erleben, Bedeutung zuzuschreiben“ (Wawra, 2018, S. 

111). Diese Interpretationsschemata erleichtern es dem Rezipienten, einen Sachverhalt zu verste-

hen. Der Rezipient muss weniger eigenständige Reflexionskraft in einen Sachverhalt investieren. 

Wawra (2018, S. 111 f.) schlussfolgert daher: „Wenn nicht zusätzliche kognitive Energie aufgewen-

det wird, bewirken Frames, dass das, was nicht ins Schema passt, ignoriert wird.“ Es ist interessant, 

dass bisher in der Kommunikationsforschung zu Freihandelsabkommen sehr wenig diskutiert wird. 

Somit könnte angenommen werden, dass die Risikokommunikation von Freihandels- und Investi-

tionsabkommen in Deutschland die Akteure bisher zufriedengestellt zu haben scheint. Der Blick 

auf die Frameforschung politischer Angelegenheiten wird jedoch von Marcinkowski (2014) weiter-

getrieben. Er formuliert (2014, S. 18):  

„Frames sind strategisch gefärbte Blickwinkel auf politische Themen, die gewisse Informa-
tionen in den Vordergrund rücken und andere außen vorlassen. Jeder öffentliche Diskurs 
ist ein Wettbewerb verschiedener Akteure um den dominanten Frame, und zwar auf Ebene 
der Kommunikatoren, der Medieninhalte und der Bevölkerungsmeinung“.  
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Es wird dabei herausgestellt, dass Akteure nicht nur eine hohe Präsenz ihres Frames anstreben, 

sondern mindestens zwei konkurrierende Frames existieren – „no theme emerges without a coun-

tertheme“ (Callaghan & Schnell, 2005, S. 6; im Original hervorgehoben). In Bezug auf TTIP können 

thematisch die Vorzüge sowie die Nachteile dargestellt werden. So werden bei der Darstellung 

bspw. Kosten bzw. Verluste betont. Um die zu untersuchenden Frames in TTIP an die bestehende 

Forschung leichter anknüpfen zu können, wird das bereits umrissene Freihandelsabkommen KO-

RUS FTA dargestellt. Park (2009) untersucht die verwendeten Deutungsmuster in diesem Freihan-

delsabkommen. Er belegt, dass der Nationalismus bzw. die nationale Souveränität das hervorste-

chende Deutungsmuster sämtlicher Kommunikationsakteure bildet, was einem Masterframe ent-

spricht (S. 452). Darüber hinaus zeigt er, dass eine Polarisierung in Kritiker und Befürworter anzu-

treffen ist. Die beiden Interessenslager werden im Folgenden mit ihren Deutungsmustern der wirt-

schaftspolitischen Effekte des Abkommens dargestellt, beginnend mit den Kritikern.  

Die Deutungsmuster bei KORUS FTA verlaufen recht klar zwischen Akteursgruppen und Argumen-

tationslinien. Die Organisation Anti-Neoliberal Globalization Movement (ANGM) als zentraler Ak-

teur in dieser öffentlichen Debatte argumentiert, dass im Agrarbereich der Wettbewerb mit den 

US-Firmen zu einem Unterbietungswettbewerb bei den Preisen durch das Freihandelsabkommen 

führt (ebd., S. 458). Auch werden durch den Schutz des geistigen Eigentums Medikamente teurer. 

Ebenso gerät die öffentliche Daseinsvorsorge unter Privatisierungsdruck. Dies trifft besonders das 

Gesundheits- und Erziehungswesen oder die Wasser- und Stromversorgung. Auch werden durch 

die „investor-to-state-lawsuits“111 (ebd., S. 458) nationalstaatliche Regeln vom kulturellen- bis zum 

Umweltschutz als Handelshemmnis eingestuft und damit geschwächt. ANGM begründet ebenso, 

dass durch das Freihandelsabkommen bspw. die Filmindustrie und Kulturschaffende geschwächt 

werden. Die Kritiken sind recht umfassend und werden von zahlreichen Akteuren geteilt. Neben 

den zentralen Kritikern beanstanden auch koreanische Politiker die wirtschaftspolitischen Effekte 

des Abkommens. Manche Politiker schließen sich dem Deutungsmuster des Verlusts der Nationa-

lität an und äußern, dass sich Korea den USA als 51. Staat mit dem Abkommen anschließt, also 

seine Souveränität aufgibt. Weitere Kritiker fordern von der Regierung eine größere Beteiligung 

der Zivilgesellschaft, um so die Effekte von KORUS FTA auf die Arbeitnehmerrechte, die öffentli-

chen Versorgungsbetriebe, kulturelle Vielfalt und Lebensmittelsicherheit ermitteln zu können 

(Park, 2009, S. 460 f.). Zudem raten die Kritiker an, dass die Zivilgesellschaft stärker in die Verhand-

lungen einzubinden ist, um Transparenz und Demokratie zu gewährleisten. Zudem stehen protek-

tionistische Vorteile Koreas mit dem Abkommen auf dem Spiel. Hingegen stellen die Deutungsmus-

ter der Befürworter – und hier primär die koreanische Regierung – das Abkommen so dar, dass es 

 
111 Zu Deutsch: Investor-Staat-Streitschlichtungsverfahren. Für weitere Details siehe entsprechende Pas-

sage in Kapitel 1.  
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eine größere Wettbewerbsfähigkeit gegenüber China und Japan ermöglicht. Die Regierung benutzt 

in ihrer Risikokommunikation die Muster „‘national interest‘, ‘competitiveness’, Korea’s rival’, and 

‘Korea’s spirit’“ (Park, 2009, S. 459), um die Gefahren durch andere Staaten zu betonen. Diese wer-

den jedoch nicht tiefergehend von Park dargelegt. Um vor diesem Hintergrund der Frames in KO-

RUS FTA entsprechende Frames in der TTIP-Debatte aufspüren zu können, wird im anschließenden 

Abschnitt erläutert, wie Frames in den Medien identifiziert werden können.  

5.3 Identifikationsmöglichkeiten von Frames  

Die Risikokommunikation des Freihandelsabkommen zwischen Korea und den USA hat gewisse 

Richtungen der Deutungsmuster erkennen lassen, die möglicherweise auch bei TTIP anzutreffen 

sind. Wie die Deutungsmuster der Risikokommunikation von TTIP identifiziert werden können, 

wird im Folgenden erörtert. Hierbei wird Wert auf die unterschiedlichen Ansätze gelegt, da die 

Identifikation der Frames in vielfältigen Studien nicht kritikfrei durchgeführt wird. Denn „in vielen 

Studien bleibt methodisch unklar, wie diese die Bezeichnungen Frame-Analyse und Framing-Ana-

lyse verwenden und in welchen Schritten sie Frames identifizieren“ (Völker, 2017, S. 172). Matthes 

(2009, S. 351) kritisiert bspw. die unkonkreten Definitionen von Frames und schlussfolgert, dass 

vier methodische Schritte bei der Frame-Analyse beachtet werden sollten, um eindeutiger den 

Frame zu identifizieren. Er expliziert:  

„It is crucial to know (a) whether the analysis is text-based or number-based, (b) whether 
frames are determined inductively or deductively, (c) whether coding is manual or com-
puter-assisted, and (d) whether data-reduction techniques are used to reveal frames or 
whole frames are coded as such“ (Matthes, 2009, S. 351).  

Sind diese Schritte geklärt, kann die Frameherleitung konsistent durchgeführt werden. Andere me-

thodische Ansätze untergliedern die Identifikation der Frames in quantitative und qualitative Tech-

niken und führen entsprechende Schritte durch (Scheufele & Scheufele, 2010). Vielen dieser Tech-

niken mangelt es jedoch an intersubjektiver Nachvollziehbarkeit, was in der Literatur vielfältig kri-

tisiert wird. Löblich (2014, S. 64) führt bspw. an, dass ein Vorwurf darin besteht, dass die qualitative 

Frame-Forschung keinen Gütekriterien unterworfen und eine impressionistische Natur anzutreffen 

ist. Viele Frameforscher machten keine oder wenige Angaben zur Frame-Identifikation oder be-

schränkten sich auf Aussagen wie „research began with (…) a long preliminary soak“ (Hall, 2000, S. 

235 f.; Worthington 2001, S. 172; Matthes & Kohring 2004, S. 58: in Löblich, 2014, S. 64 f.). Jedoch 

gilt dieser Vorwand grundsätzlich für die induktiven Vorgehensweisen, da der Forscher – gleichgül-

tig ob er qualitativ oder quantitativ Frames erschließt – die Frames identifizieren muss. Matthes 

und Kohring (2008, S. 263) beschreiben dies als Blackbox, da eine detaillierte Beschreibung der 
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intersubjektiven Frameherleitung ausbleibt. Um dieser Kritik nicht zu erliegen, wird in der vorlie-

genden Arbeit großer Wert auf die Intersubjektive Nachvollziehbarkeit der Frameidentifikation ge-

legt112 und die verschiedenen Frameherleitungsmethoden dargelegt.  

Grundsätzlich können sechs Ansätze identifiziert werden, welche die Identifikation eines Frames 

beschreiben. Die Grundzüge dieser sechs Ansätze werden im Folgenden knapp dargelegt. Die her-

meneutische Identifikation eines Frames, als erster Ansatz, beruht auf einer qualitativen Vorge-

hensweise, die interpretative Methoden anwendet. Die in Medientexten gefundenen Frames wer-

den in einen breiten kulturellen Rahmen gebettet113 (Boni, 2002; Coleman & Dysart, 2005; Downs, 

2002; Haller & Ralph, 2001; Hanson, 1995; Tucker, 1998: in Matthes & Kohring, 2008, S. 259). Der 

zweite Ansatz ist der linguistische: „In linguistic studies, frames are identified by analyzing the se-

lection, placement, and structure of specific words and sentences in a text“ (Matthes und Kohring, 

2008, S. 259). Die zu untersuchende Analyseeinheit ist hierbei nicht der Artikel114,, sondern der 

einzelne Abschnitt. 115 Die Ähnlichkeit zum hermeneutischen Ansatz wird deutlich. Im holistischen 

Ansatz wird eine ganzheitliche Betrachtungsweise eines Themas angewandt. Der Frame wird hier-

bei auf Grundlage einer qualitativen Medienanalyse hergeleitet. Im Anschluss wird er als holisti-

sche Variable händisch erhoben und analysiert (Matthes & Kohring, 2008, S. 260). Die Selektions-

kriterien, die zur Herleitung eines Frames führen, werden meist nicht ausreichend explizit aufge-

führt. Matthes und Kohring (2008, S. 260) sehen bei diesem Ansatz die Herausforderung, dass der 

Wissenschaftler seinen eigenen Frame im Analysematerial sucht und entsprechend finden kann.116 

Um nun die Subjektivität in der Analyse zu reduzieren, soll der Computer-unterstützte Ansatz eine 

Verbesserung bringen. Miller (1997, S. 376) schlägt daher einen quantitativen Prozess der 

Frameherleitung, das sogenannte „frame mapping“, vor. Der Computer unterstützt den Forscher, 

 
112 Der Vorteil beispielsweise der qualitativen Frameherleitung besteht in einer größtmöglichen Offenheit 

den unterschiedlichen Frames gegenüber. Durch diese Offenheit können die Frames in den Medienin-
halten gefunden werden (Semetko & Valkenburg, 2000, S. 94), was ein mögliches Vorgehen darstellt.  

113  „Rooted in the qualitative paradigm, these studies are based on small samples that mirror the discourse 
of an issue or an event. Typically, frames are described in depth and no quantification is provided“ 
(Matthes & Kohring, 2008, S. 259). 

114 In den Abschnitten eines Artikels formen nach Entman (1993) spezifische Wörter einen Frame. In die-
sem Zusammenhang nennt Tankard (2001, S. 99), in Anlehnung an Gamson und Modigliani (1989), das 
‚Media Package‘ als Indikator für einen Frame. Der Mediendiskurs könne als Zusammenstellungen von 
„interpretive packages“ (ebd.) gesehen werden, die einzelnen Themen einen Sinn verleihen. Auf diese 
Weise ließe sich ein Frame anhand seiner gemeinsamen inneren Ordnung auffindbar machen.  

115 Die elf Punkte sind: „1. Headlines and kickers (small headlines over the main headline), 2. Subheads, 3. 
Photographs, 4. Photo captions, 5. Leads (the beginning of news stories), 6. Selection of sources or af-
filiations, 7. Selection of quotes, 8. Pull quotes (quotes that are blown up in size for emphasis), 9. Logos 
(graphic identification of the particular series an article belongs to), 10. Statistics, charts, and graphs., 
11. Concluding statements or paragraphs of articles“ (Tankard, 2001, S. 100).  

116 „This is because the perception and coding of frames strongly depend upon how the researcher per-
ceives the issue. In most studies, there is no criterion for which frames, and how many, are to be found“ 
(Matthes & Kohring, 2008, S. 260).  
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indem ein Suchlauf in den Medientexten den Frame auf Grundlage von gemeinsam verwendeten 

Begriffen aufspürt. Der Unterschied zu den voranstehenden Methoden ist, dass der Computer mit 

den Suchbegriffen gespeist wird. Während des Suchlaufes findet der Computer die möglichen Fra-

mes, indem er zusammenhängende Wörter identifiziert, welche einen Sinnzusammenhang bilden 

sollen (Miller, 1997). Die Kritik an diesem Vorgehen wird von Carragee and Roefs (2004) darin ge-

äußert, dass sie anmerken, dass dieses Vorgehen Themen statt Frames finde.117 Das Grundproblem 

des ersten Schritts, der Identifizierung von Charakteristika, bleibt zudem bestehen, da diese nicht 

von Computern gelöst werden kann. Daher schließt sich der deduktive Ansatz an, der diese Prob-

lematik ausgleichen soll. Die bisher dargelegten Ansätze befassen sich mit dem induktiven Vorge-

hen. Hingegen vertreten manche Forscher den Ansatz, dass Frames auch deduktiv, also auf Grund-

lage von Literatur identifiziert werden können (Matthes & Kohring, 2008, S. 262).118 Doch auch bei 

diesem deduktiven Ansatz, welcher die intersubjektive Nachvollziehbarkeit in hoher Form aufwei-

sen soll, bleibt die Grundproblematik bestehen, dass der zu untersuchende Frame vor der deduk-

tiven Analyse bekannt sein muss.  

Um den grundlegenden Kritikpunkt des Frameansatzes aufzulösen, schlagen Matthes und Kohring 

(2008) vor, dass der Frame aufbauend auf den vier Elementen von Entman erfolgen soll. Auf diese 

Weise sollen die vier in Texten identifizierbaren Elemente eines Frames in geeigneterer Form her-

geleitet werden können. Diese vier Elemente können dabei als Kategorien genutzt werden. Diese 

Kategorien können mithilfe von Variablen operationalisiert werden. Der Vorteil dieses Vorgehens 

besteht darin, dass Frames nicht als komplexe Einheit identifiziert werden, sondern mithilfe von 

Kategorien.119 Treten die Kategorien in einem bestimmten Muster verteilt über verschiedene Texte 

auf, gehen die Forscher von einem Frame aus (Matthes & Kohring, 2004). Als Neuerung und Vorteil 

gegenüber anderen Ansätzen kann festgehalten werden, dass die Nachvollziehbarkeit und Offen-

heit gegenüber Frames groß sind, was die Anzahl und Inhalte des Frames angeht (Löblich, 2014, S. 

 
117 Vielmehr verdeutlichen Matthes und Kohring (2008, S. 261), dass der Mensch verschiedene Bedeutun-

gen ein und desselben Begriffs bei der Herleitung eines Frames berücksichtigen kann, ein Computer 
hingegen nicht. Zudem beschränke sich der Computer unterstützte Ansatz ausschließlich auf digitale 
Texte. 

118 Matthes und Kohring (2008) verweisen auf Ausführungen von Semetko und Valkenburg (2000, S. 100), 
welche die Existenz von fünf Frames postulieren: Konflikt, Human interest, wirtschaftliche Konsequen-
zen, Moral und Verantwortlichkeit. Andere Untersuchungen mit dieser Methode von Igartua, Cheng 
und Muñiz (2005) belegten die Existenz von sechs Frames.  

119 Matthes und Kohring (2002, S. 144) nennen konkret drei Vorteile dieses Ansatzes:  
1. Die Frames lassen sich identifizieren, ohne dass die selektive Problemwahrnehmung eines Forschers 

den Forschungsprozess beeinflusst. So sei sicherer, dass nicht jeder Forscher andere Frames zu ei-
nem Thema herleitet.  

2. Es bestehe zudem die Möglichkeit, dass sich ändernde als auch neue Frames gefunden werden kön-
nen.  

3. Eine Verallgemeinerung des quantitativen Vorgehens ist leichter zu erreichen, da die Fallzahl im 
Vergleich zu qualitativen Stichproben größer sein kann.  
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66). Dahinden (2006) äußert in diesem Zusammenhang, dass durch die Transparenz des Vorgehens 

ein methodischer Fortschritt in der Weiterentwicklung der Frame-Forschung erfolgt ist (S. 125). Er 

kritisiert jedoch grundsätzlich, dass das Problem der intersubjektiv nachvollziehbaren Definition 

eines Frames „nicht abschließend gelöst ist, sondern verlagert wird auf die Definition von empirisch 

beobachtbaren Frame-Elementen“ (2006, S. 124 f.). Zudem herrsche kein intersubjektiver Konsens 

zwischen den Forschern über dieses Vorgehen und es bestehe die Gefahr, dass „bestimmte we-

sentliche Frame-Elemente auf Grund der selektiven Wahrnehmung der Forschenden nicht erhoben 

werden“ (2006, S. 125). Die schwierige Identifikation von Frames bzw. der Frame-Elemente wird 

daher im Folgenden fokussiert. Denn es könnte ein Weg existieren, der einen Teil der Frame-For-

schung auf die zugrunde liegenden Gemeinsamkeiten von Frames bezieht. Dies hat zur Erkenntnis 

von Basis-Frames geführt, die im anschließenden Abschnitt erläutert wird. Sollte eine Grundstruk-

tur von Frames anzutreffen sein, könnte diese für die Identifikation der zugrunde liegenden Deu-

tungsmuster von TTIP herangezogen werden.  

5.4 Basis-Frames als Grundstruktur 

Um die Problematik der Frame-Identifikation weiter anzugehen, befasst sich der folgende Ab-

schnitt mit der Annahme von grundlegenden Strukturen von Frames. Es lässt sich die Annahme 

treffen, dass themenübergreifend vergleichbare oder ähnliche Frames existieren. Unabhängig vom 

Sachverhalt – ob bspw. Humangenomforschung oder Flüchtlingspolitik – können grundlegende 

Frames theoretisch angenommen werden. Eine belastbare Grundlage zum Aufzeigen der Existenz 

von Basis-Frames errichtet Dahinden. Dahinden (2006, S. 105 ff.) führt eine propositionale Meta-

Analyse von Frame-Studien durch, um das Forschungsfeld stärker zu systematisieren. Er identifi-

ziert in den meisten Studien themenübergreifende Frames und arbeitet diese als Basis-Frames her-

aus. Er nimmt diese Basis-Frames als „erstes Resultat der propositionalen Meta-Analyse“ (ebd., S. 

107). Diese Basis-Frames können für die vorliegende Arbeit als Grundstruktur relevant werden. Im 

Folgenden werden diese Basis-Frames daher kurz dargestellt, um ihre innere Logik sowie Struktur 

nachvollziehen zu können.  

Der Basis-Frame Konflikt steht für den „Gegensatz zwischen den partikularistischen Interessen von 

zwei oder mehreren sozialen Gruppen“ (Dahinden, 2006, S. 107). Dabei können Konflikte in vielfäl-

tigen Ausprägungen auftauchen. Als Gemeinsamkeit des Konflikt-Frames wird festgehalten, dass 

die Machtfrage eine zentrale Rolle einnimmt. Mit anderen Worten ist in diesem Frame zentral, 

dass sich verschiedene Konfliktakteure um die Vorherrschaft mit ihren Sichtweisen engagieren 

(ebd.). Da es sich um einen Konflikt handelt, spielt die Stärke der Konfliktparteien in Bezug auf die 
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Unter-Frames eine entscheidende Rolle. Wird die Stärke der Konfliktparteien als gleichverteilt ein-

geschätzt, kann der Unter-Frame Konkurrenz zwischen Gleichen aufgezeigt werden.120 Eine weitere 

Unterteilung in Unter-Frames kann sich an den beteiligten Konfliktparteien orientieren.121 Als zwei-

ten Basis-Frame nennt Dahinden (2006, S. 108) den Wirtschaftlichkeitsframe. Wirtschaftliche The-

men wie Effizienz im Sinne von Kosteneinsparen oder Effektivität im Sinne von Wirksamkeit sind 

Bestandteil dieses Basis-Frames. Dieses Deutungsmuster lässt sich auch dahingehend verstehen, 

dass Wirtschaftlichkeit „für eine bestimmte Handlung ermittelte Beziehung zwischen dem Hand-

lungsergebnis und dem dafür erforderlichen Mitteleinsatz“ (Gabler, 2018d) darstellt. „Der Wert 

des Handlungsergebnisses und des Mitteleinsatzes wird durch die jeweils relevanten Ziele festge-

legt“ (ebd.). Im Basis-Frame Moral wird ein Sachverhalt moralisch, ethisch oder rechtlich betrach-

tet. Universelle Werte stehen im Vordergrund und keine Einzelinteressen – anders als bspw. beim 

Basis-Frame Konflikt. Diese universellen Werte sind teilweise auch „verbindlich kodifiziert“ (Dahin-

den, 2006, S. 108) und in „Verfassungs- und Gesetzestexte“ (ebd.) gegossen.122 Im Basis-Frame 

Fortschritt werden „Themen vor dem Hintergrund des wissenschaftlich-technischen Fortschritts“ 

(Dahinden, 2006, S. 109) dargestellt. Die Entwicklung eines Themas wird meist positiv gedeutet.123 

Der Personalisierungsframe bildet den fünften Basis-Frame. „Das Thema wird aus einer personali-

sierten Perspektive der individuellen Betroffenheit dargestellt“ (Dahinden, 2006, S. 108). „Bei die-

sem Frame stehen weniger abstrakte Bewertungskriterien wie Kollektivinteressen, Wirtschaftlich-

 
120 Sind die Stärkeverhältnisse ungleich, werden die Unter-Frames wie folgt typisiert: „Im Falle einer un-

gleichen Verteilung kann der Konflikt entweder erwartungsgemäß durch die Übermacht des Stärkeren 
entschieden werden, was zu entsprechenden Ohnmachtsgefühlen bei den Unterlegenden führt (Frame 
Ohnmacht […]) oder der Konflikt kann entgegen den Erwartungen durch einen Sieg des Schwächeren 
über den Stärkeren enden (Frame Sieg des Kleinen gegen Große), weil der Schwächere seinen Nachteil 
mit anderen Ressourcen (Bsp. Intelligenz) wettmachen kann“ (Dahinden, 2006, S. 212).  

121 „So treffen sich im Frame Öffentliche Verantwortung die klassischen Konfliktparteien des Staates vs. 
private Interessen (Individuen, wirtschaftliche Organisationen) aufeinander. Der Globalisierungsframe 
als weiterer Unterframe fasst das Aufeinandertreffen unterschiedlicher Kontrahenten „Nationen, sup-
ranationale Verbünde, multinationale Konzerne, NGOs etc.“ (Dahinden, 2006, S. 212) zusammen, die 
auf einer internationalen Ebene agieren. Als weiterer Unter-Frame kann der Konfliktverlauf betrachtet 
werden. Dahinden (2006, S. 212) nennt hier den Skandal, welcher einen „raschen und unerwarteten 
Konfliktverkauf“ beinhaltet.  

122 Konsequenterweise nennt Dahinden (2006, S. 213) als ersten Unter-Frame verfassungsmäßige Grund-
rechte. Als weitere Unter-Frames postuliert er den „Privatbereich im Sinne von individueller Moral im 
Bereich Familie, Straßenverkehr etc.“ (ebd.) und den Wirtschaftsbereich. Ein zusätzlicher moralischer 
Unter-Frame befasse sich mit Umweltethik. In diesem Unter-Frame werden die menschlichen kulturel-
len Einflüsse auf die Natur zusammengefasst. Als weiteren Unter-Frame nennt er Biologische Grundla-
gen von Moral (ebd., S. 214). 

123 Als ein Unter-Frame wird Popularisierung angeführt. Im Popularisierungsframe steht die „Diffusion von 
Information und (wissenschaftlichem) Wissen im Vordergrund (Dahinden, 2006, S. 211). Der weitere 
Unter-Frame ist die Orientierung. Hier wird das Wissen thematisiert, das „im Rahmen von Beratungssi-
tuationen weitergegeben“ (ebd.) wird.   
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keit, Moral oder Fortschritt im Vordergrund“ (Dahinden, 2006, S. 109). Vielmehr werden Einzelper-

sonen herausgestellt. Dahinden führt aus, dass der Einzelfall nicht nur für Individualisierung und 

Emotionalisierung steht, sondern ein typisches Beispiel darstellt.  

Diese fünf Basis-Frames werden mit Risikoaspekten verknüpft, um Risiko-Frames zu erhalten. 

Durch diese Verbindung von Basis-Frames mit Risikoaspekten wird gezeigt, wie kompatibel die Ba-

sis-Frames mit der Risikothematik sind. Dadurch wird auch die Anschlussfähigkeit dieses Konzepts 

herausgestellt.  

 Basis- und Risiko-Frames 

Um die Anschlussfähigkeit der systemtheoretischen Überlegungen zum Risiko an die Frame-The-

matik zu prüfen, werden im Folgenden „fünf alltäglichen Vorstellungsmustern von Laien über Risi-

ken“ (Dahinden, 2006, S. 182) herangezogen. Ziel ist, dass diese Muster die Grundlage für die Ana-

lyse der Risikokommunikation von TTIP legen können. Die fünf Vorstellungsmuster entstammen 

der Risikoforschung von Renn (1989, S. 169 ff.).124 Dahinden (2006, S. 182 ff.) erweitert diese Vor-

stellungsmuster mit empirischen Beispielen, um die Risiko-Frames zu erarbeiten. Diese empiri-

schen Beispiele ermöglichen es, die Parallelen in den Überlegungen zum Risiko und zu den Frames 

einander direkt gegenüberzustellen, da die Beispiele anschaulich und eindeutig in der Begrifflich-

keit sind.125 

Das erste Vorstellungsmuster stellt das Risiko mit einer Metapher aus der Antike dar: Risiko als 

Damoklesschwert. Diese Metapher versinnbildlicht eine drohende Gefahr, die unverzüglich eintre-

ten kann, ohne dass der Zeitpunkt hierfür bekannt ist.126 Dahinden (2006, S. 182) konstatiert dies-

bezüglich: „Der mögliche Schaden ist groß und tritt so schnell ein, dass keine Gegenreaktion mög-

lich ist“. Das Schwert kann plötzlich herunterstürzen und Damokles töten. Jedoch ist der Zeitpunkt 

unbekannt, an dem das Pferdehaar reißt. Der Eintritt des Schadens ist nicht planbar. Das zweite 

 
124 Diese Auswahl von Risikobetrachtungen erfolgt bewusst, da diese Muster für die Risikokommunikation 

in Bezug auf Freihandelsabkommen geeignet erscheinen. Daher werden bspw. die Risikomuster von 
Schicha (2015, S. 275) vernachlässigt, da diese individuellen Risiken betonen und nicht geeignet erschei-
nen, auf die gesellschaftliche Ebene übertragen zu werden. 

125 In der Kommunikation komplexer Sachverhalte verwenden bspw. Mediziner im Wissenstransfer mit den 
Patienten anschauliche Metaphern (Döring et al., 2009) oder es werden „Urbilder unserer Vorstellungs-
muster“ (Sturmer, 2018, S. 8) in der aktuellen Forschung für ein besseres Verständnis komplexer Sach-
verhalte herangezogen. Daher nutzt auch die vorliegende Arbeit Vorstellungsmuster, um komplexe 
Sachverhalte zu veranschaulichen. Die fünf Vorstellungsmuster des Risikos werden im Folgenden dar-
gelegt. 

126 Cicero und Horaz erzählen die Geschichte zur Metapher wie folgt: „Sie [die Geschichte] berichtet von 
einem Höfling des Tyrannen Dionys I. von Syrakus (404-367 v. Chr.) mit Namen Damokles. Damokles 
beneidete den Tyrannen um das Glück, mit allen Gütern der Erde gesegnet zu sein. Dionys erteilte ihm 
eine drastische Lehre. Er überließ Damokles seinen Platz an der fürstlichen Tafel. Aber gleichzeitig ließ 
er ein Schwert an einem Pferdehaar über ihm aufhängen“ (Universal-Lexikon, 2014).  
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Vorstellungsmuster, Risiko als Schicksalsschlag, ist weitestgehend gleichzusetzen mit der Sicht-

weise Risiko als Damoklesschwert. „Der wesentliche Unterschied besteht in der Ursache des Scha-

densereignisses, mit der auch eine unterschiedliche Verantwortungszuschreibung verbunden ist“ 

(Dahinden 2006, S. 182). Das Risiko wird verstanden als Katastrophenfall, der nicht von Menschen 

verursacht wird und ein „unabwendbares Ereignis“ (ebd.) darstellt. Dahinden nennt Umweltkata-

strophen als ein Beispiel. Risiko als Herausforderung für die eigene Kraft als drittes Vorstellungs-

muster ist im Vergleich zu den beiden vorherigen subjektiv kontrollierbar und wird „freiwillig ein-

gegangen“ (ebd., S. 183). „Anreize, sich freiwillig einer Gefahr auszusetzen sind einerseits im intrin-

sisch-emotionalen Bereich (Nervenkitzel, Lust an der Gefahr), andererseits auch im sozialen Be-

reich (Anerkennung bei erfolgreicher Bewältigung des Risikos) zu finden“ (ebd., S. 183). Dahinden 

(2006, S. 183) nennt als Beispiele dieses Vorstellungsmusters Risikosportarten oder Börsenspeku-

lationen sowie fiktive Risiken wie den Konsum von Kriminalromanen. Konsequenterweise spielten 

Individualisierung und Emotionalisierung eine herausgehobene Rolle. Im vierten Vorstellungsmus-

ter, Risiko als Glücksspiel, wird das Risiko ebenso freiwillig eingegangen. Als wichtigen Aspekt in 

diesem Vorstellungsmuster unterstreicht Dahinden (2006, S. 183), „dass beim Glücksspiel der er-

hoffte Gewinn aus der Risikoübernahme nicht im Prozess des Spiels, d. h. im unmittelbaren Erleben 

der riskanten Situation, sondern im Ereignis, d. h. der Auszahlung des Geldbetrags besteht“. Als 

fünftes Vorstellungsmuster wird das Risiko als Frühindikator für schleichende Gefahren benannt. 

Dieses Muster bildet den Gegenpol zum erstgenannten Risiko als Damoklesschwert. Grundlegend 

für dieses Muster ist der Gedanke, dass sich Gefahren schrittweise kumulieren. Eine gewisse Weit-

sicht auf Ereignisse wird in dieser Metapher zugrunde gelegt. Zudem ist die Wahrscheinlichkeit, 

dass die Gefahr auch tatsächlich eintritt, hoch. „Die konkreten Schadenfälle sind keine Großereig-

nisse im Sinne von Katastrophen, sondern viele begrenzte Einzelfälle, die räumlich und zeitlich ge-

trennt auftreten und als Einzelereignisse wahrgenommen werden“ (Dahinden, 2006, S. 183). Eine 

Herausforderung besteht bei der Identifikation dieser Ereignisse, da die Diffusionsmuster des Risi-

kos nicht immer eindeutig sind. Zudem steht die Herausforderung in der trennscharfen Behandlung 

von Ursache und Wirkung der einzelnen Ereignisse. Die Frühwarnfunktion für entsprechende Er-

eignisse wird von Experten übernommen und der Risikoverlauf wird von ihnen antizipiert.  

Die Kritik von Dahinden (2006, S. 185) an diesen fünf Risikomustern von Renn besteht darin, dass 

er die Herleitung der Vorstellungsmuster lediglich bedingt nachvollziehen kann. Renn (1989, S. 169) 

sagt zur Herleitung: „Aufgrund meiner eigenen Untersuchung zur Risikowahrnehmung […] lassen 

sich indirekte Rückschlüsse auf den Gebrauch des Risikobegriffes im Zusammenhang mit techni-

schen Systemen ziehen“. Die Herleitung bleibe daher nicht eindeutig nachvollziehbar, da Renn sie 

nicht klar und nachvollziehbar an einem Sachverhalt belegt. Dieser Grundkritik einer nicht ausrei-

chend nachvollziehbaren Herleitung muss stattgegeben werden. Diese Vorstellungsmuster werden 
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dessen ungeachtet verwendet, da Renn im Rahmen der Risikokommunikationsforschung wichtige 

wissenschaftliche Erkenntnisse beigetragen hat. Seine Forschung hat großen Anteil an dem Wissen 

über das Risiko in der Kommunikation aufgebaut. Daher wird der Expertise von Renn Vertrauen 

geschenkt und seine Vorstellungsmuster werden ungeachtet der Kritik bewusst als Grundlage ge-

nutzt.  

 Herleitung der Risiko-Frames  

Die recht komplexe Herangehensweise an die Risiko-Frames ist notwendig, da die unterschiedli-

chen Aspekte vom TTIP, die systemtheoretischen Überlegungen des Risikos und die Vermittlung 

dieses Konstruktes in den Medien als Einheit aufgezeigt werden müssen. Als einen Schritt auf die-

sem Weg ist die Verbindung der Basis-Frames mit den Risiko-Facetten zu verstehen. Um die An-

schlussfähigkeit der Risiko-Vorstellungsmuster darzustellen, konnektiert sie Dahinden (2006, S. 

184) mit einem entsprechenden Basis-Frame. Das erste Vorstellungsmuster von Renn (1989, S. 169 

ff.), Risiko als Damoklesschwert, „thematisiert kontroverse Risiken, welche dem Basisframe Kon-

flikt: Kontroverse oder im Schadensfall auch dem Basisframe Konflikt: Skandal entsprechen“ (Da-

hinden, 2006, S. 182). Auch lässt sich das Vorstellungsmuster Risiko als Herausforderung in einen 

entsprechenden Risiko-Frame übertragen, da sich deutliche Gemeinsamkeiten mit dem Basis-

Frame Personalisierung zeigen (Dahinden, 2006, S. 183). Im Vorstellungsmuster Risiko als Glücks-

spiel zeigen sich grundlegende Gemeinsamkeiten mit dem Basis-Frame Wirtschaftlichkeit, da der 

wirtschaftliche Gewinn im Vordergrund steht. Als letzter Risiko-Frame wird Risiko als Frühindikator 

für schleichende Gefahren angeführt. Dieser bildet den Gegenpol zum erstgenannten Risiko-Frame 

Risiko als Damoklesschwert, da sich in der schleichenden Gefahr die Herausforderungen langsam 

aufbauen und nicht wie beim Damoklesschwert plötzlich und unvorbereitet eintreten.  

Dahinden (2006, S. 182 ff.) verdeutlicht durch diese Verknüpfungen der Basis-Frames mit den Vor-

stellungsmustern von Renn (1989, S. 169 ff.), dass auf Grundlage der Basis-Frames entsprechende 

Risiko-Frames existieren. Die folgende Tabelle 4 verdichtet diese Überlegungen und nennt in der 

ersten Spalte links den Risiko-Frame und listet in der folgenden Spalte rechts daneben eine ent-

sprechende Beschreibung. Dies wird durch ein konkretes Beispiel in der anschließenden Spalte 

weiter rechts erweitert und mit einer entsprechenden Risikobewertung versehen. Die rechte 

Spalte zeigt den entsprechenden Basis-Frame auf, um hier eine eindeutige Zuordnung zu ermögli-

chen.  
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Tabelle 4: Charakteristika der Risiko-Frames von Dahinden (2006)  

Frame Vorstel-

lungsmuster über 

Risiken 

Beschreibende 

Merkmale 

Empirische Beispiele, 

bei denen dieses Vor-

stellungsmuster häufig 

angewendet wird 

Risikobe-

wertung 

Vergleichbar mit 

Basisframe 

Risiko als Damok-

lesschwert  

Großes Schaden-

saumaß/schneller 

Schadensverlauf 

/unbekannter Ein-

trittszeitpunkt  

Störfälle und Katastro-

phen bei Großtechnolo-

gien 

negativ Konflikt, Unter-

Frame Skandal 

und Kontroverse  

Risiko als Schick-

salsschlag  

Ähnlich wie Risiko 

als Damokles-

schwert, aber Scha-

den nicht mensch-

lich verursacht  

Naturkatastrophen negativ Konflikt, Unter-

Frame Ohnmacht  

Risiko als Heraus-

forderung  

Freiwilligkeit / 

Persönliche Kon-

trollierbarkeit / 

Soziale Anerken-

nung durch Beherr-

schung des Risikos  

Risikosportarten /Visu-

elle Risiken (Kriminalro-

mane, Video- und Com-

puterspiele etc.) 

positiv Personalisierung  

Risiko als Glücks-

spiel 

Ähnlich wie Risiko 

als Herausforde-

rung, aber nicht 

Spielvorgang, son-

dern Ereignis liefert 

die Belohnung  

Glückspiel positiv Wirtschaftlichkeit  

Risiko als schlei-

chende Gefahr  

Schadensfälle sind 

keine Großereig-

nisse (Katastro-

phen), sondern e-

her unspektakuläre 

Einzelfälle (Krank-

heiten, langsamer 

Abbau und Zerfall)  

Langfristige Umweltrisi-

ken (Klimaveränderung, 

Artensterben) und Ge-

sundheitsrisiken (Rau-

chen, Ernährungsrisiken) 

negativ Fortschritt, Unter-

Frame Orientie-

rung  

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Dahinden, 2006, S. 184 

Im Folgenden werden diese grundsätzlichen Überlegungen mit dem systemtheoretischen Risiko 

weiter verbunden. Diese Verbindung oder Anschlussfähigkeit der Risikotheorie an Dahindens Ri-

siko-Frames besteht in mehrfacher Hinsicht: Zum einen in der internen sowie externen Zurechen-

barkeit eines Ereignisses. In der Risikotheorie von Luhmann (2003) wird das Risiko als bewusste 

Entscheidung für einen Sachverhalt dargestellt. Dies findet sich auch bei den Risiko-Frames von 

Dahinden (2006, S. 184) wieder. So bergen eigenständige Entscheidungen wie Glücksspiel oder Ri-

sikosportarten eine interne Zurechenbarkeit und können damit nach Luhmann (2003) auch als Ri-

siko gesehen werden. Bei Dahinden (2006, S. 184) werden Glücksspiel und Risikosportarten in der 
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Risikobewertung positiv gesehen, was auch eine gewisse eigenständige Entscheidungsfreiheit auf-

greift. Mit dieser positiven Risikobewertung ist auch die Freiwilligkeit als weiteres Kriterium beider 

Ansätze verbunden. Sowohl im systemtheoretischen Risiko als auch bei den Risiko-Frames werden 

die freiwilligen Entscheidungen für ein Ereignis herausgestellt. So findet sich genau diese Freiwil-

ligkeit beim Risiko-Frame Risiko als Herausforderung sowohl Risiko als Glückspiel. Die Gemeinsam-

keiten des systemtheoretischen Risikos und den Risiko-Frames werden zudem durch die Kontrol-

lierbarkeit eines Ereignisses herausgestellt. Genau diese individuelle Kontrolle ist für Luhmann 

(2003) sowie Dahinden (2006) relevant. Beide Forscher bewerten die Kontrolle positiv und stellen 

sie als bedeutenden Faktor des Risikos heraus. Neben dem Risiko kann auch die Gefahr in diesem 

Zusammenhang als anschlussfähig gesehen werden. Hier nimmt die Gefahr die komplementären 

Aspekte zum Risiko ein. So ist bei der Gefahr – im Gegensatz zum Risiko – eine externe Zurechen-

barkeit eines Ereignisses zu sehen. Diese systemtheoretischen Überlegungen finden sich auch bei 

Dahinden (2006, S, 184), beispielsweise im Frame Risiko als Damoklesschwert, wieder. Hierbei liegt 

die externe Zurechenbarkeit des Ereignisses, in diesem Falle ein Schaden, bei der Belastbarkeit des 

Pferdehaars an dem das Schwert hängt. Diesen potenziellen externen Schaden greift Dahinden 

(2006, S. 184) in seiner negativen Risikobewertung auf. Zudem stellt er die Unkontrollierbarkeit 

und die Unfreiwilligkeit des Ereignisses für den Höfling heraus – beides wird durch das Schwert des 

Dionys verdeutlicht. Somit verhält sich die Gefahr bei Luhmann (2003) und Dahinden (2006) sehr 

ähnlich und sie ist damit, wie das Risiko, aneinander anschlussfähig.  

Für eine bessere Übersicht dieser Ausführungen verdichtet Tabelle 5 die fünf Risiko-Frames von 

Dahinden und stellt sie dem systemtheoretischen Konzept zum Risiko von Luhmann (1990, 1996, 

2003) gegenüber. In der linken Spalte sind die Risiko-Frames aufgeführt und in der rechten Spalte 

die entsprechenden Sichtweisen der Systemtheorie. Diese Tabelle verdeutlicht die Anschlussfähig-

keit von Risiko-Frames mit Luhmanns Perspektive auf das Risiko. Denn die Zuordnung von freiwillig 

und kontrolliert eingegangenen Situationen spiegeln sich in der Risikoperspektive wider (Risiko als 

Herausforderung für die eigene Kraft und Risiko als Glücksspiel), die unfreiwillig und unkontrollier-

baren Situationen entsprechend in der Gefahrperspektive (Risiko als Damoklesschwert, Risiko als 

Schicksalsschlag, Risiko als Frühindikator für Gefahren).  
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Tabelle 5: Gegenüberstellung der Risiko-Frames und Luhmanns Perspektive auf das Risiko  

Risiko-Frames  Luhmanns Perspektive auf das Risiko  

Risiko als Damokles-

schwert 

Gefahr, Katastrophe zu unbekanntem Zeitpunkt, unkontrollierbar 

Risiko als Schicksalsschlag Gefahr, Katastrophe zu unbekanntem Zeitpunkt, unkontrollierbar  

Risiko als Herausforde-

rung für die eigene Kraft  

Risiko, freiwillig eingegangenes Ereignis, kontrollierbar  

Risiko als Glücksspiel  Risiko, freiwillig eingegangenes Ereignis, kontrollierbar, Hoffnung 

auf Gewinn  

Risiko als Frühindikator 

für Gefahren 

Gefahr, kommutiert sich schrittweise, Katastrophe als Summe der 

einzelnen Ereignisse  

Quelle: eigene Darstellung 

5.5 Befunde und Kritik aktueller Frame-Forschung  

Um die bis hierhin noch sehr abstrakten und wenig greifbaren Risiko-Frames tiefer in den wissen-

schaftlichen Diskurs einzubetten, thematisiert dieser Abschnitt den aktuellen wissenschaftlichen 

Diskurs zum Thema Frame. Dabei ist Folgendes von zentraler Bedeutung: „Frames erleichtern es 

uns, die vielfältigen Stimuli, die unsere Sinnesorgane täglich verarbeiten müssen, effizient zu sor-

tieren in für uns potenziell Bedeutsames und Unwichtiges“ (Wawra, 2018, S. 111). In diesem Kon-

text können Institutionen diese Frames bereitstellen, die andere „Organisationen in ihr Leitbild 

übernehmen, um institutionelle Logiken möglichst optimal zu bedienen“ (Sandhu, 2018, S. 27). Zu-

dem ist die Frameforschung gekennzeichnet durch Aussagen wie „Framing has emerged as one of 

the most popular areas of research for scholars in communication” (Cacciatore, Scheufele & 

Iyengar, 2016, S. 8) oder „Framing ist zweifellos eines der zentralen Schlagwörter der politischen 

Kommunikationsforschung“. Kaum ein anderer Begriff erfreut sich derzeit so großer Beliebtheit 

und sorgt für einen vergleichbaren Fluss von Forschungsarbeiten“ (Matthes, 2014a, S. 17). Jedoch 

verdeutlicht Marcinkowski (2014, S. 18) gleichfalls, dass in der Frame-Forschung kein Konsens über 

die Verwendung des Begriffs Frame herrscht und damit ein Relevanzverlust einhergeht, da sich 

eine gewisse Beliebigkeit in der Forschung eingestellt hat. Ebenso ist die Methodik in der Frame-

Forschung nicht einheitlich und eine gewisse Willkür wahrnehmbar. Matthes (2014a, S. 23) geht 

sogar weiter und sagt:  

„Es werden kaum empirisch prüfbare Aussagen als genuiner Kern einer Framing-Theorie 
formuliert. Die konkrete und spezifische Vorhersagekraft der Framing-Forschung speist 
sich zudem aus anderen Theorien und Ansätzen und ist daher bis dato eher als begrenzt 
einzuschätzen.“  
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Zudem schlussfolgert er, dass Framing ein „flexibles theoretisches Tool“ (ebd.) begründet, „dass 

sich hervorragend eignet, all jene Phänomene im politischen Kommunikationsprozess zu beschrei-

ben, die die Selektion und Salienz von Kommunikationsinhalten und deren Wirkung zum Gegen-

stand haben“ (2014, S. 26). Der Frameansatz sei ein Pflänzchen, das auf allen Böden gut gedeihe. 

Cacciatore, Scheufele und Iyengar (2016, S. 20) fordern überdies die Abschaffung des Begriffs 

Frame: „Media effects research should abandon the general term ‘framing’’ as a catch-all phrase 

for a number of distinct media effects models and replace it with the more precise terminological 

distinction between equivalence and emphasis framing“. Da sich die vorliegende Arbeit nicht pri-

mär mit Effekten durch Frames,127 sondern mit den originären Deutungsmustern an sich befasst, 

trifft ein Großteil der Framekritik nur bedingt zu. Marcinkowski unterstreicht bspw. den Ansatz der 

vorliegenden Arbeit. Er sagt, dass lediglich als „gemeinsamer Nenner“ (Marcinkowski, 2014, S. 19) 

aller Arbeiten zur Frame-Forschung die „Annahme von selektiv konstituierenden Frames“ (ebd.) 

anzutreffen ist. Mit Verweis auf einen Teilbereich der Frame-Forschung, das strategische Framing, 

steht der „Wettbewerb von Kommunikator-Frames“ (Marcinkowski, 2014, S. 19) im Vordergrund 

– also zwei oder mehrere kommunikative Deutungsrahmen eines Sachverhalts ringen um die Vor-

herrschaft in den Medien und damit in der öffentlichen Debatte. Eine Konkurrenz zwischen Frames 

wird ebenfalls von Hellmann, Jens und Kopietz (2015, S. 83) festgestellt.128 Die Debatten sind dabei 

„nicht nur in soziale Situationen eingebettet, sie können diese auch verändern oder neue Kontexte 

schaffen. Diskurse aktivieren dabei auch mentale Frames und können so die Rezeption in inten-

dierte Richtungen lenken“ (Wawra, 2018, S. 111). Vor dem Hintergrund der dargestellten Erklärun-

gen und des Forschungsstands dazu, was einen Frame ausmacht, ihn strukturiert oder charakteri-

siert, wird nun die Definition des Frames für die vorliegende Arbeit vorgenommen.  

  

 
127 Beispielsweise könnte im Fokus stehen, dass Frames eine mögliche Wirkung bei Rezipienten verursa-

chen.   
128 Sie sagen: „Häufig lässt sich ein und dasselbe Problem auf unterschiedliche Arten so beschreiben, dass 

eher ein Verlust oder ein Gewinn im Vordergrund steht“. Somit könnte man vermuten, dass Akteure in 
der öffentlichen Debatte die Wichtigkeit eines Sachverhalts entsprechend heraufsetzen wollen und mit 
konsistenten Informationen ihre Sichtweise kommunikativ stimulieren (Schöning, Thurner & Binder, 
2015, S. 134).  
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5.6 Frame-Definition  

Der Frame wird in der vorliegenden Arbeit verstanden als individuelles thematisches Deutungs-

muster eines politischen Themas. Dieses Deutungsmuster setzt die Interpretationsgrenzen des 

Themas und besteht nicht wie bei Entman (2003) aus vier Kriterien, sondern aus weitestgehend 

zwei (Problemdefinition, Lösungsvorschläge). Dies gründet darin, dass das Ringen um die öffentli-

che Hegemonie im Zentrum dieser Arbeit steht und hier zwei Kriterien genügen, da in der vorlie-

genden Arbeit fokussiert die Interpretationsmuster der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP 

analysiert werden und nicht das gesamte Abkommen. Zudem sind Frames in sich konsistente Ein-

stellungen zu oder Urteile über ein politisches Thema, die von Akteuren in den Medien geäußert 

werden. Durch diese Grenzsetzung sind die Frames zu anderen Sachverhalten trennscharf abzu-

grenzen. Diese Interpretationsmuster werden dabei massenmedial von den am politischen Diskurs 

beteiligten Akteuren in der politischen Öffentlichkeit kommuniziert. Die an dem Thema beteiligten 

Akteure betonen hierbei einzelne Aspekte. So werden dem Publikum129 bestimmte Deutungsmus-

ter vorgegeben. Diese Deutungsmuster haben einen gestaltbaren Kommunikationsinhalt, der ent-

sprechend salient gemacht wird und aus dem Gesamtgefüge herausragt. Dabei verfügen Frames 

über eine einheitliche Aussagenstruktur, gemeinsame fundamentale konsistent Normen, gegen-

seitigen sinnhaften Verweise und grenzen sich somit klar von ihrer Umwelt ab. Gemein ist dem 

Frame zudem, dass er kohärent ist (Kohring & Potthoff, 2014, S. 29 ff.). Dabei ist die Anwendung 

der Frames durch Kommunikationsakteure – Framing – strategische Kommunikation, welche zum 

Abgrenzen, Interpretieren und Lenken der öffentlichen Meinung genutzt werden kann. Diese In-

terpretationsmuster können sich Teile der Bevölkerung zueigen machen und so kann die öffentli-

che Meinung (Marcinkowski, 2014, S. 7) und damit öffentliche Hegemonie mitgestaltet werden.  

Diese Deutungsmuster werden von den am Thema beteiligten Akteuren in den gesamtgesellschaft-

lichen Kontext gesetzt, welcher die wirtschaftspolitischen Beziehungen innerhalb von Gesellschaf-

ten einschließt. Innerhalb dieses gesamtgesellschaftlichen Kontexts beschreiben die Akteure Prob-

lematiken und präsentieren entsprechende Problemlösungsvorschläge innerhalb ihres Deutungs-

musters. Die Akteure in diesem Prozess können die in den Massenmedien genannten Personen, 

Institutionen oder Organisationen sowie die Ersteller der Inhalte der Massenmedien (also die Jour-

nalisten selbst) sein. Akteure können sich auch mit ihren Deutungen oder ebenso grundsätzlich 

aufeinander beziehen. Ferner können sich Frames wandeln, sprich es kann sich der Schwerpunkt 

des Deutungsmusters verschieben oder sogar das Deutungsmuster an sich im Verlauf der öffentli-

chen Debatte ändern.  

 
129 Rezipienten (Konsumenten) der Medieninhalte.  
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5.7 Zwischenresümee   

Die Frame-Forschung hat ihre Ursprünge in der Soziologie sowie der Psychologie. Beim Framing 

deuten und interpretieren die an der öffentlichen Debatte beteiligten Akteure auf unterschiedliche 

Weise einen Sachverhalt. Dabei können sie verschiedene Aspekte betonen, vernachlässigen oder 

negieren. Entscheidend ist, dass unterschiedliche Facetten einer Thematik herausgestellt und an-

dere vernachlässigt werden. Dies macht einen Großteil der kommunikativen Deutungsthematik 

aus. Das mit Abstand vorherrschende öffentliche Deutungsmuster konstituiert die öffentliche He-

gemonie. Bis dahin sind jedoch vielfältige Ebenen zu durchlaufen, denn ein gewisses Framing ist 

neben den Akteuren des öffentlichen Diskurses auch bei den Journalisten sowie den Medien anzu-

treffen. Dies bedeutet, dass Sichtweisen vielfältig beeinflusst werden können.  

Da aktuell keine einheitliche Definition des Frames anzutreffen ist, werden in der vorliegenden 

Arbeit Basis-Frames konsultiert, um grundlegende Gemeinsamkeiten in der Frameforschung auf-

zuspüren. Diese Basis-Frames decken weitgehend alle relevanten gesellschaftspolitischen Bereiche 

ab und sind teilweise detailliert strukturiert. Die Basis-Frames liegen auch für die Risikothematik 

vor und werden daher in der vorliegenden Arbeit mit der Systemtheorie zum Risiko verbunden, um 

ein anschlussfähiges Konzept zu erstellen. Risiko-Frames bilden hierbei eine Deutungsstruktur für 

die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP, welche wirtschaftlich stimulierende Auswirkungen 

durch das Abkommen prognostizieren. Dazu werden die Facetten des wirtschaftspolitischen Nut-

zens für die verschiedenen Bereiche salient herausgestellt. Als entsprechende Gefahren-Frames 

sind die jeweils kritischen Interpretationsmuster der wirtschaftspolitischen Effekte aufgeführt, 

welche die Unternehmen sowie die Bevölkerung schädigend beeinflussen können. Damit von ei-

nem Frame gesprochen werden kann, sollten mindestens zwei Frame-Elemente in den jeweiligen 

zugrundeliegenden Medien anzutreffen sein.  

Mit diesem Konzept wird gezeigt, dass das systemtheoretische Konstrukt des Risikos mit diesen 

Risiko-Basis-Frames kompatibel ist. Aus der entsprechenden Verbindung ergibt sich ein Risiko-Ge-

fahren-Kategoriensystem. Das Kategoriensystem bildet das Gerüst, welches mit den Inhalten der 

wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP in einem nächsten Schritt ergänzt wird. Das Kategoriensys-

tem kann als Skelett betrachtet werden und die wirtschaftspolitischen Effekte als das Fleisch am 

Skelett, welches die TTIP-Ausprägungen charakterisiert. Die Verbalisierung dieser Risiko-Frames 

von TTIP wird im anschließenden Kapitel erläutert.  
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6 Deutungsmuster der öffentlichen TTIP-Kontroverse  

In diesem Kapitel werden die TTIP-spezifischen Frames der öffentlichen Debatte aufgezeigt. Die 

Identifikation dieser Frames erfolgt zum einen deduktiv, da die Risiko-Frames aus dem voranste-

henden Kapitel einen Rahmen setzen. Die TTIP-spezifischen Elemente der wirtschaftspolitischen 

Effekte werden mit einer Inhaltsanalyse aufgezeigt und den Risiko- beziehungsweise Gefahren-Fra-

mes zugeordnet. Erfüllen einzelne Deutungsmuster die Anforderungen der Frames nicht, werden 

sie in einem separaten Frame aufgeführt. Am Ende stehen die TTIP-Frames, welche für die Analyse 

der öffentlichen Debatte verwendet werden.  

6.1 Inhaltsanalyse als Instrument 

Zur Identifikation der TTIP-spezifischen Frames wird die Inhaltsanalyse konsultiert, da sie die in-

haltsbezogenen Deutungsmuster systematisch erfasst. Die Inhaltsanalyse bietet zudem die nötigen 

Freiheiten zur Erschließung des recht unerforschten Feldes der kommunikativen Darstellung von 

Freihandelsabkommen. Gleichzeitig gewährleistet sie eine intersubjektiv nachvollziehbare Syste-

matik und ermöglicht ein deduktives sowie ein induktives Vorgehen. Diese Anforderungen werden 

in der vorliegenden Arbeit als zentrale Kriterien angesehen. Der folgende Abschnitt legt die theo-

retische Grundlage für diese Analyse, um die differenten Bereiche der Forschungsfrage inhaltlich 

darzustellen. Die Inhaltsanalyse wird als zentrale Untersuchungsmethode angenommen, da die 

Forschungsfrage auf Medieninhalte ausgerichtet ist.  

„Die Inhaltsanalyse ist eine empirische Methode zur systematischen, intersubjektiv nach-
vollziehbaren Beschreibung inhaltlicher und formaler Merkmale von Mitteilungen, meist 
mit dem Ziel einer darauf gestützten interpretativen Inferenz auf mitteilungsexterne Sach-
verhalte“ (Früh, 2015, S. 29).  

Diese Analyseform ist naheliegend, da es sich bei der vorliegenden Arbeit thematisch um Risiko-

kommunikation handelt. Die an dem Freihandelsabkommen beteiligten Kommunikationsakteure 

sollen auf ihre Verwendung von Risikoaspekten in der öffentlichen Kommunikation hin untersucht 

werden. Demzufolge ist der Fokus der vorliegenden Arbeit auf die in der politischen Öffentlichkeit 

geäußerten Inhalte der Kommunikationsakteure gerichtet, was eine Inhaltsanalyse als sinnvoll er-

scheinen lässt. Für diese Analyse könnten beispielsweise Studien zu den wirtschaftspolitischen Ef-

fekten von TTIP untersucht werden, da diese Studien bereits Deutungsmuster verdichtet darstel-

len. Nach einer Studienrecherche zu wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP können ausreichend 
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relevante Untersuchungen identifiziert werden. Die Untersuchungen werden anhand der Über-

sicht von Lobby Control130 sowie einem anschließenden Schneeballverfahren zusammengetragen. 

Um in diesen Untersuchungen entsprechende Sichtweisen auf TTIP herauszuarbeiten, werden sie 

mithilfe einer Metaanalyse untersucht.  

6.2 Metaanalyse von TTIP-Studien  

Die systematische Zusammenführung und Bewertung von Studienergebnissen eines Forschungs-

bereichs wird durch die Metaanalyse ermöglicht (Bonfadelli & Meier, 1984, S. 537). Die Zunahme 

von wissenschaftlichen Erkenntnissen in den vergangenen Jahrzehnten steigert den Bedarf an 

Überblicksliteratur, was Metastudien übernehmen können (Eisend, 2014, S. 1). Sie leisten derge-

stalt einen zentralen Beitrag in der Verdichtung von bestehendem Wissen und finden vielfältig An-

wendung (Wang, Min & Han, 2016; Hollands et al., 2016). Prinzipiell erscheint die Metaanalyse für 

die Komprimierung von Informationen über TTIP ein geeignetes Instrument zu sein, um „statisti-

sche Ergebnisse verschiedener Untersuchungen“ (Eisend, 2014, S. 1) zu verbinden und ein ganz-

heitliches Gesamtbild des verfügbaren Wissens eines Gebietes zu erlangen.131 Für die in der vorlie-

genden Arbeit durchgeführte Metastudie werden Arbeiten von Barker, Collett und Workman 

(2013), Felbermayr et al. (2013), Fontagné, Gourdon und Jean (2013), Francois et al. (2013), Ste-

phan (2014), Hilary (2014), Baetens (2015), Poulsen, Bonnitcha und Yacke (2015) zugrunde ge-

legt.132 Jedoch muss in der vorliegenden Arbeit resümiert werden, dass keine umfassende und kri-

tikfreie Metastudie zu den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP durchgeführt werden kann, da 

 
130 Auf ihrer Internetseite (https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_Investment_Partnership, 

[Zugriff 25.05.2016] hat die Organisationen eine Vielzahl an Studien zu TTIP zusammengeführt. Diese 
breite Übersicht wird zur Grundlage genommen, da sie eine Fülle an Studien zusammenführt. Die Stu-
dien auf der Internetseite sind in Pro TTIP und Contra TTIP aufgeteilt, was eine entsprechende Ausrich-
tung der Studienergebnisse impliziert.  

131 „Es handelt sich also um eine quantitative Technik, der Erkenntnisintegration und der Analyse der Ver-
schiedenheit von Untersuchungsergebnissen. Metaanalysen gelten dabei als verlässlicher als qualitative 
Ergebniszusammenfassungen (‚narrativ Reviews‘), da sie weniger subjektiv sind, transparentere Verfah-
ren verwenden und auch eine größere Anzahl von Untersuchungen problemlos gleichzeitig erfassen 
können“ (Eisend, 2014, S. 2). 

132 Es werden Kategorien wie die Erhebungsmethode, Datenbasis, Einkommensveränderungen oder 
Schlussfolgerungen genommen. Die Analyse im Anhang einzusehen.  

https://lobbypedia.de/wiki/Transatlantic_Trade_and_Investment_Partnership
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die Studienergebnisse einer zu starken Varianz unterliegen. Die Aussagekraft ist konsequenter-

weise nicht ausreichend.133; 134 Um die Forschungsfrage allerdings präzise zu beantworten, liefert 

möglicherweise eine qualitative Inhaltsanalyse verschiedener Medien belastbare Aussagen von 

Kommunikationsakteuren. Diesem Ansatz wird im folgenden Abschnitt nachgegangen.  

6.3 Qualitative Frame-Identifikation  

In diesem Abschnitt wird gezeigt, wie mithilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse die Deutungsmus-

ter der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP in Medien aufgespürt werden können. Löblich sagt 

hierzu, dass es „zahlreiche Studien [gibt], in denen Medienframes qualitativ ermittelt werden“ 

(2014, S. 63). Die vorliegende Arbeit schließt sich der Tradition der qualitativen textbasierten Vor-

gehensweise an. Der Grund hierfür besteht darin, dass aktuell nur wenige Studien zu Frame-Ana-

lysen bezüglich Freihandelsabkommen gefunden werden135 und die Datengrundlage demzufolge 

gering ist. Grundsätzlich orientiert sich daher das Vorgehen dieser Arbeit an der qualitativen In-

haltsanalyse. Diese 

„stellt eine Auswertungsmethode dar, die Texte bearbeitet, welche im Rahmen sozialwis-
senschaftlicher Forschungsprojekte in der Datenerhebung anfallen, z.B. […] Zeitungsarti-
kel“ (Mayring & Frenzel, 2014, S. 543). 

Der Vorteil dieser Analysemethode besteht darin, dass „latente Sinngehalte“ (ebd.) erfasst werden 

können. Ebenso verläuft der Aufspürprozess „streng regelgeleitet und damit stark intersubjektiv 

überprüfbar, wobei die inhaltsanalytischen Regeln auf psychologischer und linguistischer Theorie 

alltäglichen Textverständnisses basieren“ (ebd.). Um die TTIP-Frame-Erschließung so nachvollzieh-

bar wie möglich vorzunehmen, wird sie im Folgenden dargelegt.  

 
133 Manche Studien prognostizieren wirtschaftlich stimulierende Effekte (Felbermayr et al., 2013, Fon-

tagné, Gourdon und Jean, 2013, Francois et al., 2013). Beispielsweise führt das Centre for Economic 
Policy Research (Francois et al., 2013) im Auftrag der EU-Kommission geringes Wirtschaftswachstum 
und eine steigende Beschäftigung an und das ifo-Institut im Auftrag der Bertelsmann Stiftung (Felber-
mayr et al., 2013) zeigt mit Modellrechnungen prosperierende Effekte auf Einkommen auf. Andere Stu-
dien kritisieren einen schädlichen Einfluss auf Arbeitsplätze und die Demokratie (Hilary, 2014). Es wird 
somit deutlich, dass ein Vergleich der verwendeten Studien auf Grundlage der Varianz der thematischen 
Schwerpunktsetzung erschwert wird. Zudem ist der Themenfokus der Studien zu Teilen eng und dies 
erschwert die Vergleichbarkeit, da andere Studien einen breiteren Themenfokus aufweisen.  

134 Schneider (2015) hat trotz dieser Herausforderungen eine Metastudie zu wirtschaftlichen Effekten von 
TTIP durchgeführt. Sie fokussiert sich dabei jedoch nur auf wenige Studien mit ähnlicher Datenbasis, 
Modellen und dadurch entsprechenden Ergebnissen. Sie hat sich auf eine Auswahl von vier Studien be-
zogen, die alle „geringe aber positive Auswirkungen auf BIP, Handelsströme und Reallöhne über einen 
Zeitraum von 10 bis 20 Jahren“ (ebd., S. 17) prognostizieren. Es handelt sich bei den vergleichenden 
Studien um Berden et al. (2009), Francois et al. (2013), Felbermayr et al. (2013) und Fontagné, Gourdon 
und Jean (2013).  

135 Lee & Park (2011) und Park (2009).  
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„Der Prozess der Kategorienbildung läuft [dabei] sowohl deduktiv (theoriegeleitet aus der 
Literatur [Risiko-Frames]) als auch induktiv (Empirie geleitet aus eigener Anschauung) ab. 
Nur dadurch ist gewährleistet, dass man einen Gegenstandsbereich vollständig erfassen 
kann“ (Brosius, Haas & Koschel, 2016, S. 169).  

Die Risiko-Frames als Kategorien bilden dabei übersichtliche Analyseaspekte und können trenn-

scharf gefasst werden (Mayring & Frenzel, 2014, S. 544). Die vorliegende Arbeit bedient sich der 

Risiko-Frames von Dahinden (2006, S. 184) als Kategorien und erweitert diese bedarfsgerecht. 

Diese Risiko-Frames können somit als deduktiver Analyserahmen gesehen werden, welcher mit 

spezifischen TTIP-Aussagen befüllt wird.  

Diese TTIP-Aussagen zu wirtschaftspolitischen Effekten werden in den Medien aufgespürt und in 

einem anschließenden Schritt verdichtet, abstrahiert und als Frame-Elemente der Systematik der 

Risiko-Frames zugeordnet. Die vorliegende Arbeit folgt dabei der Annahme von Basis-Frames (Se-

metko & Valkenburg, 2000, S. 96; de Vreese C. H, Peter, J., Semetko, H, 2001, S. 108 f.; Dahinden, 

2006; Klaiber, 2012; Hadler & McKay, 2013).  

 Rahmenbedingungen der Frame-Elemente-Identifikation  

Die Risiko-Frames sollen mit Frame-Elementen geschärft werden, um klare, abgrenzbare Frames 

zu bilden. Dies macht eine induktive Erschließung der Frame-Elemente notwendig, da die Frame-

Elemente von TTIP nicht direkt aus den Risiko-Frames ableitbar sind. Einzig kann sich an den Frames 

in der Risikokommunikation von KORUS FTA orientiert werden, um Anhaltspunkte für die Frame-

Elemente zu erhalten. Im Folgenden wird schrittweise dargelegt, wie mit einem induktiven Vorge-

hen die Frame-Elemente von TTIP identifiziert werden.  

Ausgangspunkt ist die Suche mit dem Begriff TTIP in der Datenbank LexisNexis. Die angezeigten 

Medienerzeugnisse sind Texte aus regionalen und überregionalen Zeitungen und Magazinen sowie 

Onlinemedien und Agenturmeldungen. Als Einstellung der Suche wird sich auf deutschsprachige 

Publikationen bezogen – anderssprachige Erzeugnisse werden exkludiert. Dies ist dahingehend zu 

begründen, dass die in dieser Arbeit untersuchten Kommunikationsakteure vornehmlich in deut-

scher Sprache in Deutschland aktiv sind. Zudem wird die primäre TTIP-Debatte im deutschsprachi-

gen Raum geführt.136  

Der Fokus auf Presseerzeugnisse ist bei einer Frame-Analyse von Vorteil, da in Presseerzeugnissen 

zum einen intensiv berichtet wird und Hintergründe berücksichtigt werden. Zum anderen äußert 

 
136 Cavazzini (2016, S. 93) und Berger et al. (2017, S. 87). 
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sich dort eine Vielzahl unterschiedlicher Experten (Graumann 2002; Merten 1999). „Außerdem er-

höhe die größere Informationsdichte einer (Qualitäts-)Zeitung die Wahrscheinlichkeit, mit relevan-

ten Informationen in Kontakt zu kommen“ (Lauter, 2018, S. 87). In Ergänzung zu der Datenbanksu-

che wird am 4. Januar 2016 eine weitere Onlinesuche durchgeführt, um mehr Erzeugnisse als 

Grundlage für die Analyse heranzuführen und mögliche Einschränkungen wie Unvollständigkeit der 

Erzeugnisse bei LexisNexis zu kompensieren. Bei dieser ergänzenden Suche werden die ersten drei 

Seiten in Google News137 mit dem Suchbegriff TTIP berücksichtigt. Diese Art des Vorgehens ermög-

licht eine breite Streuung über die diversen Medien, um möglichst vielfältige Erzeugnisse zur 

Grundlage heranzuziehen. Grundsätzlich werden sämtliche Medienzeugnisse berücksichtigt (Inter-

views, Nachrichten, Kommentare, Leserbriefe, Agenturmeldungen, Meinungsbeiträge etc.). So fin-

den nahezu alle Arten der Medienberichterstattung theoretisch Eingang in die vorliegende Arbeit. 

Als Untersuchungsraum der Vorstudie werden die Jahre 2013 bis 2015 herangezogen. Dies ist von 

Relevanz, da dergestalt eine mögliche Berichterstattung im Vorfeld des Bekanntwerdens der offi-

ziellen TTIP-Verhandlungen am 17. Juni 2013 aufgenommen wird. Zudem ist dieser Untersuchungs-

zeitraum naheliegend, da er bewusst umfangreich gewählt ist und damit möglichst viele Risiko-

Facetten einfließen können.  

 Zufallsauswahl der Medienerzeugnisse  

In der Datenbank NexisLexis werden die Artikel per Zufallsauswahl selektiert. Eine Übersicht der 

herangezogenen Medienerzeugnisse ist im Anhang beigefügt. Um die Auswahl überschaubar zu 

halten, wird der Erhebungszeitraum in Kalenderjahre geteilt. Beispielsweise werden für das Jahr 

2013 in den Presseerzeugnissen der Datenbank LexisNexis mit dem Suchbegriff TTIP 229 Treffer 

angezeigt. Aus diesen Treffern werden zufällig138 Artikel ausgewählt. Für die Jahre 2014 und 2015 

wird gleich verfahren.  

„Die bewusst sehr weit gehaltene Streuung dieser Texte soll gewährleisten, dass die quali-
tative Inhaltsanalyse ein möglichst vollständiges und detailliertes Bild des öffentlichen Dis-
kurses zeichnet, das u. U. auch Elemente erfasst, die in den quantitativ untersuchten Mas-
senmedien dann nicht mehr erwähnt werden“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 70).  

 
137 http://news.google.de/news [Zugriff 4. Januar 2016].   
138 Die zufällige Auswahl der verwendeten Artikel erfolgt mithilfe eines internetbasierten Zufallsgenera-

tors. Die Grundgesamtheit von 229 wird hier in die Onlinemaske eingegeben und der Zufallsgenerator 
aktiviert. Die ausgegebene Zahl (1-229) wird im Anschluss von oben in der Artikelauflistung abgezählt 
und der entsprechende Artikel zur Grundlage genommen. Der Zufallsgenerator ist verfügbar unter 
www.zufallsgenerator.net (Zufallsgenerator, 2017).  
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Zudem werden Verzerrungen in der Systematik reduziert (Heldt, 2018, S. 56). Die Anzahl der zu 

erwartenden Aussagen bzw. erwartbarer Deutungsmuster zu TTIP ist entsprechend groß. Wie kon-

kret nun aus diesen Presseerzeugnissen die Frame-Elemente hergeleitet werden, wird im Folgen-

den dargestellt.  

 Identifikation der spezifischen Frame-Elemente  

In diesem Abschnitt wird dargelegt, wie die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP in den Presse-

erzeugnissen aufgespürt und letztlich als Frame-Element festgelegt werden. In Anlehnung an Ma-

yring (1995, S. 211 f.) und die zusammenfassende Inhaltsanalyse, die sukzessiv und systematisch 

die differenten wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP erfassen lässt, wird dies vorgenommen. Es 

erfolgt praktisch, indem Aussagen zu wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP aus den Presseer-

zeugnissen herausgenommen, thematisch zusammengeführt und zu Frame-Elementen verdichtet 

werden (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 69). Diesbezüglich muss beim Vorgehen darauf geachtet 

werden, dass der Kontext, in dem die Aussage im Presseerzeugnis steht, beim Übertragen in die 

separate Zusammenstellung erhalten bleibt. Um die einzelnen Prozessschritte der Identifikation 

der Frame-Elemente zu verdeutlichen, visualisiert die folgende Abbildung 4 die Frame-Identifika-

tion in drei Schritten. Im Anschluss werden die einzelnen Schritte näher erläutert.  

Abbildung 4: Prozessschritte zur Herleitung der Frame-Elemente aus den Presseerzeugnissen  

 

Quelle: eigene Darstellung 
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6.3.3.1 Presseerzeugnis als Datengrundlage  

Bei den Aussagen zu wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP in den Presseerzeugnissen werden 

Prognosen, Abschätzungen oder mögliche Auswirkungen von TTIP auf die Volkswirtschaften, Ge-

sellschaft oder Weiteres berücksichtigt. Die Aussagen können Vergleiche, Analogien oder Meta-

phern sein. Die Aussagen „werden [als] nicht formal-syntaktisch definiert, sondern als inhaltlich-

semantisch voneinander unterscheidbare, möglichst trennscharfe Einheiten“ (Gerhards & Schäfer, 

2006, S. 72) aufgenommen. Dies erscheint für die konkreten Inhalte geeignet, da die wirtschafts-

politischen Effekte von TTIP direkt in den Pressetexten auftauchen. Auf diese Weise entsteht keine 

übertriebene Zergliederung in Einzelteile eines Frame-Elements. Die Textnähe, also die möglichst 

identische Übertragung der Aussage einer Textpassage aus dem Medium in die vorliegende Arbeit, 

ist oberstes Ziel. Dies bedeutet konkret, dass Aussagen, die bspw. einen finanziellen Vorteil nach 

Abschluss von TTIP inkludieren, aufgenommen und in ein separates Dokument übertragen werden. 

So wird bspw. die Aussage „Die Kommission beziffert den Mehrwert des Freihandelsabkommens 

für Europa mit 120 Mrd. Euro – für die USA beträgt der Zugewinn lediglich 90 Mrd. Euro“ 

(Presse.com, 12. November 2013) einbezogen. Als weiteres Beispiel der wirtschaftspolitischen Fol-

gen von TTIP sind „[s]chwere Bedenken mit Blick auf Arbeitnehmerrechte und Verbraucherschutz“ 

(Rundschau, 19. September 2014) zu nennen.139 Und auch Aussagen wie „Durch das Freihandels-

abkommen zwischen der EU und den USA (TTIP) könnten in der Europäischen Union (EU) 400 000 

Jobs entstehen, davon bis zu 110.000 in Deutschland“ (Schmidt & Schnettler, 11.11.2013), werden 

berücksichtigt. Andere relevante Aussagen zu Einschätzung befassen sich bspw. mit dem Umwelt- 

und Verbraucherschutz: „Die Gewerkschaften haben Bedenken. Sie alle fürchten ein Absinken von 

Verbraucher- und Umweltschutzstandards“ (Eder & Greive, 5. Oktober 2014).  

Die Vielfalt an Themenfeldern von wirtschaftspolitischen Effekten wird an diesen Beispielen deut-

lich, da sie von wirtschaftspolitischen Zugewinnen über Bedenken bei den Arbeitnehmerrechten 

bis zu Umwelt- und Verbraucherschutzstandards reicht. Eine Übersicht über die für die Frame-Her-

leitung verwendeten Aussagen befindet sich im Anhang. Beim Zusammentragen der wirtschafts-

politischen Effekte werden so viele Presseerzeugnisse herangezogen, bis von einer inhaltlichen Sät-

tigung gesprochen werden kann. Diese Sättigung stellt sich ein, wenn die Aussagen weiterer Pres-

seerzeugnisse keine neuen Erkenntnisse, Aussagen oder Anregungen liefern (Mayring, 2015; 

Schreier, 2014). Auf die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP übertragen bedeutet dies: Wieder-

holen sich Aussagen, z. B. zu Standards, Verbraucherschutz, Umweltschutz oder Schiedsgerichten 

 
139 Ein weiteres Beispiel: „Modellrechnungen des ifo Instituts zeigen zudem, dass mit dem TTIP das reale 

Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland langfristig um etwa fünf Prozent höher sein könnte als der Status 
quo“ (Felbermayr, 27. Februar 2014). 
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und tragen weitere Presseerzeugnisse keine neuen wirtschaftspolitischen Effekte bei, wird von ei-

ner inhaltlichen Sättigung ausgegangen und die Erhebung beendet.  

6.3.3.2 Verdichtung der Aussagen  

Aufbauend auf der Aussagensammlung werden in einem nächsten Schritt die Aussagen zusam-

mengeführt, um Gemeinsamkeiten der wirtschaftspolitischen Effekte in den Aussagen zu bündeln. 

In Anlehnung an die Arbeit von Gerhards und Schäfer (2006, S. 71) ist bei TTIP zu erwarten, dass 

„die Palette der erfassten Aussagen […] sehr breit“ ist. Daher wird „aus diesem heterogenen Ma-

terial […] sukzessive eine systematische Zusammenstellung aller Deutungsmöglichkeiten […] ent-

wickelt“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 71). Es gilt hierbei die „Sinnstrukturen im Diskurs gemäß 

dem Verfahren der ‚zusammenfassenden Inhaltsanalyse‘ möglichst vollständig und detailgenau zu 

erfassen“ (Mayring, 2008: in Teuvsen & Zschache, 2011, S. 6). Aussagen zu demselben Themenfeld, 

bspw. dem Zugewinn an Arbeitsplätzen, werden zu sinnhomogenen Gruppen zusammengefasst. 

Um die sinnhomogenen Gruppen in Aussage-Einheiten zu überführen, werden die Aussagen 

„durch Reduktionsstrategien wie Auslassung, Generalisation, Konstruktion, Integration, Selektion 

und Bündelung“ weiter verdichtet (Mayring, 1994, 52 ff.; 1995, 211 f.: in Gerhards & Schäfer, 2006, 

S. 72). Die Aussage-Einheiten werden dabei „auf recht disaggregiertem Niveau formuliert, um für 

spätere Analysen verschiedene Möglichkeiten der Aggregation zu ermöglichen“ (Gerhards & Schä-

fer, 2006, S. 72). Auf diesem Wege werden 19 Aussage-Einheiten identifiziert. Es wird darauf ge-

achtet, dass die Aussage-Einheiten thematisch konsistent und trennscharf sind und sich nicht the-

matisch überschneiden. 

6.3.3.3 Frame-Element als Teil des Frames  

Die einzelnen Aussage-Einheiten erhalten nun eine eindeutige Bezeichnung. Diese Bezeichnung 

verdichtet die Aussage der Aussage-Einheit in einem Begriff. Dieser wird als Frame-Element be-

zeichnet, da er für die Inhalte der Aussage-Einheit steht und kurz gefasst die Inhalte widerspiegelt. 

Die aggregierten Frame-Elemente werden nun „zusammen mit theoretischen Kategorien zu einem 

standardisierten inhaltsanalytischen Kategoriensystem verdichtet“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 

72 f.). Das standardisierte inhaltsanalytische Kategoriensystem wird in der vorliegenden Arbeit 

durch die Risiko-Frames von Dahinden (2006, S. 184) gebildet, sodass die identifizierten Frame-

Elemente den Risiko-Frames nun zugeordnet werden. Dies wird im Folgenden dargestellt.  
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 Zuordnung der Frame-Elemente zu Frames  

Um ein Frame-Element dem entsprechenden Risiko-Frame treffsicher zuzuordnen, wird die wirt-

schafts- und kommunikationswissenschaftliche Literatur zu den Inhalten des Frame-Elements kon-

sultiert. Es soll herausgearbeitet werden, welche Frame-Elemente welche Effekte in der Vergan-

genheit aus kommunikativer und wirtschaftlicher Sicht gehabt haben, um den Anforderungen der 

Risiko-Frames bestmöglich zu entsprechen. Um im Beispiel der Arbeitsplätze zu bleiben, wird die 

Literatur zu Arbeitsplatzzugewinnen bzw. -potenzialen herangezogen. Diese veranschaulicht, dass 

ein Zuwachs an Arbeitsplätzen Ausdruck eines erstrebenswerten wirtschaftspolitischen Effekts ist 

(Logeay & Horn, 2016). Daher wird hier Arbeitsplatzpotenzial als ein Frame-Element verstanden, 

das wirtschaftliche Erträge bzw. Zugewinne bewirken kann. Konsequenterweise wird es dem Ri-

siko-Frame Risiko als Glücksspiel zugeordnet. Der Risiko-Frame Risiko als Glücksspiel befasst sich 

mit dem möglichen Zugewinn durch TTIP und muss inhaltlich von anderen stimulierenden Effekten 

abgegrenzt werden. Daher dürfen im Risiko-Frame Risiko als Glücksspiel keine Aussagen zu Struk-

turveränderungen enthalten sein, welche durch TTIP bewirkt werden können. An diesem Punkt 

muss die Trennschärfe der verschiedenen wirtschaftspolitischen Effekte berücksichtigt werden. 

Strukturveränderungen, wie bspw. gemeinsame Standards, entsprechen stärker einem fort-

schrittsbezogenen Deutungsmuster und sind daher nicht dem Risiko-Frame Risiko als Glücksspiel 

zuzuordnen.140  

Beispiel Arbeitsplatzpotenzial  

Um den gerade beschriebenen Herleitungsprozess eines Frame-Elements noch konkreter nachzu-

vollziehen, visualisiert die folgende Abbildung 5 die einzelnen Prozessschritte am Frame-Element 

Arbeitsplatzpotenzial.  

Abbildung 5: Herleitung des Frame-Elements Arbeitsplatzpotenzial aus den Presseaussagen  

 

 
Quelle: eigene Darstellung 

 
140 Fortschritt befasst sich prinzipiell mit Veränderungsprozessen und nicht unmittelbar mit einem festen 

Ereignis in der Zukunft – wie der Zugewinn von Arbeitsplätzen (Häbel & Schuppener, 2015). 
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Pressetextpassagen wie durch „TTIP entstehen Arbeitsplätze“ und „gemeinsamer Binnenmarkt er-

höht Arbeitsplatzpotenzial“ werden als wirtschaftspolitische Effekte in den Presseerzeugnissen 

identifiziert, herausgenommen und zusammen als sinnhomogene Gruppe gefasst. Als Aussage-Ein-

heit bietet sich auf dieser Grundlage „TTIP erhöht die Möglichkeiten, mehr Arbeitsplätze zu erhal-

ten“ an. Dies ist eine Abstraktion des zugrunde liegenden Gedankens. Als auf einen Begriff verdich-

tete Bezeichnung für diese Aussage-Einheit bietet sich Arbeitsplatzpotenzial an, da Arbeitsplätze 

geschaffen werden können. Als Bezeichnung für das Frame-Element kann Arbeitsplatzpotenziale 

genommen werden, denn Arbeitsplatzpotenziale zielen auf einen möglichen wirtschaftlichen Zu-

gewinn. Folglich wird dieses Frame-Element dem Risiko-Frame Risiko als Glücksspiel zugeordnet. 

Die übrigen Frame-Elemente u. a. zu Umwelt- und Verbraucherschutz oder Wirtschaftsaktivitäten 

werden in einem identischen Verfahren bearbeitet.  

 Identifikation weiterer Frames  

Das qualitative Vorgehen der Frameerschließung ermöglicht es, neben der Identifizierung der Ri-

siko-Frame-Elemente weitere Frames aufzuspüren, die nicht im Kategoriensystem der Risiko-Fra-

mes enthalten sind. Donati (2006, S. 165) konstatiert hierzu, Definitionen der Realität werden auch 

anhand von Anspielungen oder verschiedenen Bildern durchgeführt. Der Vorteil des qualitativen 

Vorgehens besteht daher darin, diese Definitionen aufzuspüren, um sie in die spätere quantitative 

Analyse einfließen zu lassen. Löblich (2014, S. 67) ergänzt, dass durch das qualitative Vorgehen 

Strategien der Kommunikationsakteure aufgedeckt werden können, mit denen sie Frames als 

falsch bezeichnen oder als richtig darstellen. Dies ist auch ein Grund, warum dieses qualitative Vor-

gehen in der vorliegenden Arbeit herangezogen wird, um weitere relevante Frames aufzuspüren141 

und die Debatte nachvollziehen zu können.  

Als Anschauungsbeispiel für einen zusätzlichen Frame wird die Thematik Transparenz in der vorlie-

genden Arbeit angeführt. Der Begriff Transparenz wird in den Presseerzeugnissen vielfältig und 

auffällig häufig in Verbindung mit TTIP verwandt, stellt jedoch keinen wirtschaftspolitischen Effekt 

dar. Die Herleitung von eigenständigen Frames zur Transparenz scheint relevant zu sein, da die Art 

der Verhandlungsführung einen Einfluss auf das Verhandlungsergebnis und damit die wirtschafts-

politischen Effekte haben kann. Hintergrund für die Verwendung des Begriffs Transparenz ist, dass 

die Verhandlungen vonseiten der EU-Kommission und den USA nicht öffentlich durchgeführt wer-

den. Allerdings werden durch öffentliche Anhörungen von Interessengruppen und einer Veröffent-

lichung einzelner Verhandlungsdokumente (bspw. das EU-Verhandlungsmandat) Informationen 

 
141 Um eine Unterscheidung zwischen Risiko-Frames von Dahinden (2006) und zusätzlich hergeleiteten Fra-

mes zu verdeutlichen, werden die Risiko-Frames von Dahinden (2006) als Risiko-Frames bezeichnet und 
die zusätzlichen Frames als Frames.  
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über mögliche Inhalte von TTIP bekannt. Kritiker fordern eine deutlich größere Transparenz und 

werfen den Verhandlungsführern mangelnde Informationsweitergabe an die Öffentlichkeit vor 

(Kolev & Matthes, 2016, S. 160). Befürworter der Verhandlungen betonen teilweise, dass die TTIP-

Verhandlungen bereits größtmögliche Transparenz aufweisen (Kolev, 2014, S. 18). Die Sichtweisen 

in Bezug auf die Transparenz scheinen gegensätzlich zu sein (ebd.).  

Die Aussagen zu Transparenz werden im Folgenden zusammengetragen. So werden die Aussagen 

„[…] die Verhandlungen hinter verschlossenen Türen stattfinden […]“ (Bonse, 17. Dezember 2013), 

„[…] Verhandlungen zum TTIP bislang ohne Beteiligung des Europäischen Parlamentes und der na-

tionalen Parlamente stattfinden, und natürlich ohne Beteiligung der Öffentlichkeit, also der letzt-

lich Betroffenen […]“ (Böckels, 18. November 2013) oder „[…] dass die Öffentlichkeit über die Kon-

sequenzen des Vertrags im Unklaren gelassen werde […]“ (Spiegel Online, 19. Mai 2014) in einer 

sinnhomogenen Gruppe zusammengeführt. Die Aussagen dieser sinnhomogenen Gruppe werden 

zu einer Aussage-Einheit verdichtet, die Kritik an der mangelnden Transparenz des Verhandlungs-

prozesses betont. Als Frame-Element bietet sich Intransparenz an. Daher wird Intransparenz als 

Frame-Element aufgenommen.  

Da auch Aussagen in den Presseerzeugnissen auftauchen, nach denen die Transparenz in den Ver-

handlungen gegeben ist, wird ein entsprechender Gegen-Frame zu Intransparenz aufgezeigt. Dies 

ist konsistent mit der Literatur zu Frames, welche besagt, dass kein Frame ohne Gegen-Frame in 

den Medien auftaucht. Daher werden die Aussagen „Es gibt meines Wissens weltweit kein anderes 

vergleichbares bilaterales Handelsabkommen, das so transparent und offen verhandelt wird wie 

TTIP“ (Greive, 2. März 2014) oder „[…] unseren Modellvertrag für einen guten Investitionsschutz 

können Sie problemlos nachlesen. Wir haben vor einem Monat auch ins Internet gestellt, was un-

sere Ziele bei den Verhandlungen sind: Kapitel für Kapitel“ (Pinzler & Naß, 8. Mai 2014) herange-

zogen. Diese Aussagen können zu einer sinnhomogenen Gruppe zusammengefasst werden, welche 

die Transparenz der Verhandlungen aufgreift. Die Aussage-Einheit gibt wieder, dass genügend 

Transparenz in den Verhandlungen herrscht. Konsequenterweise kann als Frame-Element der Be-

griff Transparenz gewählt werden.  

6.4 Risiko- und Gefahren-Frames der öffentlichen TTIP-Kontroverse  

Im folgenden Abschnitt werden die induktiv hergeleiteten Frame-Elemente mit den deduktiv ab-

geleiteten Risiko-Frames verbunden. Um eine rasche Übersicht der Frames aus der Debatte zu er-

langen, werden diese in der folgenden Tabelle 6 dargestellt.142 Auf der linken Spalte der Tabelle 6 

 
142 Für die vorliegende Arbeit sind die Frames im Sinne von Löblich (2014) behandelt. Sie sagt, dass Kate-

goriensysteme nicht einfach von einer Studie auf eine andere übertragen werden können, vielmehr 
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sind die Frames aufgeführt, welche TTIP aus der Akteursperspektive als Risiko betrachten. Auf der 

rechten Spalte sind die Frames aufgeführt, welche TTIP aus der Akteursperspektive als Gefahr dar-

stellen.143 Der Risiko-Frame Risiko als Glücksspiel wird in Wirtschaftlicher Ertrag umbenannt, da die 

Gemeinsamkeiten mit dem Basis-Frame Wirtschaftlichkeit bezüglich TTIP so stärker betont wer-

den.  

Tabelle 6: Übersicht der Risiko- und Gefahren-Frames von TTIP  

Risiko Gefahr  

Wirtschaftlicher Ertrag   Risiko als Damoklesschwert 

Fortschritt Risiko als schleichende Gefahr 

Stärkung durch ISDS Schwächung durch ISDS  

Transparenz  Intransparenz 

Quelle: eigene Darstellung 

Wie sich diese Frames konkret herleiten, wird im Folgenden dargestellt. Hierzu werden erst die 

Risiko-Frames identifiziert und im Anschluss die Gefahren-Frames. Das Vorgehen zur Frame-Iden-

tifikation ist dabei konsistent zum oben aufgeführten Herleiten des Beispiels Arbeitsmarktpoten-

zial.  

 Risiko-Frames von TTIP  

Aufbauend auf Tabelle 6 zeigt die folgende Abbildung 6 die Risiko-Frames mit ihren jeweiligen 

Frame-Elementen. Im Anschluss daran werden die einzelnen Risiko-Frames in ihrer Herleitung dar-

gelegt.    

 
müsse die Systematiken an die jeweilige individuelle Fragestellung angepasst werden. Konsequenter-
weise wurde der Risiko-Frame Personalisierung durch den Basis-Frame ersetzt, da keine individuelle 
Betroffenheit in den Presseerzeugnissen festzustellen ist. Ebenso wurde der Risiko-Frame Schicksals-
schlag in der vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigt, da TTIP von Menschen gemacht ist und keine 
Naturgewalt darstellt.  

143 Hierbei soll keine Wertung von positiv oder negativ vorgenommen werden. Viemehr sollen die Perspek-
tiven der Akteure auf die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP im Sinne des Risiko-Gefahren-Konzepts 
zusammengeführt werden.  



6 Deutungsmuster der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

118 

Abbildung 6: Risiko-Frames von TTIP mit ihren Frame-Elementen  

 

Quelle: eigene Darstellung 

Um die Herleitung dieser Frame-Elemente in ihrem jeweiligen Frame schrittweise nachzuvollzie-

hen, werden sie im Folgenden einzeln aufgeführt. Die Darstellung der Frames erfolgt nach dem 

Muster, dass der Frame grob in seiner Risiko-Ausrichtung umrissen wird und anschließend die Aus-

sagen der Presseerzeugnisse das Frame-Element konstituieren – die konstituierenden Aussagen 

sind aus Gründen der leichteren Lesbarkeit in den Fußnoten aufgeführt. Um die getroffene Zuord-

nung der Frame-Elemente mit aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen zu fundieren, werden 

die Frame-Elemente anschließend mit wirtschafts- und kommunikationswissenschaftlicher Litera-

tur charakterisiert.  

6.4.1.1 Wirtschaftlicher Ertrag  

Der Risiko-Frame Wirtschaftlicher Ertrag bewertet das Risiko grundsätzlich positiv, da es freiwillig 

und kontrolliert eingegangen wird. Im Zentrum der Überlegung steht im Endergebnis der wirt-

schaftliche Zugewinn für die Volkswirtschaften. Hierfür setzt sich dieser Frame aus zwei Frame-

Elementen zusammen: Arbeitsplatzpotenzial und Wirtschaftswachstum.  

Arbeitsmarktpotenzial: Dieses Frame-Element charakterisiert, dass durch TTIP ein Potenzial an 

neuen Arbeitsplätzen entsteht. Diese möglichen Arbeitsplätze entstehen auf beiden Seiten des At-

lantiks und sind ein stimulierender wirtschaftspolitischer Effekt.144  

 
144 „Millionen neuer Arbeitsplätze“ (Aachener Nachrichten, 9. Juli 2013) werden in Aussicht gestellt. Insge-

samt werden zwischen circa 400.000 und rund zwei Millionen neuer Arbeitsplätze prognostiziert. In 
Deutschland könnten alleine circa 100.000 neue Arbeitsplätze entstehen (dpa, 11. November 2013). 
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Wirtschaftswachstum: In diesem Frame-Element werden mit einem erfolgreich abgeschlossenen 

TTIP mit Blick auf die Konjunktur stützende Wachstumsimpulse angenommen. Die Höhe des Wirt-

schaftswachstums ist dabei nicht entscheidend, sondern vielmehr die Tatsache, dass von TTIP ein 

wirtschaftspolitisch stimulierender Impuls ausgeht, der eine Hochkonjunktur begünstigt.145  

Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Dabei zeigt sich: Den Sichtweisen auf die wirtschaftspolitischen Effekte 

durch TTIP ist gemein, dass sie sich auf wirtschaftliche Ereignisse – im Sinne von finanziellen Ge-

winnen – beziehen. Konsequenterweise inkludiert der Risiko-Frame die volkswirtschaftliche Be-

trachtung der Arbeitsmarktpotenziale und des Wirtschaftswachstums. Der Arbeitsmarkt und die 

Konjunktur bilden dabei zentrale Bereiche einer Volkswirtschaft, da sich Zugewinne gesamtwirt-

schaftlich für die Bevölkerung in mehr Arbeitsplätzen widerspiegeln können (Vöpel, 2015). Ebenso 

profitieren viele in einer Volkswirtschaft durch mehr Wirtschaftswachstum, indem mehr Investiti-

onen durchgeführt werden können, um den weiteren Profit zu steigern und Menschen Arbeits-

plätze bieten zu können. Aktuelle Forschung erkennt den Zusammenhang zwischen Wirtschafts-

wachstum und Arbeitsplatzaufbau an, dieser Effekt wird jedoch schwächer (Klinger & Weber, 2014, 

S. 758).146 Besonders in Lokalzeitungen zeigt sich zudem, dass die Wirtschaftsberichterstattung den 

Interessen der Unternehmen und Verbänden folgt (Keldenich, 2019, S. 35, 39 ff.) und sich die Be-

richterstattung entsprechend an diesen wirtschaftspolitischen Interessen orientiert. Teilweise wird 

zudem den Journalisten vorgeworfen, dass sie eine „zu große Nähe zu liberalen Ökonomen“ 

(Brandstetter, 2017, S. 252) hätten. Auf dieser Grundlage können die beiden Frame-Elemente als 

grundsätzlich wirtschaftlich stimulierend angesehen werden, da sich Wirtschaftsinteressen an 

Wachstum und arbeitsmarktstimulierenden Aspekten orientieren können (Mast & Spachmann, 

2017, S. 55).  

6.4.1.2 Fortschritt  

Der Frame Fortschritt ist den Basis-Frames von Dahinden (2006, S. 108 f.) entnommen, da der ent-

sprechende Risiko-Frame Personalisierung in den Medienaussagen zu TTIP nicht aufgespürt 

 
145 „In der EU rechnet man mit einer jährlichen Steigerung von 160 Milliarden US-Dollar“ (dpa, 11. Novem-

ber 2013). Die Annahmen bewegen sich insgesamt zwischen einem halben und knapp 1 % Wirtschafts-
wachstum, zusätzlich zur erwarteten Konjunktur (Aachener Nachrichten, 9. Juli 2013 und Hamburger 
Abendblatt, 9. Juli 2013). Es wird zudem auf frühere Handelsabkommen verwiesen, wie bspw. das vor 
wenigen Jahren zwischen der EU und Südkorea abgeschlossene und in Kraft getretene Abkommen. Der 
Vergleich mit dem EU-Korea-Abkommen soll die Aussichten auf den erwarteten wirtschaftlichen Ertrag 
verdeutlichen (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27. März 2015). 

146 So spiegelt teilweise die Erwerbsarbeit, die Erwerbsquote und die Arbeitslosigkeit die Entwicklung der 
Wirtschaft wider (Jäggi, 2016, S. 2). Ökonometrische Schätzungen legen zudem nahe, „dass die Investi-
tionswahrscheinlichkeit im Mittelstand […] positiv von der Umsatzrendite, der Eigenkapitalausstattung 
und der vorherigen Beschäftigungsentwicklung beeinflusst wird“ (Alm & Meurers, 2015, S. 31). 
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wird.147 Daher ersetzt Fortschritt Personalisierung. Zudem kann Fortschritt nach Dahinden (2006, 

S. 109) erreicht werden, indem eine optimalere Nutzung von Ressourcen ermöglicht wird und eine 

Methodik Anwendung findet, die bspw. ungewünschte Effekte reduziert. Bei TTIP erweist sich die-

ses Deutungsmuster daher als zielführend, da z. B. Standards die vorhandenen wirtschaftlichen 

Ressourcen besser ausnutzen können und so der Wohlstand gemehrt werden kann (Becker & Lip-

pert, 2020).  

Standardetablierung: Dieses Frame-Element umschreibt die optimierte Nutzung von Ressourcen 

durch gemeinsame Standards. Die höchste Form der Kooperation – die Harmonisierung – drückt 

sich zudem in diesem Frame-Element aus. Das Ziel der Standardetablierung ist es zudem, dass die 

Standards nicht gesenkt werden, sondern dass sich alle Akteure auf einen hohen Standard einigen. 

Durch die gemeinsamen Standards sollen die Volkswirtschaften bei der Produktion und Koopera-

tion enger zusammenrücken, um effizient wirtschaften zu können. Standards existieren in allen 

Wirtschaftsbereichen.148  

Sicherheitssteigerung: Zwar leben wir in Europa und Nordamerika seit vielen Jahren in Frieden, dies 

ist aber keine Selbstverständlichkeit. Das Netz aus „Freihandel und Kooperation“ (Gießmann & 

Rinke, 2019, S. 19), das durch den sich ständig erweiterten Welthandel geschaffen wurde, hat hie-

ran einen nicht unerheblichen Anteil. Konsequenterweise legt dieses Frame-Element diese Sicht-

weise auf TTIP als eine Steigerung der Sicherheit dar.149 

 
147 Der Risiko-Frame nach Renn (1989) beinhaltet Personalisierung. In den untersuchten Presseerzeugnis-

sen werden die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP lediglich abstrahiert und als Durchschnittswert 
mit Bezug auf Einzelpersonen genannt. So beschreibt bspw. die Studie von Francois, et al. (2013) die 
entsprechenden Effekte über zehn Jahre auf Haushalte in Form von Mehreinnahmen. Es werden aber 
keine direkten Effekte auf Einzelpersonen oder Individuen genannt. Eine Untersuchung der TTIP-Kom-
munikation vor dem Hintergrund des deliberativen Öffentlichkeitsmodells belegt dies: personalisierte 
Aspekte seien lediglich „stark eingeschränkt“ anzutreffen (Leißner, 2017, S. 463). 

148 Es soll kein „Unterbietungswettbewerb“ (EurAktiv, 28. August 2014) stattfindet. Vielmehr wird der re-
gulative Ansatz der EU nicht verändert, sondern er wird kompatibler gemacht, „um unnötige Dopplun-
gen und Tests [von Handelsprodukten] zu vermeiden“ (Aachener Nachrichten, 9. Juli 2013). Zudem kann 
diese Angleichung „Unternehmen echte Ersparnisse bringen“ (Aachener Nachrichten, 9. Juli 2013). Statt 
einer Absenkung von Standards wird vielmehr das Niveau gehalten, das die Öffentlichkeit bei Gesund-
heits-, Sicherheits- und Umweltfragen gewöhnt ist. Das Ziel von TTIP ist daher, dass „die jeweiligen ho-
hen Schutzstandards beiderseits des Atlantiks gewahrt werden“ (Rundschau 30. Dezember 2014). In 
Bezug auf die Standardisierung bei Lebensmitteln bedeutet dies: „TTIP wird unsere Lebensmittelstan-
dards und unsere Vorschriften über Hormonfleisch oder zu gentechnisch veränderten Organismen in 
keiner Weise beeinflussen“ (Sächsische Zeitung, 6. März 2015). Die hohen europäischen Standards beim 
„Umwelt-, Verbraucher-, Arbeitnehmer- und Sozialschutz“ (dpa, 2. Juni 2015) bleiben von TTIP „unbe-
rührt“ (ebd.). Das Setzen von Standards durch TTIP ist wichtig, da „bestehende Regelungen in Zukunft 
nur noch sehr schwierig zu verbessern“ sein werden (dpa, 2. Juni 2015). 

149 TTIP schützt in „einer Welt des Wandels und der Unwägbarkeiten“ (Sächsische Zeitung, 6. März 2015). 
TTIP bietet Eckpfeiler für die transatlantischen Beziehungen und damit „ein solides Fundament für un-
sere Sicherheit“ (Rheinische Post Düsseldorf, 23. Oktober 2013). „Das TTIP soll neben der NATO der 
zweite Strang sein, der USA und EU aneinander bindet“ (SDA Basisdienst, 25. Oktober 2013). Weitere 
Aspekte der Sicherheit bietet TTIP dadurch, dass es die Abhängigkeit von Energielieferungen aus bspw. 
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Wettbewerbsfähigkeit: Die Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft sichert ihr zukünftiges Be-

stehen. Dieser Gedanke wohnt diesem Frame-Element inne. Die engere Zusammenarbeit und Ko-

operation sind von zukünftiger strategischer Bedeutung und senken die Kosten auf allen Ebenen. 

Daher wird durch diesen komparativen Vorteil die Wettbewerbsfähigkeit gesteigert. Auch ermög-

licht die weitere Absenkung der Zölle, die Produktkosten für den Kunden zu optimieren.150  

Kultur- und Werteerhalt: Dieses Frame-Element steht für die feste Wertegemeinschaft zwischen 

der EU und den USA, welche durch TTIP weiter verfestigt wird. Die Kultur als ein Ausdruck von 

Werten soll daher nicht angetastet werden.151 

Demokratiestärkung: Unsere Gesellschaft beruht auf demokratischen Prinzipien. Diese Mitbestim-

mung auf politischer Ebene ist damit fester Bestandteil unserer Gesellschaft. Dieser Gedanke 

drückt sich in diesem Frame-Element aus.152 

Fairness: In der quantitativen Analyse sind zusätzlich die Frame-Elemente Fairness und Unfairness 

identifiziert worden.153 Fairness wird dabei als ein Vorgehen verstanden, welches „konsistent für 

alle Personen […] gilt, - Unparteilichkeit gewährleistet, - Korrekturen ermöglicht […] und - Partizi-

pationsmöglichkeiten gewährleistet“ (Rolfe, 2019, S. 63). Zudem wird Fairness als strategisch be-

trachtet, da sie eine „geplante und langfristige Ausrichtung“ (Wiek, 2018, S. 4) aufweist. Konse-

quenterweise wird die langfristig angelegte Fairness dem Risiko-Frame Fortschritt zugeordnet, da 

hier strukturverändernde wirtschaftspolitische Effekte enthalten sind.  

Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Dabei kann Fortschritt als Zusammenwachsen der beiden Volkswirtschaften 

 
Russland verringert, „denn ein gut ausgehandeltes TTIP-Abkommen würde den Zugang Europas zu Ener-
gielieferungen aus den USA sichern“ (Sächsische Zeitung, 6. März 2015). 

150 Der „freie Zugang zum Weltmarkt [ist] ein Schlüssel zu langfristiger Wettbewerbsfähigkeit“ (dpa, 11. 
November 2013). Auch hat das Abkommen „eine enorme ökonomische, politische und strategische Be-
deutung für Europa und Amerika“ (ebd.). „Im Durchschnitt erhöhen die existierenden Abkommen den 
Handel zwischen den beteiligten Ländern um 40 bis 120 Prozent. Diese Schätzungen suggerieren, dass 
die Abkommen die Handelskosten zwischen den Partnerländern sehr deutlich gesenkt“ und so die Wett-
bewerbsfähigkeit gegenüber anderen Marktteilnehmern erhöht haben (Die Zeit, 27. Februar 2014). Der 
Abbau von Zöllen erleichtert zusätzlich den Handel und dient somit dem Fortschritt, im Sinne einer Har-
monisierung der Volkswirtschaften (Automobilwoche 30. Juni 2014, Aachener Nachrichten 9. Juli 2013). 
Durch geringere oder keine Zölle beim Handel entfallen bspw. Wartezeiten beim Grenzübertritt, was 
den Handel und somit das Zusammenwachsen der Volkswirtschaften vereinfacht, da der Austausch und 
Handel rascher erfolgen kann. 

151 TTIP wird den gemeinsamen Werten dienen und sie festigen (Die ZEIT 15. Mai 2014; Rheinische Post 
Düsseldorf, 23. Oktober 2013). Durch einen festen Werteverbund wird ein weiterer Schritt in Richtung 
Harmonisierung vollzogen. Zudem wird die Kultur nicht abgeschafft (FAS, 25. Oktober 2015).  

152 Das Streben nach einer belastbaren Demokratie und demokratischen Werten wird in TTIP verfolgt 
(Sächsische Zeitung 6. März 2015).  

153 Die Fairness ist im Vorfeld nicht identifiziert worden, wird aber als relevant erachtet und daher als 
Frame-Element aufgenommen.  
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zum gegenseitigen Nutzen gesehen werden. In Anlehnung an Knieps (2008, S. 131) wird die „Ent-

wicklung des technischen und ökonomischen Fortschritts“ als Gesamtheit betrachtet. Der Grund-

gedanke dabei besteht darin, dass das Harmonisieren von Normen und Standards die strukturellen 

Verflechtungen der Volkswirtschaften darlegt. Dabei ist die „Verständigung auf globale Werte und 

Standards“ (Müller, 2007, S. 38) ein Erfolgsfaktor, um widerstandsärmer zu wirtschaften. Auch set-

zen allein Minimalvorschriften einen Normierungsprozess in Gang, welcher später konkretisiert 

werden kann (Hottenrott, Thorwarth & Wey, 2016, S. 32). Dies kann zu einer Strukturverbesserun-

gen führen. Normen fördern ebenfalls den weltweiten Handel (Hottenrott, Thorwarth & Wey, 

2016, S. 4). Auch durch das Zusammenwirken verschiedener wirtschaftlicher Faktoren und das Er-

zeugen gemeinsamer Produkte wird das Zusammenwachsen von Volkswirtschaften gestärkt 

(Knieps, 2008). Überdies führen die stark gesunkenen Transportkosten dazu, „dass die geografi-

schen Märkte für viele Produkte immer stärker zusammenwachsen“ (Knieps, 2008, S. 50). Der Ab-

bau von Zöllen erleichtert zudem den Handel, da Handelsbarrieren aus dem Weg geräumt werden 

(Bungenberg, 2016). Vor dem Hintergrund einer stärkeren Verflechtung durch wirtschaftliche Ko-

operation kann nach Markus (2015) eine stärkere Zusammenarbeit durch Arbeitsteilung angenom-

men werden. Dies schafft eine gewisse Abhängigkeit der beteiligten Staaten voneinander, was Kon-

flikte innerhalb der Vertragsparteien zum gegenseitigen Nachteil erscheinen lässt und führt zu ei-

ner größeren Sicherheit im Sinne von einer gemeinsamen Friedenspolitik. Auf dieser Grundlage ist 

ebenfalls davon auszugehen, dass die Wettbewerbsfähigkeit der EU und der USA durch TTIP aus-

gebaut werden kann.154 Auch lässt sich zeigen, dass die aufgeführten Frame-Elemente einer fort-

schrittlichen Sichtweise zugeordnet werden können, da beispielsweise Standards, wie Stuchlik 

(2017, S. 238 ff.) in einer Untersuchung der öffentlichen Darstellung von TTIP aufzeigt, teilweise 

zum gegenseitigen Nutzen von Vertragspartnern angeführt werden. Zudem bildet der Fairnessge-

danke und Werte einen Grundpfeiler des Wirtschaftsjournalismus (Müller, 2017, S. 45) und Hank 

(2017, S. 152) verdeutlicht die Vorzüge eines funktionierenden Wettbewerbs, aus kommunikativen 

Gesichtspunkten. Anschließend werden von Keldenich (2019, S. 30) „demokratische Funktionen 

der Berichterstattung“ herausgestellt und damit verdeutlicht, dass die Demokratie eine wichtige 

Grundlage unseres Zusammenlebens bildet. Auch unterstreicht Weyand (2017, S. 217 f.), dass 

Sicherheit im Sinne eines „ganzheitlichen Risikodiskurs“ (ebd.) in der öffentlichen Darstellung eines 

Themas eine zentrale Rolle einnimmt. 

 
154 „Wirtschaft folgt […] nicht zwangsläufig einer ihr innewohnenden Logik; sie ist keine Naturgewalt, son-

dern Ausdruck gesellschaftspolitischer Ordnungsprozesse. Im besten Falle gelingt es kraft dieser Ord-
nungsprozesse, Wirtschaft und Wettbewerb politisch und rechtlich so zu steuern, dass sich die ihnen 
nachgesagten positiven Effekte realisieren und die negativen vermeiden lassen“ (Markus, 2015, S. 214). 
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 Gefahren-Frames von TTIP  

Analog zu den Risiko-Frames lassen sich auch die Gefahren-Frames identifizieren. Hierzu wird 

ebenso mit der Visualisierung aller Gefahren-Frames mit ihren Frame-Elementen begonnen. Im 

Anschluss wird entsprechend mit der Charakterisierung der Frame-Elementen sowie ihrer wirt-

schaftswissenschaftlichen Fundierung angeknüpft.  

Abbildung 7: Gefahren-Frames von TTIP mit ihren Frame-Elementen  

 

Quelle: eigene Darstellung 

6.4.2.1 Risiko als Damoklesschwert  

Der Frame Risiko als Damoklesschwert beinhaltet Sichtweisen auf plötzlich auftretende Verände-

rungen, die rasant zum Schadensfall führen können. Der eintretende Schadensfall zieht verhee-

rende Wirkungen nach sich und der Zeitpunkt des Schadenseintritts ist nicht vorhersehbar. Die 

Sichtweise auf die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP ist konsequenterweise kritisch.  

Daseinsvorsorge und Kultur entfallen: Der plötzlich eintretende Schadensfall durch TTIP könnte di-

rekte und unmittelbare Auswirkungen auf die öffentliche Daseinsvorsorge haben. Denn diese 

würde durch TTIP zur Konkurrenz zu Privatangeboten und müsste entfallen. Gleiches würde dem 

Kulturbereich wiederfahren, da die öffentlichen Zuwendungen eine unerlaubte Zuwendung wä-

ren.155  

 
155 Durch TTIP wird die Daseinsvorsorge außer Kraft gesetzt. In vielen Bereichen der Daseinsvorsorge be-

steht bspw. bei der „kommunalen Daseinsvorsorge, nicht zuletzt aufgrund des Deregulierungsdrucks 
der EU-Kommission, ein Nebeneinander von öffentlichen und privaten Anbietern sowie zahlreiche Ko-
operationsformen, die im Sinne des ‚Freihandels‘ als Konkurrenzsituation begriffen werden müssen“ 
(Rundschau, 5. November 2015). Durch die Konkurrenzsituation müssen sie abgeschafft werden. Kon-
sequenterweise entfallen sie. Dies kann nach in Kraft treten von TTIP zu jedem Zeitpunkt geschehen. 
Auch bei der Kultur werden Bedenken geäußert: „Deutsche Kulturschaffende befürchten drastische Fol-
gen durch das transatlantische Freihandelsabkommen TTIP“ (taz, 3. November 2015). Ebenso wird eine 
Gefährdung der europäischen Kultur gesehen (FAZ, 27. Februar 2015). 
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Arbeitsplatz- und Wirtschaftsverluste: Dieses Frame-Element kann als Gegenstück zu den Frame-

Elementen Arbeitsplatzpotenzial und Wirtschaftswachstum aus dem Risiko-Frame Wirtschaftlicher 

Ertrag gesehen werden – denn die in diesem Frame-Element geäußerten schädigenden Effekte 

durch TTIP widersprechen sich exakt. Im Frame-Element Arbeitsplatz- und Wirtschaftsverluste wird 

von einer Reduktion von Arbeitsplätzen ausgegangen sowie von einem Rückgang des Wirtschafts-

wachstums durch TTIP.156 

TPP tritt in Kraft: Dieses Frame-Element stellt die Gefahr ins Zentrum, dass das parallel von den 

USA mit asiatischen Staaten verhandelte Freihandelsabkommen in Kraft tritt. Mit einem erfolgrei-

chen Abschluss von TPP würden sich die USA grundlegend dem asiatischen Markt zuwenden und 

die Europäer wären dadurch plötzlich von vielfältigen Entwicklungen ausgeschlossen.157  

Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Dabei ist erkennbar, dass sich Wirtschaftseinbrüche schneller als Wirt-

schaftsaufschwünge vollziehen (Mildner, 2016, S. 368). Daher kann gesagt werden, dass sich Kon-

junktureinbrüche schädigend auf die Arbeitsmarktsituation auswirken können (Bogedan, Bothfeld 

& Sesselmeier, 2012). Mit Blick auf die Standards hinterfragen teilweise Untersuchungen zu TTIP, 

dass Standards möglicherweise abgesenkt werden, zum Schaden der Verbraucher (Stuchlik, 2017, 

S. 235). Mit Blick auf die öffentliche Daseinsfürsorge158 kann konstatiert werden, dass sie breite 

Bereiche des öffentlichen Lebens abdeckt und ein Eingriff sowie ein damit einhergehender even-

tueller Wegfall deutliche Folgen für große Teile der Bevölkerung hat. Da die öffentliche Daseins-

vorsorge Bestandteil der TTIP-Verhandlungen ist, kann dies als bedenklich angesehen werden 

(Stuchlik, 2017, S. 240 ff.). Bezüglich der Kultur werden nur ansatzweise Erhebungen gefunden. Sie 

 
156 Durch TTIP werden bis zu 124.000 Arbeitsplätze in Deutschland verloren gehen (taz 12.11.2014). Ebenso 

führt TTIP zu einer „wirtschaftliche[n] Desintegration“ (taz, 12. November 2014) und zu einem „Rück-
gang der Netto-Exporte“(ebd.) sowie zu „Einkommensverluste[n] für den Durchschnittsbürger von 
3.400 €“ (ebd.). Auch kann TTIP dazu beitragen, dass die Wirtschaft schrumpft (FAZ, 17. Oktober 2015). 

157 Die Amerikaner könnten sich mit dem Abschluss der Transpazifischen Partnerschaft (Stuttgarter Nach-
richten, 6. Mai 2015) stärker dem asiatischen Markt zuwenden und damit würden die Verhandlungen 
zu TTIP an Relevanz einbüßen. So bestehen die Bedenken, „dass Deutschland im internationalen Handel 
'rausfliegt'“ (ebd.). „,Wir reden hier vom Entstehen des größten Wirtschaftsraums der Welt, und wir 
wollen, dass er sich über den Atlantik und nicht über den Pazifik spannt‘“ (Rundschau, 30. Dezember 
2014). Durch TPP können sich die Wachstumsschwerpunkte verschieben. „,Die wirtschaftspolitische 
Weltkarte verändert sich‘“ (Automobilwoche, 9. Februar 2015). Es zeichnet sich auch eine Aufbruchs-
stimmung ab, welche sich im Wunsch eines raschen Abschlusses der TTIP-Verhandlungen widerspiegelt 
(Automobilwoche, 30. Juni 2014; dpa, 11. November 2013).  

158 „Qua Definition handelt es sich insofern bei der Daseinsvorsorge um die staatliche  Aufgabe,  die  gleich-
mäßige  Versorgung  der  Bürgerinnen  und  Bürger  mit  bestimmten,  für  das  menschliche  Dasein  
essentiellen  Gütern  und  Leistungen  (zu gleichen  Bedingungen)  sicherzustellen […] Heute  sind  unter  
dem  Begriff  Daseinsvorsorge  sehr  vielfältige  Leistungen mit herausragender Bedeutung für Bürgerin-
nen und Bürger sowie Unternehmen  zusammengefasst:  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizitätsversorgung,  
Öffentlicher Personen-Nahverkehr,  Kindergärten,  Bildungs-  und  Kultureinrichtungen,  Krankenhäuser,  
Sozial-  und  Gesundheitsdienste  etc.“ (Waiz, 2009, S. 41).  
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wird dennoch in diesem Frame verortet, da sie staatlich gefördert wird und ein entsprechender 

Wegfall (Konkurrenz zur Privatwirtschaft) der Förderung zu einem deutlichen und raschen Rück-

gang der kulturellen Vielfalt führen kann.  

6.4.2.2 Risiko als schleichende Gefahr  

Der Frame Risiko als schleichende Gefahr führt kritische Sichtweisen mit Blick auf sich langsam ku-

mulierende Problematiken an. Die Katastrophe wird in der Kumulation verschiedener Problemati-

ken gesehen. Die einzelnen Problematiken bergen, gesondert betrachtet, weniger Schadenspoten-

zial, in Summe trifft die Katastrophe jedoch mit hoher Wahrscheinlichkeit ein. So bilden bspw. Ver-

braucherbelange oder Eingriffe in die Umweltpolitik relevante Punkte. Die Änderungen in diesen 

Bereichen sind schrittweise und nicht plötzlich.  

Standardabsenkung: Die Befürchtungen, dass durch TTIP eine Absenkung etablierter Standards in 

vielfältigen Bereichen einsetzen könnte, findet in diesem Frame-Element Ausdruck.159  

Verbraucherschutzschwächung: Das Frame-Element Verbraucherschutzschwächung bezieht sich 

auf die Belange, welche den Endkunden betreffen. Hierbei steht die Befürchtung im Raum, dass 

beispielsweise Fleischprodukte durch TTIP an Qualität einbüßen können, sei es durch Hormone 

oder als Folge von Chloreinsatz. Dies würde zu einem gewissen – gefühlten – Kontrollverlust der 

Kunden führen. In diesem Zusammenhang wird auch der Verlust des europäischen Vorsorgeprin-

zips angeführt. Dieses würde durch das Nachsorgeprinzip der USA verdrängt.160 

 
159 Durch TTIP können „Standards gesenkt werden“ (2. Juni 2015 - dpa-AFX) oder es könnte „eine[r] Kon-

kurrenz um möglichst niedrige Standards“ (Rundschau, 5. November 2015) entstehen.  
160 Durch die Angleichung von Vorschriften im Verbraucherschutz besteht die Angst des Kontrollverlusts 

für die Verbraucher (Welt am Sonntag, 11. Oktober 2015). Die Fragen lauten: „Füllen mit Hormonen 
gefütterte Schweine oder mit Chlor desinfizierte Hühnerbrüste künftig die Kühlregale europäischer Su-
permärkte? Werden die USA die Einfuhr von europäischem Rindfleisch wieder in großem Stil erlauben 
oder ist das den Amerikanern wegen der BSE-Skandale weiterhin zu gefährlich?“ (Hamburger Abend-
blatt, 9. Juli 2013). Die Kritik beim Verbraucherschutz wird zum Teil so geäußert: Für zweifelhafte 
Wachstumsprognosen wird alles aufs Spiel gesetzt, „was in den letzten Jahrzehnten mühsam an Fort-
schritten in Sachen Verbraucherschutz und Ökologie erreicht wurde“ (Die Zeit, 18. Juni 2014). Die Regi-
onalität der Produkte geht zudem verloren und „Hormongaben an Tiere wären ohne Kennzeichnung 
erlaubt“ (Südwest Presse, 13. Oktober 2014). Auch besteht eine Herausforderung im Verbraucherschutz 
im Umgang mit grundsätzlichen Prinzipien. Das Vorsorgeprinzip in Europa und Wissenschaftsprinzip 
(Nachsorgeprinzip) in den USA stehen sich in den TTIP-Verhandlungen entgegen. Das Vorsorgeprinzip 
in Europa kann durch TTIP verwässert werden und so wird der Verbraucherschutz sinken. „Aus Verbrau-
chersicht ist es zentral, dass TTIP die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips unangetastet lässt. Wissen-
schaftliche Studien können je nach methodischem Ansatz und je nach Einbeziehung oder Außerachtlas-
sung von Kombinationswirkungen Risiken klein oder groß bewerten, und es gibt in den letzten Jahren 
zu viele Beispiele für mangelnde Wissenschaftlichkeit und unzureichende wissenschaftliche Neutralität, 
als dass die Objektivierbarkeit durch die Wissenschaft der einzige Parameter für die Entwicklung des 
Verbraucherschutzes sein kann“ (Rundschau, 5. November 2015). 
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Arbeitnehmerrechteschwächung: Anschließend an den Verbraucherschutz befasst sich dieses 

Frame-Element mit den erodierenden Arbeitnehmerrechten. Dadurch, dass TTIP einen größeren 

Arbeitsmarkt schaffen könnte, wird die Konkurrenz entsprechend größer und die Unternehmen 

versuchen, sich durch geringere Arbeitnehmerrechte Vorteile zu verschaffen.161 

Umweltschutzschwächung: Die Befürchtungen, dass durch TTIP die Umweltbestrebungen – um die 

Erderwärmung nicht unkontrolliert steigen zu lassen oder die Umwelt zu erhalten – herabgesetzt 

werden, sind für dieses Frame-Element zentral. Mit TTIP wird der Klima- und Umweltschutz schritt-

weise ausgesetzt.162  

Demokratieschwächung: Im Vergleich zum Frame-Element Demokratiestärkung aus dem Fort-

schritts-Frame bezieht das Frame-Element Demokratieschwächung die Gegenposition. Grundge-

danke ist, dass Wirtschaftsverbände, Konzerne oder andere Organisationen, die ihre Interessen in 

den politischen Gesetzgebungsprozess einbringen, dies mit TTIP leichter tun können. Es wird eine 

unkontrollierte wirtschafsbezogene Deregulierung von Gesetzen erfolgen. So wird die politische 

Partizipation der Bevölkerung schrittweise ausgehöhlt.163 

Unfairness: Als Gegenstück zu Fairness im Fortschritt ergreift dieses Frame-Element die entspre-

chend gegensätzliche Perspektive.  

 
161 Dieses Frame-Element nimmt die kritischen Sichtweisen auf die Reduktion der Arbeitnehmerrechte 

durch TTIP auf. Aussagen, dass „Arbeitnehmerschutzrechte geschleift werden“ (Welt am Sonntag 2. 
März 2014), dass „schwere Bedenken mit Blick auf Arbeitnehmerrechte“ (Rundschau, 19. September 
2014) geäußert werden oder eine „Beschneidung der Arbeitnehmerrechte“ besteht (Hochheimer Zei-
tung 7. November 2014), spiegeln sich hier wider. 

162 Mit Blick auf den Klimawandel besteht die Befürchtung, dass die Klimaschutzmaßnahmen durch TTIP 
aufgeweicht werden (Die Presse 12. November 2013). Zudem hat die Reduktion der Umweltrechte 
schädliche Auswirkungen (Welt am Sonntag 2. März 2014). Schrittweise können auf diese Weise die 
umweltrelevanten Maßnahmen reduziert werden, um wirtschaftlichen Maßnahmen zu weichen. Für 
TTIP „sollen die Bürger die Zerstörung ihrer Umwelt“ hinnehmen (Hochheimer Zeitung 7. November 
2014). Zudem geht von TTIP die Problematik aus, dass „Klimaschutzrichtlinien der EU“ (taz Dienstag 22. 
Juli 2014) ausgehebelt werden.  

163 Durch TTIP werden „europäische Lobbyisten und amerikanische Konzerne noch mehr Einfluss auf EU-
Gesetze erhalten“ (taz, 17. Dezember 2013). „Das größte Problem ist, dass am Ende eine große Deregu-
lierungsoffensive stehen wird“ (ebd.). „Die Großen könnten […] gegen Gesetze vorgehen und mit der 
regulatorischen Kooperation aktiv in die Formulierung von Gesetzestexten eingreifen“ (VDI nachrichten, 
18. September 2015). Durch TTIP werde zudem der Parlamentarismus aufgehoben und es wird hinter 
der demokratischen Fassade verhandelt (Welt am Sonntag, 2. März 2014). Überdies werde die Kontrolle 
der Politik durch das Volk mit TTIP schrittweise geringer. TTIP ist ein „,Ermächtigungsgesetz‘ für das 
Kapital zur Aushebelung demokratischer Entscheidungen europäischer und nationaler Parlamente“ (Die 
ZEIT, 18. Juni 2014). „Was hier beredet wird, ist ein Angriff auf die Verfassung, verfassungsfeindlich […] 
[ein] Angriff auf die Rechtsstaatlichkeit, die Demokratie“ (ebd.). Zudem bedeutet TTIP „Verlust an 
Selbstbestimmung“ (Südwest Presse, 13. Oktober 2014). Teilweise wird der Regulatorische Kooperati-
onsrat angeführt, der aus Vertretern der EU und USA besetzt sein soll. 
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Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Dabei zeigt sich, dass die identifizierten Frame-Elemente sich auf den Ver-

braucherschutz beziehen, der lediglich schrittweise geändert werden kann (Rucht, Mundo & Zim-

mermann, 2008) oder das Klima, das sich nicht kurzfristig wandelt (Schöler, 2013, S. 279 f.), son-

dern schrittweise bzw. schleichend. Auch stehen die Arbeitnehmerrechte unter strengen Regeln, 

die Demokratie hat eigene Schutzfunktionen und lässt sich dadurch nicht plötzlich abschwächen 

(Flümann, 2015). Die wirtschaftliche Interessenvertretung bei Gesetzesänderungen kann sich le-

diglich schrittweise vollziehen, da nicht alle Gesetze plötzlich verändert werden können. Angenom-

mene Gesetzesänderungen beziehen sich auf „einen schrittweisen Abbau oder die Beseitigung von 

Hemmnissen für den freien Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr“ (Haar, Verheecke & Bank, 

2016, S. 12). Somit können auch Standards nicht rasch aufgegeben, sondern nur schrittweise. In 

Untersuchungen der medialen Darstellung von TTIP wird zudem deutlich, dass „erkämpfte Errun-

genschaften wie Umwelt- und Gesundheitsstandard in den Verhandlungen zur Verhandlungs-

masse“ (Stuchlik, 2017, S. 232 f.) werden und damit zur Disposition gestellt werden. Auch könnte 

die Demokratie gefährdet werden. Mast und Spachmann (2017, S. 64) zeigen darüber hinaus, dass 

„Arbeitnehmer- und Verbraucherfragen verstärkt Eingang in die Berichterstattung“ finden. So zei-

gen wirtschafts- und kommunikationswissenschaftliche Untersuchungen, dass TTIP auch schlei-

chende Erosionen als wirtschaftspolitischen Effekt haben kann.  

 Frames ohne unmittelbaren Kategorienbezug  

In diesem Abschnitt werden Frames aufgeführt, welche nicht kritikfrei einem Risiko- beziehungs-

weise Gefahren-Frame von Dahinden (2006) zugeordnet werden können. Diese Frames ohne un-

mittelbaren Kategorienbezug werden als eigener Frame betrachtet. Auf diese Weise sind sie trenn-

scharf zu den bereits charakterisierten Frames. Diese zusätzlichen Frames beziehen sich, wie be-

reits dargestellt, auf die Transparenz der Verhandlungen sowie auf die Investor-Staat-Streitbeile-

gung (ISDS). Dies gründet darin, dass die Transparenzthematik kein wirtschaftspolitischer Effekt ist 

und ISDS kurzfristige wie langfristige wirtschaftspolitische Effekte aufweisen können, welche in die 

Bereiche zahlreicher Frame-Elemente eingreifen, aber immer in Zusammenhang mit ISDS stehen.  

Um Frames ohne unmittelbaren Kategorienbezug zu identifizieren, wird dasselbe Verfahren ver-

wendet, welches die bisherigen Frame-Identifikationen ermöglichte – bis auf die Kategorienzuord-

nung. In den für die Frame-Identifikation konsultierten Presseerzeugnissen taucht die Transparenz-

Thematik des Verhandlungsprozesses verstärkt auf. Transparenz an sich ist, wie bereits erwähnt, 

die Beschreibung eines Verhandlungsaspekts und kein wirtschaftspolitischer Effekt von TTIP. 

Dadurch, dass sie jedoch häufig angeführt wird, wird sie separat in dieser Arbeit berücksichtigt, da 
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mit der Transparenz eine gewisse Relevanz verbunden sein könnte. Ebenso werden die ISDS sepa-

rat aufgeführt. Dies begründet sich darin, dass ISDS komplex sind und in viele wirtschaftspolitische 

Bereiche eingreifen können.164 Zudem beinhaltet ISDS plötzlich eintretende Effekte wie die Klage 

eines Unternehmens gegen einen Staat, was beim Risiko als Damoklesschwert zu verorten sein 

könnte oder langfristig wirkende Effekte wie die mögliche Beeinflussung der zukünftigen Gesetz-

gebung eines Staats, was beim Risiko als schleichende Gefahr aufgehoben sein könnte. Neben die-

sen Aspekten weisen ISDS eine Fülle an wirtschaftspolitischen Effekten auf und könnten verschie-

denen Risiko-Frames zugeordnet werden. Daher werden ISDS in der vorliegenden Arbeit als eigen-

ständiger Frame aufgeführt, um keine Vermischungen mit den übrigen Frames zu erzeugen und 

die wirtschaftspolitischen Effekte von ISDS separat und trennscharf aufzuführen. Da es sich in den 

Medien abzeichnet, dass auch ISDS eine gewisse Polarisierung in Befürworter und Kritiker erzeugt, 

werden entsprechend zwei Frames in die vorliegende Arbeit aufgenommen – Frame und Gegen-

Frame.  

6.4.3.1 Stärkung durch ISDS  

Dieser Frame stellt die stimulierenden wirtschaftspolitischen Effekte von ISDS im Rahmen von TTIP 

heraus. Die Perspektive auf ISDS ist unterstützend. Der Blickwinkel auf die Auswirkungen von TTIP 

ist, dass ISDS die getätigten Investitionen von Unternehmen gegen Gesetzesänderungen von Staa-

ten rechtlich absichert. Unklare Rechtslagen oder Mängel in der nationalen Justiz werden durch 

eine unabhängige, rechtlich bindende Instanz, die Staats-Schiedsgerichte, ausgeglichen. Zudem 

sind ISDS völkerrechtlich geregelt und reduzieren Gerichtskosten.  

Rechtsicherheit: Das Frame-Element Rechtssicherheit beinhaltet, dass ISDS rechtsstaatliche Garan-

tien des Grundgesetzes aufweisen und dass Schiedsgerichte immer einer Verfahrenskontrolle 

durch staatliche Gerichte unterliegen. Dies bedeutet, dass die Rechtmäßigkeit umfassend gewahrt 

bleibt und in Einklang mit der bestehenden Rechtssetzung erfolgt. ISDS weiten die nationale 

Rechtssicherheit auf TTIP aus.165 

 
164 Eine Zusammenstellung von Fällen ist einzusehen unter: https://www.elstel.org/ISDS.html.de [Zugriff 

02.06.2019].  
165 „Noch nie haben sie [Schiedsgerichte] einen Staat zu den befürchteten Milliardenzahlungen verurteilt“ 

(Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 25. Oktober 2015). Der Erfinder der Investitionsschutzregeln 
war vor fünfzig Jahren Deutschland. Deutschland hat zudem „140 Verträge mit Investitionsschutzklau-
seln abgeschlossen, sogar mit anderen EU-Mitgliedern“ (Die ZEIT, 8. Mai 2014). Die USA „haben gerade 
mal 50 solcher Verträge“ (Die ZEIT, 8. Mai 2014). „Das derart präzisierte Investitionsschutzrecht in Ceta, 
das als Vorlage für TTIP gilt, entspricht im Wesentlichen rechtsstaatlichen Garantien des Grundgesetzes 
– nur eben in der Ausweitung auf ausländische Unternehmen. Daraus ergibt sich, dass es nicht primär 
um eine Besserstellung von Ausländern oder Diskriminierung von Inländern geht […] Weiterhin unter-
liegen Schiedsgerichte immer einer Verfahrenskontrolle durch staatliche Gerichte. Auch muss Schieds-
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Völkerrechtlich gedeckt: Der konkrete Vorteil von ISDS zur internationalen Rechtsanwendung be-

steht auch in der Legitimation durch das Völkerrecht. Dies wird in diesem Frame-Element widerge-

spiegelt. Die nationalen Parlamente müssen vor Inkrafttreten von TTIP zustimmen, wodurch sich 

die Legitimation ergibt.166 

Kostenkontrolle: Die Etablierung internationaler Standards mit einer konkreten Anlaufstelle für An-

liegen in Form der ISDS kann auch zur Kostenkontrolle beitragen. Diese Kostenkontrolle, welche in 

diesem Frame-Element aufgegriffen wird, beinhaltet, dass überzogene Forderungen vor Gericht 

durch diese ISDS abgewiesen werden.167 

Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Grundlegend bei ISDS ist die völkerrechtliche Legitimation durch internatio-

nale Verträge, da diese ein belastbares Fundament legen. Ebenso ist die Kostenkontrolle ein adä-

quates Mittel, um Klagen in einem angemessenen Verhältnis zu schlichten. Auf diese Weise wird 

den Unternehmen Planungssicherheit gegeben (Kase, 2018). Zudem können mit der „öffentlichen 

Berichterstattung über den Streit häufig auch noch bestehende Einigungsmöglichkeiten zerstört“ 

(Kröll, 2016, S. 199) werden. Konsequenterweise kann der Frame Stärkung durch ISDS als eine wirt-

schaftlich stimulierende Sichtweise interpretiert werden, welche den Risiko-Frames zugesprochen 

werden kann. Die Risiko-Frames implizieren potenziell durch die bewusste Entscheidung für TTIP 

eine Chance, wirtschaftspolitische Entwicklungen zu verbessern.  

 
urteilen von staatlichen Gerichten die Anerkennung verweigert werden, wenn sie gegen rechtsstaatli-
che Grundsätze oder im EU-Kontext gegen zentrale Wertentscheidungen des Unionsrechts verstoßen“ 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27. Februar 2015). Die Relevanz des Investitionsschutzes drückt sich 
auch darin aus, dass Europa die meisten Auslandsinvestitionen tätigt und empfängt. „In der EU hängen 
Millionen von Arbeitsplätzen von diesen Investitionen ab. Ein internationales System, das Vertrauen 
schafft und Rechtssicherheit herstellt, ist in unser aller Interesse“ (Sächsische Zeitung, 6. März 2015). 
„,Das amerikanische Rechtssystem ist total kaputt und unglaublich teuer. Sie vergleichen sich hier ganz 
schnell im sechsstelligen Bereich.‘ Daher hätten sich Schiedsgerichtsverfahren bewährt, weil man sich 
der amerikanischen Gerichtsbarkeit entziehen könne. Die brauche man auch bei TTIP“ (Südwest Presse, 
27. Oktober 2014). 

166 Der Investitionsschutz legitimiert sich durch die Tatsache, dass er auf Völkerrecht basiert und das Par-
lament zustimmen muss (taz, 22. Juli 2014; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27. Februar 2015). Somit ist 
er völkerrechtlich gedeckt. Zudem stellen Schiedsgerichte Vertrauen in die Gerichtsbarkeit in einzelnen 
Regionen dar, in denen Unternehmen wenig Vertrauen in die Gerichtsbarkeit haben (Welt am Sonntag, 
5. Oktober 2014). 

167 „Frivole Klagen, bei denen vor allem die Anwaltskosten in die Höhe getrieben werden, können von den 
Schiedsstellen abgewiesen werden. Es findet somit eine gewisse Kostenkontrolle statt. Es gibt mehr 
Transparenz der Verfahren, gesellschaftliche Gruppen können Eingaben machen“ (Die ZEIT, 8. Mai 
2014). Zudem gibt es „weltweit 3000 Investitionsschutzabkommen, die alle eine neutrale internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit vorsehen, wenn die Rechte von ausländischen Unternehmen beeinträchtigt wer-
den. Diese bestehenden Abkommen haben aber ganz unterschiedliche Standards. TTIP könnte ein Mo-
dell für höhere internationale Standards werden“ (Die ZEIT, 8. Mai 2014). 
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6.4.3.2 Schwächung durch ISDS  

Der entsprechende Gegen-Frame zur wirtschaftsfreundlichen Schilderung Stärkung durch ISDS 

wird im Folgenden dargelegt. Dabei werden die Gefahren-Perspektiven auf die ISDS aufgeführt. 

Diese Gefahrenperspektiven schildern Sichtweisen, die ISDS als externe Bedrohung für vielfältige 

Bereiche aufführen.  

Konzerndominanz: Dieses Frame-Element fokussiert die potenzielle Vorherrschaft von Unterneh-

men in der Gesellschaft. Konzerne können mithilfe der ISDS das demokratische System beider 

Volkswirtschaften168 angreifen. ISDS ermöglichen Konzernklagen gegen Staaten – bei ausbleiben-

den Gewinnen durch Gesetzesänderungen im Investitionsland. So wird der Handel über die Rechte 

der Bürger gestellt und unterschiedliche Rechte – seien es Arbeitnehmer-, Umwelt- oder Sozial-

rechte – werden geschwächt. Zudem können sich Unternehmen in den Gesetzgebungsprozess von 

neuen Gesetzen stärker einbringen, da sie Klagemöglichkeit hätten. Dies schädigt das demokrati-

sche System als Ganzes.169  

Schattenjustiz: Neben der Konzerndominanz in der Gesellschaft, welche durch ISDS bewirkt wird, 

werden die relevanten Rechtsprechungen parallel zum Rechtssystem geführt. Dadurch entsteht 

eine undurchsichtige Paralleljustiz, welche sich der Öffentlichkeit entzieht.170 Diese Schattenjustiz 

wird als weiteres Frame-Element identifiziert.  

Rechtsunsicherheit: Als weiteres Frame-Element wird die Rechtsunsicherheit aufgeführt, da die 

ISDS zu einer Ungleichbehandlung zwischen Staaten führen können. Diese Rechtsunsicherheit be-

steht darin, dass zwei Rechtssysteme entstehen – das reguläre und ISDS. Die Unternehmen könn-

ten sich das für sie bessere System heraussuchen und Klagen einreichen.171 

 
168 Der Unterschied zum Frame-Element ‚Demokratieschwächung‘ und ‚Arbeitnehmerrechteschwächung‘ 

im Risiko-Frame Risiko als schleichende Gefahr besteht darin, dass im Frame Schwächung durch ISDS 
speziell ISDS als Grund für die Konzerndominanz angegeben wird und nicht wie im Risiko-Frame Risiko 
als schleichende Gefahr die allgemeine Dominanz von Verbänden und oder Unternehmen.  

169 „Der Investitionsschutz im TTIP stelle den Handel über die Rechte der Bürger, die Konzerne würden so 
der Kontrolle von Regierungen und Öffentlichkeit entzogen“ (taz, 2. Juli 2014). Zudem fungieren inter-
nationale Investitionsabkommen „als ein Recht, das die Durchsetzung transnationaler Kapitalinteressen 
gegen staatliche Regulierungen durchsetzt. Konzerne können also Staaten rechtlich belangen, wenn sie 
um ihre Profite fürchten. Unternehmen können auf der Grundlage des Investitionsschutzes Arbeitneh-
merrechte oder höhere Umwelt-, Gesundheits- und Sozialstandards als Wettbewerbshindernis juris-
tisch bekämpfen“ (Rundschau, 5. November 2015). Auch wird durch den Investitionsschutz Unterneh-
men ermöglicht „bei Gesetzesänderungen zu ihren Lasten vor ein Schiedsgericht zu ziehen und den 
Staat zu verklagen. NGOs fürchten, dass es dadurch zu einer Klagewelle durch US-Konzerne kommt“ 
(Welt am Sonntag, 2. März 2014). 

170 Es ist nicht gewährleistet, dass sämtliche ISDS-Prozesse transparent verhandelt werden (Welt am Sonn-
tag, 2. März 2014). 

171 Ein Punkt ist, dass „der politische Spielraum der europäischen Regierungen im Interesse großer US-Kon-
zerne beschränkt [wird]: Unternehmen aus den Vereinigten Staaten soll die Möglichkeit eingeräumt 
werden, an regulären Gerichten vorbei über private Schiedsgerichte Regierungen verklagen zu können“ 
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Dieser Abschnitt verknüpft die Frame-Elemente mit der wirtschafts- und kommunikationswissen-

schaftlichen Literatur. Dabei zeigen Klodt (2018) und Hummer (2015), dass im Umgang mit ISDS die 

Dominanz einer gesellschaftlichen Gruppe (Konzerndominanz), parallele Rechtssysteme, die unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit agieren (Schattenjustiz) und die Unsicherheit im Umgang mit gelten-

dem Recht (Rechtsunsicherheit) wichtige Elemente sind. Ebenso ist eine gewisse Ausrichtung in 

der Berichterstattung zu erkennen, nach dem Motto: „Familienunternehmen seien […] gut, Kon-

zerne schlecht“ (Otto & Köhler, 2017, S. 16). Zudem wird medial gezeigt, dass die Konzerne mitver-

antwortlich für zahlreiche aktuelle globale Probleme sind (ebd. S. 4). Ebenso werden Zuspitzungen 

auf „Freund-Feind-Schemata“ (Müller, 2017, S. 41) in Berichterstattungen angetroffen. Stuchlik 

(2017, S. 231 ff.) führt in einer Untersuchung der TTIP Berichterstattung den Einfluss von Lobbyis-

ten aus und verdeutlicht die potenzielle Gefahr von ISDS (ebd. S. 243). In Summe können diese 

ISDS als externe Zuschreibungen gesehen werden, welche sich unkontrolliert schädigend auf die 

Gesellschaft auswirken können, da eine öffentliche Kontrollinstanz schwach ausgeprägt ist.  

6.4.3.3 Transparenz 

Im Zuge der Identifikation von Frames, welche nicht den Kategorien von Dahinden (2006) entspre-

chen, taucht neben den ISDS vermehrt der Begriff der Transparenz auf. Dieser ist kein wirtschafts-

politischer Effekt von TTIP und müsste damit in der vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigt wer-

den. Der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit liegt jedoch auf der öffentlichen Hegemonie, wel-

che unterschiedliche Grundlagen aufweisen kann. Daher ist die Akzeptanz des Abkommens in der 

Öffentlichkeit relevant und damit auch möglicherweise die Transparenz. Auch kann angenommen 

werden, dass die Art der medialen Darstellung von TTIP insgesamt einen Einfluss auf die Ausgestal-

tung des Abkommens haben könnte. Daher wird die Thematik der Transparenz aufgegriffen und 

mit einem jeweiligen Frame berücksichtigt.  

Der Frame Transparenz hat keine Frame-Elemente, da eine detaillierte Darstellung wenig sinnvoll 

erscheint. Etwas ist durchsichtig und damit erkennbar oder es ist es nicht. Eine Abstufung würde 

zu unnötiger Komplexität der Arbeit beitragen. Vielmehr wird in diesem Frame die Sichtweise ver-

treten, dass die TTIP-Verhandlungen von größtmöglicher Transparenz geprägt sind und vielfältige 

Informationen in der politischen Öffentlichkeit gehört werden können.172 In der Systematik aus 

 
(Spiegel Online, 19. Mai 2014). Vor diesem Hintergrund löst nur die „Schaffung eines internationalen 
Schiedsgerichtshofs […] [die] ‚Ungleichbehandlung‘ zwischen Staaten“ (taz, 4. März 2015) und keine 
ISDS. 

172 Die EU arbeitet „unter Hochdruck daran, für mehr Transparenz zu sorgen“ (Welt am Sonntag, 2. März 
2014). Der Vorwurf der mangelnden Transparenz trifft daher nur bedingt zu. „245 EU-Dokumente zu 
TTIP finden sich in der Bundestagsdatenbank, ganz zu schweigen von den vielen Positionspapieren im 
Internet. ‚Es gibt meines Wissens weltweit kein anderes vergleichbares bilaterales Handelsabkommen, 
das so transparent und offen verhandelt wird wie TTIP‘“ (Die Welt, 5. März 2014). 
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Risiko- und Gefahren-Frames kann die Transparenz tendenziell der Risiko-Perspektive zugespro-

chen werden. Denn von Transparenz spricht man, wenn vielfältige Informationen vorliegen, was 

im Fall der befürwortenden Perspektive teilweise der Fall sein kann. Somit ist die Transparenz ein 

Vehikel, welches einen Teil der unterstützenden Perspektiven aus Kontrollierbarkeit und Mitge-

staltung herausstellt und so die Verhandlungen bejaht. Dadurch wird dem Risiko Transparenz zu-

gesprochen.  

6.4.3.4 Intransparenz 

Der entsprechende Gegen-Frame zur Transparenz lässt sich ebenso klar aus der Fülle der entspre-

chenden medialen Äußerungen identifizieren. Bei der Intransparenz wird die Ansicht vertreten, 

dass die TTIP-Verhandlungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit durchgeführt werden und rele-

vante Akteure weder Einsicht in den Verhandlungsprozess haben noch ausreichend an ihm betei-

ligt werden. Zudem wird über die wirtschaftspolitischen Auswirkungen des Abkommens nicht aus-

reichend öffentlich berichtet.173  

6.5 Zwischenresümee 

Aufbauend auf den Risiko- und Gefahren-Frames von Dahinden (2006, S. 184 f.) identifiziert dieses 

Kapitel die entsprechenden Frames der öffentlichen Debatte um die wirtschaftspolitischen Folgen 

von TTIP. Hierbei wird die Inhaltsanalyse von Pressetexten als geeignetes Instrument angesehen, 

da auf diese Weise Aussagen zu den wirtschaftspolitischen Auswirkungen klar identifiziert und er-

schlossen werden können. Da es eine Fülle an Studien zu TTIP und den entsprechenden wirtschafts-

politischen Ereignissen gibt, bietet sich anfangs eine Metastudie dieser Studien an, um entspre-

chende wirtschaftspolitische Effekte zu identifizieren. Es stellt sich jedoch heraus, dass die Studien 

sehr vielfältig sind und die Schnittmengen zu gering, um belastbare Aussagen zu den wirtschafts-

politischen Folgen von TTIP ableiten zu können. Die Studien befassen sich zwar mit Arbeitsplätzen 

und der Konjunktur; sie sind dabei allerdings teilweise zu breit gefasst oder wie bei Betrachtungen 

von ISDS zu eng, um entsprechende allgemeinere Aussagen ableiten zu können. Somit wird sich für 

eine qualitative Vorstudie auf Grundlage von Pressetexten entschieden, um die wirtschaftspoliti-

schen Auswirkungen von TTIP in den Medien zu identifizieren. Hierzu wird das Kategoriensystem 

 
173 In den Medienerzeugnissen heißt es, „dass die Verhandlungen hinter verschlossenen Türen stattfinden“ 

(taz, 17. Dezember 2013). Es ist zudem zu beobachten, dass sich eine Diktatur der Technokraten gebildet 
hat (Welt am Sonntag, 2. März 2014). Der Mangel an Transparenz zeigt sich zudem besonders darin, 
dass „auch die Verhandlungen zum TTIP bislang ohne Beteiligung des Europäischen Parlamentes und 
der nationalen Parlamente stattfinden, und natürlich ohne Beteiligung der Öffentlichkeit, also der letzt-
lich Betroffenen“ (Aachener Nachrichten, 18. November 2013). Nicht nur der Verhandlungsprozess ist 
intransparent. Auch die Öffentlichkeit wird „über die Konsequenzen des Vertrags im Unklaren gelassen“ 
(Spiegel Online, 19. Mai 2014). 
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der Risiko-Gefahren-Frames als Grundlage genommen, da dieses relevante Risikofacetten beinhal-

tet. Die entsprechenden Frames müssen jedoch für TTIP angepasst werden, da bspw. keine Perso-

nalisierung anzutreffen und TTIP nicht als Naturgewalt einzustufen ist. Folglich wird der Basis-

Frame Fortschritt statt Personalisierung herangezogen und der Risiko-Frame Risiko als Schicksals-

schlag fallengelassen. Daher wird das Kategoriensystem in Form der angepassten Frames gestaltet, 

um eine deduktive Grundlage zu schaffen.  

Die Identifikation der Frame-Elemente zur plastischen Ausgestaltung der Frames wird hingegen 

induktiv mithilfe einer breiten Textbasis vorgenommen. Um diese wirtschaftspolitischen Effekte zu 

identifizieren, werden On- und Offlinemedien konsultiert und die Aussagen zu wirtschaftspoliti-

schen Effekten herausgenommen. Die Aussagen sollten sich zu direkten Auswirkungen von TTIP 

auf volkswirtschaftliche Belange beziehen, um für diese Arbeit relevant zu sein. Diese Aussagen 

werden gesammelt, bis keine neuen Aspekte hinzukommen (Sättigungspunkt). Anschließend wer-

den sie thematisch zu sinnhomogenen Gruppen verdichtet und aufgrund ihrer Struktur zu Frame-

Elementen abstrahiert. Die Frame-Elemente sind trennscharf und zeigen eine klare Kontur. Die 

Frame-Elemente werden auf Grundlage von wirtschafts- und kommunikationswissenschaftlicher 

Literatur, den Risiko- bzw. Gefahren-Frames zugeordnet. Können Frame-Elemente keinem Risiko- 

oder Gefahren-Frame zugeordnet werden, werden sie separat als Frame aufgeführt. Als Ergebnis 

dieses TTIP-Frameidentifizierungsprozesses entstehen vier Risiko- und vier Gefahren-Frames mit 

ihren jeweiligen Frame-Elementen:  

Risiko-Frames  

Wirtschaftlicher Ertrag: Dieser Frame – vormals Risiko als Glücksspiel – zeigt den volkswirtschaftli-

chen Gewinn durch TTIP in Form von mehr Arbeitsplätzen und Wirtschaftswachstum auf.  

Fortschritt stellt die strukturellen Entwicklungen durch TTIP in Form von Standardsetzungen, Si-

cherheit oder Wettbewerbsfähigkeit dar.  

Stärkung durch ISDS: Dieser Frame führt die Deutungsmuster zu Staats-Schiedsverfahren an, wel-

che Rechtssicherheit oder völkerrechtliche Aspekte berücksichtigen.  

Transparenz: Dieses Deutungsmuster deckt die gegebenen Öffentlichkeitsaspekte der Verhandlun-

gen ab.  

Gefahren-Frames  

Risiko als Damoklesschwert: Dieses Deutungsmuster stellt die kurzfristigen Schäden durch TTIP wie 

wirtschaftliche Erosion oder den Kulturverlust dar.  
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Risiko als schleichende Gefahr: Die strukturellen Veränderungen von TTIP wie Standards, Umwelt- 

oder Verbraucherschutz werden zusammengefasst.  

Schwächung durch ISDS: Analog zur Stärkung durch ISDS werden hier jedoch kritische Aspekte wie 

Konzerndominanz zusammengefasst. 

Intransparenz: Dieses Deutungsmuster befasst sich mit der nicht ausreichend gegebenen Transpa-

renz der Verhandlungen.   
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7 Operationalisierung der Fragestellung 

Aufbauend auf den Risiko- und Gefahren-Frames wird in diesem Kapitel eine weitere Grundlage 

für die Analyse der öffentlichen Debatte um TTIP gelegt, die Operationalisierung. Die Operationa-

lisierung legt die Dimensionen der öffentlichen Debatte bestehend aus Standing, Positionierung 

und Framing sowie weiterer Charakteristika der öffentlichen Debatte dar. Die quantitative Inhalts-

analyse wird hierbei als Analyseeinheit gesehen, da sie die Häufigkeitenverteilung der Frames und 

der Akteure zielgenau sichtbar macht.  

„Die quantitative Inhaltsanalyse ermöglicht die Auszählung von Häufigkeiten und einen 
Überblick über Wortverteilungen in beliebig großen Textkorpora. Der Vorteil solcher quan-
titativen Inhaltsanalysen besteht darin, dass Forschungsfragen statistisch bearbeitet und 
interpretiert werden können und so generalisierbare Aussagen über einzelne Untersu-
chungsfälle hinaus möglich sind“ (Dumm & Niekler, 2016, S. 97).  

7.1 Dimensionen öffentlicher Debatten  

Wie bereits im Kapitel Risikokommunikation dargelegt, ist die politische Öffentlichkeit eine wir-

kungsmächtige Bühne, auf der politische Entscheidungen mit zu Teilen bedeutenden Auswirkun-

gen diskutiert werden. Daher streben Kommunikationsakteure mit ihren Sichtweisen und Deu-

tungsmustern in die politische Öffentlichkeit, um dort Gehör zu finden. Wie nun die Erfolge der 

Kommunikationsakteure hierbei gemessen werden können, wird im Folgenden dargelegt. Um die 

Verwendung der Frames herauszuarbeiten, müssen die Kommunikationsakteure charakterisiert 

werden, um die Verteilung der Akteure klar darstellen zu können. Hierfür lauten die zentralen Fra-

gen: Wer sagt was und in welcher Häufigkeit? Um diese Fragen zu beantworten, werden Instru-

mente angeführt, welche eine möglichst objektive Darstellung der Kommunikationsakteure erlau-

ben. Diese Instrumente sind nach Gerhards und Schäfer (2006) Standing, Positionierung und Fra-

ming.  

Beim Standing wird die Präsenz eines Kommunikationsakteurs in den Medien gezählt. Dies ist eine 

Messgröße, welche auch in Relation zu anderen Akteuren gesehen werden kann. Diese Präsenz, 

also das Standing, kann bei gedruckten Erzeugnissen wie bspw. einer Zeitung anhand von Zitierun-

gen abgelesen werden. Gelingt es dem Kommunikationsakteur – egal, welchen Inhalt er präsentiert 

– sich in den Medien zu äußern, wird dies im Folgenden als Standing bezeichnet. Für Standing wer-

den direkte sowie indirekte Zitierungen berücksichtigt, die ursprünglich Pressemitteilungen, Pres-

sekonferenzen, Mitteilungen oder sonstigen Ereignissen entstammen können. Vor dem Hinter-

grund der Selektivität von Massenmedien ist es bereits ein Erfolg, wenn ein Kommunikationsakteur 
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eine Äußerung in den Massenmedien tätigt (Schade, 2018, S. 250). Verfolgt ein Kommunikations-

akteur das Ziel, an der politischen Öffentlichkeit teilzunehmen, braucht er Standing.174 Speziell bei 

politischen Vorhaben kann herausgestellt werden, dass, wenn einzelne Akteure eines Diskurses 

mit der politischen Wählerschaft korrespondieren, diese Akteure eine prominentere Rolle in der 

politischen Öffentlichkeit einnehmen und öfter zu Wort kommen als andere (Elliott et al., 2016). 

Das Standing ist dabei die Chance, Einfluss auf die öffentliche Meinung auszuüben, indem der Ak-

teur sich themenspezifisch zu Wort meldet. Hierbei kann er seine Position und sein Deutungsmus-

ter äußern. Es muss jedoch unterschieden werden, dass der Akteur nicht selbst Gegenstand der 

Berichterstattung ist, sondern seine themenspezifische Äußerung einbringt (Ferree et al., 2002).  

Als weiteres Analyseinstrument für die öffentliche Debatte steht die Positionierung eines Akteurs 

zu einem Thema, da Kommunikationsakteure neben dem Standing anstreben, dass sie ihre Inhalte 

in den Medien thematisieren können (Schade, 2018, S. 250). Die Positionierung baut auf dem 

Standing auf, da die Präsenz in den Medien Voraussetzung ist, um eine Position in den Medien 

äußern zu können. Bei der Positionierung rückt nun der geäußerte Inhalt in den Fokus der Betrach-

tung. Kommunikationsakteure können sich bspw. neutral, unterstützend oder ablehnend äußern.  

Als drittes Instrument können Kommunikationsakteure Deutungsmuster in den Medien vertreten, 

um einen Sachverhalt darzustellen. Framing meint hier „die Durchsetzung bestimmter Deutungs-

rahmen und damit Problemdefinitionen“ (Schade, 2018, S. 250).  

Um die Vorherrschaft einzelner Kommunikationsakteure zu untersuchen, ist es wichtig, den domi-

nierenden Frame aufzuzeigen. So wird die Frage nach den verwendeten Frames wichtig, die ein 

Thema interpretieren. „Dementsprechend sind Standing, Positionierung und Framing in der Folge 

die zentralen Messgrößen für den Erfolg im Wettbewerb um massenmediale Repräsentanz“ 

(Gerhards & Schäfer, 2006, S. 28). Auf diese Weise lässt sich der Kampf um die öffentliche Hege-

monie der öffentlichen TTIP-Debatte vermessen.175 Daher wird in der vorliegenden Arbeit die Häu-

figkeit der geäußerten Frames analysiert. Grundlage hierfür bietet ein Codebuch, welches die Kom-

 
174 Standing kann durch Beantwortung der Fragen: „Welche Akteure kommen wie oft in den Medien zu 

Wort und welche Akteure erhalten diese Chance nicht?“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 27) beantwortet 
werden. Betrachtet man den Zeitverlauf eines Diskurses, kann zum Standing zudem ausgeführt werden: 
„Organizations that dominate the coverage of their movement in effect publicly speak for it, gaining 
long-term media standing“ (Amenta et al., 2017, S. 4). 

175 In Anlehnung an Jäckel (2008) und Kepplinger (2009) sagt Seithe (2017, S. 60): „Mittlerweile liegen zahl-
reiche Studien zum Agenda-Setting-Ansatz vor, die auch mit verbessertem Methodendesign die Hypo-
these des Einflusses der Medienagenda auf die Publikumsagenda nicht widerlegen können“. Denn, mit 
seiner Anschlussfähigkeit an wirkungstheoretische Konzepte, wie Framing, erstrecken sich die postu-
lierten Wirkungen ebenfalls auf verhaltensrelationale Variablen. Somit ist belegt, dass es eine enge Ver-
bindung zwischen der Medien- und der Publikumsagenda gibt.  
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munikationsinhalte und die Kommunikationsakteure definiert. Da die Aussagen in den zu untersu-

chenden Presseerzeugnissen einem Frame-Element eines Frames zugeordnet werden können, 

kann auf diese Weise der dominierende Frame zu den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP er-

mittelt werden. Wie nun hierfür die Medienauswahl als Grundlage der quantitativen Inhaltsanalyse 

durchgeführt wird, verdeutlicht der anschließende Abschnitt.  

7.2 Analyseeinheit Printmedien  

Als Analyseeinheit werden Presseerzeugnisse untersucht. Die Verengung der Analyseeinheit auf 

Printmedien erscheint sinnvoll und begründet sich darin, dass sie „eine hohe Informationsdichte“ 

(Bathelt, Jedinger & Maier, 2016, S. 189) aufweisen sowie in ihnen „einerseits intensiver und hin-

tergründiger über das Thema berichte[t] und andererseits eine zentrale Arena von Expertenäuße-

rungen“(Gerhards & Schäfer, 2006, S. 73) geschaffen wird. Auch werden Diskurse in Printmedien 

geführt. Des Weiteren „bietet die Untersuchung von Zeitungen überdies viele analytische Anknüp-

fungspunkte an Studien“ (Bayat, 2016, S. 44), was bei der Studienfülle der Risikokommunikation 

weitere Erkenntnisse verspricht. Angenommen wird überdies, dass Printmedien einer stärkeren 

Selektion bei den Artikeln und Inhalten als bspw. Onlinemedien unterworfen sind. Der Platzmangel 

begründet dies teilweise. Daher steigt der Qualitätsanspruch der Printmedien und genau hier soll 

die vorliegende Analyse ansetzen. TV-Nachrichten sowie Radiobeiträge und Onlinedienste werden 

in der vorliegenden Arbeit ausgeschlossen, weil die Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen Me-

dien erschwert würde.  

 Medienauswahl  

Um die öffentliche TTIP-Debatte möglichst breit darzustellen, werden Leitmedien, Qualitätszeitun-

gen und Regionalzeitungen berücksichtigt. „Wilke versteht unter ‚Leitmedien‘ jene Massenmedien, 

denen gesellschaftlich eine anleitende Funktion zukommt und denen zudem Einfluss auf die Ge-

sellschaft und andere Medien zugeschrieben wird“ (Wilke 1999, S. 302: in: Jarren & Vogel, 2011, S. 

18). Wilke „nennt verschiedene charakteristische Merkmale von Leitmedien, unter anderem auch 

jenes der Bezugnahme auf bestimmte soziale Gruppen bzw. Zielgruppen“ (Jarren & Vogel, 2011, S. 

18). Mit Leitmedien ist in der vorliegenden Arbeit zudem gemeint, dass sie „aufgrund ihrer jewei-

ligen (zentralen) sozialen Stellung als Intermediäre in der Gesellschaft spezifische Vermittlungs- 

und Anschlusskommunikation ermöglichen“ (Jarren & Vogel, 2011, S. 19). Als Leitmedien (Blum, 

2011, S. 7) werden die Tageszeitungen Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) und Süddeutsche Zei-

tung (SZ) aufgenommen.  
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Neben Leitmedien werden ebenfalls Qualitätszeitungen berücksichtigt, da besonders in Qualitäts-

zeitungen entschieden wird, welche Informationen oder Ereignisse einer „diskursiven Prüfung“ 

(Wyss, 2011, S. 44) in der öffentlichen Kommunikation zur Verfügung gestellt werden sollen und 

welche nicht. Hierfür identifizieren Qualitätsmedien relevante Ereignisse und ordnen sie in einen 

Zusammenhang, damit das Ereignis nicht bloß als Fakt dasteht. Das Ereignis wird in einen Kontext 

gebettet und damit erklärt.  

„Qualitätsjournalismus beschränkt sich […] nicht darauf, Diskurse einfach wieder zu geben, 
sondern legt die Meta-Narrationen176 hinter den Diskursen frei. Erst die Freilegung aus der 
Beobachterperspektive zweiter Ordnung ermächtigt die Publika im aufklärerischen Sinn“ 
(Wyss, 2011, S. 44f).  

Die Relevanz von Qualitätszeitungen ist zudem dadurch gegeben, dass Politiker und wirtschaftliche 

Entscheidungsträger diese rezipieren (Greck, 2016). Auf diese Weise wird durch Anschlusskommu-

nikation der Diskurs weiter ermöglicht. Die Qualitätszeitung177 tageszeitung (Magin & Stark, 2011, 

S. 107) wird daher in der vorliegenden Arbeit berücksichtigt. Durch diese Auswahl von Leitmedien 

und Qualitätszeitungen ist neben der publizistischen Qualität zudem auch ein politisches Rechts-

links-Spektrum abgedeckt, da Kühne (2011, S. 252) der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) eine 

konservative Sichtweise bescheinigt und die tageszeitung (taz) als „linksalternativ“178 (ebd.) be-

zeichnet. Die Süddeutsche Zeitung (SZ) wird als „liberal“ (Heyne & Vollmer, 2016, S. 40) dargestellt.  

Neben den Zeitungen FAZ, SZ und taz fließen auch Regionalzeitungen in die Analyse ein, um mög-

liche Unterschiede zu den Leit- bzw. Qualitätszeitungen herausarbeiten zu können. Bei der Aus-

wahl der Regionalzeitungen ist von Interesse, ob es Unterschiede zwischen wirtschaftlich starken 

und schwächeren Regionen gibt. Dies wäre interessant, da TTIP u. a. den Handel anregen soll und 

dies in den Regionen unterschiedlich wirken kann. Zudem ist ein Faktor, wie viele Zeitungen es in 

einer Stadt/Region gibt, da sich dies auf die publizistische Konkurrenz auswirken kann. Es könnte 

erwartet werden, dass es in wirtschaftlich schwächeren Regionen weniger Zeitungen gibt, also we-

niger Konkurrenz – was sich ggfls. auch in der Berichterstattung widerspiegelt. Das Verbreitungs-

gebiet von Zeitungen in Deutschland ist sehr unterschiedlich, was die Informationsvielfalt limitiert. 

 
176 „Mit Narration werden […] nicht nur einfach Fakten oder diskursive Argumentationen vermittelt, son-

dern Narration kombiniert inkommensurable Diskurse aus dem Kontext jeweils spezifischer Situationen, 
indem sie miteinander kausal verlinkt werden und so für den Erzähler und den Rezipienten Sinn ma-
chen“ (Wyss, 2011, S. 42).  

177 Die Qualitätszeitung „ist geprägt durch eine starke Spezialisierung der Redaktion. Die einzelnen Mitglie-
der erwerben sich Kompetenzen und Kenntnisse, die durchaus denen eines Universitätsprofessors ent-
sprechen. Zur Spezialisierung gehört auch das große inländische und ausländische Korrespondenten-
netz. Das popular paper hingegen arbeitet eher mit Generalisten; Das quality paper {Qualitätszeitung] 
geht mit einem generell-abstrakten Ansatz an die Themen heran. Es betrachtet die Welt von oben und 
orientiert sich an Institutionen und ihren Ritualen“ (Blum, 2011, S. 9 f.).  

178 Gemeint ist hier im politischen Spektrum links – politisch links.  
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In Ostdeutschland gibt es „sehr große Verbreitungsgebiete und eine hohe Konzentration […]. Über 

zwei Drittel der deutschen Städte und Kreise mit über 40% der Bevölkerung sind Einzeitungskreise: 

In Westdeutschland sind ein Drittel aller Städte und Kreise sog. Einzeitungskreise, in Ostdeutsch-

land sogar zwei Drittel, d.h. hier informiert jeweils nur eine Redaktion über Lokal- und Regionalpo-

litik” (Beck K. , 2018, S. 391). Um entsprechende Regionalzeitungen auswählen zu können, wird das 

Städteranking „HWWI/Berenberg-Städteranking 2015: Die 30 größten Städte Deutschlands im Ver-

gleich“ des Hamburgisches Weltwirtschaftsinstitutes und der Berenberg Bank179 zugrunde gelegt. 

Dieses Städteranking von Mai 2015 untersucht die 30 größten deutschen Städte im Hinblick auf 

ihre „ökonomische Wettbewerbsfähigkeit“ (Nitt-Drießelmann, Wedemeier & Schüßler, 2015, S. 5). 

Das Ranking fokussiert unterschiedliche wirtschaftspolitisch relevante Aspekte der Städte wie die 

Bevölkerungsentwicklung, Entwicklung der Erwerbstätigkeit, Produktivität, Bildung und Innovati-

onsfähigkeit oder Internationalität. Ein Gesamtergebnis zeigt, „welche Städte eine im Vergleich e-

her positive bzw. negative ökonomische Entwicklung durchlaufen (werden) und eher günstige bzw. 

ungünstige Standortbedingungen aufweisen“ (ebd.). Dieses Ranking wird zugrunde gelegt, um 

nach Wirtschaftlichkeitsaspekten die Städte auszuwählen und hier die entsprechende Regionalzei-

tung nachvollziehbar selektieren zu können. Der Zeitpunkt der Städteanalyse ist zudem mit dem 

Untersuchungszeitraum der Inhaltsanalyse abgestimmt, um die zeitliche Konsistenz zu erlangen.  

 
179 Barenberg ist eine Privatbank, welche in Hamburg zu verorten ist.  
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Abbildung 8: Gesamtindex des HWWI/Berenberg-Städterankings  

 

Quelle: Nitt-Drießelmann, Wedemeier & Schüßler, 2015 

Auf Grundlage dieses Städterankings können die Städte München und Berlin als ökonomisch am 

wettbewerbsfähigsten eingestuft werden, da sie das Ranking anführen. Auch können die Städte 

Kiel und Chemnitz als am wenigsten ökonomisch wettbewerbsfähig eingestuft werden, da sie von 

den Autoren am Ende des Rankings aufgeführt werden. Es werden zwei wirtschaftlich starke und 

zwei verhältnismäßig schwächere Städte herausgegriffen, um mögliche Unterschiede zwischen 

wettbewerbsfähigen und weniger wettbewerbsfähigen Städten in Bezug auf TTIP darstellen zu 

können. Aufbauend auf diesem Ranking werden per Zufallsauswahl180 die Presseerzeugnisse181 in 

 
180 Die Regionalzeitungen der Städte werden mit Nummern versehen und aus den Nummern wird per Zu-

fallsauswahl eine Regionalzeitung ausgewählt, welche dann in die Analyse der vorliegenden Arbeit ein-
fließt. Die digitale Verfügbarkeit der Zeitungsartikel ist ein weiteres Selektionskriterium.  

181 Die Karte Verbreitungsgebiete der maximalen Belegungseinheiten regionaler Abo-Zeitungen wird als 
Orientierung für die Selektion der Regionalzeitungen herangezogen und mit weiteren Recherchen zu 
Regionalzeitungen vor Ort ergänzt. http://www.die-zeitungen.de/media/planungsdaten/verbreitungs-
gebiete-kartographien.html [Zugriff: 20. März 2017].  
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diesen Städten ausgewählt. Für München182 wird die Abendzeitung München (AZ), für Berlin183 der 

Tagesspiegel (Tsp), für Kiel184 die Kieler Nachrichten (KN) und für Chemnitz185 die Freie Presse (FP) 

selektiert. An dieser Stelle soll im Sinne der Reichweite der Zeitungen angemerkt werden, dass 

einzelne Regionalzeitungen teilweise eine deutlich höhere Auflage als überregionale Zeitungen 

aufweisen.186 Nach der Selektion der Zeitungen wird in einem nächsten Analyseschritt der Erhe-

bungszeitraum relevant, in dem die Kommunikationsakteure ihre Deutungsmuster medial darle-

gen. Dieser wird im Folgenden erläutert.  

 Erhebungszeitraum  

Aufbauend auf der Medienauswahl wird in diesem Abschnitt der Erhebungszeitraum definiert. Der 

Erhebungszeitraum der Analyse beginnt am 1. Januar 2013 und endet am 31. Dezember 2016. Dies 

bietet sich an, da auf diese Weise ein umfassender Zeitrahmen besteht, in dem vielfältige Kommu-

nikationsakteure die Möglichkeit haben, Standing zu erarbeiten, ihre Positionierung durchzuführen 

und ihre Frames zu kommunizieren. Der Beginn ist bewusst vor dem Bekanntwerden der offiziellen 

Verhandlungen von TTIP gewählt, weil so mögliche Vorberichterstattungen Eingang in diese Arbeit 

finden können. Zudem werden sämtliche offiziellen TTIP-Verhandlungsrunden berücksichtigt und 

da der Erhebungszeitraum über die letzte 15. Verhandlungsrunde bis Jahresende 2016 hinaus-

reicht, wird der sich anschließende potenzielle Diskurs ebenfalls berücksichtigt. Da „seit Januar 

2017“ (BMWi, 2018) die Verhandlungen „ruhen“ (ebd.), ist Ende 2016 zudem ein sinnvolles Ende 

des Erhebungszeitraumes.187 Da jedoch die EU-Kommission vom Rat im April 2019 ein neues Ver-

handlungsmandat erhält, könnten bald weitere Verhandlungen über ein EU-USA Abkommen abge-

halten werden, denn die EU-Kommission ist angehalten, die Verhandlungen wieder aufzunehmen 

(Council of the European Union, 2019). Der Zeitraum für die vorliegende Analyse kann die poten-

ziellen neuen Verhandlungen nicht berücksichtigen, ist jedoch weit gefasst und weist klare Kontu-

ren auf (Brosius, Haas & Koschel, 2016). Wie in diesem Erhebungszeitraum die Stichproben gezo-

gen werden, wird im nachfolgenden Abschnitt dargelegt.  

 
182 Die Tageszeitungen für München: Münchener Merkur, Abendzeitung, tz, Bayerischer Staatsanzeiger, 

Bayernkurier, Germania Plus, Hallo München, MiMuz, Münchener Kirchenzeitung. 
183 Für Berlin ergeben sich die Regionalzeitungen: Tagesspiegel, BZ, Berliner Zeitung, Bild, Die Tageszeitung, 

Spandauer Volksblatt.  
184 Für Kiel wird die Zeitungen: Kieler Nachrichten aufgeführt.  
185 Für Chemnitz ergibt sich die Chemnitzer Morgenpost, Freie Presse und Bild.  
186 Die regionale Freie Presse in Sachsen hat eine Auflage von 215.788 Exemplaren (https://mee-

dia.de/2018/07/20/ivw-analyse-die-auflagenzahlen-der-82-groessten-regionalzeitungen-hamburger-
mopo-verliert-18-tagesspiegel-und-norderneyer-badezeitung-legen-zu/) [Zugriff: 30.04.2019] im Ver-
gelich zu tageszeitung mit 48.609 Exemplaren im Vergleichszeitraum (http://www.taz.de/!106557/) 
[Zugriff: 30.04.2019].  

187 „A Council decision of 15 April 2019 states that the negotiating directives for the TTIP are obsolete and 
no longer relevant“ (EU Kommission, 2019). 
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 Stichprobenziehung  

In diesem Abschnitt wird die Stichprobenziehung dargelegt. Die Vorteile einer Stichprobenziehung 

bestehen in einem verkleinerten strukturgleichen Abbild der Grundgesamtheit. Das Ziel dieser 

„Teilerhebungen ist es […], trotz der kleinen Zahl von untersuchten Elementen Aussagen 
über die Grundgesamtheit machen zu können. Man will von Aussagen über eine Teilmenge 
auf die Gesamtmenge schließen können“ (Brosius, Haas & Koschel, 2016, S. 61).188  

Damit einher geht eine zeitlich ökonomische Analysemöglichkeit. „Die Nachteile reiner Presseana-

lysen sollen hier nicht verschwiegen werden: Zunächst ist es […] eher schwierig, eine flächende-

ckende Tageszeitungsstichprobe zu ziehen“ (Rössler, 2010, S. 65). Zu den Schwierigkeiten gehören 

bspw., dass Mantelredaktionen und die entsprechenden Regionalausgaben einer Tageszeitung zu 

Redundanzen bei der Erhebung führen können, infolgedessen muss bei der Stichprobenziehung 

auf einen Ausschluss dieser Problematik geachtet werden (vgl. ebd.). Zudem ist die Form der Stich-

probenziehung für die Ergebnisse relevant. Außerdem bieten sich mindestsens vier Arten der Stich-

probenziehung an: Klumpenauswahl, bewusste Auswahl, künstliche Woche oder Zufallsauswahl. 

Bei der Klumpenauswahl werden an einem bestimmten Tag alle relevanten Beiträge codiert (Röss-

ler, 2010, S. 60). Läge der ausgewählte Tag bspw. am ersten Tag der ersten TTIP-Verhandlungs-

runde, ist in der Berichterstattung möglicherweise ein Schwerpunkt auf den Zugewinnen durch 

TTIP zu erkennen, da, wie bereits erwähnt, die unterstützenden Studien 2013 erschienen und do-

minieren könnten. Beim ersten Tag der 14. Verhandlungsrunde sind vielleicht eine stärkere Kritik 

und die Schilderung der wirtschaftspolitischen Fehlentwicklungen von TTIP festzustellen, da die 

Verhandlungen nach der 15. Runde ausgesetzt werden.  Eine Entwicklung der Frames im Zeitver-

lauf scheint mit der Klumpenauswahl so auch nur eingeschränkt möglich. Bei der bewussten Aus-

wahl, einer Auswahl nach festgelegten Kriterien für die Selektion der Presseerzeugnisse, ist die 

Aussagekraft meist nur auf die ausgewählten Presseerzeugnisse beschränkt. Ein Inferenzschluss ist 

nur bedingt möglich. Bei der künstlichen Woche, einer systematischen Auswahl, „bei der von ei-

nem bestimmten Startpunkt aus – nach einem festgelegten Intervall – jedes n-te Element berück-

sichtigt wird“ (Rössler, 2010, S. 59), bietet sich für den Zeitraum von 1. Januar 2013 bis 31. Dezem-

ber 2016 nur ansatzweise an. Künstliche Wochen bieten sich an, um „Themenkarrieren bzw. Trends 

in der Berichterstattung über einen bestimmten Zeitraum innerhalb eines Mediums“ (Brosius, Haas 

 
188 „Dieses Verfahren, auch Repräsentationsschluss [Inferenzschluss] genannt, ist nur dann zulässig, wenn 

die Elemente aus der Grundgesamtheit in der Teilmenge in derselben Zusammensetzung vertreten sind, 
die Teilmenge also ein verkleinertes, strukturgleiches Abbild der Gesamtmenge ist. Dieser Zustand ist 
am besten durch das Auswahlverfahren der Zufallsstichprobe hergestellt“ (Brosius, Haas & Koschel, 
2016, S. 61). 
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& Koschel, 2016, S. 165) zu erheben. Die Bestimmung des Intervalls wäre bei diesem langen Zeit-

raum leicht zu kritisieren, da Kriterien für diesen langen Zeitraum schwer zu begründen sind. Dem-

gemäß erscheint in der vorliegenden Arbeit die vierte Variante, die Zufallsauswahl, am sinnvolls-

ten. Bei ihr wird die Artikelauswahl im Rahmen der festgelegten Presseerzeugnisse dem Zufall 

überlassen. Durch die zufällige Auswahl ist zudem die Möglichkeit eines Inferenzschlusses auf die 

Grundgesamtheit der Presseerzeugnisse gegeben (Rössler, 2010) sowie die Möglichkeit, Aussagen 

über Häufigkeiten treffen zu können. Somit wird die Zufallsauswahl in der vorliegenden Arbeit an-

gewandt. Auf welche Weise in einem nächsten Schritt die Artikel der relevanten Presseerzeugnisse 

selektiert werden, wird im Folgenden dargelegt.  

 Artikelrecherche  

Um die relevanten Zeitungsartikel auszuwählen, wird der Begriff TTIP verwendet. Dies bietet sich 

an, denn TTIP ist die Abkürzung für das Abkommen und der vermutlich am häufigsten zu erwar-

tende Begriff in Artikeln, da er den sperrigen Gesamtnamen des Abkommens im Deutschen wie 

Englischen zusammenfasst und so am ehesten anzutreffen ist. Damit ist zu vermuten, dass er in 

den Medien angewandt wird. Der Begriff TTIP wird bei den Zeitungen in allen „Ressorts“ (Rössler, 

2010, S. 124) – u. a. Politik, Wirtschaft, Finanzen – berücksichtigt. Die erhobenen journalistischen 

Darstellungsformen in den Artikeln sind dabei die Nachricht und der Kommentar, da die Deutungs-

vielfalt der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP im Kommentar die Meinung des Mediums be-

ziehungsweise des Journalisten widerspiegelt und verschiedene Akteure zu Standing gelangen kön-

nen. In der Nachricht können ebenso verschiedene Akteure zu Wort kommen, die Nachricht ist 

aber sachlicher Natur. Ziel bei der Auswahl ist es, dass pro Zeitungen 100 Artikel ausgewählt wer-

den. Als Zielmarke ergibt dies 700 Artikel für die Grundlage der Analyse. Dabei können nicht alle 

Artikel direkt einer Datenbank entnommen werden, daher sind im Folgenden die unterschiedlichen 

Artikelrecherchen dargelegt.  

Die Artikel der Freien Presse sind als einzelne PDFs (eine gedruckte Seite der Tageszeitung pro PDF) 

durch den Verlag zur Verfügung gestellt. Angefragt worden sind alle Artikel mit dem Begriff TTIP 

im Erhebungszeitraum. Die Bereitstellung von PDFs – die gedruckte Seite der Tageszeitung – ergibt 

die Herausforderung, dass mehr als ein Artikel mit dem Begriff TTIP pro PDF anzutreffen sein kann. 

Eine Zufallsauswahl wird mithilfe des Zufallsgenerators anhand einer Auflistung der PDFs er-

schwert. Da jedoch nicht 100 Artikel im Erhebungszeitraum vom Verlag zur Verfügung gestellt wer-

den, fließen alle 79 Artikel mit dem Begriff „TTIP“ der 74 zur Verfügung gestellten PDFs in die Ana-

lyse ein. Bei PDFs mit mehr als einem Artikel mit dem Begriff TTIP werden diese Artikel mit einem 
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ergänzenden Buchstaben zur klaren Unterscheidung im PDF – bspw. 1035a – versehen. Hier ist die 

Ergänzung des Buchstaben a das Unterscheidungskriterium.189  

Bei den Kieler Nachrichten werden ebenfalls Artikel als PDF mit teilweise mehr als einem Artikel 

mit dem Begriff TTIP vom Verlag zur Verfügung gestellt. Sie sind ebenfalls als einzelne PDFs verfüg-

bar und somit in Listenform. Aus den 133 PDFs werden per Zufallsgenerator 100 ausgewählt. Sind 

in einem PDF mehrere Artikel mit dem Begriff TTIP anzutreffen, wird eine Zufallsstichprobe aus 

diesen Artikeln gezogen. In der Analyse werden diese Artikel – analog zur Freien Presse – mit Buch-

staben versehen. Somit kann ein Artikel auch bspw. 2030a heißen, wenn die Zufallsauswahl zwei-

mal auf dasselbe PDF fällt, in dem sich zufällig auch zwei Artikel befinden. Die Artikel im PDF sind 

entsprechend durchgekennzeichnet, um eine klare Zuordnung zu ermöglichen.  

Ein weiteres untersuchtes Medium ist die Abendzeitung München. Die relevanten Artikel sind in 

der Württembergischen Landesbibliothek in Stuttgart als PDFs recherchiert worden. In den Vorort-

computern der Landesbibliothek wird der Begriff TTIP im Erhebungszeitraum eingegeben und es 

werden 149 Artikel ausgegeben. Die Artikel sind in einer chronologischen Liste aufgeführt und es 

können daher per Zufallsgenerator 100 Artikel ausgewählt werden.190 

Bei der Recherche von Artikeln wird auch die Datenbank LexisNexis konsultiert. LexisNexis ist eine 

„der größten Datenbanken mit computerlesbarem Textmaterial“ (Brosius, Haas & Koschel, 2016, 

S. 173 f.). Konsequenterweise wird der Begriff TTIP in die Suchmaske eingegeben. Artikel der Zei-

tungen tageszeitung und Der Tagesspiegel sind in der Datenbank NexisLexis191 verfügbar und unter 

den Selektionskriterien Suchbegriff TTIP und den Suchkriterien Zeitungen sowie dem Untersu-

chungszeitraum als Liste selektierbar. Unter Zuhilfenahme des Zufallsgenerators werden aus den 

bei der taz verfügbaren 1010 Artikeln 100 und von den 535 Artikeln von Der Tagesspiegel ebenfalls 

100 zufällig ausgewählt.192  

 
189 Fällt die Zufallsauswahl bei der Selektion auf einen Leserbrief oder eine kurze Terminankündigung, wird 

der darauffolgende Artikel ausgewählt und der Leserbrief bzw. die Terminankündigung nicht berück-
sichtigt. Durch die Berücksichtigung von Leserbriefen könnte bspw. eine ungewollte Vermischung mit 
anderen journalistischen Darstellungsformen – außer Kommentar oder Nachricht – erfolgen, was somit 
verhindert wird. Dies wird konsequent in allen Presseerzeugnissen vorgenommen. 

190 Die Artikel liegen in drei Blöcken à 50 bzw. 49 Artikel vonseiten der Landesbibliothek vor. Um die 100 
Artikel auszuwählen, werden mithilfe des Zufallsgenerators pro Block 33 Artikel ausgewählt und mit 
einer laufenden Nummer versehen.  

191 Die Suchmaske wird aus Wirtschaft und Deutschland verengt und es werden Nachrichten selektiert.  
192 Aus den verfügbaren Artikeln wird eine Zufallsauswahl bezogen, in dem die Gesamtzahl der Artikel das 

Maximum (Bspw. 1010 bei taz) bildet. Per Zufallsgenerator werden 100 Zahlen aus dieser Masse in eine 
Excel-Tabelle übertragen, Dopplungen vermieden und aufsteigend sortiert. Diese Zahlen aus dieser Liste 
– 100 Zufallszahlen – werden anschließend aus der Datenbank ausgewählt.  



7 Operationalisierung der Fragestellung 

145 

Artikel der Süddeutschen Zeitung entstammen dem Bibliotheksportal der Freien Universität Berlin, 

genauer dem Süddeutsche Zeitung Archiv. Sie werden analog zu den anderen Zeitungen mit dem 

Begriff TTIP in der Maske nach Tageszeitungen (Hauptausgaben) und dem Untersuchungszeitraum 

selektiert. Auch bei dieser Zeitung wird der Zufallsgenerator zu Hilfe genommen, um aus den 801 

Artikeln der Datenbank 100 zufällig auszuwählen.  

Analog zur Süddeutschen Zeitung entstammen die 760 Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

aus dem Bibliotheksportal der Freien Universität Berlin, genauer dem FAZ Archiv.193 Entsprechend 

dem vorherigen Vorgehen werden sie mittels eines Zufallsgenerators selektiert. Wie diese Artikel 

der Presseerzeugnisse codiert werden, zeigt der anschließende Abschnitt.  

 Codierung  

Die Codierung wird als ein Kategoriensystem angewendet, um aus den Artikeln die wirtschaftspo-

litischen Effekte von TTIP identifizieren zu können.  

„Die Codierung ist der Teilschritt in der Inhaltsanalyse, in dem die Medieninhalte in vorher 
festgelegten Analysekategorien erfasst und verdichtet werden. Das Regelwerk, nach denen 
diese Erfassung erfolgt, ist das Codebuch. In diesem zentralen Instrument der Inhaltsana-
lyse sind alle wesentlichen Regeln für die Erhebung definiert, beschrieben und mit Beispie-
len erläutert“ (Rössler & Geise, 2017, S. 278).  

In das Codebuch der vorliegenden Arbeit ist eine Akteursliste aufgenommen, um die vielfältigen 

Kommunikationsakteure trennscharf behandeln zu können. Die Codierung der Artikel erfolgt auf 

drei Ebenen. „Zum einen dient […] der Artikel selbst als Codiereinheit, zum zweiten die verschie-

denen Sprecher innerhalb eines Artikels, zum dritten die innerhalb einer Aussage geäußerten Deu-

tungen“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 81). Das Codebuch als Kriterienkatalog zum Kodieren der 

relevanten Ausprägungen des Artikels, der Akteure und Aussagen wird vor der Anwendung auf die 

sieben Zeitungen (FAZ, taz, SZ, FP, KN, AZ und Tsp) mit einem umfassenden Pretest an Artikeln der 

Zeitung Die Welt getestet, um die Funktionsfähigkeit des Codebuchs sicherzustellen.194 Um den 

Prozess des Codierens im Codebuch leichter nachvollziehen zu können, wird er im folgenden Ab-

schnitt anhand der drei Ebenen Artikel, Akteur und Aussage knapp beschrieben195.  

 
193 Aus Gründen der leichteren Einordnung des Artikels in die Codebuch-Kategorien Nachricht oder Kom-

mentar, werden die ganzen Zeitungsseiten aus dem Archiv heruntergeladen, um Feuilleton oder Mei-
nungsseiten treffsicher zu erkennen. Daher kann es passieren, dass zwei Artikel mit dem Begriff TTIP 
auf der Seite auftauchen. In diesen Fällen wird der Artikel herangezogen, welcher in der Datenbank 
zufällig ausgewählt wurde.  

194 Im Zuge des Pretests sind Kleinigkeiten am Codebuch optimiert worden, um die Anwendungsgenauig-
keit zu verbessern.  

195    Auf die Durchführung eines Reliabilitätstest wurde verzichtet, da ein Codierer kontinuierlich gearbeitet  
         und testweise seine Arbeit übergeprüft hat.   
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Als erste Analyseebene wird der Artikel gesehen. „Eine häufig verwendete Analyseeinheit ist bei 

Printmedien der Artikel, also Meldungen, [und] Berichte“ (Brosius, Haas, & Koschel, 2016, S. 165). 

Auf der Ebene der Artikel werden formale Merkmale codiert, „dazu gehören Angaben über das 

Datum“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 81). Ebenso wird der Anlass der Berichterstattung codiert. 

Es wird „zum einen der ‚Veranlasser‘ des Artikels codiert, mithin derjenige Akteur, dessen Hand-

lung den Journalisten zum Verfassen eines Artikels motiviert hat. Die Variable ‚Anlass‘ lässt Rück-

schlüsse auf die Anstrengungen von Akteuren zu, die versuchen, Einfluss auf die Debatte“ 

(Gerhards & Schäfer, 2006, S. 81) zu nehmen. Darüber hinaus wird erhoben, ob TTIP eher unter-

stützend oder ablehnend im Artikel als Ganzes gesehen wird. Ebenso wird der Autor erhoben, um 

eigene Artikel eines Zeitungsredakteurs von Agenturmeldungen oder Fremdmeldungen unter-

scheiden zu können. Ferner wird codiert, welche Themen bzw. Kapitel von TTIP im Artikel vorkom-

men. Die Themen können relevant werden, da eine Konzentration auf einzelne Themen dargestellt 

werden kann und andere TTIP-Themen weniger erwähnt werden. Die Zuordnung der journalisti-

schen Darstellungsform in die Nachricht oder den Kommentar wird ebenso gezeigt, um nachzuvoll-

ziehen, ob das Medium selbst Kommunikationsakteur ist (Kommentar), Gastkommentare aufge-

nommen sind oder als das Medium Mittler für die Kommunikationsakteure (Nachricht) dient. Hier-

bei wird als Kommentar u. a. der Kommentar an sich, die Glosse, der Leitartikel oder das Feuille-

ton196 gesehen. Die Aufgabe des Feuilletons wird dabei im „Bewerten und Veranschaulichen von 

Zusammenhängen“ (Degen, 2004, S. 66) gesehen. Ergänzend werden Interviews und Portraits er-

hoben, um einzelne Kommunikationsakteure profiliert darstellen zu können. Auf der Aussage-

ebene werden die drei dominantesten Akteure – gemessen an Zitierungen in Zeilen197 – berück-

sichtigt, die sich zu den wirtschaftspolitischen Folgen von TTIP zu Wort melden (Standing). „Inner-

halb eines Zeitungsartikels kommen über indirekte oder direkte Zitate in der Regel mehrere Ak-

teure zu Wort“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 82). Hierfür werden zuerst die Akteure erhoben und 

in einer Akteursliste aufgenommen. Der Aufbau der Akteursliste orientiert sich an den Vorgaben 

von Rössler (2010, S. 144 ff.). Akteure werde dabei – auch in Anlehnung an Gerhards und Schäfer 

(2006) – in die Kategorien Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medienschaffende aufgeteilt. 

Diese Zergliederung der Gesellschaft in bestimmte Bereiche erleichtert die Analyse erheblich. Denn 

auch aus der Systemtheorie (und hier besonders Luhmann) ist bekannt, dass sich die Gesellschaft 

nach Funktionssystemen gliedert, die sich anhand von Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Medien 

 
196 In einer Studie zu Meinungsteil im Feuilleton zeigt sich eine grundsätzliche Spaltung. „In 49% aller Bei-

träge […] wird überhaupt gewertet, in 51 % nicht. Dabei erweisen sich FAZ, SZ und die boulevardnahe 
NP als überdurchschnittlich meinungsfreudig“ (Reus & Harden, 2015, S. 216). Dies führt dazu, dass das 
Feuilleton in der vorliegenden Arbeit als Meinungsbeitrag gesehen wird, da das Feuilleton der SZ und 
FAZ in die vorliegende Analyse einfließt.  

197 Ist die Zeilenanzahl bei zwei oder mehreren Akteuren gleich, wird der im Artikel erstgenannte Akteure 
berücksichtigt.  
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strukturieren (Luhmann, 1984; Luhmann, 2000). Ebenso nutzt aktuelle Forschung diese gesell-

schaftliche Differenzierung (Edel et al., 2018, S. 277). Diese Form der Strukturierung von Akteuren 

legt die Basis für die Beantwortung der Forschungsfrage bezüglich des Standings eines Akteurs.198 

Als Kernstück der vorliegenden Arbeit werden die Deutungsmuster der Kommunikationsakteure 

erhoben. Konkret werden die Frame-Elemente in Verbindung mit den Kommunikationsakteuren 

zusammen dargestellt. Da Studien auch bedingt durch ihren Auftraggeber entsprechende Ergeb-

nisse vermuten lassen, werden Studien zu TTIP, die in den untersuchten Artikeln auftauchen, co-

diert und bestmöglich einem Kommunikationsakteur zugeordnet. Werden Studien ohne Bezug auf 

einen Kommunikationsakteur im Artikel erwähnt, werden sie ebenfalls aufgeführt. Eventuell lässt 

sich auf diese Weise zeigen, dass Kommunikationsakteure bestimmte Studien zitieren und andere 

vernachlässigen.  

7.3 Zwischenresümee  

Dieses Kapitel stellt die Operationalisierung der öffentlichen TTIP-Debatte dar. Hierbei werden die 

unterschiedlichen Dimensionen der öffentlichen Debatte umrissen, in denen sich die Akteure äu-

ßern. Dies wird anhand der drei Instrumente Standing, Positionierung und Framing durchgeführt. 

Um die Debatte fokussiert nachzuvollziehen, werden Printmedien gewählt, da diese qualitativ 

hochwertig und stark verdichtet die Äußerungen der Akteure wiedergeben. Um das politische 

Spektrum der Risikokommunikation in der Debatte abzudecken, werden die überregionalen Tages-

zeitungen FAZ, SZ und taz herangezogen. Um in Ergänzung auch die Unterschiede von wettbe-

werbsfähigen und weniger wettbewerbsfähigen Zeitungen aufzunehmen, werden regionale Tages-

zeitungen in entsprechenden Städten berücksichtigt. Dabei werden die Zeitungen in den Jahren 

2013 bis 2016 betrachtet, um so die gesamte TTIP-Verhandlungsperiode zu berücksichtigen sowie 

eine mögliche Vor- und Nachberichterstattung der Verhandlungsrunden zu ermöglichen. Dazu 

werden die Artikel per Zufall in den Medien ausgewählt, um die so gewonnene Auswahl per Infer-

enzschluss auf die Gesamtheit der öffentlichen Debatte übertragen zu können. Für eine umfas-

sende Betrachtung werden zudem die Artikel sowie die darin vorkommenden Aussagen und Ak-

teure angeschaut. Durch diese Greifbarmachung der öffentlichen Debatte können individuelle 

Sichtweisen und Deutungen der beteiligten Akteure aufgezeigt, zueinander ins Verhältnis gesetzt 

 
198 Aussageträger können Parteien, Politiker, soziale Bewegungen, Organisationen aller Art, Wirtschafts-

vertreter oder Unternehmensvertreter sowie unkonkrete Kommunikationsakteure sein. Die zuerst ge-
nannte Funktion, bspw. Wirtschaftsminister und SPD-Vorsitzender Sigmar Gabriel, führt zur Kodierung 
von ‚Wirtschaftsminister‘, da Wirtschaftsminister zuerst genannt wird. Ebenso wird auch als Merkmal 
erhoben, welche Haltung der Kommunikationsakteur grundsätzliche gegenüber TTIP einnimmt (positiv, 
neutral, negativ). 
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und eine öffentliche Hegemonie eines Deutungsmusters identifiziert werden. Wie sich dies konkret 

in Ergebnissen zeigt, wird im folgenden Kapitel expliziert.  
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8 Ergebnisdarstellung der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

Die öffentliche Kontroverse um die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP wird in diesem Kapitel 

aufgezeigt und es werden die Ergebnisse der Frame-Analyse dargelegt. Zu Beginn wird hierfür die 

Struktur der öffentlichen Debatte anhand von Formalia erörtert, welche sich aus der Artikelebene 

der untersuchten Zeitungen ergibt. Anschließend stehen die drei Dimensionen – Standing, Positio-

nierung und Framing – im Zentrum. Diese werden als relative Messgröße ins Verhältnis gesetzt, um 

den „Medienerfolg“ (Schade, 2018, S. 250), also die dominierenden Akteure und ihre jeweiligen 

Sichtweisen nachzuvollziehen. Auf diese Weise „kann man bestimmen, wie erfolgreich sich ein Ak-

teur im Vergleich zu anderen Akteuren massenmedial platzieren kann, und wie oft es ihm im Ver-

gleich zu diesen anderen Akteuren gelingt, seine Positionen und Deutungen“ (Gerhards & Schäfer, 

2006, S. 93) zu platzieren. Mit diesen Instrumenten lässt sich demgemäß nachvollziehen, ob und 

wie Kommunikationsakteure aus der Politik, Wirtschaft oder Zivilgesellschaft den öffentlichen Dis-

kurs beherrschen.  

Um rasch einen Überblick über dieses Kapitel zu erlangen, ist es wie folgt aufgebaut: Zu Beginn wird 

die Struktur der öffentlichen Debatte anhand der Artikel untersucht. Charakteristika des Artikels wer-

den ohne unmittelbaren Bezug zu den Akteuren betrachtet. Dabei wird deutlich, wie sich die Häufig-

keiten der Artikel im Untersuchungszeitraum, die Positionierung des Artikels oder die thematischen 

Schwerpunkte der Berichterstattung verhalten. Anschließend wird das Standing der Kommunikati-

onsakteure dargelegt und die entsprechenden Häufigkeiten dargestellt. Dem schließt sich ein Ab-

schnitt zur Positionierung der Kommunikationsakteure an, welcher die grundsätzliche Sichtweise der 

Akteure auf TTIP herausstellt. Anschließend werden die Risiko- und Gefahren-Frames in Verbindung 

mit den Kommunikationsakteuren aufgeführt. Ebenso werden die von den Kommunikationsakteuren 

angeführten Studien herausgearbeitet und es wird gezeigt, welche wissenschaftliche Basis in der Ar-

gumentation in der Debatte anzutreffen ist. Zudem werden die untersuchten Zeitungen analysiert, 

um zu zeigen, welche Akteure, Positionen oder Frames sie verstärkt aufweisen.  

8.1 Strukturierung der öffentlichen Kontroverse 

Dieser Abschnitt untersucht formale Kriterien der öffentlichen Debatte anhand der Artikel. Zu Be-

ginn wird bspw. der Umfang der Berichterstattung in der quantitativen Menge der Artikel zu TTIP 

visualisiert, um die Verteilung der Artikel über die untersuchten Zeitungen darzustellen. Auch wird 

der Ort der Berichterstattung herausgestellt, um eine Verteilung auf Deutschland, Europa oder die 

USA zu erarbeiten. Ebenso wird die grundsätzliche Positionierung des Artikels ermittelt, um zu zei-

gen, ob die Mehrheit der Aussagen im Artikel unterstützend oder ablehnend gegenüber TTIP ist. 
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Zudem werden die Artikel im Zeitverlauf dargestellt und die in den Artikeln enthaltenen TTIP-Kapi-

tel erörtert.  

 Artikelhäufigkeiten  

Die Quantifizierung der TTIP-Berichterstattung wird im Folgenden dargestellt. Mit Blick auf den 

Erhebungszeitraum von vier Jahren (2013 bis 2016) wird deutlich, dass die Aufmerksamkeit für das 

Thema in den untersuchten Zeitungen unterschiedlich ausgeprägt ist. Durchschnittlich sind pro Tag 

2,4 Artikel199 in den untersuchten Zeitungen zu finden. Leider fällt eine Vergleichsgröße zu vorhe-

rigen Freihandelsabkommen schwer, da das kommunikationswissenschaftliche Interesse an Frei-

handelsabkommen erst kürzlich stärker entfacht ist und keine belastbaren Grundlagen für einen 

angemessenen Vergleich verfügbar sind.  

Abbildung 9: Gesamtartikelanzahl zu TTIP in den untersuchten Zeitungen im Erhebungszeitraum  

 

Datenbasis: Schlagwortsuche mit „TTIP“ in den teilweise elektronischen Archiven der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“ (FAZ), „Süddeutschen Zeitung“ (SZ), „tageszeitung“ (taz), „Freien Presse“ (FP), „Kieler Nachrich-
ten“ (KN), „Abendzeitung München“ (AZ) und „Der Tagesspiegel“ (Tsp) in den Jahren 2013 bis 2016.   

Quelle: eigene Darstellung 

Auf den ersten Blick fällt bei der Verteilung der Artikel im gesamten Erhebungszeitraum auf, dass 

eine Häufigkeitskonzentration des Themas TTIP in den überregionalen Zeitungen im Verhältnis zu 

den Regionalzeitungen vorherrscht. Die taz berichtet am häufigsten mit 1010 Artikeln, gefolgt von 

801 Artikeln in der SZ und 760 Artikeln in der FAZ. Bei dieser Darstellung sind alle Artikel von Nach-

richten oder Kommentaren bis zu Leserbriefen enthalten, was lediglich die Darstellung des Themas 

verdeutlicht. Im Mittel weisen diese drei überregionalen Zeitungen durchschnittlich 857 Artikel 

 
199 Die 2,4 durchschnittlichen TTIP-Artikel zu Tag errechnen sich wie folgt: Alle Artikel der Tageszeitungen 

(79, 133, 149, 535, 1010, 801, 760) werden addiert und durch die Anzahl der Tage (1461) geteilt und 
gerundet.  
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auf. Betrachtet man die Regionalzeitungen, fällt hier ein Mittelwert von 224200 Artikeln auf. Setzt 

man diese Zahlen ins Verhältnis, bleibt zu resümieren, dass die überregionalen Zeitungen 3,8-mal 

häufiger über TTIP berichten als die untersuchten Regionalzeitungen.  

Ein weiterer Befund dieser Erhebung ist, dass nicht nur ein Unterschied zwischen überregionalen 

Zeitungen und Regionalzeitungen anzutreffen ist, sondern auch innerhalb der Regionalzeitungen. 

Ein Selektionskriterium bei der Auswahl der Regionalzeitungen ist die ökonomische Wettbewerbs-

fähigkeit der Region, in der die Zeitung angesiedelt ist (Nitt-Drießelmann, Wedemeier, & Schüßler, 

2015, S. 5). Betrachtet man die Artikelhäufigkeit, zeigt sich, dass ein Unterschied zwischen Zeitun-

gen aus ökonomisch wettbewerbsfähigen und weniger ökonomisch wettbewerbsfähigen Städten 

anzutreffen ist. Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigen Städten wie Berlin (Tsp) oder 

München (AZ) berichten 3,2-mal201 häufiger über TTIP als Zeitungen aus ökonomisch weniger wett-

bewerbsfähigen Städten wie Kiel (KN) und Chemnitz (FP). Mit Blick auf den Ort, von dem die Jour-

nalisten ihre Artikel schreiben, ist eine zeitungsübergreifende Konzentration festzustellen. Über 

alle Presserzeugnisse hinweg ist Deutschland der Ort, an dem die meisten Artikel in den untersuch-

ten Zeitungen geschrieben werden. Aus Deutschland stammen 58,9 % der Artikel, gefolgt von Bel-

gien, Frankreich und Luxemburg als Länder der relevanten europäischen Institutionen mit 18,2 %. 

Die USA fallen mit 1,7 % deutlich ab.202 

 Artikelpositionierung 

Als nächstes wird die Positionierung der Artikel zu TTIP betrachtet. Diese wird anhand der Mehrheit 

von unterstützenden, ablehnenden oder neutralen Äußerungen im Artikel erhoben.203 Auch bei 

der Positionierung ist ein Unterschied zwischen überregionalen Zeitungen und Regionalzeitungen 

abzulesen. Da die verwendeten überregionalen Zeitungen bewusst nach dem politischen Rechts-

 
200 Durch Addition aller Artikel im Erhebungszeitraum und Dividieren durch die Artikelanzahl erhält man 224.  
201 Durch Addition von AZ (149) und Tsp (535) (ökonomisch wettbewerbsfähige Städte) ergeben sich 684 

Artikel, was um den Mittelwert zu erhalten durch zwei geteilt wird (342). In einem weiteren Schritt 
ergibt sich durch die Addition von FP (79) und KN (133) (ökonomisch weniger wettbewerbsfähige 
Städte) 212, was ebenso durch zwei geteilt wird, um den Mittelwert zu erhalten (106). Setzt man diese 
Mittelwerte (342 zu 106) ins Verhältnis, erhält man den gerundeten Wert 3,2.  

202 Dagegen muss festgehalten werden, dass bei 21,2 % der Artikel keine klare Zuordnung möglich ist, da 
kein konkreter Ort genannt wird. Bei Kommentaren war die Ortsbestimmung größtenteils nicht möglich. 
Zudem sind teilweise Artikel an zwei oder mehreren Orten geschrieben worden und so sind Dopplungen 
möglich.  

203 Ist die Mehrheit der Äußerungen von Kommunikationsakteuren ablehnend, wird der Artikel als kritisch 
gesehen, bei unterstützender Mehrheit als unterstützend und bei mehrheitlich neutralen oder indiffe-
renten Aussagen wird der Artikel als neutral bzw. indifferent bewertet.  
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links-neutral-Spektrum selektiert sind, kann von einer gewissen Ausrichtung auf die wirtschaftspo-

litischen Effekte von TTIP ausgegangen werden.204 Diese Ausrichtung wird anhand der konservati-

ven FAZ und der linksalternativen taz deutlich. Die Mehrheit der Artikel in der FAZ weisen unter-

stützende Äußerungen auf und die Positionierung in der taz ist mehrheitlich kritisch. Auch die SZ 

weist eine Mehrheit kritischer Artikel auf. Bei den überregionalen Zeitungen ist eine Tendenz hin 

zu einer kritischen Berichterstattung zu erkennen. Diese Ergebnisse decken sich mit Untersuchun-

gen zur redaktionellen Linie von Medien bezogen auf TTIP. Leißner (2017) führt eine vergleichbare 

Analyse der medialen Darstellung von TTIP in der deutschen Presse durch und weist nach, dass die 

FAZ tendenziell pro TTIP schreibt, die taz sehr kritisch berichtet und die SZ ebenfalls tendenziell 

kritisch (Leißner, 2017, S. 457).205 Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchungen kommen zu 

sehr ähnlichen Ergebnissen. In der vorliegenden Untersuchung sind 45 % der Artikel kritisierend, 

35 % der Artikel unterstützend und 20 % neutral bzw. ambivalent. Die vorliegende Untersuchung 

belegt die Ergebnisse von Leißner (2017) dahingehend, dass die neutralen bzw. ambivalenten Po-

sitionierungen in der Minderheit sind. Die grundsätzliche Spaltung in Pro- und Contra-Sichtweisen 

kann ebenso belegt werden, mit einem Hang zur kritischen Betrachtung.  

 
204 Die Grundannahme, dass konservativere und wirtschaftsnähere Medien eine Wirtschaftsreform ten-

denziell unterstützen und tendenziell linksliberale Medien eher verweigern, ist hier anzutreffen.  
205 Sie untersucht die Pro- und Contra-Äußerungen zu TTIP in den vier überregionalen Zeitungen FAZ, SZ, 

Welt und taz sowie der Bild, Hamburger Morgenpost und Abendzeitung München. In ihrem Panel ver-
deutlicht sie, dass der Diskurs in puncto Pro- und Contra-TTIP-Argumente ausgeglichen ist (ebd., S. 459).  
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Abbildung 10: Positionierungen der untersuchten Artikel gegenüber TTIP (in %)  

 

Datenbasis: Die untersuchten Artikel in „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ (FAZ), „Süddeutsche Zeitung“ (SZ), 
„tageszeitung“ (taz), „Freier Presse“ (FP), „Kieler Nachrichten“ (KN), „Abendzeitung München“ (AZ) und „Der 
Tagesspiegel“ (Tsp) von 2013 bis 2016 geben die Positionierung gegenüber TTIP in den Kategorien „Kritik“ als 
kritisch, „Unterstützung“ als überwiegend zustimmend und „Neutral/Indifferenz“ als nicht eindeutig wieder.  

Quelle: eigene Darstellung 

Auch bei den untersuchten Regionalzeitungen ist größtenteils eine kritische Positionierung erkenn-

bar. FP, KN und AZ sind dabei mehrheitlich kritisch, nur der Tsp weist eine unterstützende Mehrheit 

auf. Bei den neutralen Artikeln ist erkennbar, dass diese ebenso wie bei den überregionalen Zei-

tungen weitestgehend in der Minderheit sind. Grundsätzlich weisen die untersuchten Regionalzei-

tungen eine klare Tendenz auf, die sich in mehrheitlich kritischen Äußerungen niederschlägt. Bei 

genauerer Betrachtung fallen Unterschiede zwischen Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfä-

higen und weniger wettbewerbsfähigen Städten auf. Bei den Zeitungen aus ökonomisch weniger 

wettbewerbsfähigen Städten zeigt sich durchgängig, dass kritisch über TTIP berichtet wird und in 

Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigen Städten teils unterstützend (Tsp) und knapp ab-

lehnend (AZ). Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass sowohl in überregionalen sowie Regionalzei-

tungen eine mehrheitlich kritische Positionierung der Artikel vorherrscht und neutrale und indiffe-

rente Artikel in der Minderheit sind. Jedoch ist tendenziell zu erkennen, dass Zeitungen aus öko-

nomisch wettbewerbsfähigeren Städten unterstützender in der Positionierung sind als Zeitungen 

aus weniger ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten.  
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 Häufigkeitsverteilung der Artikel im Erhebungszeitraum  

Neben der Häufigkeit der Artikel und ihrer Positionierung ist die Verteilung im Erhebungszeitraum 

relevant, um entsprechende Konzentrationen aufzeigen zu können. Die „issue attention“ 

(Waldherr, 2014, S. 852 ff.), die vom Thema erhaltene journalistische Aufmerksamkeit, ist ein wich-

tiger Aspekt, um öffentliche Debatten darzustellen. Anhand der issue attention können Hochpha-

sen der Berichterstattung verdeutlicht werden. Es ist dabei anzunehmen, dass eventuell die regel-

mäßig stattfindenden Verhandlungsrunden eine kontinuierliche Berichterstattung im Erhebungs-

zeitraum nahelegen, da hier neue Impulse oder thematische Veränderungen gesetzt werden könn-

ten. Gleichwohl zeigt sich bei den untersuchten Zeitungen, dass die Berichterstattung langsam 

Fahrt aufnimmt. Um die Darstellung im Zeitverlauf leichter nachzuvollziehen, zeigen die anschlie-

ßenden Abbildungen die Häufigkeitsverteilung der Artikel im Erhebungszeitraum nach Quarta-

len.206 Bei den überregionalen Zeitungen zeigt sich eine zunehmende Berichterstattung im Erhe-

bungszeitraum bis zu einem Höhepunkt im Frühjahr 2016, nach dem die Artikelanzahl zum Ende 

des Erhebungszeitraumes rapide abfällt. Die nachfolgende Abbildung 11 verdeutlicht die kontinu-

ierliche Zunahme von Artikeln im Zeitverlauf anhand der überregionalen Zeitungen. Die Abbildung 

12 schließt sich mit den Regionalzeitungen an.  

Abbildung 11: Anzahl der Artikel zu TTIP in FAZ, SZ und taz (nach Quartalen)  

 

Quelle: eigene Darstellung 

 

 
206 Q1 steht für die drei Monate Januar 2013 bis März 2013, Q2 für April bis Juni 2013 usw.  
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Bei der Häufigkeitsverteilung der Artikel im Erhebungszeitraum fällt gleich auf, dass die SZ zuerst 

die Berichterstattung beginnt – und zwar deutlich vor Bekanntgabe der offiziellen Verhandlungen 

(13. Juni 2013, Q2). Die überregionalen Zeitungen weisen dann grundsätzlich alle ab Anfang 2014 

eine zunehmende Berichterstattung bis zum Höhepunkt im Frühjahr 2016 auf. Eine Ausnahme bil-

det hier die SZ, welche ihren Höhepunkt im Herbst 2016 hat und mit Abstand am stärksten über 

TTIP berichtet. Nach Bekanntwerden der Aussetzung der Verhandlungen im Herbst 2016 fällt die 

Artikelhäufigkeit bei den überregionalen Zeitungen deutlich ab.  

Abbildung 12: Anzahl der Artikel zu TTIP in FP, KN, AZ und Tsp (nach Quartalen) 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Bei der Berichterstattung in den Regionalzeitungen zeigt sich hingegen, dass sie später als bei den 

überregionalen Zeitungen mit der Berichterstattung einsetzen und so erst im Herbst 2014 eine 

deutliche Steigerung vorhanden ist. Während des Jahres 2014 und bis zur Jahreshälfte 2015 errei-

chen die Regionalzeitungen insgesamt die ausgeprägteste Berichterstattung. Besonders die KN be-

richtet von Ende 2014 bis zur Jahreshälfte 2015 konstant auf hohem Niveau über TTIP (Pla-

teauphase). Interessant ist bei den Regionalzeitungen, dass sie unterschiedliche Hochzeiten in der 

Berichterstattung aufweisen. Die KN hat die meiste Berichterstattung während ihrer Plateauphase, 

die AZ zeichnet sich hingegen durch zwei markante Spitzen im Frühjahr 2015 und Frühjahr 2016 

aus. Der Hochpunkt in der FP wird nach einem markanten Auf und Ab im Herbst 2015 erreicht und 

der Tsp schließt sich mit seinem Hochpunkt im darauffolgenden Quartal (Q12) an.  
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Gemein ist den Regionalzeitungen, dass sie zu Beginn des Jahres 2016 alle eine geringe Berichter-

stattung aufweisen und einen gewissen Tiefpunkt einnehmen. Auch zum Ende des Erhebungszeit-

raumes fallen die Häufigkeiten nach einem kurzen Aufblühen im Frühling und Sommer 2016 deut-

lich ab. Daher ist grundsätzlich über die Artikelhäufigkeit bei den Regionalzeitungen zu sagen, dass 

diese variiert und Ausschläge keinem klaren Muster zu folgen scheinen. Als mögliche Begründung 

für eine konstante Berichterstattung hätten die Verhandlungsrunden angeführt werden können. 

Da sich die Berichterstattung jedoch alles andere als konstant zeigt, kann diese Begründung ver-

worfen werden. Vielmehr scheint eine gewisse Dynamik bei den überregionalen Zeitungen vorzu-

herrschen, da die Berichterstattung konstanter als bei den Regionalzeitungen steigt. Eine kon-

stante Dynamik lässt sich bei den Regionalzeitungen nur bedingt zeigen, da die Regionalzeitungen 

jeweils einer eigenen Dynamik zu folgen scheinen. Zudem ist interessant, dass im Herbst 2015 die 

überregionalen Zeitungen einen Tiefpunkt aufweisen, die Regionalzeitungen hierbei zeitgleich wei-

testgehend ebenso eine geringe Berichterstattung haben, jedoch die FP ihren Höhepunkt.  

Neben diesen reinen Häufigkeiten wird im Folgenden der Blick auf die einzelnen Kapitel von TTIP 

gerichtet, um zu zeigen, welche Kapitel in der öffentlichen Darstellung auftauchen und welche es 

weniger in die Öffentlichkeit schaffen. Hierbei soll gezeigt werden, welche thematischen Schwer-

punkte die öffentliche Kontroverse prägen.  

 TTIP-Kapitel in der öffentlichen Kontroverse  

In einem nächsten Schritt wird die Anführung der 24 TTIP-Kapitel betrachtet. Da diese Kapitel eine 

große Themenvielfalt abdecken, werden aus den 24 Kapiteln Themengruppen gebildet. Bei dieser 

Gruppenbildung entstehen sechs Aspekte, welche je einen ökologischen, politischen, wirtschaftli-

chen, rechtlichen, ethisch/moralischen und öffentlichen Fokus aufzeigen. Konsequenterweise sind 

unter den ökologischen Aspekten Umwelthemen geclustert207, unter dem politischen Aspekt The-

men wie souveräne Entscheidungen208 und den Wirtschaftsaspekt bilden beispielsweise Zölle und 

 
207 Insgesamt sind die Kapitel: Lebensmittelsicherheit und Tier- und Pflanzenschutz (sanitäre und phytosa-

nitäre Maßnahmen – SPS), Chemikalien, Kosmetika, Umwelt- und Verbraucherthemen, Gesundheit, 
Pestizide, Klimawandel, Fracking, Emissionen und Rohstoffe zusammengefasst.  

208 Insgesamt sind die Kapitel zu hoheitlichen Kompetenzen von Regierungen und die Aspekte öffentliche 
Beschaffung und souveräne Entscheidungen gebündelt.  
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Tarife209. Den rechtlichen Aspekt bilden Themen wie Investitionsschutz210, Werte werden unter 

ethischen beziehungswiese moralischen Aspekten geclustert und als sechster Aspekt werden öf-

fentliche Aspekte wie nachhaltige Entwicklung zusammengefasst.  

Bei der Betrachtung der Kapitelverteilung zeigt sich, dass zeitungsübergreifend drei Aspekte domi-

nieren: Wirtschaft, Recht und Ökologie. Mit Blick auf die einzelnen Zeitungen wird deutlich, dass 

in der FAZ Wirtschaftsaspekte am stärksten ausgeprägt sind, was vermutlich auch mit der „liberal-

konservativen“ (Bayaz, 2014, S. 122) Redaktionslinie des Blattes zusammenhängt. In der taz ist hin-

gegen ein deutlicher Fokus auf Recht und Ökologie gerichtet, was mit den zahlreichen TTIP-Kapiteln 

zu ISDS und Verbraucherthemen zusammenhängt. Die anderen Aspekte-Cluster fallen hingegen 

vergleichsweise ab. Dass ein thematischer Zuschnitt anzutreffen ist, der die politischen oder öf-

fentlichen Aspekte vernachlässigt, ist ein markanter Befund. Auffällig ist zudem, dass die meisten 

einzelnen Verhandlungskapitel nicht in einer überregionalen Zeitung anzutreffen sind, sondern in 

der FP aus Chemnitz. Diese Zeitung erreicht nicht einmal 100 Artikel zu TTIP im Untersuchungszeit-

raum und weist trotzdem die größte Vielfalt an TTIP-Kapiteln auf. Interessant ist daher, dass die 

Zeitungen in weniger wettbewerbsfähigen Städten mehr TTIP-Kapitel enthalten als die Zeitungen 

in wettbewerbsfähigeren Städten. 

 
209 Insgesamt sind die Kapitel: Zölle und Tarife, (öffentliche-)Dienstleistungen/Investment, Technische Han-

delshemmnisse, Ingenieurwesen, Medizinprodukte, Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT), Standards, Sicherheit, Arzneimittel, Textilien, Fahrzeuge, Zoll- und Handelserleichterungen, Kleine 
und mittlere Unternehmen, Arbeits- und Sozialstandards, Wettbewerb (gleiche Rahmenbedingungen) 
und Wohlstand zusammengefasst.  

210 Insgesamt sind Kapitel zu: Änderungen und Auslegung von EU-Recht, Vorsorgeprinzip, Ursprungsregeln, 
Recht auf Regulierung und Grundsätze der Regulierung, zwischenstaatliche Streitbeilegung, Investiti-
onsschutz und Beilegung von Streitigkeiten zwischen Investor und Staat, Schutz geistigen Eigentums 
und geografische Angaben subsumiert. 
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Abbildung 13: Anzahl der Kapitel von TTIP in FAZ, SZ, taz, FP, KN, AZ, Tsp (nach Aspekten)  

 

Quelle: eigene Darstellung 

Ein großes Handelshemmnis zwischen den USA und der EU kommt in der öffentlichen Darstellung 

recht verhalten vor, nämlich die Herausforderung, dass europäische Firmen sich lediglich äußerst 

restriktiv an den öffentlichen Ausschreibungen in den USA beteiligen dürfen. Diese öffentliche Auf-

tragsvergabe ist ebenso wie das öffentliche Vergabewesen lediglich eine Randfacette in der Öf-

fentlichkeit.  

 Nachrichtenaufhänger der Artikel  

Ein weiteres zentrales Merkmal der öffentlichen Debatte ist der Anlass der Berichterstattung. Hier 

ist der Event zugrunde gelegt, welcher die Berichterstattung begünstigt: der „Nachrichtenaufhä-

nger“ (Weischenberg, 2018, S. 255), welchen die Journalisten heranziehen, um in ein Thema ein-

zuführen. Das Artikelthema steht nicht im Mittelpunkt, sondern das Ereignis, welches die Bericht-

erstattung begünstigt. Um eine eindeutige Zuordnung vornehmen zu können, werden politische, 

wirtschaftliche, rechtliche und wissenschaftliche Nachrichtenaufhänger erhoben. Beispielsweise 

kann ein politischer Anlass im Hinweis auf den dringenden Abschluss des Abkommens bestehen. 

In der FAZ211 heißt es zum Beispiel: „Eine Einigung zum Freihandelsabkommen muss 2016 her, 

sonst drohen Jahre des Stillstands, warnen Obama und Merkel“. Allgemein ist der politische Anlass 

recht breit gefasst, da Forderungen, politische Äußerungen oder politische Veranstaltungen hier-

unter fallen. Ebenso kann die Berichterstattung mit einem wirtschaftlichen Anlass beginnen und 

muss nicht zwangsläufig TTIP fokussieren. So heißt es in der Abendzeitung München: „Siemens: 
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Umbau zeigt Wirkung – Der Umsatz wächst, im Kerngeschäft verdient der Konzern ordentlich. Das 

Umfeld dürfte aber nicht einfacher werden“.212 Der Wirtschaftsbezug wird hier deutlich und steht 

repräsentativ für wirtschaftliche Nachrichtenaufhänger für die Berichterstattung. Ein prägnantes 

Beispiel für einen rechtlichen Anlass für die Berichterstattung hat der Tagesspiegel213, indem er 

sich auf eine Gerichtsentscheidung bezieht:  

„Ein Beschluss mit Folgen für die Welt – Konsequenzen auch für andere Abkommen – Nicht 
nur in Berlin und in Ottawa, wo Kanadas Regierung sitzt, hat man mit Spannung auf die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gewartet“.  

Hier wird deutlich, dass der Anlass nicht nur in einem Satz gesehen werden kann, sondern in den 

ersten Sätzen abzuleiten ist. Für ein klares Verständnis der Verteilung der Nachrichtenaufhänger 

stellt die folgenden Tabelle 7 diese für die untersuchten Zeitungen dar.  

Tabelle 7: Anzahl der Nachrichtenaufhänger in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

politisch 11,7 12,3 13,9 11,0 14,4 13,1 12,2 88,6 

wirtschaftlich 0,8 0,5 0,1 0,1 0 0,5 0,7 2,7 

rechtlich  1,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 0,5 2,5 

wissenschaftlich  0,1 0 0 0 0 0 0,4 0,5 

sonstiges 0,7 1,4 0,2 0,1 0,1 0,7 0,4 3,6 

N 100 100 100 79 100 100 100 679 

Quelle: eigene Darstellung214 

Betrachtet man die Verteilung dieser Nachrichtenaufhänger in den untersuchten Artikeln, zeigt 

sich, dass der politische Nachrichtenaufhänger mit Abstand dominiert. Zeitungsübergreifend sind 

politische Aussagen, Forderungen, Demonstrationen, Missstände oder ähnliche politische Anlässe 

die Nachrichtenaufhänger der Berichterstattung von Artikeln, die teilweise oder vollständig über 

TTIP berichten. 88,6 % der Artikel weisen politische Anlässe auf. Eine klare Schwerpunktsetzung in 

einer Zeitung kann dabei nicht ausgemacht werden. Als weiterer Aufhänger tritt weit abgeschlagen 

 
212 Codebuchartikel 3067. 
213 Codebuchartikel 4005. 
214 Rechenschritte zur Erstellung der Tabelle: Die Zeitungen werden einzeln im Grunddatensatz selektiert 

und von Duplikaten bereinigt. Duplikate werden durch Selektion der relevanten Spalte und der Funktion 
Daten sowie die anschließende Funktion Duplikate entfernen entfernt. Daraufhin werden die Spalten 
ARTNR und ANLASS durch die Funktion Sortieren nach Filtern zusammen entsprechend ihrer Spaltenbe-
zeichnung zusammengeführt. So sind die zusammengehörigen Zeitungen mit ihrem Anlass weiterhin 
zusammenhängend. Durch die Funktion Sortieren nach Filter wird daran anschließend die Spalte AN-
LASS mit der Funktion Von A nach Z sortieren sortiert. Diese Reihung zeigt die Codes in einer aufsteigen-
den Reihung. Diese Werte werden nachfolgend in absoluten Zahlen ausgezählt und in eine Tabelle über-
führt. Diese absoluten Zahlen werden anschließend an der Gesamtzahl der Artikel relativiert.  
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der wirtschaftliche Anlass mit 2,7 % in Erscheinung. Die FAZ und der Tsp verfügen zudem über die 

meisten wirtschaftlichen Anlässe. Rechtliche Nachrichtenaufhänger machen lediglich 2,5 % aus 

und konzentrieren sich mit 1,1 % auf die FAZ. Der sich anschließende Befund besteht darin, dass 

wissenschaftliche Aufhänger lediglich 0,5 % ausmachen, sich dabei aber weitestgehend auf den 

Tsp konzentrieren. Als eine weitere interessante Facette der öffentlichen Debatte um TTIP rückt 

die journalistische Darstellungsform des Artikels in den Fokus. Dieser Frage, welche Artikelform 

das Gros der Berichterstattung bildet, wird im anschließenden Abschnitt nachgegangen. Relevant 

wird diese Unterscheidung der journalistischen Darstellungsformen, da die Berichterstattung über 

TTIP sachlich in Form der Nachricht und durch einen Kommentaranteil charakterisiert sein kann.  

 Journalistische Darstellungsformen der Artikel  

In diesem Abschnitt wird die stilistische Verortung des Diskurses betrachtet. Die journalistischen 

Darstellungsformen der öffentlichen TTIP-Debatte teilen sich dabei weitestgehend in berichtende 

und meinungsbetonte Artikel. Die Nachricht bildet mit 62,7 % der untersuchten Artikel das Gros. 

Der meinungsbetonende Anteil der Artikel in Form von Kommentaren ist mit 24,4 % recht deutlich 

vertreten, denn der Kommentaranteil liegt bei kontroversen Diskursen in regionalen sowie über-

regionalen Zeitungen teilweise niedriger (Gehr, 2014, S. 110 f.), teilweise sogar unter 10 % (Wilke 

& Leidecker, 2013, S. 312 f.). Ebenso bestätigen Untersuchungen von Schäfer-Hock (2018, S. 343) 

den vergleichsweise hohen Kommentaranteil der öffentlichen Auseinandersetzung bei TTIP. Der 

Kommentaranteil zeigt, dass TTIP eine recht meinungsstark geführte Debatte zu sein scheint. 

Gleichwohl interessant ist der Anteil von Interviews, in denen TTIP behandelt wird, 10,8 %. Vergli-

chen mit bspw. Skandalberichterstattung, in welcher der Interviewanteil teilweise in überregiona-

len Zeitungen wie der SZ bei 6 % liegt (Krenn, 2017, S. 28), weist die TTIP-Debatte auch einen recht 

hohen Interviewanteil auf.  
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Tabelle 8: Anzahl der journalistischen Darstellungsformen in den untersuchten Zeitungen (in %)215  

 FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Nachricht  9,1 7,2 8,5 8,3 12,6 10,7 6,3 62,7 

Kommentar  4,4 4,7 3,6 3,0 1,7 2,2 4,8 24,4 

Interview  1,1 2,7 2,3 0,1 0,2 1,4 3,0 10,8 

Sonstiges  0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 0,2 0,4 0,7 

N 100 100 100 79 100 100 100 679 

Quelle: eigene Darstellung 

Auch mit Blick auf die einzelnen Zeitungen zeigen sich weitere interessante Befunde. Der Nachrich-

tenanteil der überregionalen Zeitungen beträgt 24,8 % – bei den regionalen Zeitungen 37,9 %. Dies 

zeigt, dass ungeachtet der drei überregionalen Zeitungen und der vier regionalen Zeitungen eine 

deutliche Tendenz bei den Regionalzeitungen hin zur Nachricht anzutreffen ist. Vergleicht man als 

nächstes den Nachrichtenanteil der Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähigen Städten mit den 

Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten, zeigt sich, dass die Zeitungen aus weniger wettbe-

werbsfähigen Städten deutlich mehr Nachrichten anführen. Mit Blick auf Kommentare zeigt sich 

bei diesen beiden Gruppen, dass die Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten mehr Kommen-

tare veröffentlichen. Ebenso führen beim Kommentaranteil die überregionalen Zeitungen mit 

12,7 %216 im Vergleich zu den Regionalzeitungen mit 11,7 % mehr Kommentare an. Allerdings muss 

bei dieser Betrachtung ebenfalls angemerkt werden, dass der Tsp als Regionalzeitung mit 4,8 % 

den größten Kommentaranteil an allen Zeitungen auf sich vereint. Ebenso weist der Tsp absolut 

die meisten Interviews auf. Daher lohnt auch der anschließende Befund bei der Verteilung der In-

terviews. Die regionalen Zeitungen vereinen 4,7 % der Interviews auf sich, während die überregio-

nalen 6,1 % enthalten. Diese Differenz ist trotz der Zeitungsanzahl interessant. Denn nur durch den 

Tsp können die Regionalzeitungen einen so hohen Interviewanteil erreichen. Der Tsp nimmt bei 

den Regionalzeitungen eine besondere Rolle ein, da er als „große regionale Tageszeitung […]” 

(Meier, 2019, S. 37) gesehen werden kann. Die 300 Mitarbeiter unterstreichen die ausgeprägte 

 
215 Rechenschritte zur Erstellung der Tabelle: Die Zeitungen werden einzeln im Grunddatensatz selektiert 

und von Duplikaten bereinigt. Duplikate werden durch Selektion der relevanten Spalte und der Funktion 
Daten sowie die anschließende Funktion Duplikate entfernen entfernt. Daraufhin werden die Spalten 
ARTNR und FORM durch die Funktion Sortieren nach Filtern zusammen entsprechend ihrer Spaltenbe-
zeichnung zusammengeführt. So sind die zusammengehörigen Zeitungen mit ihrer journalistischen Dar-
stellungsform weiterhin zusammenhängend. Durch die Funktion Sortieren nach Filter wird daran an-
schließend die Spalte FORM mit der Funktion Von A nach Z sortieren sortiert. Diese Reihung zeigt die 
Codes in einer aufsteigenden Reihung. Diese Werte werden daraufhin in absoluten Zahlen ausgezählt 
und in eine Tabelle überführt. Diese absoluten Zahlen werden anschließend an der Gesamtzahl der Ar-
tikel relativiert.  

216 Durch Addition der Prozentwerte der einzelnen Zeitungen ergibt sich dieser Betrag.  
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Personaldecke des Mediums217, was einen höheren personellen Einsatz und so aufwändige Inter-

views und eigene Produktionen ermöglicht. Als Vergleichsgröße kann beispielsweise die FP ge-

nannt werden, welche 137 Mitarbeiter zählt.218 Diese Vergleichswerte könnten zeigen, warum die 

Regionalzeitungen verstärkt auf Agenturleistungen wie Meldungen zurückgreifen, was im Folgen-

den näher betrachtet wird.  

 Artikelautoren  

Die Autoren219 der Artikel rücken in diesem Abschnitt in den Blick. Hierbei zeigt sich, dass die Au-

toren des eigenen Mediums und keine Fremdautoren oder Agenturmeldungen dominieren.220 Da-

bei ist ein Unterschied zwischen Regionalzeitungen und überregionalen Zeitungen festzustellen: 

Überregionale Zeitungen weisen mehr eigene Artikel auf als Regionalzeitungen. Beispielsweise be-

dient sich die SZ nahezu keiner Agenturmeldungen. Die FAZ und taz übernehmen ebenfalls wenige 

Agenturmeldungen. Hingegen werden in den Regionalzeitungen aus ökonomisch weniger wettbe-

werbsfähigen Städten wie Chemnitz und Kiel am meisten Agenturmeldungen verwendet.  

 Zusammenfassung  

Die Struktur der öffentlichen Debatte um TTIP ist heterogen und die einzelnen Zeitungen weisen 

ihre eigenen Besonderheiten auf. Ein Befund ist, dass überregionale Zeitungen quantitativ mehr 

Artikel aufweisen als Regionalzeitungen und die Regionalzeitungen in wettbewerbsfähigeren Regi-

onen mehr als in wirtschaftlich schwächeren Regionen. Dies lässt den Schluss zu, dass Zeitungen in 

wettbewerbsfähigeren Regionen dem Außenhandel einen besonderen Stellenwert beimessen. 

Übergreifend kann festgestellt werden, dass eine Spaltung in unterstützende und kritische Artikel 

vorhanden ist. Zudem sind kommentierende Darstellungsformen sehr präsent. Auch kann von ei-

ner Emotionalität der Debatte ausgegangen werden, da der Kommentaranteil üblicherweise gerin-

ger ausfällt als hier bei TTIP. Zudem nimmt die Berichterstattung im Laufe des Erhebungszeitraums 

zu. Besonders klar zeigt sich dies bei den überregionalen Zeitungen. Ihren Höhepunkt erreicht die 

TTIP-Debatte gegen Ende des Erhebungszeitraumes und fällt daraufhin insgesamt stark ab. Dies 

 
217 Das Unternehmen wer-zu-wem GmbH hat die Unternehmenszahlen anschaulich aufbereitet: 

https://www.wer-zu-wem.de/firmenprofil/tagesspiegel-9229--8986e7b6a3.pdf [Zugriff 05.06.2019]. 
218 Eigene Unternehmensangaben https://www.freiepresse.de/verlag/redakteure [Zugriff 05.06.2019].  
219 Jeder Autor ist hier gemeint, sprich auch bei Interviews wird der Autor/Fragende berücksichtigt.  
220 In der Detailauswertung weisen die untersuchten Presseerzeugnisse die folgenden Verteilungen auf:  

FP: Agentur 31, Eigenproduktion 45 (plus 1 – da Agentur und Eigenproduktion), Fremdautor 1, unklar 1;  
KN: Agentur 26, Eigenproduktion 58, Fremdautor 1, unklar 15  
AZ: Agentur 1, Eigenproduktion 47 (plus 1 – da Agentur und Eigenproduktion), Fremdautor 1, unklar 51 
Tsp: Agentur Agentur 18, Eigenproduktion 70, Fremdautor 8, unklar 4   
taz: Agentur 7, Eigenproduktion 88, Fremdautor, 2, unklar 3  
FAZ: Agentur 6, Eigenproduktion 87 (plus 1 – da Agentur und Eigenproduktion), Fremdautor 5, unklar 1 
SZ: Agentur 2, Eigenproduktion 94, Fremdautor 3, unklar 1.  
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könnte als Indiz für ein zunehmendes öffentliches Interesse am Abkommen gesehen werden, da 

nach der Wahl von Donald Trump als neuem US-Präsidenten die Stärkung des Außenhandels an 

Bedeutung verliert und die Verhandlungen zu TTIP auf Eis gelegt werden. Auffällig ist auch, dass 

die Artikel verstärkt ökonomische sowie rechtliche und ökologische TTIP-Kapitel aufgreifen. Das 

medial vermittelte Themenspektrum des Abkommens ist dadurch deutlich verengt. Ebenso ist den 

Artikeln gemein, dass der Anlass der Berichterstattung häufig politisch und nicht wirtschaftlich o-

der wissenschaftlich ist. Forderungen oder Demonstrationen bilden weitestgehend den Nachrich-

tenaufhänger der Berichterstattung. Auch entstammen die weitaus meisten Artikel der medienei-

genen Redaktion, Agenturmeldungen sind in der Minderheit. Übergreifend kann zudem die Nach-

richt als meist angeführte journalistische Darstellungsform identifiziert werden, wobei Der Tages-

spiegel hier eine Besonderheit bildet. Er stellt rund ein Drittel seiner Berichterstattung aus kom-

mentierenden Artikeln. 

Die Häufigkeitsverteilung aller TTIP-Artikel ist in den untersuchten Zeitungen sehr ungleich ausge-

prägt. Insgesamt kann festgestellt werden: Je stärker eine Region wirtschaftlich ist, desto mehr 

Artikel werden mit dem Inhalt von TTIP in Zeitungen nachgewiesen. Die Häufigkeit von TTIP spie-

gelt sich darin wider, dass sie bei den überregionalen Zeitungen am ausgeprägtesten, bei den Zei-

tungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigen Städten recht ausgeprägt und in den Zeitungen aus 

ökonomisch weniger wettbewerbsfähigen Städten am schwächsten ausgeprägt ist. Eine interes-

sante Facette in der Berichterstattung ist zudem, dass die Mehrheit der Artikel zwar kritisch aus-

gerichtet ist, jedoch die FAZ und der Tsp dabei ausgenommen werden müssen, da sie als einzige 

mehrheitlich unterstützend über TTIP berichten. Auf dieser Grundlage der allgemeinen öffentli-

chen Debatte über das Freihandelsabkommen kann der Blick auf die Akteure der Debatte gerichtet 

werden, denn schlussendlich sind sie es, die eine öffentliche Hegemonie konstituieren wollen. Da-

her folgt nun die Fokussierung auf das Standing, um aufzuzeigen, welche Akteure die öffentliche 

Debatte mitbestimmen und welche nicht. 

8.2 Standing der Akteure  

Dieser Abschnitt befasst sich mit den Akteuren, welche den Schritt auf die Bühne der politischen 

Öffentlichkeit geschafft haben und sich an der Debatte um die wirtschaftspolitischen Effekte von 

TTIP beteiligen. Dies wird als das Standing der Akteure herausgestellt.221 Dadurch wird auch ge-

 
221 Dabei ist es interessant, den Ursprung des Konzepts des Standings kurz zu erinnern. Das Standing-Kon-

zept beschreibt grundlegend das Recht, sich vor Gericht überhaupt äußern zu dürfen, also sein Wort 
geltend zu machen. In Verbindung mit der politischen Öffentlichkeit ist es somit die Möglichkeit, seine 
Sichtweisen zu einem Thema öffentlich zu platzieren (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 110).  
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zeigt, welche Akteure sich nicht an der Debatte beteiligen, da sie den Schritt in die politische Öf-

fentlichkeit nicht geschafft haben. Als ein Selektionskriterium der vorliegenden Arbeit werden die 

drei dominantesten Kommunikationsakteure222 des Artikels berücksichtigt.  

Da TTIP ein internationales Freihandels- und Investitionsabkommen mit globaler Bedeutung ist, 

sind die wirtschaftspolitischen Effekte auch teilweise global und ebenso die beteiligten Akteure. 

Um eine schnelle Übersicht der Akteure zu erlangen, werden sie nach ihrer regionalen Zugehörig-

keit in vier Gruppen gegliedert: Deutschland, Europäische Union, USA und International. Zudem 

wird innerhalb dieser Gruppen eine Unterteilung in die gesellschaftlichen Teilsysteme Politik, Wirt-

schaft, Zivilgesellschaft vorgenommen. Diese Untergliederung in Teilsysteme ist relevant, da bei 

öffentlichen Diskursen „Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und andere Öffentlich-

keitssprecher mit ihren Sichtweisen“ (Lichtenstein, 2017, S. 60) aufeinandertreffen. Die Aufteilung 

in die drei gesellschaftlichen Teilsysteme orientiert sich dabei ebenso an Annahmen zur Gesell-

schaftsstruktur von Gerhards und Schäfer (2006, S. 105) sowie Fuchs, Lietz und Pollok (2015), die 

in ihren Analysen diese Teilsysteme anlegen, um die Gesellschaft zu strukturieren.  

Als erste Gruppe wird die Politik näher betrachtet. Sie „kommt in der systemtheoretischen Anlage 

als eigenes System vor“ (Peter, 2014, S. 54), welches kollektiv bindende Entscheidungen trifft. 

Dadurch, dass es als Teilsystem zu undifferenziert wäre, wird die Politik im Sinne von Luhmann 

(2003) weiter untergliedert: „Macht nimmt im politischen System mit dem Dual Regierung/Oppo-

sition eine geregelte Form an“ (ebd.). So werden Exekutive und Legislative/Parteien in der vorlie-

genden Arbeit separat dargestellt. Als zweites gesellschaftliches Teilsystem wird die Wirtschaft in 

Form von Unternehmen und unternehmerischen Verbänden – bspw. Industrieverbände wie der 

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und auch Branchenverbände wie der Bauernver-

band – dargestellt. Als drittes gesellschaftliches Teilsystem wird die Zivilgesellschaft ausdifferen-

ziert. Demokratien sind ohne eine Zivilgesellschaft nicht denkbar, daher wird hier recht kleinglied-

rig vorgegangen. Die Zivilgesellschaft zeichnet sich in Demokratien durch eine 

„Vielfalt freiwilliger Assoziationen, die in unterschiedlichen institutionalisierten, semiinsti-
tutionalisierten und nichtinstitutionalisierten Ausprägungen […] [aus]. Vereine und Ver-
bände, Gewerkschaften, Kirchen und Religionsgemeinschaften, Genossenschaften oder 
transnationale NGOs markieren den institutionalisierten Pol. Aber auch die (‚freiwilligen‘) 
sozialen Bewegungen als weniger institutionalisierte kollektive Akteure lassen sich in den 
weiten Grenzen der […] [Zivilgesellschaft] verorten“ (Geißel & Freise, 2016, S. 528).  

 
222 Die Dominanz des Akteurs orientiert sich an der Zeilenanzahl seiner direkten oder indirekten Zitierun-

gen. Bei Zeilengleichheit von mindestens zwei Akteuren wird der erstgenannte Akteur im Artikel be-
rücksichtigt.  
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In der TTIP-Debatte zeigen sich zahlreiche dieser Assoziationen wie Foodwatch, Greenpeace, Kir-

chen oder Umwelt- und Verbraucherschutzorganisationen. All diese Akteure erfüllen „eine zent-

rale Aufgabe als ‚Transmissionsriemen‘ zwischen Individuum und Staat“ (ebd.). Als weiterer Teil-

bereich der Untersuchung werden die Journalisten selbst analysiert. Journalisten als Vertreter ih-

res Mediums, die in kommentierenden Darstellungsformen zu Wort kommen und damit Standing 

erlangen, werden ebenso erhoben. 

 Zuordnung der Akteure in Regionen und gesellschaftliche Teilsysteme  

Um die Kommunikationsakteure nachvollziehbar aufzuführen, werden sie teilweise bereits auf ag-

gregiertem Niveau erhoben. Die Akteure werden teilweise in Gruppen und auch als individuelle 

Akteure erhoben. Für ein besseres Verständnis dieser Erhebung wird im Folgenden dargelegt, wie 

die Akteure ihren Regionen sowie ihrem gesellschaftlichen Teilsystem zugeordnet werden.  

Im deutschen Teilsystem Politik wird bspw. die deutsche Exekutive223 mit ihren Ministerien sowie 

Bundesämtern verortet. Hierbei sind Sprecher, Staatssekretäre und Minister des Bundeswirt-

schaftsministeriums in der Gruppe „Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie bezie-

hungsweise Energie“224 zusammengefasst. Diese Bündelung erscheint sinnvoll, da ein Ministerium 

grundsätzlich eine Auffassung in der öffentlichen Darstellung vertreten sollte. Analog sind die wei-

teren Ministerien und Ämter mit ihren Sprechern und der Amtsspitze gruppiert. Als weitere Grup-

pen des deutschen politischen Teilsystems werden die deutschen Parteien, die Landesregierungen 

der Bundesländer sowie die Kommunen individuell erhoben. Im deutschen Teilsystem der Wirt-

schaft werden Unternehmen mit Hauptsitz in Deutschland sowie nationale wirtschaftliche Interes-

senverbände wie bspw. der Bundesindustrieverband BDI oder das Unternehmen Siemens AG zu-

sammengeführt. Bei der deutschen Zivilgesellschaft werden Gruppen von sehr ähnlichen Akteuren 

gebildet. So werden Protestorganisationen wie STOP TTIP und attac gruppiert, die Akteure bleiben 

dabei aber immer individuell nachvollziehbar. Analog zu den Protestorganisationen werden Orga-

nisationen mit gemeinnützigem Anspruch wie Foodwatch, Greenpeace oder BUND in der Gruppe 

Gemeinnützige Organisationen zusammengefasst. Die einzelnen Akteure sind in der Gruppe wei-

terhin individuell nachvollziehbar. Weitere Gruppen in der deutschen Zivilgesellschaft bilden die 

Gewerkschaften, Wissenschaftler, Kirchen, Stiftungen und die pauschalen Akteure. Eine Besonder-

 
223 Bundesregierung und Landesregierungen sind unter Exekutive zusammengenommen, da sie grundsätz-

lich in ihrem Kompetenzbereich allgemeinverbindliche Regeln aufstellen können. Zudem haben die Bun-
desregierung und die Landesregierungen ein Mitspracherecht bei TTIP, da es sich aller Voraussicht nach 
um ein gemischtes Abkommen handelt (Grzeszick, 2016, S. 20 ff.).  

224 Hintergrund dieser Doppelbezeichnung ist eine Namensänderung des Ministeriums im Erhebungszeit-
raum.  
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heit bildet die Gruppe der pauschalen Akteure, in der Gegner, Befürworter, Beobachter oder Öko-

nomen, welche sich nicht explizit einer Gruppe zuordnen lassen, zusammengefasst sind. Die ein-

zelnen Akteure in der Gruppe lassen sich analog zu den anderen Gruppen auch individuell nach-

vollziehen.  

Auf europäischer Ebene werden im politischen Teilsystem die EU-Institutionen wie die EU-Kom-

mission, der Rat der Europäischen Union und der Europäische Rat differenziert erhoben. Die EU-

Kommission wird – wie die Bundesministerien – auf aggregiertem Niveau erhoben. In der Akteurs-

gruppe EU-Kommission sind Akteure der EU-Kommission, bestehend aus Kommissaren, Sprechern 

oder Verhandlungsführern, zusammengefasst. Da eine Verhandlungslinie vertreten wird, sollten 

keine grundlegenden Unterschiede in der Kommunikation anzutreffen sein. Demgemäß wird sie 

aggregiert als europäische politische Exekutive erhoben. Ebenso wie die Deutschen werden die 

europäischen Parteien individuell erhoben und bilden zusammen die europäische politische Legis-

lative. Bei der EU-Wirtschaft werden Unternehmen und Verbände erhoben. Bei der europäischen 

Zivilgesellschaft werden analog zur deutschen Zivilgesellschaft, allerdings weniger feinteilig, Um-

welt- und Verbraucherschützer, Wissenschaftler oder Gewerkschaften erhoben. Analog zum bis-

herigen Vorgehen wird auch bei der US-Ebene verfahren. Hierbei werden im politischen Teilsystem 

die US-Administration nach Präsidenten und Regierungsvertretern differenziert, analog zur EU-

Kommission bzw. deutschen Exekutive, ebenso wird die Legislative nach Parteien erhoben. Die Ak-

teure der US-Wirtschaft sind ebenso individuell nachvollziehbar wie auch die Akteure der US-Zivil-

gesellschaft. Die internationalen Akteure bilden Vertreter der WTO, der Weltbank, nicht deutsche 

Diplomaten oder nicht deutsche, europäische oder US-Konzernvertreter.   

Die Analyse der Kommunikationsakteure in den untersuchten Zeitungen zeigt, dass – ungeachtet 

der erwartbaren Vorherrschaft der politischen Kommunikationsakteure – ebenso die Zivilgesell-

schaft elementar am öffentlichen Diskurs an TTIP beteiligt ist. Dies verdeutlicht die folgende Abbil-

dung 14.  
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Abbildung 14: Zuordnung der Kommunikationsakteure in die gesellschaftlichen Teilbereiche (in %)225 226 

 

Quelle: eigene Darstellung 

Die untersuchten Zeitungen ähneln sich dahingehend, dass rund die Hälfte der Akteure aus der 

Politik stammt. Die direkten sowie die indirekten Zitierungen lassen sich diesem gesellschaftlichen 

Teilbereich zuordnen. Die taz weist den ausgeprägtesten Politikteil sowie den kleinsten Anteil an 

der Zivilgesellschaft aus. Hierbei unterscheiden sich die Ergebnisse der Untersuchungen von Leiß-

ner (2017, S. 456), da sie die Akteure teilweise anders zuordnet. Beispielsweise zählt sie die „macht-

volle[n] Interessenvertreter wie Industrieverbände und Gewerkschaften“ (S. 449) in einer Gruppe 

zusammen. Diese Gemeinsamkeit von Gewerkschaften und Industrieverbänden wird bspw. in der 

vorliegenden Arbeit weniger deutlich gesehen, da die Interessenlagen dieser Gruppierungen zu 

verschieden sind, um sie als eine Einheit zu begreifen.227 Hingegen werden public interest groups 

in der vorliegenden Arbeit der Zivilgesellschaft zugeordnet. Interessant ist grundsätzlich, dass die 

Wirtschaftsvertreter recht verhalten auftreten. Mit Blick auf die Varianz der Zivilgesellschaft ist in 

der vorliegenden Arbeit interessant, dass sich diese zwischen 24 % in der taz und 41 % in der FP 

 
225 In der Abbildung sind die 40 internationalen Kommunikationsakteure ausgenommen, da sie in ihrer 

Vielfalt nicht kritikfrei einem gesellschaftlichen Teilsystem zugeordnet werden können.  
226 Diese Abbildung wurde wie folgt erstellt: Die Kommunikationsakteure wurden den Zeitungen entnom-

men und den gesellschaftlichen Teilbereichen bzw. den Journalisten zugeordnet. Die Kommunikations-
akteure wurden daraufhin an der Gesamtzahl der Kommunikationsakteure der jeweiligen Zeitung rela-
tiviert. Die Tabelle „Gestapelte Säule“ in Excel wurde gewählt, um die Werte auf 100 % entsprechend 
abzutragen.  

227 Industrieverbände werden in der vorlegenden Arbeit der Wirtschaft zugesprochen und Gewerkschaften 
der Zivilgesellschaft. Gewerkschaften vertreten die Anliegen der Belegschaft und damit weniger direkte 
unternehmerische Interessen. Vergleichbar hierzu Geißel & Freise (2016, S. 528).  
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verhält. In den untersuchten Zeitungen kann zudem festgestellt werden, dass kein gesellschaftli-

cher Teilbereich ausgeschlossen wird. Daher tragen zahlreiche Akteure ihre Implikationen für die 

Gesellschaft in die Debatte hinein. Wie sich die unterschiedlichen Akteure in den öffentlichen Dis-

kurs genau einbringen, wird im Folgenden näher betrachtet.  

 Standing der Akteure  

Um einen Überblick des Standings der Kommunikationsakteure nach den Regionen – USA, EU, 

Deutschland sowie International – und den Journalisten zu erhalten, werden die Regionen mit den 

entsprechenden Teilsystemen in den untersuchten Zeitungen im Folgenden in Tabelle 9 aufgeführt.  
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Tabelle 9: Standing der Kommunikationsakteure in den untersuchten Zeitungen (in %)228  

  FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Deutsche Akteure  9,5 7,9 8,7 8,0 9,2 9,9 8,4 61,9 

Exekutive  1,8 1,7 2,3 1,6 1,8 2,3 2,1 13,9 

Legislative, Parteien   2,0 1,4 2,3 0,7 1,4 1,9 1,6 11,7 

Bundesländer 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0  

Kommunen  0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Unternehmen 0,6 0,2 0,2 0,0 0,1 0,1 0,0 1,5 

Wirtschaftsverbände  0,7 0,5 0,4 0,6 0,9 1,0 0,8 5,2 

Zivilgesellschaft  4,2 4,0 3,2 4,8 4,8 4,3 3,4 28,9 

Europäische Akteure   2,7 1,8 2,2 2,2 2,2 1,6 2,7 15,6 

Exekutive  1,7 1,2 1,3 1,6 1,4 0,9 1,6 9,9 

Legislative, Parteien 0,7 0,4 0,8 0,3 0,5 0,6 0,5 4,0 

Wirtschaft 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Zivilgesellschaft 0,2 0,1 0,0 0,2 0,1 0,0 0,4 1,3 

Amerikanische Akteure  1,8 2,2 0,7 0,4 0,9 1,2 0,8 8,1 

Exekutive  1,3 1,0 0,4 0,4 0,7 0,9 0,4 5,4 

Legislative, Parteien  0,3 0,1 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,8 

Wirtschaft 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,2 

Zivilgesellschaft  0,0 0,9 0,1 0,0 0,0 0,1 0,2 1,6  

Internationale Akteure  0,8 0,8 0,4 0,0 0,2 0,5 0,3 3,2 

Medien  1,5 2,2 2,2 1,3 0,4 1,0 2,1 10,9 

N229  201 183 176 148 160 177 177 1.222 

Quelle: eigene Darstellung 
 

Wie aus Tabelle 9 hervorgeht, dominieren deutsche Kommunikationsakteure mit 61,9 % die öf-

fentliche TTIP-Debatte, gefolgt von den europäischen Akteuren mit 15,6 % und den US-amerikani-

schen Akteuren mit 8,1 % sowie den internationalen Akteuren mit 3,2 %. Die Journalisten stellen 

mit ihren Kommentaren 10,9 % des Standings in den untersuchten Zeitungen. Betrachtet man das 

Standing der unterschiedlichen Teilsysteme, fallen interessante Unterschiede auf – es zeigt sich, 

dass die Politik bei den amerikanischen und europäischen Akteuren das größte Standing hat. Hin-

gegen ist dies bei den deutschen Kommunikationsakteuren nicht derartig stark ausgeprägt, da die 

 
228 Trotzdem die Freie Presse keine 100 Artikel zum Thema TTIP aufweist, werden die entsprechenden 79 

Artikel als 100 % gewertet. Die damit verbundene Unschärfe wird gegenüber dem Vorzug der Vergleich-
barkeit mit den übrigen Zeitungen in Kauf genommen. Die Vergleichbarkeit wird höher bewertet.  

229 Die Gesamtzahl ist durch nicht klar zuordenbare Akteure Sonstige Akteure, Anzahl 15, bereinigt. Zudem 
treten durch Rundungen bei den Prozentwerten gewisse Unschärfen auf.  
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Zivilgesellschaft hier die größere Rolle einnimmt. Dies ist ein auffälliger Befund, da man hätte an-

nehmen können, dass die deutsche Politik zur Exportsteigerung stärker in den Medien präsent ist. 

Auch ist bemerkenswert, dass die deutsche Wirtschaft im Vergleich zur Zivilgesellschaft so gering 

auftritt, da die Wirtschaft ein Interesse am Zustandekommen des Abkommens haben könnte. TTIP 

verspricht für viele Unternehmen Exporterleichterungen durch Zollabbau und durch die Absen-

kung der nichttarifären Hindernisse, was den Handel erleichtern würde. In der Erhebung zeigt sich 

auch, dass die Kommunikationsakteure aus der Wirtschaft das geringste Standing haben, sowohl 

in den USA, auf europäischer Ebene als auch deutscher Ebene. Mit Blick auf die Verteilung des 

Standings in den Zeitungen sind die unterschiedlichen Schwerpunkte interessant. So weist die Re-

gionalzeitung AZ die meisten deutschen Akteure, die FAZ am meisten europäische und die SZ US-

amerikanische-Akteure auf. Charakteristisch für die taz ist, dass sie am wenigsten europäische und 

US-amerikanische Akteure aufweist und damit einen stärkeren nationalen Fokus zu haben scheint. 

Bei einem Vergleich der Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigen mit denen aus weniger 

wettbewerbsfähigen Städten zeigt sich, dass die Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähigeren 

Städten weniger US-amerikanische sowie internationale Akteure und Kommentierungen durch 

Journalisten aufweisen. Hingegen kommen die vier Regionalzeitungen bei den deutschen und eu-

ropäischen Akteuren auf eine ähnliche Anzahl an Akteuren. Interessant bei der Gesamtbetrachtung 

des Standings ist, dass die Journalisten der FAZ im Vergleich zu den anderen überregionalen Zei-

tungen am wenigsten Standing haben. Dies kann aber mit der Erhebungsart der vorliegenden Ar-

beit zusammenhängen, welche die drei stärksten Akteure der Artikel betrachtet. Hierbei könnten 

die Journalisten mit knappen Bewertungen innerhalb des Kommentars hinten herunterfallen, 

wenn sich andere Akteure mit längeren Passagen zu Wort melden. Wie sich diese Akteure in einem 

nächsten Schritt tiefergehend differenzieren lassen, wird im Folgenden dargelegt.  

 Standing deutscher Akteure   

Das Standing der deutschen Akteure verteilt sich zu 46,7 % auf die Zivilbevölkerung, gefolgt von 

der Politik 42,2 % und der Wirtschaft 10,9 %.230 Die folgende Tabelle 10 gibt einen Überblick der 

deutschen Akteure innerhalb der Gesellschaftssysteme.  

  

 
230 Diese Mehrheitsverhältnisse bestätigt Bauer (2017, S. 15) in einer Analyse, welcher primär der Zivilge-

sellschaft eine starke Dominanz in der öffentlichen TTIP-Debatte zuschreibt. 
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Tabelle 10: Standing deutscher Kommunikationsakteure in den untersuchten Zeitungen (in %) 

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Politik  6,3 5,1 7,6 3,9 5,4 7,1 6,6 42,2 

Wirtschaft  2,2 1,1 1,1 1,1 1,7 1,9 1,4 10,9 

Zivilgesellschaft  7,0 6,4 5,2 7,8 7,8 6,8 5,5 46,7 

N 118 97 107 98 113 121 103 757 

Quelle: eigene Darstellung 

Vergleicht man die einzelnen gesellschaftlichen Teilsysteme, müsste davon ausgegangen werden, 

dass die Exekutive ein großes Standing aufweist, da sie der EU-Kommission das TTIP-Verhandlungs-

mandat erteilt hat und sich damit auch für TTIP engagiert. Insgesamt stellt die deutsche Exekutive 

allerdings rund 22,5 % des deutschen Standings, im Vergleich zur Zivilgesellschaft mit 46,7 %. Zu-

dem nimmt das Standing der Politik ab, betrachtet man die untergeordneten föderalen Ebenen – 

so weisen bspw. Kommunen als untere föderale Ebene nahezu kein Standing auf. Interessanter-

weise erlangt die Legislative stattliche 19 % des deutschen Standings und erreicht damit fast die-

selbe Präsenz wie die Exekutive. Mit Blick auf die Wirtschaft zeigt sich das Standing äußerst verhal-

ten. 10,9 % kommt vonseiten der Wirtschaftsverbände und Unternehmen. Dabei sind die Wirt-

schaftsverbände präsenter als die Unternehmen. Die Verteilung des Standings über die untersuch-

ten Zeitungen ist recht unauffällig. Eine Ausnahme bildet die FAZ, in der verhältnismäßig viele Un-

ternehmen Standing aufweisen. Ein genauerer Fokus wird in den folgenden Abschnitten jeweils auf 

die einzelnen gesellschaftlichen Teilsysteme geworfen – beginnend mit der deutschen Politik.  

8.2.3.1 Politisches Teilsystem  

Die deutsche Politik steht für 25,6 % des Standings aller Akteure der Debatte. Dabei ist innerhalb 

des deutschen politischen Teilsystem der Politik auffällig, dass die Exekutive hier mit 53,4 % am 

meisten Standing aufweist. Hierbei ist nicht das Kanzleramt als höchste deutsche Behörde am do-

minantesten, sondern das bei den TTIP-Verhandlungen federführende Bundeswirtschaftsministe-

rium, welchem die entsprechende Ressortzuständigkeit für die TTIP Verhandlungen zufällt. 
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Tabelle 11: Standing deutscher Akteure der Politik in den untersuchten Zeitungen (Auszug, in %) 
 

FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Exekutive  7,1 6,5 9,0 6,2 7,1 9,0 8,1 53,4 

Wirtschaftsministerium 3,7 3,4 5,6 4,0 3,4 3,1 5,6 29,0 

Kanzleramt  2,1 1,5 2,1 1,5 2,1 3,7 0,8 14,3 

Landtage 0 0 0 0 0,3 0 1,2 1,5 

Legislative, Parteien  7,8 5,6 9,0 2,8 5,6 7,5 6,2 44,6 

SPD 3,7 1,8 3,1 1,2 2,5 3,1 2,1 17,8 

Bündnis 90/Die Grünen  0,9 1,5 2,5 0,3 1,2 1,5 0,6 8,7 

N 48 39 58 29 42 54 50 320 

Quelle: eigene Darstellung 

Das Wirtschaftsministerium weist sogar leicht mehr als das doppelte Standing des Kanzleramts auf. 

Das jeweils größte Standing erreicht das Wirtschaftsministerium in der taz sowie im Tsp mit jeweils 

5,6 % und das Kanzleramt in der AZ mit 3,7 %. Zudem fällt die Kulturstaatsministerin im Vergleich 

zu den Ressorts mit einem verhältnismäßig großen Standing auf, denn sie erreicht mit 1,8 % ein 

recht hohes Einzelstanding innerhalb der deutschen politischen Akteure. Interessant ist zudem, 

dass sich viele Bundesministerien an der Debatte beteiligen. Da TTIP ein umfassendes Freihandels- 

und Investitionsabkommen ist, beteiligen sich auch das Auswärtige Amt, Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz, Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft sowie wei-

tere Ministerien. Das Standing dieser Ressorts verteilt sich jedoch unauffällig auf geringem Niveau 

über die untersuchten Zeitungen und wird hier nicht weiter betrachtet.  

Richtet man den Blick von der Exekutive auf die Legislative bzw. Parteien, fällt hier das verhältnis-

mäßig große Standing auf. Die Parteien vereinen 44,6 % des politischen deutschen Teilsystems mit 

ihrem Standing auf sich. Dabei zeigt sich, dass Parteien, die im Bundestag vertreten sind, im Ver-

gleich zur außerparlamentarischen Opposition über ein größeres Standing verfügen. Besonders ist 

hier die SPD als im Bundestag vertretene Partei hervorzuheben. Sie hat insgesamt mit 17,8 % das 

mit Abstand größte Standing der Parteien, welches besonders in der FAZ, taz und der AZ anzutref-

fen ist. Mit weniger als der Hälfte des Standings der SPD tritt Bündnis 90/Die Grünen auf (SPD 17,8 

%, Grüne 8,7 %). Die Grünen haben ihr größtes Standing in der taz mit 2,5 %. Die Christdemokraten 

(CDU/CSU) erreichen als drittdominante Partei 5,6 % des Standings und haben in der FAZ den größ-

ten Anteil. DIE LINKE kommt am stärksten in der taz zu Wort. Die übrigen Parteien wie u. a. Piraten, 

Freie Wähler oder die ÖDP kommen zusammen auf 5,9 %. Es zeigt sich, dass die Parteien, welche 

zu den Regierungsfraktionen im deutschen Bundestag zählen, am TTIP-Diskurs stärker vertreten 

sind als diejenigen, welche keine Regierungsverantwortung tragen.  



8 Ergebnisdarstellung der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

173 

Betrachtet man das politische föderale System detaillierter und fokussiert das Standing einzelner 

Landtage, fällt hier das Standing deutlich ab. Baden-Württemberg, Sachsen und Niedersachsen er-

reichen ein geringes Standing. Insgesamt haben die Landtage 1,5 % des Standings, welche sich pri-

mär auf den Tsp konzentrieren. Es ist jedoch relevant, die Landtage gesondert zu betrachten, da 

Landtage ein Mitspracherecht bei TTIP erhalten können, wenn entschieden wird, ob TTIP ein ge-

mischtes Abkommen ist. Wenn es ein gemischtes Abkommen ist und nicht nur Handelsthematiken 

berührt werden, sondern auch die Kompetenzen der Bundesländer, ist ein Mitspracherecht der 

Länder gegeben und die EU kann nicht alleine entscheiden. Geht man nun weiter im föderalen 

System und bezieht die kommunale Ebene ein, wird lediglich äußerst geringes Standing erkennbar.  

Somit wird deutlich, dass die Exekutive im gesellschaftlichen Teilbereich der Politik dominiert und 

hier besonders das federführende Wirtschaftsressort, gefolgt von den Parteien – im Besonderen 

den Sozialdemokraten, den Landtagen und den Kommunen. Interessant ist auch, dass die taz den 

meisten politischen Akteuren Raum gibt. Wie es sich mit dem gesellschaftlichen Teilbereich der 

Wirtschaft verhält, wird im anschließenden Abschnitt beleuchtet.  

8.2.3.2 Wirtschaftliches Teilsystem  

Die deutsche Wirtschaft erreicht rund ein Viertel des Standings der deutschen Politik. Dies ist be-

merkenswert, da die Wirtschaft grundsätzlich als Adressat von TTIP und damit als Profiteur aufge-

führt werden könnte. Daher werden in diesem Abschnitt die Akteure der Wirtschaft differenziert 

betrachtet, um die wirtschaftlichen Hauptakteure sowie die kommunikativ erfolgreichen Branchen 

zu identifizieren. In den Blick gelangt sogleich, dass das Standing der Unternehmen recht verhalten 

ausfällt. Es macht gemessen am Gesamtstanding aller Kommunikationsakteure insgesamt lediglich 

1,5 % aus und mit Blick auf das Verhältnis innerhalb der deutschen Wirtschaft kommen die Unter-

nehmen auch nur auf 22,8 %. Unternehmen sind äußerst gering vertreten. Einzeln erreichen Ver-

treter von Automobilunternehmen wie die Porsche AG und Audi AG, Pharmaunternehmen wie die 

Merck KGaA oder der Technologiekonzern Siemens AG ein Standing. Das Energieunternehmen Vat-

tenfall GmbH bspw. erreicht in der vorliegenden Arbeit kein Standing, obwohl der Konzern vielfältig 

als Objekt in der öffentlichen Debatte, besonders im Kontext mit ISDS, auftaucht. Das Standing der 

Unternehmen verteilt sich, mit Ausnahme der FAZ, unauffällig. In der FAZ kommen Unternehmen 

mit 9,6 % am häufigsten zu Wort. Da der unternehmerische Beitrag in der öffentlichen Debatte 

recht verhalten ausfällt, rücken als nächstes die wirtschaftlichen Verbände in den Fokus, da sie ein 

größeres Standing aufweisen.  
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Tabelle 12: Standing deutscher Akteure der Wirtschaft in den untersuchten Zeitungen (in %) 
 

FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Unternehmen  9,6 2,4 3,6 1,2 2,4 2,4 1,2 22,8 

Verbände 10,8 8,4 7,2 9,6 13,2 15,6 12,0 77,1 

N 17 9 9 9 13 15 11 83 

Quelle: eigene Darstellung 

Mit 5,2 % am Gesamtstanding aller Akteure leisten die deutschen Wirtschaftsverbände einen klei-

nen Beitrag zur öffentlichen Debatte – betrachtet man die deutsche Wirtschaft alleine, erlangen 

sie 77,1 %. Bei den Verbänden ist das Standing grundlegend stärker ausgeprägter als bei den Un-

ternehmen und konzentriert sich größtenteils auf einzelne Verbände. Betrachtet man die einzel-

nen Verbände, sind zahlreiche im Bereich der Industrie zu verorten. Der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI), die Organisation der Industrie- und Handelskammern (IHK), der Verband 

Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), die Autobranche und die Industriebranche sind 

sämtlich weitestgehend im Bereich der Industrieinteressenvertreter anzusiedeln. So ergibt sich ein 

Standing allein der Industrie von 59 % bei den Verbänden. Allein der BDI als ein präsenter Akteur 

im Verbändewesen erlangt in diesem Kanon ein Standing von 17 %. Dabei verteilt sich das Standing 

über die untersuchten Zeitungen recht gleichmäßig. Weitere wirtschaftliche Verbände bzw. Zu-

sammenschlüsse sind die Buchbranche und der Bauernverband mit jeweils 9,6 % des Standings, 

welche sich über die Medien ohne nennenswerte Besonderheiten verteilen. Die übrigen Verbände 

sind entsprechend schwach ausgeprägt. Um nun die deutsche Zivilgesellschaft besser mit ihrem 

Standing sichtbar zu machen, wird sie im Folgenden betrachtet.  

8.2.3.3 Zivilgesellschaftliches Teilsystem  

Zuerst fällt bei der deutschen Zivilgesellschaft die Dominanz dieses Teilsystems, verglichen mit der 

deutschen Politik oder deutschen Wirtschaft, auf. Allein die deutsche Zivilgesellschaft steht für 

46,7 % des Standings der deutschen Kommunikationsakteure und bildet damit den größten Beitrag 

als Akteursgruppe zur TTIP-Debatte. Von Interesse ist insofern, welche Akteure in diesem recht 

diversen Teilbereich Standing erlangen. Daher ist die Zivilgesellschaft in die Bereiche Protestorga-

nisationen, gemeinnützige Organisationen, Gewerkschaften, Wissenschaft, Kirchen sowie die pau-

schalen Akteure unterteilt.231 Die folgende Tabelle 13 visualisiert diese Aufstellung.  

 
231 Eine Zuordnung der einzelnen Organisationen in die jeweiligen Bereiche ist im Codebuch dieser Arbeit 

einzusehen.  
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Tabelle 13: Standing deutscher Akteure der Zivilgesellschaft in den untersuchten Zeitungen (in %)  
 

FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Protestorganisationen  0,2 0,2 0,8 2,8 1,4 1,1 1,1 7,9 

Gemeinnützige Organisationen 1,6 3,1 2,8 3,9 4,5 1,6 0,5 18,3 

Gewerkschaften  0,5 0,8 0,5 1,4 0,5 0,5 1,1 5,6 

Wissenschaft  0,5 0 1,6 0,5 1,4 0,8 0,8 5,9 

Kirchen 0,5 0 0,5 0,2 0,2 0,2 0 1,9 

Pauschale Akteure  11,0 9,6 4,8 7,6 8,4 10,4 8,1 60,1 

N 52 49 40 59 59 53 42 354 

Quelle: eigene Darstellung 

Um diese diversen Korpora der Zivilgesellschaft zu differenzieren, werden einzelne Akteure detail-

lierter aufgeführt. So werden als Protestorganisationen Organisationen verstanden, die primär ge-

gen allgemeinbindende Entscheidungen in Verbindung mit TTIP auftreten. Diese Protestorganisa-

tionen erreichen in der TTIP-Debatte innerhalb der Zivilgesellschaft ein Standing von 7,9 %, wobei 

sich die Organisation STOP TTIP, deren Zweck der Verhandlungsstopp von TTIP ist,232 mit gut der 

Hälfte dieses Standings als dominanteste Organisation innerhalb der Protestorganisationen her-

vortut. STOP TTIP erreicht das Standing primär in den Regionalzeitungen und kommt in den über-

regionalen Zeitungen nahezu nicht vor. Mit deutlichem Abstand folgen globalisierungskritischen 

Organisationen wie attac, welche in der TTIP-Debatte den Protestorganisationen zugeordnet sind. 

Betrachtet man die Regionalzeitungen tiefer, zeigt sich, dass das Standing von Protestorganisatio-

nen in den Zeitungen wirtschaftlich weniger wettbewerbsfähigen Regionen nahezu doppelt so 

stark ausgeprägt ist als in den Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten.233 

Als weitere Gruppe innerhalb der Zivilgesellschaft geraten als nächstes die gemeinnützigen Orga-

nisationen in den Blick, denen der Gedanke der Fremdinteressenverbände von Velsen-Zerweck 

(2011, S. 150) zugrunde liegt. Gemeinnützige Organisationen stehen zusammengenommen für 

18,3 % des Standings der deutschen Zivilgesellschaft. Als dominante Einzelorganisationen inner-

halb der gemeinnützigen Organisationen fallen Greenpeace, der BUND und Foodwatch auf.234 Das 

Auftreten dieser Organisationen verteilt sich ohne größere Konzentrationen auf die untersuchten 

Zeitungen. Die untersuchten Zeitungen führen zudem zahlreiche unspezialisierte Umwelt- und Ver-

braucherschutzorganisationen an, was die Differenzierung erschwert. Um diesbezüglich Klarheit zu 

 
232 Als Zweck steht auf der Internetseite der Organisation: „Stop TTIP ist ein Bündnis […], um die Handels- 

und Investitionsabkommen TTIP und CETA zu stoppen.“ [Zugriff 19.10.2017 auf https://stop-
ttip.org/de/ueber-stop-ttip/] 

233 4,2 % zu entsprechend 2,2 %.  
234 Greenpeace 3,6 %, der BUND 2,8 % und Foodwatch 1,9 %. 

https://stop-ttip.org/de/ueber-stop-ttip/
https://stop-ttip.org/de/ueber-stop-ttip/
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generieren, werden sie separat dargestellt. Die Verbraucherschutzorganisationen weisen 3,3 % des 

Standings und die Umweltgruppen 2,2 % auf. Überschneidungen mit den konkret genannten Or-

ganisationen wie Greenpeace können nicht ausgeschlossen werden, da eine Klarstellung aus den 

Artikeln nicht immer hervorgeht. Die gemeinnützigen Organisationen treten dessen ungeachtet in 

den untersuchten Zeitungen in einem interessanten Muster auf. Der Vergleich von Zeitungen aus 

wettbewerbsfähigen Städten mit weniger wettbewerbsfähigen Städten zeigt, dass in weniger wett-

bewerbsfähigen Städten gemeinnützige Organisationen viermal so häufig auftreten.  

Mit Blick auf die Gewerkschaften, die für 5,6 % des Standings innerhalb der Zivilgesellschaft stehen, 

dominiert der Deutsche Gewerkschaft Bund (DGB), gefolgt von der IG Metall und ver.di. Die Ver-

teilung über die Zeitungen ist recht gleichmäßig.  

Als weitere Gruppierung der deutschen Zivilgesellschaft wird die Wissenschaft näher betrachtet. 

Die Wissenschaft tritt mit 5,9 % des Standings auf. Hierbei dominieren zwei Institute, nämlich das 

Kiel Institute for the World Economy (IfW) und das ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-

schung an der Universität München e.V. (ifo). Die restlichen wissenschaftlichen Einrichtungen sind 

breit verteilt. In der Wissenschaft sind bspw. Forschungseinrichtungen oder Hochschulen enthal-

ten. Die Verteilung über die untersuchten Zeitungen ist unauffällig, mit einer leichten Konzentra-

tion in der taz. Als weitere Akteure der Zivilgesellschaft weisen auch die Kirchen Standing auf. Sie 

sind schwach vertreten, wobei die katholische Kirche rund die Hälfte des Standings erzeugt.   

Als weitere Gruppierung innerhalb der Zivilgesellschaft werden Akteure zusammengefasst, die in 

den untersuchten Zeitungen unter allgemeinen Bezeichnungen wie bspw. Gegner oder Befürwor-

ter aufgeführt werden. Diese Akteure haben gemein, dass sie keine eindeutige Zuordnung zu ein-

zelnen Akteuren zulassen. Daher wird in der vorliegenden Arbeit auch eine Gruppe den pauschalen 

Akteuren gewidmet. Diese pauschalen Akteure machen einen beachtlichen Teil des Standings aus. 

Da hier weitestgehend von Zusammenschlüssen von bürgerlichen Organisationen ausgegangen 

werden kann, werden die pauschalen Akteure der Zivilgesellschaft zugesprochen. Diese pauscha-

len Akteure bilden 60,1 % des Standings der Zivilgesellschaft. Beispielsweise führt die FAZ (Artikel-

code 6057) an: „Bestens organisierte Globalisierungsgegner.“ Als Beispiel für Experten als weiterer 

pauschaler Akteur heißt es in der KN (Artikelcode 2102): „Nach Meinung von Experten könnten bis 

zu zwei Millionen zusätzliche Jobs entstehen.“ Dass diese Gruppe ein derartig umfangreiches 

Standing ausmacht, ist für eine klare Analyse bedauerlich, da sie doch eine gewisse Unschärfe be-

gründet. Eine klare Zuordnung der einzelnen Akteure ist nicht immer vorzunehmen. In dieser 

Gruppe finden sich jedoch interessante Konzentrationen. Beachtlich ist das Standing der weitest-

gehend als Gegner von TTIP dargestellten Akteure, welche mehr als die Hälfte der Gruppe ausma-



8 Ergebnisdarstellung der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

177 

chen. Hingegen sind die pauschalen Befürworter von TTIP deutlich schwächer vertreten und kon-

zentrieren sich primär auf die Regionalzeitungen. Ein weiterer pauschaler Akteur mit einem 

Standing von 9 % sind Deutsche. Unter diesem Akteur sind bspw. Äußerungen wie „Die Deutschen 

befürchten, von den Amerikanern über den Tisch gezogen zu werden“ (Artikelcode 7070) zusam-

mengeführt. Ein weiterer Akteur sind Kulturschaffende, die ein Standing von 5,9 % erreichen, das 

sich verstärkt auf die Regionalzeitungen verteilt und hierbei auf die wettbewerbsstärkeren Regio-

nen.  

Was bei dieser darstellenden Betrachtung bisher nicht erfolgte, ist die Interaktion der Akteure. 

Diese Interaktion mit gegenseitigen Bewertungen oder Aufforderungen wird im nächsten Ab-

schnitt näher betrachtet. Dadurch können einzelne Akteure in ihrer Relevanz im Gesamtdiskurs 

weiter plastisch herausgestellt werden.  

8.2.3.4 Interaktion der deutschen Akteure  

Bisher werden die deutschen Kommunikationsakteure an ihrer Häufigkeit des Auftretens gemes-

sen und der öffentliche Diskurs um TTIP dahingehend strukturiert. Ebenso interessant ist neben 

dieser Darstellung, wie die Akteure untereinander interagieren. Die Beziehungen der Akteure un-

tereinander, bspw. Bewertungen und Forderungen, werden demgemäß in diesem Abschnitt be-

leuchtet. Um die Dominanz der einzelnen Akteure – neben deren Auftreten in den Medien – weiter 

zu verdeutlichen, befasst sich dieser Abschnitt mit der Bezugnahme der Akteure aufeinander. Hier-

bei ist zentral, dass die Interaktion das Standing unterstreicht und damit betont.235 Die Dominanz 

des Standings wird dabei anhand von drei Kriterien differenziert: Zum einen wird gezeigt, ob der 

Akteur mit einem direkten oder indirekten Zitat auftritt, zum anderen, ob er einen anderen Akteur 

bewertet sowie einen anderen Akteur zu einer Handlung auffordert. Durch diese Interaktion der 

Akteure untereinander können Schwerpunkte des Standings einzelner Akteure herausgearbeitet 

werden. Interessant ist in diesem Zusammenhang, ob einzelne Akteure häufiger positiv oder nega-

tiv bewerten oder bewertet werden.236 Ebenso könnten sich in Forderungen weitere Befunde fin-

den lassen.  

 
235 Die Interaktion der Akteure ist beim Standing und nicht bei der anschließenden Positionierung verortet, 

da so die Trennschärfe von Bewertung von Akteuren untereinander mit der Bewertung des Abkommens 
gewährleistet bleibt.  

236 „Positiv“ und „negativ“ meint hier, dass Bewertungen unterstützende beziehungsweise ablehnende 
Aussagen aufweisen.  
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Zitierart – direkt und indirekt  

Als erstes wird die Art der Zitierhäufigkeit fokussiert – denn es besteht ein Unterschied darin, ob 

ein Akteur mit einem wortwörtlichen Statement auftritt oder ob eine Aussage indirekt in den Me-

dien wiedergegeben wird. Wird ein Akteur direkt zitiert, entfällt die mögliche Interpretation der 

Aussage durch das Medium und die Dominanz des Akteurs ist stärker als bei indirekten Zitaten. Bei 

einem direkten Zitat steht die Äußerung des Akteurs eins zu eins in den Medien. Hingegen gibt bei 

einem indirekten Zitat das Medium den möglicherweise interpretierten Sinngehalt der direkten 

Äußerung wieder. Demzufolge werden in der vorliegenden Arbeit direkte Zitate als dominanter 

angesehen als indirekte. Vor diesem Hintergrund ist zu beobachten, dass die indirekten Zitate der 

deutschen Akteure mit 56 % die direkten Zitate mit entsprechend 44 % knapp überwiegen. Bei den 

indirekten Zitaten dominiert die Zivilgesellschaft mit weitem Abstand. Die Zivilgesellschaft stellt 

34 % mit indirekten Zitaten, gefolgt von der Politik mit 20 % und der Wirtschaft mit 2 %. Die direk-

ten Zitate entstammen mit 22 % der Politik, gefolgt von der Zivilgesellschaft mit 13 % und der Wirt-

schaft mit 9 %. Bei den direkten Zitaten sind zudem teilweise weitere indirekte Zitate enthalten, 

was die Dominanz des Akteurs weiter unterstreicht. Es zeigt sich, dass die Zivilgesellschaft bei indi-

rekten Zitaten dominiert und die Politik bei den direkten. Die Wirtschaft verhält sich insgesamt 

zurückhaltender, wird jedoch häufiger direkt zitiert.  

Interaktion – Bewertungen und Forderungen  

Um die Interaktion der Akteure nun zu analysieren, werden im Folgenden die Bewertungen der 

Akteure untereinander dargestellt. Hierbei werden Bewertungen in fünf Unterteilungen gegliedert, 

die im Spektrum von 1 ‚sehr gut‘ bis 5 ‚unbefriedigend‘ anzusiedeln sind. Die Bewertungen bezie-

hen sich auf Äußerungen eines Akteurs oder allgemeine Kritik an einem Akteur. In einzelnen Fällen 

haben Akteure mehr als einen Akteur bewertet, was zu 759 Bewertungen bei 757 Akteuren führt. 

Allgemein auffällig ist, dass die Akteure größtenteils von direkten Bewertungen absehen. In 75 % 

der Zitierungen ist keine konkrete Bewertung erkennbar und insgesamt wird bei den Bewertungen 

deutlich, dass Extreme wie eine sehr gute Bewertung oder eine sehr schlechte Bewertung selten 

anzutreffen sind. Die häufigste Bewertung ist die negative Kritik, welche dem Wert 4 entspricht. 

Um diese zu illustrieren, wird ein Beispiel von Sigmar Gabriel, Bundeswirtschaftsminister, ange-

führt. In der Münchner Abendzeitung237 bewertet Gabriel im Rahmen einer Diskussionsrunde einen 

Beitrag eines Aktivisten von STOP TTIP mit den Worten: „Das ist so anti-aufklärerisch, dass ich Pi-

ckel kriege.“238 Diese Art von negativen Bewertungen macht 19 % der Gesamtbewertungen aus. 

 
237 Der Artikel der Münchner Abendzeitung trägt in dieser Arbeit die Nummer 3066 und ist am 03.06.2015 

auf der Seite 10 erschienen.  
238 Von einer Kategorie „Polemik“ wurde in der vorliegenden Arbeit Abstand genommen, da sie pauschal 

schwer zu fassen ist.  
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Hingegen kommen die positiven Bewertungen, die dem Wert 2 entsprechen, lediglich auf 3 %. Die 

übrigen 3 % verteilen sich auf geringem Niveau auf die Extreme und die neutralen Bewertungen. 

Es zeigt sich, dass eine kritische Bewertung vorherrscht. Hierbei ist auffällig, dass weitestgehend 

die Politik und die Zivilgesellschaft die Kritik betreiben. So führt die Politik in 10 % ihrer Äußerungen 

eine Kritik an und die Zivilgesellschaft in 7 %. Die Wirtschaft hingegen steht für einen geringen An-

teil der Kritiken (3 %). Positive Bewertungen finden auf sehr verhaltenem Niveau statt.239 

Betrachtet man als nächstes den Adressaten der Bewertungen wird deutlich, dass die Politik be-

sonders im Fokus steht.240 Die Politik steht für 76 % dieser Bewerteten, die Zivilgesellschaft für 22 % 

und die Wirtschaft entsprechend für 2 %. Die bewerteten politischen Akteure entstammen zum 

größten Teil der deutschen Politik (37 %), gefolgt von den europäischen politischen Akteuren 

(22 %) und den politischen US-Akteuren (15 %).241 Ein weiterer Befund ist, dass die Zivilbevölkerung 

mit 19 % auch eine stark bewertete Akteursgruppe ist. Die Wirtschaft hingegen ist bei den Bewer-

tungen vernachlässigbar.  

Belässt man den Fokus auf der Interaktion der Akteure, können zudem Aufforderungen der Ak-

teure untereinander aufgezeigt werden. Als Aufforderungen werden bspw. Forderungen zur „Aus-

setzung der TTIP-Verhandlungen“ oder zum „Schutz der Kultur“ gesehen. Die Fülle an Aufforderun-

gen kann mit Blick auf den Abschluss von TTIP in positive und negative Aufforderungen unterteilt 

werden. So richten sich positive Aufforderungen auf ein erfolgreiches Ende der Verhandlungen, 

bspw. einen raschen Abschluss. Hingegen zielen negative Aufforderungen auf die Verhandlungen 

einschränkender Sachverhalte. Hier sind bspw. mehr Beteiligung an den Verhandlungen oder ein 

„TTIP light“ zu nennen. Einen auffälligen Befund begründet vor diesem Hintergrund der positiven 

und negativen Aufforderungen, dass sich die positiven und die negativen Aufforderungen ungefähr 

die Waage halten.242 Bei den positiven Aufforderungen dominieren mit 22 % die Aufforderung, all-

gemein stärker zu handeln, gefolgt von 19 %, die Verhandlungen rasch abzuschließen. Bei den ne-

gativen Aufforderungen dominiert mit 20 %, mehr Transparenz in den Verhandlungen herzustel-

len, gefolgt vom Aussetzen der Verhandlungen mit 9 %. Diesen Forderungen schließen sich der 

Schutz der Kultur und eine größere Beteiligung an den Behandlungen als negative Aufforderungen 

an. Die übrigen Aufforderungen sind weitestgehend einzelne Aufforderungen ohne einen konkre-

 
239 Den Wert 2 führt die mit Politik 2 % an, die Zivilgesellschaft mit 1 % und die Wirtschaft mit weniger als 

1 %. 
240 Insgesamt werden 199 Akteure bewertet, was im Folgenden als 100 % gesehen wird. 
241 Die restlichen Prozentwerte sind den internationalen Akteuren zuzurechnen.  
242 Insgesamt sind 40 positive Aufforderungen und 49 negative Aufforderungen aufzufinden, was in Summe 

89 ergibt und im Folgenden als 100 % gesehen werden. 
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ten Bezug. Fokussiert man nun den Adressaten der Aufforderungen, ist zu erkennen, dass die Poli-

tik der Hauptadressat ist.243 Die deutsche Politik ist mit 47 % der Aufforderungen Hauptadressat, 

gefolgt von der europäischen Politik mit 37 %. Auf die US-Politik entfallen 11 % der Aufforderun-

gen.  

Neben diesen Betrachtungen der Teilsysteme ist eine gewisse Konzentration auf einzelne Akteure 

festzustellen. Als Befund kann aufgezeigt werden, dass das Bundeswirtschaftsministerium und die 

EU-Kommission am häufigsten bewertet werden. Das Bundeswirtschaftsministerium steht dabei 

für 16 % aller Bewertungen und die EU-Kommission für 22 % der Bewerteten. Von den Bewertun-

gen ist zudem ein Großteil negativ. Diese negativen Bewertungen machen 80 % der Bewertungen 

durch das Bundeswirtschaftsministerium aus. Als Adressat dieser negativen Bewertungen steht die 

US-Administration an der Spitze, gefolgt von der EU-Kommission und den TTIP-Gegnern. Das in den 

Verhandlungen federführende Bundeswirtschaftsministerium steht für einen Teil der negativen 

Bewertungen. Auffällig ist, dass nahezu keine Aufforderungen in den Äußerungen verbunden sind. 

Eine etwas geringere Bewertungsfrequenz zeigt das Bundeskanzleramt. Im Gegensatz zu den Be-

wertungen des Bundeswirtschaftsministeriums sind die Bewertungen des Bundeskanzleramts wei-

testgehend positiv und an die US-Administration adressiert. Als Forderungen äußert das Bundes-

kanzleramt am deutlichsten, die TTIP-Verhandlungen rasch abzuschließen. Diese Forderung adres-

siert das Bundeskanzleramt teilweise direkt an die EU-Kommission.  

Mit Blick auf die Legislative zeigt die SPD durch ihre Bewertungen ihre Zerrissenheit beim Thema 

TTIP. Sie bewertet sich weitestgehend selbst negativ und kritisiert zudem den Bundeswirtschafts-

minister sowie teilweise die US-Administration. Bei den Forderungen der SPD zeigt sich, dass diese 

zum einen mehr Beteiligung an den Verhandlungen und den Abbruch der Verhandlungen umfas-

sen. Als weitere starke Partei bewerten die Grünen die Bundesressorts kritisch, fordern aber wei-

testgehend nichts Konkretes. Im Teilbereich der Wirtschaft sticht der BDI ins Auge, welcher – meist 

negativ bewertet – die Zivilgesellschaft adressiert und sie auffordert, ihre Blockadehaltung aufzu-

geben. In der Zivilbevölkerung haben die Gegner das größte Standing und damit die größten Chan-

cen, Bewertungen oder Forderungen zu platzieren. Bei ihnen zeigt sich, dass sie die EU-Kommission 

und das Bundeswirtschaftsministerium negativ bewerten und das Bundeswirtschaftsministerium 

sogar sehr negativ. Jedoch ist hier auffällig, dass sie keine konkreten Forderungen äußern. Bei STOP 

TTIP zeigen sich konsequent negative Äußerungen gegenüber der EU-Kommission. Dennoch ist er-

staunlich, dass keine Forderungen zu finden sind, obwohl der Name STOP TTIP dies vermuten las-

sen könnte. Vor diesem Hintergrund schließt sich die Frage an, in welchen Zeitungen sich primär 

 
243 Insgesamt sind 38 Adressaten (100 % der Aufgeforderten) von Forderungen festzustellen, da viele For-

derungen auch ohne Adressaten geäußert werden. 
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die deutschen Akteure äußern und wo sich diese Meinungsvielfalt widerspiegelt. Dieser Frage wird 

im Folgenden nachgegangen.  

8.2.3.5 Verteilung deutscher Kommunikationsakteure in den Zeitungen  

Bei der Verteilung der deutschen Akteure innerhalb der Zeitungen fällt auf, dass die AZ am meisten 

Standing aufweist, gefolgt von der FAZ und den KN. Zudem zeigen sich interessante Befunde der 

zivilgesellschaftlichen Gruppen innerhalb der Zeitungen, da bspw. die Gruppe der Gegner mit 8,4 % 

in der wirtschaftsfreundlichen FAZ und in der taz mit 3,1 % vertreten sind. Dass die FAZ den Kriti-

kern des Abkommens als wirtschaftsfreundliche Zeitung mehr Raum ermöglicht als die tendenziell 

politische linke-liberale taz, ist ein bemerkenswerter Befund. Zudem konzentrieren sich die Gegner 

stärker in Zeitungen aus ökonomisch weniger wettbewerbsfähigen Städten. Ebenso konzentrieren 

sich die Kulturschaffenden deutlicher in den Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähigen Städten. 

Dies könnte ein Indiz dafür sein, dass eine gewisse Gegnerschaft innerhalb der Akteure tendenziell 

in ökonomisch weniger wettbewerbsfähigen Regionen anzutreffen ist.  

 Standing europäischer Akteure  

Analog zu den deutschen werden in diesem Abschnitt die Akteure der europäischen Ebene analy-

siert. Die relevanten Akteure sind im politischen Teilsystem die Institutionen – die EU-Kommis-

sion244, der Europäische Rat (Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten) und der Rat der 

Europäischen Union (EU-Ministerrat). Ebenso werden die Parteien des Europäischen Parlaments 

betrachtet. Im wirtschaftlichen Teilsystem finden Äußerungen von europäischen Verbänden und 

Unternehmen mit Sitz in der EU Eingang – nicht in Deutschland, da diese den deutschen Akteuren 

zugeordnet würden. Für die europäische Zivilgesellschaft245 werden die EU-Zivilgesellschaft als 

Ganzes – bspw. bei Umfragen –, Europäer allgemein, Umwelt- und Verbraucherschützer, Wissen-

schaftler, Experten oder Gewerkschaften berücksichtigt.  

Die europäischen Akteure machen am Gesamtdiskurs 15,6 % aus. Dieses Standing wird dabei zum 

größten Teil von der EU-Kommission getragen, die 9,9 % zum Gesamtdiskurs beiträgt. Dies bedeu-

tet, dass die EU-Kommission alleine für rund zwei Drittel des Standings innerhalb der europäischen 

 
244 „Die Kommission ist zwar keine den Regierungen der EU-Staaten vergleichbare »europäische Regie-

rung«, vertritt die EU aber nach außen, indem sie z. B. Handelsabkommen mit Ländern und Ländergrup-
pen aushandeln kann“ (BpB, Europäische Kommission, 2016b).   

245 In der vorliegenden Arbeit wird von einer „europäischen Öffentlichkeit“ (Lichtenstein, 2017, S. 65) aus-
gegangen, da teilweise „EU citizens“ (Walter, 2017, S. 235 ff.) mit ihren Äußerungen eine EU-weite Trag-
weite entwickeln können. Abels (2018, S. 6, 12) nennt in diesem Zusammenhang die Partizipationsin-
strumente der EU. Sie geht auch auf die geringen Auswirkungen der zivilgesellschaftlichen Aktionen auf 
europäische Regulierungen ein.  
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Akteure steht.246 Die Legislative tritt mit 4,0 % am Gesamtdiskurs in Erscheinung und erreicht in-

nerhalb der europäischen Akteure 26 % des Standings. Besonders fallen hier die europäischen So-

zialdemokraten247 mit 7,8 %, die europäischen Grünen mit 5,2 % und die europäischen Christde-

mokraten mit 4,7 % des Standings innerhalb der europäischen Akteure auf. Die übrigen Parteien 

sind deutlich geringer präsent. Interessant ist dabei, dass die europäischen Liberalen in der vorlie-

genden Arbeit kein Standing erlangen. Die europäischen Liberalen treten programmatisch für TTIP 

ein (ALDE, 2015).248 Die europäische Zivilgesellschaft erreicht gut ein Prozent des Standings am 

Gesamtdiskurs. Dabei konzentriert sich der größte Teil des Standings der europäischen Zivilgesell-

schaft auf die pauschalen Zuschreibungen wie Europäer oder europäische Umwelt- und Verbrau-

cherschützer.  

Aus dieser Verteilung lässt sich ableiten, dass die Exekutive mit 62,3 % die bestimmende Größe 

innerhalb der europäischen Kommunikationsakteure ist. Die Legislative erreicht 26 %, die europä-

ische Zivilgesellschaft 9 % und die Wirtschaft rund 1 %. Somit steht die Politik innerhalb der euro-

päischen Akteure für knapp 90 % des Standings.249 Bei einem Vergleich der Exekutive der EU mit 

der in Deutschland wird das verhältnismäßig größere Standing der EU-Exekutive innerhalb ihrer 

regionalen Gruppe deutlich – denn die deutsche Exekutive steht für 53,4 % der deutschen Kommu-

nikationsakteure und damit der guten Hälfte. Die europäische Exekutive steht für rund zwei Drittel 

der europäischen Kommunikationsakteure und nimmt so einen deutlich größeren Teil ihrer regio-

nalen Gruppe ein.  

Betrachtet man als nächstes die Verteilung des Standings in den einzelnen Zeitungen, fällt auf, dass 

zu Teilen erhebliche Unterschiede anzutreffen sind. So verteilt sich das Standing der europäischen 

Akteure in den überregionalen Zeitungen zusammen auf 43,9 %. Dabei führt die FAZ hier mit 

17,2 % die überregionalen Zeitungen an. Als auffällig kann in diesem Zusammenhang der geringe 

Beitrag der SZ zum Standing angesehen werden. Die SZ erreicht 11,5 % und die taz ordnet sich 

zwischen FAZ und SZ mit 15,1 % ein. Betrachtet man als nächstes die Regionalzeitungen, die zu-

sammengenommen für 56,0 % des Standings der europäischen Akteure sorgen, zeigt sich, dass die 

 
246 Der Rat der EU kommt nicht und der Europäische Rat nur sehr gering zu Wort (1,5 %). Andere europäi-

sche Institutionen erreichen in den untersuchten Medien kein Standing. 
247 „Die Sozialdemokratische Partei Europas (SPE) bringt die Sozialistischen, Sozialdemokratischen und De-

mokratischen Parteien und Arbeiterparteien aus der ganzen Europäischen Union und Norwegen zusam-
men”, heißt es auf der Internetseite der SPE (https://www.socialistsanddemocrats.eu/de/who-we-
are/our-partners/spe [Zugriff 16.06.2019]). Das Standing von SPE Vertretern wird primär von der deut-
schen SPD erlangt. Die anderen Vertreter von Parteien entstammen auch primär der jeweils deutschen 
Partei.  

248 ALDE spricht sich für ein „smartes TTIP“ aus und sieht in dem Abkommen eine Möglichkeit Europa zu 
stärken. 

249 Dieser Befund ist für die Diskussion einer europäischen Öffentlichkeit interessant, da die Politik und 
nicht die Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene die größte Präsenz aufweist.  
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Zeitungen aus wettbewerbsfähigen sowie weniger wettbewerbsfähigen Städten beide gleich zum 

Standing beitragen. Jedoch ist der Unterschied innerhalb der Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren 

Städten beachtlich. Die AZ fällt hierbei mit 9,9 % stark hinter dem Tsp mit 17,8 % ab. Durch den 

Tsp, welcher mehr europäische Akteure als die FAZ beinhaltet, erreichen die Zeitungen aus wett-

bewerbsfähigeren Städten ein gleichwertiges Standing mit den Zeitungen aus weniger wettbe-

werbsfähigen Städten. Auffällig ist zudem, dass die Zivilgesellschaft im Tsp das höchste Standing 

erreicht und die taz als überregionale Zeitung kein Standing europäischer Zivilgesellschaftsakteure 

aufzeigt.  

Tabelle 14: Standing europäischer Kommunikationsakteure in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Politik  15,1 10,4 14,6 12,5 14,1 8,9 14,1 90,0 

Wirtschaft  0,0 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5 1,0 

Zivilgesellschaft  2,0 1,0 0,0 0,5 1,0 1,0 3,1 8,9 

N 33 22 29 25 29 19 34 191 

Quelle: eigene Darstellung 

8.2.4.1 Interaktion der Akteure  

Bei der Interaktion europäischer Akteure fällt unmittelbar die Dominanz der Politik auf. Die Exeku-

tive wie auch die Legislative beanspruchen beinahe das gesamte Standing für sich. Daher ist es 

wenig verwunderlich, dass auch bei den Zitierungen die direkten wie auch die indirekten Zitierun-

gen aus der Politik stammen. Von den Äußerungen250 beansprucht die Politik 46 % der direkten 

sowie 44 % der indirekten Zitate. Die Zivilgesellschaft erreicht 7 % der indirekten Zitierungen und 

bei den direkten Zitierungen 2 %. Die Wirtschaft erreicht entsprechend weniger als 1 % – sowohl 

bei den direkten als auch bei den indirekten Zitierungen.  

Zitierart, Bewertungen und Forderungen  

Bei den Zitierungen rückt der dominierende Akteur der europäischen Ebene ins Blickfeld, die EU-

Kommission. Sie steht für den Großteil der Äußerungen der europäischen Kommunikationsak-

teure. In ihren Zitierungen tritt sie zu 46 % direkt in Erscheinung und zu 54 % indirekt. In ihren 

Bewertungen in den direkten Zitaten adressiert sie auf sehr geringem Niveau die US-Politik negativ, 

gefolgt vom Bundeswirtschaftsministerium und dem Bundeskanzleramt. Zeitlich findet diese Kritik 

Anfang bis Mitte 2015 statt. Hingegen sind die häufigeren positiven Bewertungen der EU-Kommis-

 
250 191 Äußerungen bilden die Grundlage für 100 %.   
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sion gegen Ende des Erhebungszeitraums anzutreffen und richten sich an die deutsche Zivilgesell-

schaft. Bei den indirekten Zitaten kritisiert die EU-Kommission die deutsche Zivilgesellschaft und 

bewertet das Bundeswirtschaftsministerium positiv. Als nächster Akteur tritt die europäische So-

zialdemokratie mit zwei Dritteln direkter und einem Drittel indirekter Zitate in den Fokus. Sie äu-

ßern dabei primär negative Kritik an der US-Politik sowie der EU-Kommission. Dabei erhebt sie 

keine Forderungen. Die Grünen treten mit 70 % direkten und 30 % indirekten Zitaten auf. Dabei 

kritisieren sie mit ihren direkten Zitaten primär die EU-Kommission, gefolgt von den Christdemo-

kraten. Mit ihren indirekten Zitaten kritisieren sie die europäischen Politiker allgemein. Dabei for-

dern sie grundsätzlich mehr Beteiligung an den TTIP-Verhandlungen. Die Christdemokraten äußern 

sich ebenso primär direkt in den Medien, da von ihren Äußerungen 89 % direkt sind. Sie kritisieren 

hierbei primär die EU-Kommission sowie die deutsche Zivilgesellschaft. Bei dieser Betrachtung der 

europäischen Akteure zeigt sich, dass sich die europäische Wirtschaft bedingt durch ihr geringes 

Standing auch in den wenigen Zitierungen durch nahezu keine Forderung in den Deutungskampf 

einbringt. Ebenso ist die europäische Zivilgesellschaft mit ihren Organisationen weitestgehend zu-

rückhaltend.  

Mit Blick auf die Bewertungen der Akteure untereinander wird deutlich, dass die Akteure in drei 

Viertel der Zitierungen von einer Bewertung absehen. Ebenso zeigt sich, dass wenn Bewertungen 

vorgenommen werden, diese mehrheitlich negativ sind. So sind 18 % der Bewertungen negativ und 

lediglich 5 % positiv. Die Extreme in den Bewertungen sowie neutrale Bewertungen treten dabei 

nahezu nicht in Erscheinung. Mit Blick auf die Ergebnisse beim Standing wird deutlich, dass die 

Mehrheit der Bewertungen der Politik zuzuordnen ist. Sie steht für 18 % der negativen Bewertun-

gen sowie für nahezu alle positiven Bewertungen. Als konkreter Adressat der Bewertungen steht, 

als Hauptakteur der Verhandlungen, die Politik selbst und hier primär die EU-Politik mit 38 %, ge-

folgt von der US-Politik mit 21 %. Daran anknüpfend ist bemerkenswert, dass die deutsche Zivilge-

sellschaft mit 25 % als Adressat von Bewertungen auftaucht, da sie kein Verhandler ist. Durch die 

deutliche Präsenz der deutschen Zivilgesellschaft bieten die Beiträge der deutschen Zivilbevölke-

rung gewisse Anregungen, um die Kontroverse zu stützen. Impulse wie der Abbruch der Verhand-

lungen sind hier zu nennen.  

Richtet man als nächstes den Fokus auf die Aufforderungen der Akteure untereinander, ist auffäl-

lig, dass sich die insgesamt positiven und negativen Forderungen251 recht gleichmäßig verteilen. 

54 % der Forderungen sind positiv und 46 % entsprechend negativ. Bei den positiven Forderungen 

ist eine Konzentration auf zwei Aufforderungen festzustellen. Zusammengenommen stehen die 

 
251 Insgesamt werden bei den europäischen Akteuren 24 Forderungen festgestellt, welche die Grundlage 

von 100 Prozent legen.  
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Forderungen nach mehr Aktivitäten und einem rascheren Abschluss der Verhandlungen für 77 % 

der positiven Forderungen. Die übrigen positiven Forderungen stehen für eine Erhöhung der Stan-

dards von TTIP. Die negativen Forderungen weisen eine größere Varianz auf, zeigen jedoch eine 

leichte Konzentration hinsichtlich der Forderung nach mehr Transparenz der Verhandlungen (45 %) 

und mehr Beteiligung an den Verhandlungen (18 %). Die übrigen negativen Forderungen beziehen 

sich auf eine Reduzierung von TTIP-Kapiteln oder einem Neustart der Verhandlungen. Als Adressa-

ten dieser Forderungen stehen die Verhandler. So richten sich alle Forderungen an die EU- und die 

US-Politik, mit einem Schwerpunkt auf die EU-Politik.  

 Standing US-amerikanischer Akteure  

Der Anteil der US-Amerikaner von 8,1 % verglichen mit 15,6 % des Standings der europäischen Ak-

teure am Gesamtstanding ist verhältnismäßig gering.252 Betrachtet man das Standing der US-ame-

rikanischen Akteure genauer, zeigt sich, dass die US-Politik mit 77 % innerhalb der US-amerikani-

schen Akteure einen großen Anteil beiträgt. Innerhalb der Politik stellt die Exekutive, vertreten 

durch die Administration und den Präsidenten, mit 67 % den Löwenanteil innerhalb des US-

Standings. Hieran schließt sich quantitativ die Zivilgesellschaft mit 20 %, die Legislative mit 10 % 

und die Wirtschaft mit 3 % an. Die US-amerikanische Exekutive wird dabei durch die US-Administ-

ration gestützt, die sich aus Regierungsvertretern, Verhandlungsführern, Unterhändlern sowie 

dem Präsidenten zusammensetzt.253 Präsident Obama steht innerhalb der US-Akteure für 23 % des 

Standings.254 Mit Blick auf die Legislative, die für 10 % des US-amerikanischen Standings steht, wird 

deutlich, dass besonders die Präsidentschaftskandidaten im Präsidentenwahlkampf hier das Gros 

ausmachen.255 Die beiden großen Parteien in den USA, Demokraten und Republikaner, sind quan-

titativ beim Standing zu vernachlässigen. Schaut man als nächstes genauer auf die Zivilgesellschaft, 

fällt das Standing der Wissenschaftler auf. Diese vereinen mehr als die Hälfte des Standings des 

Teilbereichs Zivilgesellschaft auf sich, 55 %. Da größtenteils keine genaue Differenzierung in der 

Presse vorgenommen wird, wird in der vorliegenden Arbeit von US-Wissenschaftlern gesprochen. 

Das Standing dieser US-Wissenschaftler ist in der SZ und dem Tsp am ausgeprägtesten. Ein weiterer 

 
252 Bauer (2016) untersucht den TTIP-Diskurs u. a. anhand von Suchanfragen im Internet und der Anzahl 

von Veranstaltungen zu TTIP. Er zeigt, dass in den USA TTIP eine deutlich geringe Rolle einzunehmen 
scheint, vergleichen mit bspw. Deutschland.  

253 Die Erhebungssystematik der Daten legt zugrunde, dass der Akteur mit seiner erstgenannten Funktion 
berücksichtigt wird. Daher kann es vorkommen, dass der Präsident als Vertreter der Administration ge-
führt wird.  

254 Vergleicht man das Standing von Obama und Trump, zeigt sich, dass das Standing von Obama rund 
dreimal größer ist als das von Trump. Dies ist auf den Erhebungszeitraum zurückzuführen, welcher pri-
mär in der Amtszeit von Obama liegt. Trump hat erst nach dem Erhebungsende die Amtsgeschäfte von 
Obama übernommen.  

255 Die Präsidentschaftskandidaten werden der Legislative zugesprochen, da sie in ihrer Rolle kein öffentli-
ches Staatsamt bekleiden, aber eine Partei repräsentieren. 
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interessanter Befund ist, dass Gewerkschaften und der allgemeine Amerikaner über ein geringes 

Standing verfügen.  

Rückt man als nächstes die Verteilung des Standings der US-Akteure in den untersuchten Zeitungen 

in den Fokus, wird deutlich, dass es in der SZ mit Abstand am stärksten mit 27 % ist. Insgesamt 

führen die überregionalen Zeitungen mehr US-amerikanische Akteure an als die Regionalzeitun-

gen, 58 % zu entsprechenden 42 %. Jedoch trägt die taz am wenigsten US-Akteure mit 9 % bei. Es 

zeigt sich also ein deutlicher Unterschied zwischen den überregionalen Zeitungen. Ebenso auffällig 

ist, dass ein Unterschied zwischen den Regionalzeitungen sichtbar wird. Die Zeitungen der wettbe-

werbsfähigeren Städte verzeichnen ein größeres Standing der US-Akteure als die Zeitungen in we-

niger wettbewerbsfähigen Städten. US-Akteure haben in Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbs-

fähigeren Städten mehr Standing.  

Tabelle 15: Standing von US-amerikanischen Akteuren in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Politik 21 15 7 5 10 12 7 77 

Wirtschaft  0 1 0 1 0 1 0 3 

Zivilgesellschaft  1 11 2 0 1 2 3 20 

N 22 27 9 6 11 15 10 100 

Quelle: eigene Darstellung 

Bei der Interaktion der US-amerikanischen Akteure ist eine vergleichbare Tendenz wie bei den eu-

ropäischen Akteuren festzustellen – jedoch auf deutlich geringerem Niveau. Die internationalen 

Akteure stellen zwar 3,2 % am Gesamtstanding,256 weisen aber eine interessante Verteilung über 

die Medien auf. Das Standing verteilt sich zu deutlich über der Hälfte auf die überregionalen Zei-

tungen.257 Bei den Regionalzeitungen sind auch Unterschiede anzutreffen. Die Regionalzeitungen 

in ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten zeigen, wie bei den amerikanischen Akteuren, mehr 

Standing. Die FP weist beispielsweise keinen internationalen Akteur auf.  

 Standing der Journalisten  

Die Zeitungen, die sich mit Kommentaren in die öffentliche Debatte um TTIP als Akteur einbringen, 

machen 10,9 % am Gesamtstanding aus.258 Dieses Standing setzt sich aus unterschiedlichen Ge-

wichtungen der einzelnen Zeitungen zusammen. Dabei sind eigene Kommentare der Zeitungen von 

 
256 Insgesamt konnten 40 internationale Akteure in den untersuchten Zeitungen identifiziert werden.  
257 FAZ 0,8 %, SZ 0,8 % und taz 0,4 %. 
258 Hierbei ist interessant, dass ein weitaus größerer Anteil an der journalistischen Darstellungsform des 

Kommentars in der Debatte anzutreffen ist, die Journalisten jedoch lediglich rund 10 Prozent an 
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denen der Gastkommentare, welche von anderen Journalisten anderer Zeitungen geschrieben 

sind, getrennt erhoben. Es wird bei der Betrachtung deutlich, dass die eigenen Kommentare der 

Zeitungen mit 93,8 % die der Gastkommentare mit 5,7 % überwiegen.  

Tabelle 16: Anzahl der Kommentare von FAZ, SZ, taz, FP, KN, AZ und Tsp (in %)  

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Eigene Kommentare 13,4 19,4 19,4 11,9 4,4 8,9 16,4 93,8 

Gastkommentare  0,7 0,7 0,7 0 0 0,7 2,9 5,7 

N 19 27 27 16 6 13 26 134 

Quelle: eigene Darstellung 

Das Standing der Journalisten verteilt sich mit einer knappen Mehrheit auf die überregionalen Zei-

tungen, 54,4 %, und zu 45,5 % auf die regionalen Zeitungen. Betrachtet man die einzelnen Zeitun-

gen, fallen bei den überregionalen Zeitungen die SZ und die taz mit jeweils 20,1 % Kommentaran-

teil ins Auge. Beide Zeitungen stellen damit den größten Anteil an Kommentaren, im Gegensatz zu 

den KN, die 4,4 % des Standings ausmachen. Zudem ist der verhältnismäßig hohe Anteil an Gast-

kommentaren im Tsp mit 2,9 % interessant. Vor diesem Hintergrund ist relevant, wie sich die Jour-

nalisten in ihren Kommentaren im öffentlichen Diskurs gegenüber anderen Akteuren äußern.  

Die Journalisten treten verstärkt mit Bewertungen259 anderer Akteure in Erscheinung und kommen 

so einem Grundgedanken des Kommentars nach. Die Journalisten sind dabei im Gegensatz zu den 

übrigen Akteuren des Diskurses durch eine stärkere Interaktion mit anderen Kommunikationsak-

teuren charakterisiert. In ihren Kommentierungen bewerten Journalisten in der knappen Hälfte 

ihrer Äußerungen einen anderen Akteur, 49 %, und sehen entsprechend in 51 % von einer Bewer-

tung ab. Auffällig ist bei den Bewertungen, dass Journalisten weitestgehend kritisch bewerten. In 

39 % geben sie eine negative, in 9 % eine positive und in weniger als 1 % eine sehr negative Bewer-

tung ab.  

Bei den Bewerteten260 sind die Adressaten zu 20 % die allgemeine Bundesregierung und hier alleine 

mit 8 % das Bundeswirtschaftsministerium. Die EU-Kommission wird mit 15 % der Bewertungen 

adressiert und die Gegner von TTIP ebenfalls mit 15 %. Die US-Administration erhält 9 % der Be-

wertungen.  

 
Standing zu den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP erreichen. Dies gründet darin, dass sich die 
Journalisten in ihren eigenen Kommentaren weniger selbst einbringen und primär die Ansichten ande-
rer Akteure herausstellen.  

259 Die Journalisten treten mit 136 Bewertungen anderer Akteure in Erscheinung, was im Folgenden als 100 
% der Bewertungen durch die Journalisten gesehen wird. 

260 Insgesamt werden 79 Bewertete festgestellt, welche zusammen die 100 % bilden. 
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Bei den Forderungen sind die Journalisten wie die anderen Kommunikationsakteure ebenso ge-

spalten. Von den Forderungen sind 58 % negativ und entsprechend 42 % positiv. Die häufigste Ein-

zelforderung ist positiv konnotiert und bezieht sich allgemein auf eine aktivere Rolle der Verhand-

lungspartner. Eine weitere positive Einzelforderung bezieht sich auf die stärkere multilaterale Ver-

handlung. Hingegen sind die negativen Forderungen breiter gestreut. So wird in der knappen Hälfte 

eine stärkere Beteiligung an den TTIP-Verhandlungen gefordert. Diese Forderung wird von mehr 

Transparenz in den Verhandlungen über die Abschaffung von Staats-Schiedsgerichten hin zu einem 

Verhandlungsstopp fortgesetzt. Die meisten Forderungen richten sich an unterschiedliche Akteure. 

Die EU-Kommission wird jedoch teilweise konkret mit gegenläufigen Forderungen adressiert. So 

setzen sich die Forderungen einerseits aus mehr Engagement bei den Verhandlungen zusammen, 

andererseits sollen die Verhandlungen beendet werden.  

Der Zerrissenheit der Forderungen kann durch einen Blick in die Verteilung der Akteursbewertun-

gen in den Zeitungen ergänzt werden. Die Verteilung der Bewertungen auf die regionalen und 

überregionalen Zeitungen verdeutlicht, dass die überregionalen Zeitungen 63 % der Bewertungen 

enthalten. Dabei stehen sie alleine für die Hälfte aller negativen Bewertungen. Auffällig ist zudem, 

dass die überregionalen Zeitungen 12 % positive Bewertungen aufweisen und die regionalen ledig-

lich 5 %. Die Verteilung innerhalb der Zeitungen ist zudem interessant. Die FP und KN, Zeitungen 

aus weniger wettbewerbsfähigen Städten, weisen ausschließlich negative Akteursbewertungen 

auf – im Gegensatz zu den Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten wie der AZ und dem Tsp, 

die zusammen die wenigen positiven Bewertungen beitragen. Mit Blick auf die überregionalen Zei-

tungen sticht die SZ mit ihren Bewertungen heraus, die zu rund zwei Dritteln negativ und zu einem 

Drittel positiv sind. Die taz weist in der Erhebung als einzige eine sehr negative Bewertung auf so-

wie wenige positive Bewertungen. Die FAZ hat bei den Bewertungen anderer Akteure lediglich ne-

gative Bewertungen.  

 Zusammenfassung  

An der TTIP-Debatte beteiligten sich vielfältigste Akteure. Um dieses Standing der Akteure an-

schaulich abzubilden, werden sie in deutsche, europäische, amerikanische und internationale Ak-

teure sowie Journalisten unterteilt. Diese dergestalt differenzierten Akteure werden jeweils auf die 

drei gesellschaftlichen Teilsysteme Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft untergliedert, mit Aus-

nahme der Journalisten, die eine Einzelgruppe bilden. Daraus ergibt sich, dass deutsche Akteure 

gut 60 % des Standings ausmachen, europäische rund 15 %, amerikanische knapp 10 % und inter-

nationale Akteure 3 %. Journalisten vereinen entsprechend gut 10 % des Standings auf sich.  
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Betrachtet man das Standing der unterschiedlichen regionalen Ebene, fallen deutliche Unter-

schiede auf. Es zeigt sich, dass die Politik bei den amerikanischen und europäischen Akteuren das 

größte Standing hat. Hingegen ist sie bei den deutschen Kommunikationsakteuren nicht dominant, 

da hier die Zivilgesellschaft die größere Rolle einnimmt. Die konkreten Akteure der deutschen Zi-

vilgesellschaft setzten sich aus gemeinnützigen Organisationen wie Foodwatch und Greenpeace 

sowie den Protestorganisationen wie attac zusammen. Diese beiden Gruppen erreichen ein großes 

Standing. Akteursübergreifend vereinten die Exekutiven zusammen das größte Standing auf sich. 

Besonders auf europäischer Ebene stellt die Exekutive durch die EU-Kommission nahezu das ge-

samte Standing im politischen Teilsystem. Bei den US-amerikanischen Akteuren verhält es sich mit 

der gesamten US-Administration vergleichbar. Ein wichtiges Ergebnis ist auch, dass die Wirtschaft 

in sämtlichen Regionen äußerst zurückhaltend auftritt. Mit Blick auf die Verteilung des Standings 

der Zivilgesellschaft zeigt sich eine Konzentration bei den deutschen Kommunikationsakteuren. Die 

Zivilgesellschaft stellt bei den deutschen Kommunikationsakteuren die knappe Hälfte, bei den ame-

rikanischen 20 % und bei den europäischen knapp 10 %. Ein weiterer Befund der Zivilgesellschaft 

besteht darin, dass Wissenschaftler, welche belastbare Grundlagen für die Debatte liefern können, 

weitestgehend ein geringes Standing aufweisen. Sie kommen lediglich bei den amerikanischen Zi-

vilgesellschaftsakteuren nennenswert vor. Interessant ist zudem, dass die eigens für TTIP gegrün-

dete Protestorganisation STOP TTIP nicht dominantester Akteur der deutschen Zivilgesellschaft ist, 

da sie als erster Ansprechpartner für die Medien auftreten könnte.  

Interessant ist besonders die Interaktion der Akteure untereinander. Bei der Interaktion der Ak-

teure wird das Standing durch die gegenseitigen Bewertungen oder Forderungen noch plastischer. 

Die deutsche Exekutive und hier primär das Wirtschaftsministerium tritt durch kritische Bewertun-

gen deutlich in Erscheinung – als bewertete Organisation fällt die EU-Kommission auf. Die EU-Kom-

mission wird weitestgehend kritisiert und mit vielfältigen Forderungen, die ein breites Spektrum 

vom Aussetzen der TTIP-Verhandlungen hin zum raschen Abschluss der Verhandlungen abdecken. 

Grundsätzlich sind die Forderungen akteursübergreifend jedoch recht ausgeglichen zwischen posi-

tiven und negativen.  

Mit Blick auf die Verteilung des Standings auf die einzelnen Medien wird deutlich, dass sich Schwer-

punkte herausbilden. Es fällt auf, dass die deutsche Wirtschaft in der FAZ mit dem verhältnismäßig 

meisten Standing auftritt und am stärksten Unternehmen zu Wort kommen. Aber ebenso bekom-

men die Gegner eine deutliche Stimme. In der SZ wird der Schwerpunkt auf die US-amerikanische 

Politik und in der taz auf die deutsche Politik ausgerichtet. Ebenso kommen in der taz verhältnis-

mäßig stark Wissenschaftler zu Wort. Relevante Unterschiede zeigen sich auch zwischen den Regi-

onalzeitungen. Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten zeigen ein größeres 
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Standing der Politik als Zeitungen aus ökonomisch weniger wettbewerbsfähigen Städten. Das 

Standing der deutschen Zivilgesellschaft ist in den Zeitungen aus ökonomisch schwächeren Städten 

grundsätzlich größer als in Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten. Protestor-

ganisationen wie STOP TTIP und gemeinnützige Organisationen weisen vergleichsweise ein größe-

res Standing in den Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähigen Städten auf. Vor diesem Hinter-

grund der unterschiedlich präsenten Akteure ist relevant, wie sie sich gegenüber TTIP positionie-

ren. Daher wird im folgenden Abschnitt aufgezeigt, wie die Positionierungen gegenüber TTIP zum 

einen bei den Akteuren selbst und andererseits bei den Journalisten aussehen.  

8.3 Positionierung der Akteure 

Das Standing bildet das Fundament für die Akteure, um ihre Inhalte in den Zeitungen zu äußern. 

Wie sich diese Akteure mit ihren Meinungen zu TTIP einbringen, ist bisher offen. Daher werden im 

Folgenden die Haltungen der Akteure zu TTIP in Form der Positionierung dargestellt. Die Einschät-

zungen, ob TTIP als unterstützenswert, abzulehnen oder neutral bewertet wird, stellt der folgende 

Abschnitt zusammen. Hierzu werden die Bewertungen der Akteure von TTIP in positive, negative, 

neutrale sowie indifferente Kategorien gegliedert.261  

Es ist in diesem Zusammenhang relevant, dass die in den Zeitungen geäußerten Zustimmungen 

oder Ablehnungen von TTIP auch als Orientierung für andere Akteure dienen können. Insoweit 

kann von einer bewussten und damit gesteuerten Kommunikation der Akteure im öffentlichen Dis-

kurs ausgegangen werden, da Äußerungen in den Medien meist eine Absicht verfolgen. „Kommu-

nikative Einflussnahme erfolgt […] über Steuerung von Kausalplänen […] [und] struktureller strate-

gischer Einschränkung von Entscheidungsspielräumen“ (Schmohl, 2016, S. 719). Zudem weisen 

Heyne und Vollmer eine Persuasion, also eine beeinflussende Tendenz von Presseerzeugnissen, 

nach (Heyne & Vollmer, 2016, S. 89 ff.). Es kann jedoch nicht generell und für alle Bereiche gleich 

geltend von einer Medienmacht ausgegangen werden, da Medienwirkungsprozesse komplex und 

vielschichtig sind, wie Potthoff (2016) in einem Überblickswerk erläutert. Infolgedessen wird an 

dieser Stelle lediglich die Möglichkeit einer gesteuerten Beeinflussung durch die Kommunikations-

akteure angenommen, die darauf zielt, die Deutungshoheit über die wirtschaftspolitischen Effekte 

von TTIP zu erlangen. „In vielen US-Studien wird bspw. davon ausgegangen, dass die Rezipienten 

zu den meisten politischen Themen keine festverankerten Voreinstellungen im Sinne von Prädis-

 
261 Als positiv und damit unterstützendwert werden Äußerungen gesehen, die TTIP befürworten. Als nega-

tiv Äußerungen solche die TTIP ablehnen oder verhindern wollen. Als neutral Äußerungen werden sol-
che eingeschätzt, die keine klare Bewertung zulassen und als indifferente Äußerungen werden solche 
betrachtet, die positive und negative Äußerungen aufzeigen.  
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positionen haben“ (Bonfadelli & Friemel, 2017, S. 197); daher wäre das Publikum durch monolithi-

sche Argumentationen eventuell leichter zu beeinflussen. Auch könnten Wirkungen im Sinne der 

Schweigespirale von Noelle-Neumann intendiert werden (Kepplinger, 2016). Bei der Schweigespi-

rale 

„wird postuliert, dass über verschiedene Massenmedien verbreitete (‚kumulierte‘) und da-
bei inhaltlich homogene (‚konsonante‘) Bewertungen besonders mächtig auf die Einstel-
lungen des Publikums einwirken“ (Gerhards & Schäfer, 2006, S. 124).  

In der anschließenden Analyse wird daher auf die Positionierung der Akteure geachtet. Es werden 

die positiven, negativen, indifferenten sowie neutralen TTIP-Positionierungen der Akteure darge-

stellt, um eine klare Zuordnung von Unterstützern, Kritikern und neutralen Akteuren zu erlangen. 

Unter indifferenten Positionierungen sind gleichzeitig unterstützende sowie ablehnende Äußerun-

gen gefasst, die keine klare Richtung aufweisen. Neutrale Äußerungen sind beschreibend und po-

sitive wie negative Äußerungen verfolgen eine entsprechend unterstützende oder ablehnende Li-

nie.  

Tabelle 17: Positionierungen der Kommunikationsakteure in den untersuchten Zeitungen (in %) 

 Deutsche EU US Internati-

onale 

Journalis-

ten 

Ge-

samt 

Positiv 20,2 9,8 5,4 1,0 3,6 40,0 

Negativ 34,4 3,2 2,2 1,9 4,6 46,5 

Indifferent262   5,4 2,2 0,3 0,0 1,1 9,1 

Neutral  1,8 0,3 0,1 0,1 1,5 4,0 

N  757 191 100 40 134 1.222 

Quelle: eigene Darstellung 

Tabelle 17 zeigt die Positionierungen der Kommunikationsakteure zu TTIP. Es wird deutlich, dass 

insgesamt die negativen und damit kritischen Positionierungen bei allen Akteuren mit 46,5 % über-

wiegen, gefolgt von den positiven mit 40,0 % und mit Abstand den indifferenten mit 9,1 % sowie 

mit 4,0 % den neutralen. Anhand dieser Zahlen wird eine deutliche Spaltung in positive und nega-

tive Äußerungen sichtbar. Diese Spaltung ist über alle Regionen hinweg erkennbar. Besonders 

deutsche Akteure bewerten TTIP negativ, was 34,4 % an den Gesamtpositionierungen ausmacht. 

20,2 % der deutschen Akteure bewerten TTIP positiv. Die neutralen Positionierungen sind gering-

 
262 Für die indifferenten Äußerungen, bei denen keine klare Positionierung abgeleitet werden kann, wer-

den die Kategorien indifferent und keine Positionierung zusammengefasst, da bei beiden Kategorien 
keine Positionierung abzuleiten ist.  
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fügig anzutreffen, ebenso die indifferenten Positionierungen. Dies unterstreicht zudem eine Pola-

risierung der Debatte. Um in einem nächsten Schritt genauere Positionierungen innerhalb der Teil-

systeme der einzelnen Akteursgruppen herauszuarbeiten, werden die deutschen, europäischen, 

amerikanischen und internationalen Akteure sowie die Journalisten getrennt analysiert.  

 Positionierung deutscher Akteure  

Die Positionierung innerhalb der deutschen Kommunikationsakteure ist mit 55,5 % deutlich nega-

tiv, gefolgt von 32,6 % positiven, 8,5 % indifferenten und 2,7 % neutralen Positionierungen. Dies 

bekräftigt die Polarisierung zwischen ablehnenden und befürwortenden Positionen innerhalb der 

deutschen Akteure, mit einer klaren Tendenz hin zur Ablehnung von TTIP. Die Polarisierung in un-

terstützende und kritische Positionen wird zudem durch den recht schwachen neutralen bzw. in-

differenten Anteil der Äußerungen bekräftigt. Daher wird im Folgenden der Fokus auf die Akteure 

gerichtet, welche TTIP kritisch bzw. negativ betrachten.  

Tabelle 18: Positionierung deutscher Akteure in den gesellschaftlichen Teilsystemen (in %)  
 

Politik Wirtschaft Zivilgesellschaft Gesamt 

Positiv 20,2 7,3 5,1 32,6 

Negativ 16,1 2,5 36,9 55,5 

Indifferent  4,3 0,7 3,5 8,5 

Neutral  1,5 0,2 1,0 2,7 

N  320 83 354 757 

Quelle: eigene Darstellung 

Die Zivilgesellschaft sticht ins Auge, da sie eine deutlich negative Positionierung mit 36,9 % an den 

deutschen Positionierungen aufweist. Die Zivilgesellschaft positioniert sich damit recht klar kritisch 

gegenüber TTIP und bildet den größten Teil der ablehnenden Positionierung der deutschen Ak-

teure. Durch den geringen Anteil neutraler Positionierungen wird die kritische Haltung der Zivilge-

sellschaft außerdem klar. Ebenso befinden sich die positiven wie indifferenten Positionierungen 

auf recht verhaltenem Niveau. Hingegen bewertet die Politik als zweitgrößte Akteursgruppe inner-

halb der deutschen Akteure TTIP mit 20,2 % vorrangig positiv, 16,1 % der Politik bewerten das Ab-

kommen negativ. Es fällt auf, dass die Politik am meisten neutrale bzw. indifferente Positionierun-

gen aufweist. Die Wirtschaft steht mehrheitlich hinter TTIP. Durch ihr geringes Standing ist ihr An-

teil an den Gesamtäußerungen aber verhalten. Wenn sich die Wirtschaft indes zu Wort meldet, 

bestehen ihren Äußerungen weitestgehend aus positiven Positionierungen. Die übrigen Positionie-
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rungen der Wirtschaft können, da sie weitestgehend auf recht geringem Niveau bleiben, vernach-

lässigt werden. Wie sich die einzelnen Kommunikationsakteure innerhalb der gesellschaftlichen 

Gruppierungen verhalten, wird im folgenden Absatz beleuchtet.  

Betrachtet man die Einzelakteure, fallen gewisse Konzentrationseffekte auf. Im politischen Teilsys-

tem sind es einzelne Akteure, die ein großes Standing und eine klare Positionierung aufweisen. So 

positioniert sich das Bundeskanzleramt zu 91 % positiv zu TTIP.263 Damit verhält sich das Bundes-

kanzleramt monolithisch-positiv gegenüber TTIP. Auch das federführende Bundeswirtschaftsminis-

terium beteiligt sich meinungsstark. Von seinen Äußerungen sind 59 % positiv, 25 % negativ und 

15 % indifferent und 1 % neutral.264 Betrachtet man den Zeitverlauf der Äußerungen des Bundes-

wirtschaftsministeriums, zeigt sich, dass die negativen Äußerungen ab 2016 stärker vorkommen 

als zu Beginn des Untersuchungszeitraums. Mit Blick auf die Legislative wird deutlich, dass einzelne 

Akteure beziehungsweise Parteien verstärkt auftreten. So beteiligt sich die SPD mit einem deutli-

chen Standing an der öffentlichen Debatte und weist in 51 % kritische und 33 % positive Positio-

nierungen auf. Dieser Befund erzeugt für das sozialdemokratisch geführte Bundeswirtschaftsmi-

nisterium ein gewisses Spannungsfeld, da der Minister die TTIP-Verhandlungen unterstützend be-

gleiten sollte, aber seine Partei TTIP gleichzeitig mehrheitlich negativ sieht. Andere Parteien haben 

weitestgehend klare Positionierungen. Die Grünen positionieren sich deutlich gegenüber TTIP. Von 

ihren Äußerungen sind 86 % negativ. Die CDU/CSU stehen mit ihren Beiträgen zu 72 % positiv zu 

TTIP.265 

Die Wirtschaft hingegen weist unterschiedliche Charakteristika auf. Als Akteure mit großem 

Standing innerhalb der Wirtschaft tritt der BDI auf und hat zu 100 % positive Äußerungen zu TTIP. 

Somit kann der BDI als monolithisch unterstützend in der TTIP-Debatte herausgehoben werden. 

Als kritische Akteure der Wirtschaft können die Buchbranche und der Bauernverband gesehen wer-

den, da sie sich in nahezu allen Äußerungen kritisch positionieren. Die übrigen Akteure der Wirt-

schaft, welche überwiegend der Industrie zugeschrieben werden können, positionieren sich posi-

tiv.  

In der Zivilgesellschaft266 sind von den 36,9 % negativen Positionierungen die dominanten Organi-

sationen die Gegner (16,2 %), gefolgt von Deutschen267, Kulturschaffenden, STOP TTIP, Greenpeace 

 
263 Eine negative und eine neutrale Äußerung entstammen dem Bundeskanzleramt.  
264 Von seinen 93 Äußerungen sind 55 positiv, 23 Äußerungen kritisch und 14 indifferent und eine neutral.  
265 Eine tiefere Betrachtung weiterer Parteien führte zu einem wenig klaren Bild und wird daher in der 

vorliegenden Arbeit nicht weiterverfolgt.  
266 Auf eine separate Betrachtung der Judikative wird verzichtet, da ein Richter hier als Einzelmeinung ge-

sehen wird und quantitativ nahezu keine Auswirkung hat.  
267 Als Deutsche werden hier Äußerungen zusammengenommen, die in den Zeitungen pauschal als Deut-

sche genannt werden. Bspw.: Die Deutschen sehen das Abkommen mit 3 % kritisch.  
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und BUND. Weitere kritische Positionierungen verteilen sich auf die zahlreichen übrigen zivilgesell-

schaftlichen Akteure. Bei der Gruppe der Befürworter sind positive Positionierungen anzutreffen. 

Diese pauschale Gruppe der Befürworter stellt als größte Einzelgruppe der zivilgesellschaftlichen 

Unterstützer von TTIP 2,1 % positive Positionierungen. Die übrigen positiven Äußerungen der Zivil-

gesellschaft verteilen sich unauffällig auf die übrigen Akteure.  

Als nächstes rücken die Zeitungen mit ihren Positionierungen in den Fokus der Analyse. Beachtlich 

sind dabei die 7,6 %, in denen keine Positionierung abzuleiten ist. Bei der vorherigen Betrachtung 

der Akteure sind die Variablen neutral und keine Nennung zusammengefasst, da bei den Akteuren 

diese Unterteilung zu geringfügigen Erkenntnissen führte. Jedoch zeigen sich bei den Zeitungen 

interessante Befunde bei der Differenzierung dieser Aspekte. Zeitungen aus weniger wettbewerbs-

fähigen Städten zeigen deutlich häufiger keine klare Positionierung auf als die anderen untersuch-

ten Zeitungen. Betrachtet man die Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten, fällt auf, dass sie 

sowohl mehr positive wie auch negative Positionierungen enthalten als die aus weniger wettbe-

werbsfähigen Städten. In einem direkten Vergleich der Regionalzeitungen mit den überregionalen 

Zeitungen wird zudem deutlich, dass die Regionalzeitungen quantitativ bei positiven und negativen 

Positionierungen überwiegen, was dem Verhältnis von vier Regionalzeitungen zu drei überregio-

nalen Zeitungen geschuldet sein kann. Zudem ist beachtenswert, dass die überregionalen Zeitun-

gen weniger neutrale Positionierungen enthalten als die Regionalzeitungen.  

Tabelle 19: Positionierungen deutscher Akteure in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP  KN AZ Tsp Gesamt 

Positiv 6,4 3,0 4,2 3,1 4,8 6,0 4,8 32,3 

Negativ 8,5 9,1 7,9 6,6 7,0 8,7 7,6 55,4 

Indifferent 0,2 0,3 0,1 0,0 0,0 0,0 0,1 0,7 

Neutral 0,2 0,2 0,3 0,1 0,0 1,1 0,6 2,5 

Keine Nennung 0,0 0,0 1,4 3,0 3,0  0,0 0,2 7,6  

N 118 97 107 98 113 121 103 757 

Quelle: eigene Darstellung 

In der Einzelbetrachtung der Zeitungen fällt die FAZ mit ihrer am stärksten ausgeprägten positiven 

Positionierung auf, die dicht gefolgt wird von der AZ. Entgegen möglicher Annahmen verhält sich 

die taz, die nicht am meisten negative Positionierungen enthält, sondern die SZ. Die FP verfügt über 
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am wenigsten negative Positionierungen.268 Anschließend an die deutschen Akteure wird der Fo-

kus auf die europäischen Kommunikationsakteure gerichtet. 

 Positionierung europäischer Akteure  

Als nächstes rücken die europäischen Kommunikationsakteure in den Fokus der Analyse und wer-

den hierzu analog zu den deutschen Akteuren den gesellschaftlichen Teilsystemen zugeordnet. Ins-

gesamt sind 62,8 % der europäischen Positionierungen positiv, 20,8 % negativ, 14,1 % indifferent 

und 2 % neutral. Rückblickend auf das Standing erlangte die Politik bei den europäischen Akteuren 

– und hier besonders die Exekutive – den mit Abstand größten Anteil. Da die EU-Kommission den 

Auftrag erhalten hat, die TTIP-Verhandlungen erfolgreich abzuschließen, sind die positiven Positi-

onierungen der Politik hier wenig überraschend.  

Tabelle 20: Positionierung europäischer Akteure in den gesellschaftlichen Teilsystemen (in %)269 
 

Politik Wirtschaft Zivilgesellschaft Gesamt 

Positiv 61,2 0,0 1,5 62,8 

Negativ 13,6 1,0 6,2 20,8 

Indifferent  13,6 0,0 0,5 14,1 

Neutral  1,5 0,0 0,5 2,0 

N  172 2 17 191 

Quelle: eigene Darstellung 

Als dominantestes Teilsystem fällt die Politik auf, die mit ihrer positiven Positionierung, 61,2 %, die 

meisten Positionierungen auf sich vereint. In dieser Konstellation ist auffällig, dass bei der Politik 

die indifferenten Positionierungen einen gleichgroßen Anteil ausmachen wie die negativen Positi-

onierungen, beide 13,6 %. Auch ist analog zu den deutschen Akteuren interessant, dass eine ge-

ringe Anzahl von neutralen Positionierungen gefunden wird. Die Wirtschaft ist bedingt durch ihr 

geringes Standing und damit eine verhalten auftretende Positionierung zu vernachlässigen – im 

Gegensatz zur Zivilbevölkerung, die sich mit 6,2 % kritisch positioniert.  

In der Einzelkritik der Akteure zeigt sich, dass sich die EU-Kommission mit nahezu allen Äußerungen 

positiv gegenüber TTIP verhält. Damit kann festgestellt werden, dass die EU-Kommission eine 

starke Tendenz zu einer monolithisch-unterstützenden Positionierung zu TTIP aufzeigt. Mit Blick 

auf die Parteien im Europäischen Parlament äußern sich ebenfalls recht klare Tendenzen. Während 

 
268 Dies könnte jedoch ihrer verhältnismäßig geringen Artikelanzahl geschuldet sein.  
269 Zur Erstellung dieser Tabelle wurden die EU-Kommunikationsakteure einzeln selektiert und nach der 

Variablen Kritik sortiert. 
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die Grünen monolithisch zu 100 % ihrer Äußerungen TTIP negativ bewerten, scheinen die Sozial-

demokraten in positive wie negative Positionierungen gespalten zu sein. 53 % der europäischen 

Sozialdemokraten positionieren sich positiv und 33 % negativ, die übrigen neutral. Hingegen un-

terstützen die Christdemokraten das Abkommen mit deutlicher Mehrheit, 67 %. Bei der Zivilgesell-

schaft sind die meist negativen Positionierungen auf die Akteure unauffällig verteilt und daher wird 

von einer individuellen Betrachtung abgesehen.  

In den einzelnen Zeitungen zeigen sich wenige interessante Verteilungen bei der Positionierung. 

Vergleicht man die regionalen mit den überregionalen Zeitungen, wird lediglich deutlich, dass die 

regionalen Zeitungen einen im Vergleich deutlich größeren Anteil von Artikeln aufweisen, welcher 

keine klare Positionierung erkennen lässt. Mit Blick auf die Zeitungen zeigt sich übergreifend eine 

proportional recht gleichmäßige Verteilung von negativen zu positiven Positionierungen. Nicht ein-

mal in der eher wirtschaftskritischen taz ist eine auffällig negative Positionierung aufzuzeigen.  

 Positionierung US-amerikanischer Akteure  

Die amerikanischen Akteure sind die am positivsten positionierte Gruppe, die mit rund zwei Drit-

teln hinter TTIP steht. Von den amerikanischen Akteuren sind insgesamt 67 % positiv positioniert, 

27 % negativ und lediglich 4 % indifferent und 2 % neutral. Die zwei Drittel positive Positionierung 

speisen sich dabei primär aus der Politik (55 %) und zu geringen Teilen aus der Zivilgesellschaft 

(9 %) sowie mit 3 % aus der Wirtschaft, wobei bei letzterer alle Äußerungen positiv gegenüber TTIP 

sind. Auch die negativen Positionierungen entstammen zum Großteil der Politik. Die Politik trägt 

17 % negative Positionierungen und die Zivilgesellschaft entsprechend 10 % bei. Neutrale und in-

differente Positionierungen können in der Summe vernachlässigt werden und werden daher nicht 

weiter betrachtet.  

Tabelle 21: Positionierung US-amerikanischer Kommunikationsakteure zu TTIP (in%)  
 

Politik Wirtschaft Zivilgesellschaft Gesamt 

Positiv 55 3 9 67 

Negativ 17 0 10 27 

Indifferent  3 0 1 4 

Neutral  2 0 0 2 

N  77 3 20 100 

Quelle: eigene Darstellung 
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Wie bereits dargelegt, speist sich die positive Positionierung primär aus dem politischen Teilsys-

tem. Besonders fällt die Befürwortung durch die gesamte Administration auf, die 32 % der positi-

ven Positionierungen ausmacht. Zusätzlich fügt Präsident Obama hier deutlich positive Positionie-

rungen hinzu. Die übrigen positiven Positionierungen verteilen sich auf die Parteien. Bei den nega-

tiven Positionierungen bringen sich speziell die Parteien (Demokraten und Republikaner) in Stel-

lung. Der Präsidentenwahlkampf Ende 2016 nimmt dabei eine wichtige Rolle ein, weil auch die 

Parteien durch die Kandidaten stärker zu Wort kommen. Nahezu alle Positionierungen von Präsi-

dent Trump nach seiner Wahl zum US-Präsidenten gegen Ende des Erhebungszeitraumes sind ne-

gativ. Bei der amerikanischen Zivilgesellschaft zeigt sich hingegen eine Spaltung in positive und 

negative Positionierungen. Beispielsweise in der Wissenschaft sind hälftig positive wie negative 

Meldungen aufzufinden.  

Mit Blick auf die einzelnen Zeitungen zeigt sich ein interessantes Bild. Während sich in den Regio-

nalzeitungen zusammengenommen lediglich 6 % kritische Positionierungen der US-Akteure finden, 

die sich gleichmäßig auf die Zeitungen der wettbewerbsfähigeren und weniger wettbewerbsfähi-

gen Städte verteilen, zeigt sich die meiste Kritik US-amerikanischer Akteure in den überregionalen 

Zeitungen. Hierbei sticht die taz besonders mit überwiegend negativen Positionierungen heraus. 

Die FAZ hingegen verfügt über rund ein Drittel an negativen Positionierungen. Die SZ, welche den 

US-amerikanischen Akteuren das größte Standing einräumt, weist ebenso mit einem guten Drittel 

negative Positionierungen auf. Die restlichen Anteile in den Zeitungen sind entsprechend positive 

Positionierungen bzw. zu einem geringen Anteil indifferent oder neutral.  

 Positionierung internationaler Akteure  

Die internationalen Akteure positionieren sich gegenüber TTIP mehrheitlich negativ (60 %). Positiv 

schätzen sie mit 33 % TTIP ein. Die übrigen Prozente verteilen sich zu 5 % auf neutrale Positionie-

rungen und 2 % auf indifferente. Eine genauere Zuordnung zu einzelnen Organisationen scheint 

keine weiteren Erkenntnisse liefern zu können, da die Streuung der Akteure über die verschiede-

nen Organisationen sehr groß ist. Demzufolge richtet sich der Fokus als nächstes auf die Zeitungen, 

die sich als Akteur in der TTIP-Debatte kommentierend zu Wort melden.  

 Positionierung der Journalisten  

Neben den Kommunikationsakteuren der gesellschaftlichen Teilsysteme treten auch die Medien 

als Akteur in der öffentlichen Debatte auf. Die Positionierungen der einzelnen Medien werden da-

her in diesem Abschnitt analysiert. Es fällt bei den Zeitungen auf, dass sich die Journalisten in Kom-

mentaren weitestgehend negativ gegenüber TTIP positionieren, 42,2 %. Positiv bringen sich 32,4 % 
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ein, 14,0 % äußern sich neutral und 10,3 % positionieren sich indifferent. Mehrheitlich wird eine 

Spaltung in Unterstützer und Kritiker von TTIP sichtbar. Zudem ist interessant, dass im Rechts-

Links-Spektrum der überregionalen Zeitungen eine klare Linie bei der Positionierung verläuft. Die 

als wirtschaftsfreundlich geltende FAZ macht als größter Unterstützer von den 32,4 % positiven 

Positionierungen 11,9 % aus. Die SZ, welche politisch zwischen der FAZ und taz verortet werden 

kann, weist viele neutrale bzw. indifferente Positionierungen auf. Die taz stellt als Kontrast zur FAZ 

den Großteil der negativen Positionierungen, 16,4 %. Auch ist ein Unterschied zwischen den Zei-

tungen aus wettbewerbsfähigen und weniger wettbewerbsfähigen Städten zu erkennen. Dabei 

zeigt sich, dass die Kommentare aus den Regionalzeitungen von wettbewerbsfähigen Städten sich 

stärker negativ zu TTIP verhalten als die Kommentare aus Zeitungen weniger wettbewerbsfähiger 

Städte. Zudem weisen die Zeitungen aus wettbewerbsfähigen Städten mehr neutrale Positionie-

rungen auf als Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähige Städten.  

Tabelle 22: Positionierung von FAZ, SZ, taz, FP, KN, AZ und Tsp zu TTIP270 
 

FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Positiv 11,9 5,9 0,7 2,9 2,9 1,4 6,7 32,4 

Negativ 2,2 6,7 16,4 3,7 1,4 2,9 8,9 42,2 

Indifferent  0,0 3,7 2,9 3,7 0,0 0,0 0,0 10,3 

Neutral  0,0 3,7 0,0 1,4 0,0 5,2 3,7 14,0 

N  19 27 27 16 6 13 26 134 

Quelle: eigene Darstellung 

 Zusammenfassung 

Bei der Positionierung der Kommunikationsakteure gegenüber TTIP zeigt sich in der öffentlichen 

Debatte eine Spaltung in Unterstützer und Kritiker, wobei die kritischen Positionierungen gegen-

über den unterstützenden überwiegen. Die neutralen und indifferenten Positionierungen fallen 

dagegen deutlich ab und unterstreichen damit die Polarisierung. Mit Blick auf die regionalen Un-

terschiede der Kommunikationsakteure zeigen sich erhebliche Unterschiede. Die deutschen Kom-

munikationsakteure als dominanteste Akteursgruppe sind mehrheitlich kritisch, wobei der größte 

Teil der Kritik aus der Zivilgesellschaft und hier einzelner Organisationen wie bspw. STOP TTIP oder 

Greenpeace stammen. Auch die deutsche Politik trägt einen Großteil der Kritik bei, sie ist allerdings 

mehrheitlich positiv eingestellt. Die deutsche Wirtschaft unterstützt weitestgehend das Abkom-

men. Auffällig ist des Weiteren, dass einzelne Akteure monolithische Positionierungen vertreten. 

 
270 Zur Erstellung dieser Tabelle wurden die Medien selektiert und nach der Variablen Kritik sortiert. 
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Besonders das Bundeskanzleramt und der BDI sowie die CDU treten durchgängig mit einer positi-

ven Positionierung in Erscheinung. Demgegenüber vertreten bspw. Bündnis 90/Die Grünen oder 

Kulturschaffende eine entsprechende monolithische negative Positionierung. Bei den europäi-

schen Akteuren fällt die deutliche Unterstützung des Abkommens seitens der Politik auf, insbeson-

dere durch den monolithisch positiven Beitrag der EU-Kommission. Die negativen Positionierungen 

entstammen weitestgehend der europäischen Legislative und hier stark den monolithisch negati-

ven Grünen. Die US-Akteure sind TTIP gegenüber aufgeschlossener und unterstützen es weitestge-

hend. Diese Unterstützung wird von den politischen und wirtschaftlichen Akteuren getragen. Der 

US-Präsident ist hier neben der US-Administration ein weitgehender starker Befürworter des Ab-

kommens. Der Präsidentenwechsel am Ende des Erhebungszeitraumes führt zu einer Abkehr in der 

Positionierung. Auffällig ist bei der US-Zivilgesellschaft die Spaltung in Kritiker und Befürworter. 

Diese Spaltung ist in der deutschen Zivilgesellschaft nicht anzutreffen, da in der deutschen Zivilbe-

völkerung eine starke Ablehnung vorherrscht. Die internationalen Akteure als weitere Gruppierung 

sind mehrheitlich kritisch gegenüber TTIP eingestellt.271 

Ein weiterer Befund der Analyse ist, dass sich die bisher aufgezeigte Spaltung der Akteure in posi-

tive und negative Positionierungen ebenfalls durch die Kommentare der Zeitungen zieht, wobei 

auch hier die negativen Positionierungen überwiegen. Die Spaltung wird besonders zwischen der 

wirtschaftsfreundlichen FAZ und der progressiven taz deutlich. Die FAZ ist deutlich positiv positio-

niert, während die taz deutlich negative Positionierungen aufweist. Die SZ zeigt sich dagegen mit 

einem starken Anteil neutraler und indifferenter Positionierungen und weist zudem einen nahezu 

gleichen Anteil positiver wie negativer Positionierungen auf. Bei den Regionalzeitungen präsentie-

ren die wettbewerbsfähigeren Städte eine stärkere negative Positionierung und haben einen grö-

ßeren Anteil neutraler Positionierungen als die Regionalzeitungen weniger wettbewerbsfähige 

Städte.  

Auf Grundlage dieser Positionierungen und des vorher erarbeiteten Standings kann in einem 

nächsten Schritt das Framing der Akteure untersucht werden.  

8.4 Framing der Akteure  

Die an der öffentlichen Kontroverse teilnehmenden Kommunikationsakteure äußern nicht nur po-

sitive, negative, neutrale oder indifferente Positionierungen gegenüber TTIP. Sie interpretieren 

und deuten auch die wirtschaftspolitischen Effekte des Freihandels- sowie Investitionsabkom-

 
271 Dies ist auffällig, da das Abkommen eine Blaupause für weitere Folgeabkommen sein könnte und damit 

eine belastbare Grundlage für die weitere Arbeit internationaler Organisationen schaffen könnte. 
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mens. Hierbei können sie durch Betonung, Auslassen oder Negierung von Fakten den wirtschafts-

politischen Effekten einen gewissen Interpretationsrahmen schaffen. Durch diese Vorstrukturie-

rung der Faktenlage üben die Akteure einen gewissen Einfluss auf die Rezipienten aus. Dieser Zu-

sammenhang wird bei vergleichbar zugespitzten Debatten in Unterstützer und Kritiker eines Sach-

verhalts, bspw. in pro und contra Todesstrafe (Hoover & Cunningham, 2014), gezeigt. Ebenso kön-

nen eindeutige Effekte des Framings auf Rezipienten belegt werden, wie in Bezug auf Befürworter 

und Kritiker der US-Waffenrechte sichtbar wird (Wasike, 2017, S. 184).272 Dabei sollte aber immer 

bedacht werden, dass die verwendeten Frames nicht zwangsläufig an eine bestimmte Positionie-

rung gebunden sind. Einzelne Frames legen zwar eine gewisse Positionierung zugrunde. Diese muss 

aber nicht vollständig mit einer Positionierung verbunden sein. Wenn ein Akteur ein Deutungsmus-

ter benutzt, das nicht zu seiner Positionierung passt, wird es ihm in der Systematik der vorliegen-

den Arbeit trotzdem zugesprochen, da er es anführt.  

Dabei orientieren sich die Risiko-Frames an den systemtheoretischen Überlegungen, dass ein Ak-

teur bewusst und kontrolliert eine Entscheidung trifft. Der Akteur ist sich des möglichen Schadens-

falls durch die Folgen der Entscheidung bewusst und bewertet die Möglichkeit des Nutzens durch 

die Entscheidung höher als den Schadensfall. Der mögliche Nutzen kann dabei kurzfristig und län-

gerfristig gesehen werden, was sich entsprechend in den Risiko-Frames Wirtschaftlicher Ertrag be-

ziehungsweise Fortschritt widerspiegelt. Die recht kurzfristigen stimulierenden Effekte befinden 

sich im Wirtschaftlichen Ertrag, der den wirtschaftlichen Zugewinn durch TTIP in Form von Arbeits-

plätzen und Wirtschaftswachstum umfasst. Die längerfristigen Effekte sind im Fortschritt enthal-

ten. Der Fortschritt steht für die strukturellen Änderungen der Wirtschaftspolitik durch TTIP. 

Ebenso lässt sich die Stärkung durch ISDS den Risiko-Frames zuordnen, da hier die vielfältigen fi-

nanziellen wie strukturellen Vorzüge dieses Schlichtungsmechanismus herausgestellt werden. Als 

vierter Risiko-Frame ist das Deutungsmuster der Transparenz des Verhandlungsprozesses ange-

führt, da vielfältige Informationen über das Abkommen verfügbar sind. Diese vier Deutungsmuster 

der wirtschaftspolitischen Effekte inkludieren mit ihren Ausprägungen in Form von Frame-Elemen-

ten unterstützende Deutungsmuster der bewussten Entscheidung für TTIP.  

Diesen unterstützenden Deutungsmustern stehen ablehnende Deutungsmuster gegenüber. Diese 

Gefahren-Frames greifen weitestgehend die gegenteiligen Deutungen auf, wie Callaghan und 

Schnell (2005, S. 6) unterstreichen: „No theme emerges without a countertheme“. Die Gefahren-

Frames verfolgen die Deutungen, dass die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP als eine externe 

 
272 Überdies stellt Wasike (2017, S. 184) heraus, dass Zeitungsartikel grundsätzlich eine stärkere Überzeu-

gungskraft als andere soziale Medien wie bspw. Twitter haben. Dies kann als Beleg gesehen werden, 
dass die Akteure verstärkt versuchen, ihre Deutungsmuster in den Tageszeitungen zu platzieren, um 
eine Hegemonie ihres Deutungsmusters zu etablieren.  
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Gefahr eher schädigende Effekte haben werden. Die Gefahren-Frames zu den kurzfristigen Effek-

ten durch TTIP lassen sich im Risiko als Damoklesschwert aufzeigen. Hier wird die kurzfristige wirt-

schaftliche Erosion aufgegriffen. Längerfristige und strukturelle Veränderungen, welche die gegen-

teiligen Deutungen zum Fortschritt andeuten, spiegeln sich im Risiko als schleichende Gefahr wider. 

Hierbei richtet sich bspw. der Fokus auf der Standardaufweichung durch TTIP. Der dritte Gefahren-

Frame Schwächung durch ISDS bezieht sich auf die Vorherrschaft der Unternehmen gegenüber 

dem Staat, da durch das Streitschlichtungsinstrument ISDS den Unternehmen mehr Einfluss als der 

Politik gegeben wird. Der vierte Gefahren-Frame und das Gegenstück zur Transparenz ist die In-

transparenz. Hier wird die mangelnde Informationsweitergabe über den Verhandlungsprozess the-

matisiert. Wie diese Deutungsmuster von den Kommunikationsakteuren angeführt und in den un-

tersuchten Zeitungen aufgegriffen werden, wird im Folgenden dargestellt.  

 Frame-Verteilung in der öffentlichen TTIP-Debatte  

Die Risiko- und Gefahren-Frames werden im Folgenden in Verbindung mit den Akteuren sowie den 

untersuchten Zeitungen dargestellt. Ziel dieser Analyse ist es, die Häufigkeitsverteilung aufzuzei-

gen und so die Relevanz einzelner Deutungsmuster in der öffentlichen Debatte zu bestimmen. Be-

reits bei der Positionierung der Kommunikationsakteure drückt sich eine Spaltung in Unterstützer 

und Kritiker aus.273 Diese Spaltung ist auch bei den verwendeten Deutungsmustern der wirtschafts-

politischen Effekte von TTIP in Form der Risiko- bzw. Gefahren-Frames aufzuzeigen. Insgesamt ver-

teilen sich gut 43 % der Deutungsmuster auf die Risikofacetten und gut 56 % auf die Gefahrenfa-

cetten. Somit ist eine leichte Dominanz der Gefahren-Frames anzutreffen. Die Spaltung drückt sich 

besonders bei den am häufigsten angeführten Deutungsmustern Fortschritt und Risiko als schlei-

chende Gefahr aus. Risiko als schleichende Gefahr ist dabei das dominanteste Deutungsmuster. 

Zusammen vereinen diese beiden strukturellen Deutungsmuster knapp die Hälfte der acht Deu-

tungsmuster auf sich und prägen somit die Debatte maßgeblich. Abbildung 15 visualisiert die Häu-

figkeiten der angeführten Frames. Die Risiko-Frames sind auf der rechten Seite des Kreisdiagram-

mes und die Gefahren-Frames weitestgehend auf der linken Seite. Um einen tieferen Blick in die 

einzelnen Frames zu erhalten und die Verteilungen der Frame-Elemente innerhalb des jeweiligen 

Frames nachzuvollziehen, werden die Frames im Anschluss in ihre Frame-Elemente zergliedert.  

 
273 Dieser Grundlegende Befund wird auch in Untersuchungen von Leißner (2017), Beck und Ohr (2014) 

sowie Felbermayr et al. (2013) gemacht.  
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Abbildung 15: Häufigkeitsverteilungen der Frames (in % gerundet)  

Quelle: Eigene Darstellung 

Betrachtet man Risiko als schleichende Gefahr genauer, fällt auf, dass dieser zu knapp einem Drittel 

aus dem Frame-Element Verbraucherschutzschwächung (29 %) besteht. Es zeigt sich dadurch, dass 

Themen wie die Abwertung der Lebensmittelqualität, der Einsatz von Gentechnik, der Verlust der 

Regionalität von Lebensmitteln oder der Verlust des Vorsorgeprinzips äußerst relevante Aspekte 

in der öffentlichen Debatte sind. Dies verdeutlicht, dass Themen, welche einen unmittelbaren Ein-

fluss auf die Bürger in ihrem täglichen Konsumverhalten ausüben können, ein großes Gewicht in 

der Debatte haben. Dem schließt sich mit 22 % das Frame-Element Demokratieschwächung an, das 

eine Stärkung von Wirtschaftsvertretern gegenüber der Politik herausstellt. Das Frame-Element 

Umweltschutzschwächung folgt mit 17 % und zeigt, dass Themen wie die Aufweichung von Klima-

schutzmaßnahmen, die Aushebelung der Klimaschutzrichtlinien der EU, die Reduktion der Umwelt-

rechte und des Umweltschutzes oder die Zerstörung der Umwelt durch TTIP relevante Facetten 

der Debatte darstellen. Die Absenkung von allgemeinen Standards durch TTIP wird mit 15 % ange-

führt. Das Frame-Element Unfairness, also Bedenken, dass durch TTIP ein unfairer Handel geschaf-

fen wird, wirtschaftlich schädliche Auswirkungen auf Drittstaaten – auch in Form von Handelsum-

lenkungen – entstehen oder eine Spaltung der Gesellschaft und ein Rückzug ins Nationalstaatliche 

forciert werden, macht 12 % dieses Gefahren-Frames aus. Das Frame-Element Arbeitnehmer-

rechteschwächung steht für 5 % des Frames.  

Hingegen steht im Risiko-Frame Fortschritt mit 63 % die Etablierung von Standards im Zentrum. 

Mit den Standards sind die strukturellen Veränderungen durch TTIP in den Bereichen Umwelt und 

Verbraucherschutz sowie Arbeitnehmer, Soziales, Gesundheit, Sicherheit oder Lebensmittel wie 

Wirtschaftlicher 
Ertrag 10 %
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Transparenz 3 %
Risiko als 

Damoklesschwert 8 %

Risiko als 
schleichende 
Gefahr 27 %

Schwächung durch 
ISDS 13 %

Intransparenz 8 %



8 Ergebnisdarstellung der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

203 

auch der Abbau von nicht-tarifären Handelshemmnissen vereint. Dem schließt sich mit 18 % die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit an. Ein fairer Handel, also ein gleichberechtigter Umgang, 

steht für 7 % des Frames. Die übrigen Prozente verteilen sich mit abfallender Häufigkeit auf die 

weiterhin geschützte Rolle der Kultur, die Stärkung des demokratischen Systems sowie eine gestei-

gerte Sicherheit durch mehr Handel zwischen den Vertragspartnern.  

Die tendenziell kurzfristigen wirtschaftspolitischen Effekte, die sich im Gefahren-Frame Risiko als 

Damoklesschwert und dem Risiko-Frame Wirtschaftlicher Ertrag widerspiegeln, treten zusammen 

mit knapp 18 % in Erscheinung. Hierbei steht Wirtschaftlicher Ertrag für 10 % aller Deutungsmuster 

und Risiko als Damoklesschwert für 8 %. Diese beiden Deutungsmuster stehen wie Risiko als schlei-

chende Gefahr und Fortschritt als Gegenpole zueinander. Wirtschaftlicher Ertrag beinhaltet die Ele-

mente, dass durch TTIP neue Arbeitsplätze geschaffen werden sowie Wirtschaftswachstum durch 

TTIP erzielt wird. Hingegen steht der Gefahren-Frame Risiko als Damoklesschwert für die gegentei-

ligen Deutungen. Jedoch umfasst der Gefahren-Frame Risiko als Damoklesschwert weitere Frame-

Elemente, da zusätzliche kurzfristige Schädigungen durch TTIP auftreten können. So setzt sich der 

Frame Risiko als Damoklesschwert neben den 49 % des Frame-Elements Verlust an Arbeitsplätzen 

und wirtschaftlicher Desintegration zu 40 % aus den Frame-Elementen zum Verlust an Kultur und 

der entfallenen Daseinsvorsorge zusammen. Hierbei steht primär die drohende Privatisierung von 

Teilen des öffentlichen Lebens wie Theatern oder Kinos sowie der Daseinsvorsorge im Zentrum. 

Die restlichen 11 % beziehen sich auf die Gefahr, dass das parallel verhandelte Abkommen zwi-

schen den USA und asiatischen Staaten, die Transpazifische Partnerschaft (TPP), rascher in Kraft 

tritt und sich dann die US-Amerikaner dem asiatischen statt dem europäischen Markt zuwenden.  

Die Deutungen um ISDS – Stärkung durch ISDS und Schwächung durch ISDS – machen zusammen 

gut ein Fünftel (21 %) aller Deutungsmuster im öffentlichen Diskurs aus. Auch hier überwiegen die 

ablehnenden Deutungen (Schwächung durch ISDS, 13 %) gegenüber den unterstützenden (Stär-

kung durch ISDS, 8 %). Auffällig im Gefahren-Frame Schwächung durch ISDS ist, dass das Frame-

Element Kritik allgemein über die Hälfte des Frames ausmacht. Somit herrscht eine allgemeine Kri-

tik vor, welche keine weitere Konkretisierung zulässt – da die Artikel hierbei wenig weitere Erklä-

rungen anführen. Diese allgemeine Kritik wird gefolgt vom Frame-Element Schattenjustiz (26 %), 

in dem eine Paralleljustiz zur öffentlichen Gerichtsbarkeit unterstellt wird und der Konzerndomi-

nanz mit 16 %, die eine allgemeine Vorherrschaft durch Unternehmen im Zuge der Schiedsgerichts-

barkeit darlegt. Der Risiko-Frame Stärkung durch ISDS wird von dem Frame-Element Zustimmung 

allgemein mehrheitlich gestützt, 57 %. Hierbei sind bedauerlicherweise keine weiterführenden Er-

läuterungen in den untersuchten Artikeln anzutreffen, was eine tiefergehende Analyse erschwert. 
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Als weiteres Frame-Element im Frame Stärkung durch ISDS bildet Rechtssicherheit 24 % und völ-

kerrechtliche Legitimation 18 %.274 Das in der Vorstudie identifizierte Frame-Element der Kosten-

kontrolle, also die Begrenzung der Verhandlungssumme im Vorfeld des Streitprozesses durch ISDS, 

konnte in den untersuchten Zeitungen nicht aufgespürt werden.  

Richtet man den Blick auf die Frames zur Transparenz, ist ebenso die Polarisierung anzutreffen. 

Hierbei wird der Frame Intransparenz jedoch mehr als doppelt so häufig angeführt wie die Trans-

parenz. Intransparenz steht für 8 % aller Frames und Transparenz entsprechend für 3 %. Aufbau-

end auf dieser Verteilung der Deutungsmuster wird im folgenden Abschnitt der Fokus auf die ge-

sellschaftlichen Teilsysteme gelegt, um aufzuzeigen, welcher Akteur welche Deutungsmuster ver-

wendet.  

 Framing der gesellschaftlichen Teilsysteme  

In diesem Abschnitt wird die öffentliche TTIP-Debatte hinsichtlich der Frame-Anwendung durch die 

Kommunikationsakteure in ihren gesellschaftlichen Teilsystemen herausgestellt. Es wird gezeigt, 

welche gesellschaftlichen Teilsysteme welche Deutungsmuster wie häufig anführen. Zu diesem 

Zweck werden die Akteure der jeweiligen einzelnen Teilsysteme kumuliert zusammengefasst. Bei 

der Häufigkeitsverteilung der angeführten Deutungsmuster bei den gesellschaftlichen Teilsyste-

men zeigt sich, dass die Politik am meisten Deutungsmuster zur Debatte beiträgt (37 %275), gefolgt 

von der Zivilgesellschaft (35 %), den Journalisten (17 %), der Wirtschaft (9 %) und den internatio-

nalen Akteuren (2 %).  

 
274 Das restliche Prozent, um auf 100 % zu kommen, ist durch Rundungen entfallen.  
275 Für eine leichtere Vergleichbarkeit sind die Prozentangaben gerundet dargestellt.  
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Abbildung 16: Häufigkeit der Frameanwendungen durch die gesellschaftlichen Teilsysteme (in %)  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Diese Häufigkeitsverteilung orientiert sich teilweise am Standing der Akteure. Denn die Akteure 

mit einem größeren Standing können potenziell auch mehr Deutungen zur Debatte beitragen. Im 

Folgenden werden die einzelnen Teilsysteme genauer betrachtet, um Unterschiede herauszuarbei-

ten und so die Besonderheiten der einzelnen Teilsysteme aufzuzeigen. Die Prozentwerte sind auf 

die Gesamtheit der Deutungsmuster bezogen, weshalb sie teilweise recht niedrig ausfallen können. 

Der Vorteil dieser Darstellungsform besteht darin, dass die angeführten Prozentangaben die Ge-

samtdebatte aufgreifen und Unklarheiten bei Teilbetrachtungen entfallen.276  

8.4.2.1 Teilsystem der Politik 

Betrachtet man als erstes das Teilsystem der Politik – bestehend aus den deutschen, europäischen 

und US-amerikanischen Politikern – zeigen sich interessante Unterschiede. Gliedert man die Politik 

in Exekutive und Legislative, gibt es allein bei der Häufigkeit der Deutungsmusteranwendung Auf-

fälligkeiten. Die Exekutive bringt sich mit 25,2 % der Deutungsmuster in die Debatte ein, die Legis-

lative mit 11,9 %. Auch nutzen die Exekutiven und Legislativen unterschiedliche Deutungsmuster, 

um ihre Sichtweisen auf die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP zu äußern. Die Exekutive führt 

mehrheitlich die Deutungsmuster des Risikos an – insgesamt kommt sie damit auf ein gutes Fünftel 

 
276 Mit Unklarheiten bei Teilbetrachtungen ist gemeint, dass bei der Betrachtung von Einzelelementen die 

Prozentangaben potenziell mit den Gesamtangaben verwechselt werden könnten. Dies wird so ausge-
schlossen.  
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der Risiko-Deutungsmuster.277 Allein Fortschritt macht den größten Anteil mit knapp 10 % aus, ge-

folgt von Stärkung durch ISDS und Wirtschaftlichem Ertrag. Hierbei zeigt sich, dass die Regierungen 

den Fortschrittsgedanken mit seinen langfristigen und strukturverändernden Effekten als äußerst 

relevant herausstellen. Auch führt die Exekutive teilweise Gefahren-Frames an, jedoch auf äußerst 

geringem Niveau. Die von der Regierung angeführten Gefahren-Frames machen insgesamt 4,9 % 

aus. Interessanterweise setzen diese sich, in absteigenden Mehrheitsverhältnissen, aus Schwä-

chung durch ISDS, Risiko als schleichende Gefahr, Risiko als Damoklesschwert und Intransparenz 

zusammen. Mit dieser Verteilung greift die Exekutive mit den Gefahren-Frames ein Stück weit die 

Kritiken der Gegnerschaft auf und wiederholt teilweise die Argumente, weshalb sie ihr in der Erhe-

bungssystematik der vorliegenden Arbeit zugesprochen werden.  

Die Legislative hingegen legt das Gewicht ihrer Deutungsmuster auf die Gefahren-Frames und be-

tont eine eher kritische Sichtweise. Insgesamt macht dies 7,4 % aus. Der Gefahren-Frame Risiko als 

schleichende Gefahr wird dabei mit 3,0 % am häufigsten angeführt, jedoch dicht gefolgt vom Fort-

schritt mit 2,4 %. Mehrheitlich befasst sich die Legislative in der weiteren Betrachtung mit den 

Deutungen der Staats-Schiedsgerichte. Hierbei wird die Kritik an den möglichen Folgen deutlich, 

da die Schwächung durch ISDS die Stärkung durch ISDS übersteigt. Deutlich wird ebenso die diffe-

rierende Auffassung im Umgang mit der Transparenz. Das Deutungsmuster der Transparenz wird 

von der Legislative deutlich seltener angeführt als das der Intransparenz. Auch äußert sich die Le-

gislative sehr geringfügig zu kurzfristigen wirtschaftspolitischen Effekten sowohl beim Risiko (Wirt-

schaftlicher Ertrag) als auch bei der Gefahr (Risiko als Damoklesschwert).  

Vergleicht man die einzelnen Frames von Exekutive direkt mit denen der Legislative, fallen ergän-

zende Unterschiede auf. Die Exekutive führt den Wirtschaftlichen Ertrag fünf Mal häufiger an als 

die Legislative. Das Deutungsmuster Fortschritt verwendet die Exekutive ebenso fünf Mal häufiger 

als die Legislative. Beim Risiko als Damoklesschwert nutzt die Exekutive doppelt so viele Deutungs-

muster wie die Legislative. Diese insgesamt sehr konträren Sichtweisen auf die wirtschaftspoliti-

schen Effekte von TTIP innerhalb der Politik setzen sich auch bei Stärkung durch ISDS fort. Hier 

führt die Exekutive fünfmal so viele Deutungsmuster an wie die Legislative. Jedoch bei der Schwä-

chung durch ISDS nähern sich die Exekutive und die Legislative nahezu an. Bezüglich der Transpa-

renz betont die Exekutive das Deutungsmuster Transparenz und die Legislative das Deutungsmus-

ter Intransparenz.  

 
277 Prozentual setzten sich die Frames wie folgt zusammen: Fortschritt macht 9,8 % der Deutungsmuster 

aus, gefolgt von Stärkung durch ISDS (4,7 %) und Wirtschaftlichem Ertrag (3,3 %). Hingegen führt die 
Exekutive allein 4,9 % Gefahren-Frames an, die sich aus Schwächung durch ISDS (2,0 %), Risiko als schlei-
chende Gefahr (1,3 %), Risiko als Damoklesschwert (1,2 %) und Intransparenz (0,3 %) zusammensetzen. 



8 Ergebnisdarstellung der öffentlichen TTIP-Kontroverse 

207 

8.4.2.2 Teilsystem der Zivilgesellschaft  

Die Zivilgesellschaft steht als gesellschaftliches Teilsystem für mehr als ein Drittel aller in den un-

tersuchten Zeitungen verwendeten Deutungsmuster – 34,8 %. Auffällig ist, dass sie mehrheitlich 

Gefahren-Frames anführt. Genauer: 30,3 % der Deutungsmuster entfallen auf die Gefahren-Fra-

mes. Das Verhältnis von Gefahren-Frames zu Risiko-Frames beträgt neun zu eins. Hierbei verteilen 

sich die Häufigkeiten nicht gleichmäßig, sondern konzentrieren sich besonders auf Risiko als schlei-

chende Gefahr mit 17,5 %. Diesem Deutungsmuster schließen sich, in absteigenden Mehrheitsver-

hältnissen, Schwächung durch ISDS, Intransparenz und Risiko als Damoklesschwert an. Das Deu-

tungsmuster Fortschritt kommt mit 2,4 % auf den größten Anteil, gefolgt von Wirtschaftlichem Er-

trag, Stärkung durch ISDS und Transparenz. Transparenz wird insgesamt nur einmal genannt.  

Als ein Charakteristikum der öffentlichen Kontroverse muss festgehalten werden, dass Errungen-

schaften unserer Gesellschaft (z. B. Demokratie oder Lebensmittelsicherheit) von der Zivilgesell-

schaft durch TTIP als gefährdet herausgestellt werden. Besonders die deutsche Zivilbevölkerung 

greift verstärkt diese beiden Frame-Elemente auf und deutet entsprechend TTIP als Gefahr für 

diese gesellschaftlichen Errungenschaften. Der Umweltschutz wird seltener aufgegriffen, ist jedoch 

in der öffentlichen Debatte relevant, da sich auch hier Errungenschaften widerspiegeln.278 Das 

Frame-Element der Standardabsenkung wird verhaltener angeführt, da sich die Kommunikations-

akteure bereits auf den Verbraucherschutz oder Umweltschutz fokussieren. Dies ist in der Gesamt-

debatte um TTIP zentral, da eine Absenkung der europäischen Standards im Verhandlungsmandat 

für die EU-Kommission ausgeschlossen ist. Vielmehr sollen gemeinsame Standards gefunden wer-

den.279  

8.4.2.3 Teilsystem der Wirtschaft und internationale Akteure  

Im wirtschaftlichen Teilsystem zeigt sich eine klare Tendenz hin zur Anwendung von Deutungsmus-

tern des Risikos. Insgesamt trägt die Wirtschaft 8,8 % der Deutungsmuster bei und 5,6 % sind dem 

Risiko zuzuordnen. Die Wirtschaft hebt am stärksten den Fortschritt hervor sowie den Wirtschaft-

lichen Ertrag. Nicht zu vernachlässigen sind jedoch die Anwendungen des Risikos als Damokles-

 
278 Das Pariser Klimaabkommen oder die Nachhaltigkeitsstandards der EU sind hier als Beispiele zu nennen.  
279 Dabei wird in der öffentlichen Debatte vernachlässigt, dass die US-Standards bspw. beim kritisierten 

Chlorhuhn (De Ville & Siles-Brügge, 2016) aus gesundheitlicher Perspektive höher sind. Von deutscher 
Seite wird dabei häufig ein Absenken der Standards befürchtet, ohne die Details der Standardsetzung 
zu beherzigen. Ob nun wie in Europa ein Schlachthuhn mit regelmäßiger Antibiotikaversorgung vor Kei-
men geschützt wird oder wie in den USA nach der Schlachtung zur Desinfektion in einem Chlorbad des-
infiziert wird, hat für die Fleischqualität beim Verbraucher in puncto Belastungen gewisse Unterschiede. 
Die Antibiotika-Beigabe bleibt im Fleisch nachweisbar, während das Chlorbad oberflächlich ist (Mühleib, 
2015).  
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schwert und des Risikos als schleichende Gefahr auf sehr geringen einstelligen Prozentwerten. Zu-

dem ist auffällig, dass sich die Wirtschaft recht zurückhaltend zu den Staats-Schiedsgerichten äu-

ßert. Dahingehend kann festgehalten werden, dass die deutsche, europäische und US-amerikani-

sche Wirtschaft mehrheitlich die wirtschaftlich stimulierenden Effekte von TTIP herausstellt, das 

Abkommen jedoch teilweise auch als externe Bedrohung darstellt.  

Die internationalen Akteure führen als Gruppe am wenigsten Deutungsmuster an und sind äußerst 

heterogen, was sich bereits in ihrem geringen Standing ausdrückt. Daher können sie nicht genauer 

betrachtet werden, da die Fallzahlen zu gering sind. Sie konzentrieren sich überwiegend auf die 

Risiko-Frames Wirtschaftlicher Ertrag, gefolgt von Fortschritt, Stärkung durch ISDS und Transpa-

renz. Die übrigen Deutungsmuster sind in absteigender Anwendung Risiko als Damoklesschwert, 

Risiko als schleichende Gefahr und Schwächung durch ISDS.  

Um den Blick tiefer in die einzelnen Akteursgruppen zu richten, um weitere Unterschiede aufzeigen 

zu können, werden sie im Folgenden aufgrund ihrer regionalen Zugehörigkeit zergliedert.   

 Framing deutscher Akteure  

Aufbauend auf der Gesamtverteilung des Framings auf die gesellschaftlichen Teilsysteme wird der 

Fokus nun auf das Framing der einzelnen Regionalakteure gerichtet. Zuerst wird die größte Gruppe 

betrachtet, die deutschen Akteure. Die deutschen Akteure stehen für den Großteil aller in den un-

tersuchten Zeitungen verwendeten Deutungsmuster. Die Verteilung der deutschen Deutungsmus-

ter konzentriert sich deutlich mit knapp 70 % auf die Gefahren-Frames, entsprechend gut 30 % 

entfallen auf die Risiko-Frames. Bei den Deutungsmustern zeigen sich beachtliche Unterschiede 

zwischen den gesellschaftlichen Teilsystemen. Um die Besonderheiten der deutschen Akteure dar-

zulegen, wird hierfür zuerst die mehrheitliche Verteilung der Deutungsmuster betrachtet: Gut ein 

Drittel entfällt dabei auf Risiko als schleichende Gefahr, ein knappes Fünftel entfällt auf Fortschritt 

und ein knappes Sechstel auf Schwächung durch ISDS. Die Deutungsmuster Wirtschaftlicher Ertrag 

und Risiko als Damoklesschwert machen jeweils knapp ein Zehntel aus. Auffällig ist, dass das Deu-

tungsmuster Intransparenz siebenmal so häufig Anwendung findet wie das Deutungsmuster Trans-

parenz. Diese Ergebnisse werden in der folgenden Tabelle 23 detaillierter dargestellt.280  

  

 
280 Diese Tabelle weist Aspekte der gesellschaftlichen Teilbereiche auf. So ist die Politik zusätzlich in Exeku-

tive und Legislative gegliedert und die Wirtschaft ergänzend in Unternehmen und Verbände.  
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Tabelle 23: Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP durch deutsche Akteure (in %)  

   Politik Exeku-

tive 

Legisla-

tive 

Wirt-

schaft 

Unter-

neh-

men 

Ver-

bände 

Zivilge-

sell-

schaft 

Gesamt 

Risiko-Frames   15,9 12,6 3,3 8,8 3,6 5,1 6,3 31,1 

Wirtschaftlicher Ertrag 3,1 2,5 0,6 2,9 0,8 2,1 2,3 8,3 

Fortschritt  8,5 6,3 2,1 5,4 2,7 2,7 3,4 17,3 

Stärkung durch ISDS 2,9 2,5 0,4 0,3 0,1 0,2 0,4 3,6 

Transparenz  1,2 1,0 0,2 0,1 0,0 0,1 0,1 1,4 

         

Gefahren-Frames   14,4 6,1 8,3 5,3 0,9 4,3 49,1 68,8 

Risiko als Damoklesschwert  2,0 1,3 0,7 2,3 0,0 2,3 4,7 9,0 

Risiko als schleichende Gefahr  4,6 1,4 3,2 1,8 0,5 1,3 28,4 34,8 

Schwächung durch ISDS 4,6 2,8 1,8 0,2 0,1 0,1 9,9 14,7 

Intransparenz 3,1 0,4 2,7 0,8 0,2 0,6 6,0 9,9 

N 257 158 99 120 39 81 470 847 

Quelle: eigene Darstellung 

8.4.3.1 Framing der deutschen Politik  

In diesem Abschnitt wird der Blick auf die deutsche Politik gerichtet. Dabei zeigt sich, dass die Exe-

kutive in ihrer Risikokommunikation doppelt so viele Risiko- wie Gefahren-Frames anführt und da-

mit weitestgehend wirtschaftspolitisch stimulierende Effekte durch TTIP herausstellt. Die Exeku-

tive zeichnet sich – im Vergleich zur Legislative – folglich besonders dadurch aus, dass sie die Deu-

tungsmuster des Risikos häufiger äußert. An dieser Stelle muss jedoch auch die größere Anzahl von 

Beiträgen durch die Exekutive im Vergleich zur Legislative betont werden, was jedoch an der Ten-

denz nur wenig ändert. So trägt die Exekutive mit 12,3 % rund das Vierfache zu den Risiko-Frames 

bei, verglichen mit der Legislative. Besonders deutlich zeigt sich beim Fortschritt, dass die Exekutive 

die wirtschaftspolitisch stimulierenden Effekten von TTIP in ihrer Risikokommunikation heraus-

stellt. Die Exekutive führt mit 6,3 % im Vergleich zur Legislative mit 2,1 % den Risiko-Frame Fort-

schritt an und betont damit in der öffentlichen Debatte bspw. die gesteigerte Wettbewerbsfähig-

keit und die Standardsetzung. Auch führt die Exekutive den Wirtschaftlichen Ertrag sowie die 

Transparenz an. Die Gefahren-Frames Risiko als schleichende Gefahr, Risiko als Damoklesschwert 

und Intransparenz werden sehr viel seltener von der Exekutive angeführt.  

Die Legislative hingegen führt rund doppelt so häufig Gefahren-Frames wie Risiko-Frames an. Die 

Gefahren-Frames der Legislative verteilen sich dabei, in absteigenden Mehrheitsverhältnissen, auf 

Risiko als schleichende Gefahr, Intransparenz und Schwächung durch ISDS und Risiko als Damok-
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lesschwert. Interessant dabei ist, dass die sich langsam kumulierenden wirtschaftspolitischen Ef-

fekte erneut die größte Befürchtung darzustellen scheint, da jeder einzelne Effekt des Gefahren-

Frames für sich betrachtet nicht zur Katastrophe führt, sondern die Summe der einzelnen Effekte 

die Katastrophe bewirkt.  

8.4.3.2 Framing der deutschen Wirtschaft  

Als nächstes rückt die deutsche Wirtschaft in den Fokus. Dabei zeigt sich deutlich, dass – ähnlich 

wie in der Gesamtwirtschaft – auch die deutsche Wirtschaft mehrheitlich Deutungsmuster des Ri-

sikos anführt. Die deutsche Wirtschaft trägt innerhalb der deutschen Akteure 8,8 % zu den Risiko-

Frames und 5,3 % zu den Gefahren-Frames bei. Dabei sind die häufigsten Deutungsmuster Fort-

schritt und Wirtschaftlicher Ertrag. Die übrigen Deutungsmuster des Risikos können quantitativ 

vernachlässigt werden. Die Deutungsmuster Risiko als Damoklesschwert und Risiko als schlei-

chende Gefahr werden verhaltener verwendet. Die sich jedoch partiell in diesen Deutungsmustern 

enthaltenen skeptischen Sichtweisen der Wirtschaft sollten nicht vernachlässigt werden, denn sie 

verdeutlichen, dass die Wirtschaft nur mehrheitlich in den untersuchten Zeitungen die wirtschaft-

lich stimulierenden Effekte von TTIP herausstellt, es aber einen Teil der Wirtschaft gibt, der eher 

die erodierenden wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP kommuniziert.  

In der Wirtschaft zeigt sich weiterhin ein Unterschied zwischen Unternehmen und ihren Verbän-

den. Die Verbände führen nahezu doppelt so viele Deutungsmuster an wie die Unternehmen, 9,5 % 

zu 4,6 %. Dieser Befund verdeutlicht, dass die Verbände zur Bündelung und zur Kommunikation 

der unternehmerischen Interessen in Erscheinung treten. Demgemäß ist es nur konsequent, dass 

von den 8,8 % Risiko-Frames 5,1 % von den Verbänden stammen. Jedoch ist interessant, dass der 

Großteil der Gefahren-Frames ebenso von den Verbänden stammt. Zudem ist ein bemerkenswer-

ter Befund, dass innerhalb der Verbände die dominantesten Frames keine Gegen-Frames wie Fort-

schritt und Risiko als schleichende Gefahr sind. Vielmehr steht Fortschritt dem Risiko als Damokles-

schwert gegenüber. Dies könnte bedeuten, dass die Verbände zum Teil die stimulierenden wirt-

schaftspolitischen Effekte sehen, jedoch auch die kurzfristigen Schäden, die durch TTIP entstehen 

können. Denn beispielsweise vertreten der Bauernverband und die Buchbranche kritische Haltun-

gen und nutzen Gefahren-Frames, um auf die potenziellen Schäden – beispielsweise durch den 

plötzlich auftretenden Wegfall der Buchpreisbindung – aufmerksam zu machen. Dies führt in 

Summe dazu, dass die Wirtschaft auch Gefahren-Frames in nicht unerheblicher Anzahl aufweist.  
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8.4.3.3 Framing der deutschen Zivilgesellschaft  

Die deutsche Zivilgesellschaft ist mit Abstand das dominanteste Teilsystem in der Verwendung von 

Deutungsmustern und stellt über die Hälfte der Deutungsmuster von den deutschen Akteuren. 

Hierbei bilden die Gefahren-Frames der deutschen Zivilgesellschaft knapp 50 % sämtlicher deut-

scher Deutungsmuster. Gleichwohl interessant ist diesbezüglich die Schwerpunktsetzung der Ge-

fahren-Frames. Der Schwerpunkt liegt nämlich mit 28,4 % auf dem Deutungsmuster Risiko als 

schleichende Gefahr, gefolgt von Schwächung durch ISDS mit rund zehn Prozent, Intransparenz mit 

sechs Prozent und Risiko als Damoklesschwert knapp fünf Prozent. Die entsprechenden Gegen-

Frames werden verhältnismäßig verhalten angebracht. In absteigenden Mehrheitsverhältnissen: 

Fortschritt mit gut drei Prozent, Wirtschaftlicher Ertrag mit gut zwei Prozent, Stärkung durch ISDS 

mit einem halben Prozent und Transparenz nahe null Prozent.  

Somit zeigt sich bei den deutschen Akteuren, dass es – neben den unterschiedlichen Einschätzun-

gen der wirtschaftspolitischen Effekte unter den gesellschaftlichen Teilsystemen – ebenso inner-

halb des politischen und des wirtschaftlichen Teilsystems Unterschiede gibt. Grundsätzlich kann 

konstatiert werden, dass die Exekutive und die Wirtschaft mehrheitlich wirtschaftspolitisch stimu-

lierende Effekte von TTIP betonen und die Legislative sowie die Zivilgesellschaft diese Effekte ten-

denziell nicht sehen und die Gefahren durch das Abkommen in ihrer Risikokommunikation heraus-

stellen.  

 Framing der europäischen Akteure  

Im Folgenden wird das Framing der europäischen Akteure betrachtet, die zusammengenommen 

16,1 % der Deutungsmuster zur öffentlichen Debatte um TTIP beitragen. Bei ihnen zeigt sich, dass 

die Risiko-Frames mit 70,7 % gegenüber den Gefahren-Frames mit 29,1 % deutlich überwiegen. 

Das dominanteste Teilsystem ist die Politik, welches mit 92,2 % das Framing der europäischen Ak-

teure prägt. Die Politik wird dabei von der Exekutive getragen, welche 63,9 % des Framings auf sich 

vereint. Die dominante Exekutive framet dabei primär das Risiko mit 57,5 % aller Deutungsmuster 

der europäischen Akteure. Die übrigen Deutungsmuster verteilen sich primär auf die Legislative. 

Das Framing der Wirtschaft sowie der Zivilgesellschaft tritt mit 7,7 % in Erscheinung. Die folgende 

Tabelle 24 stellt die detaillierte Frame-Anwendung durch die EU-Akteure dar und differenziert zu-

dem die Politik in Exekutive und Legislative.   
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Tabelle 24: Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP durch europäische Akteure (in %)  

 Politik Exeku-

tive 

Legisla-

tive 

Wirtschaft Zivilgesell-

schaft 

Gesamt 

Risiko-Frames  69,9 57,5 12,4 0,0 0,8 70,7 

Wirtschaftlicher Ertrag 8,1 7,2 0,9 0,0 0,8 8,9 

Fortschritt  33,4 27,0 6,4 0,0 0,0 33,4 

Stärkung durch ISDS 18,0 14,1 3,9 0,0 0,0 18,0 

Transparenz  10,3 9,0 1,3 0,0 0,0 10,3 

       

Gefahren-Frames  22,3 6,4 15,9 0,8 6,0 29,1  

Risiko als Damoklesschwert  3,0 1,3 1,7 0,0 0,8 3,8 

Risiko als schleichende Gefahr  9,4 2,1 7,3 0,0 3,4 12,8 

Schwächung durch ISDS 8,1 2,5 5,6 0,4 1,2 9,7 

Intransparenz 1,7 0,4 1,3 0,4 0,4 2,5 

N 215 149 66 2 16 233 

Quelle: eigene Darstellung 

8.4.4.1 Framing der europäischen Politik  

Fokussiert man die dominante Exekutive, wird deutlich, dass sie am häufigsten Fortschritt mit 

27,0 %, gefolgt von einem klaren Bekenntnis zu ISDS (Stärkung durch ISDS: 14,1%), anführt. Ebenso 

betont die Exekutive die Transparenz des Verhandlungsprozesses mit 9,0 %. Auch ist der Wirt-

schaftliche Ertrag mit 7,2 % deutlich in der Risikokommunikation der Exekutive vertreten. Insge-

samt dominieren bei den europäischen Akteuren die Deutungen, dass die wirtschaftspolitischen 

Effekte von TTIP tendenziell stimulierend wirken werden. Besonders deutlich in der Risikokommu-

nikation wird der Schwerpunkt auf die längerfristigen Effekte wie die Standards gesetzt. Dies ist ein 

erwartbarer Befund, da die EU-Kommission angehalten ist, TTIP mit der US-Administration zu ver-

handeln. Konsequenterweise machen die Deutungsmuster der Exekutive bezüglich der Gefahren 

auch lediglich 6,4 %281 aus und bestehen, in absteigenden Mehrheitsverhältnissen, aus Schwä-

chung durch ISDS, Risiko als schleichende Gefahr, Risiko als Damoklesschwert und Intransparenz. 

Hierbei muss erneut beachtet werden, dass die Wiederholung von beispielsweise kritischen Fra-

mes auch als Anführung eines Gefahren-Frames gezählt wird. Denn wenn ein Akteur Deutungen 

nutzt, werden ihm diese zugesprochen. Aufgrund der geringfügigen Verwendung von Gefahren-

 
281 Rundungsbedingt summiert sich dies nur auf 6,3 %. Die absoluten Zahlen der Frame-Anwendungen wer-

den hier aber als zentral angesehen und daher verwendet.  
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Frames kann die europäische Exekutive weitestgehend als ein monolithischer Kommunikator der 

Fürsprache im Rahmen der Deutungsmuster gesehen werden.   

Lässt man den Blick innerhalb der europäischen Politik weiter auf die Legislative wandern, fallen 

hierbei konträre Mehrheitsverhältnisse zur entsprechenden Exekutive auf. Die Legislative führt 

mehrheitlich Gefahren-Frames an, 15,9 %. Die beiden dominierenden Gefahren-Frames sind Risiko 

als schleichende Gefahr mit 7,3 % und Schwächung durch ISDS mit 5,6 %. Dabei fallen die europäi-

schen Grünen und die Sozialdemokraten als Träger dieser Sichtweisen auf. Vor diesem Hintergrund 

zeigt sich bei den europäischen Politikakteuren – wie bei der Positionierung in Unterstützung und 

Kritik – ein Unterschied in der Schwerpunktlegung zwischen der Exekutive und der Legislative, in-

dem die Exekutive die wirtschaftspolitisch stimulierenden Effekte mehrheitlich herausstellt und die 

Legislative mehrheitlich die wirtschaftspolitisch schwächenden Effekte betont.  

8.4.4.2 Framing der europäischen Wirtschaft und Zivilgesellschaft  

Mit Fokus auf die Wirtschaft lassen sich nur bedingt Aussagen ableiten. Die weniger als ein Prozent 

betragende Frame-Anwendung durch die Wirtschaft bildet eine zu geringe Basis, um von hier et-

was Substanzielles aussagen zu können. Sie führt auf sehr geringem Niveau Schwächung durch ISDS 

und Intransparenz an.  

Mit Blick auf die Zivilgesellschaft zeigt sich auf schwachem Niveau, dass sie sich mehrheitlich mit 

Deutungsmustern der Gefahr in den Diskurs einbringt. Sie verwendet verstärkt Risiko als schlei-

chende Gefahr. Die übrigen Deutungsmuster mit Blick auf die Gefahren entfallen absteigend auf 

Schwächung durch ISDS, Risiko als Damoklesschwert und Intransparenz. Lediglich knapp ein Pro-

zent der Deutungsmuster der Zivilgesellschaft beziehen sich auf den Risiko-Frame Wirtschaftlichen 

Ertrag. Somit führt die europäische Zivilgesellschaft, wenn auch auf geringem Niveau, überwiegend 

Gefahren-Frames an und stellt dabei besonders die längerfristigen wirtschaftspolitischen Effekte 

heraus.  

 Framing der US-amerikanischen Akteure  

An dieser Stelle wird das Framing der US-amerikanischen Akteure betrachtet, welches 6,1 % an der 

öffentlichen TTIP-Debatte in den untersuchten Zeitungen ausmacht. Bei ihnen ist auffällig, dass sie 

mit 84,1 % Risiko-Frames anführen und damit die Gruppe sind, die am deutlichsten die wirtschafts-

politisch stimulierenden Effekte von TTIP kommunizieren. Die US-Amerikaner zeichnen sich in ihrer 

Risikokommunikation besonders dadurch aus, dass sie die Deutungsmuster Fortschritt (41,4 %), 

gefolgt von Stärkung durch ISDS (21,2 %) und Wirtschaftlicher Ertrag (16,7 %), anführen. Die Ver-
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wendung der insgesamt 15,7 % Gefahren-Frames durch die US-amerikanischen Kommunikations-

akteure sind daher, besonders im Vergleich mit den Kommunikationsakteuren aus Deutschland 

oder Europa, verschwindend gering ausgeprägt.  

8.4.5.1 Framing der US-Politik 

Betrachtet man die Risikokommunikation der US-Politik, sticht ins Auge, dass sie mit 72,9 % der 

dominierende Akteur ist. Die Politik wird dabei von der Exekutive mit 65,1 % getragen. Die Domi-

nanz der Politik und primär der Exekutive haben die US-Amerikaner mit den europäischen Kom-

munikationsakteuren gemein. Für ein leichteres Verständnis differenziert die folgende Tabelle 25 

die Politik zwischen Exekutive und Legislative.  

Tabelle 25: Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP durch US-amerikanische Akteure (in %)  

 Politik Exeku-

tive 

Legisla-

tive 

Wirtschaft Zivilge-

sellschaft 

Gesamt 

Risiko-Frames  66,2 58,4 7,8  6,7 11,2 84,1 

Wirtschaftlicher Ertrag 12,3 10,1 2,2 1,1 3,3 16,7 

Fortschritt  32,5 29,2 3,3 2,2 6,7 41,4 

Stärkung durch ISDS 17,9 15,7 2,2 2,2 1,1 21,2 

Transparenz  3,3 3,3 0,0 1,1 0,0 4,4 

       

Gefahren-Frames  6,7 6,7 0,0 0,0 8,9 15,6 

Risiko als Damoklesschwert  4,4 4,4 0,0 0,0 2,2 6,6 

Risiko als schleichende Gefahr 2,2 2,2 0,0 0,0 4,4 6,6 

Schwächung durch ISDS 0,0 0,0 0,0 0,0 2,2 2,2 

Intransparenz 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

N 65 57 8 6 18 89 

Quelle: eigene Darstellung 

Betrachtet man die Deutungsmuster der Politik, drückt sich eine recht klare Richtung aus. Der Fort-

schritt als das mit Abstand vorherrschende Deutungsmuster steht für 41,4 % der US-amerikani-

schen Deutungsmuster. Die Politik trägt zum Fortschritt 32,5 % bei. Die Exekutive stellt den Löwen-

anteil von 29,9 %. Dies zeigt, dass die Exekutive sich in ihrer Deutung der wirtschaftspolitischen 

Effekte von TTIP in der öffentlichen Darstellung deutlich für wirtschaftspolitisch stimulierende Ef-

fekte stark macht. Ein weiterer Beleg für den Einsatz der US-Akteure für eine Deutung, die TTIP als 

ein wirtschaftspolitisch stimulierendes Abkommen darstellt, bildet das US-Engagement hinsichtlich 

der Staats-Schiedsgerichte. Hier nutzt die Politik mit 17,9 % das Deutungsmuster Stärkung durch 
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ISDS und die Exekutive führt 15,7 % an. Dies zeigt, dass die US-amerikanische Politik und insbeson-

dere die Exekutive zum Großteil hinter TTIP stehen. Dies wird ebenso durch die 3,3 %-Anwendung 

der Transparenz deutlich und keiner Nennung der Intransparenz. Bei den Deutungsmustern zur 

Gefahr zeigt sich bei der Exekutive, dass diese mit 6,7 % gering in Erscheinung treten. Sie setzen 

sich dabei zu 4,4 % aus Risiko als Damoklesschwert und 2,2 % Risiko als schleichende Gefahr zu-

sammen.  

8.4.5.2 Framing der US-Wirtschaft und US-Zivilgesellschaft  

Die Frame-Anwendung der Wirtschaftsakteure ist mit insgesamt 6,7 % äußerst zurückhaltend; es 

werden primär Fortschritt und Stärkung durch ISDS zu gleichen Teilen angeführt, Wirtschaftlicher 

Ertrag sowie Transparenz jeweils mit gut einem Prozent. Die Wirtschaft führt keine Gefahren-Fra-

mes an.   

Die Zivilgesellschaft führt 20,1 % der Deutungsmuster an, die sich mehrheitlich aus Risiko-Frames 

mit 11,2 % zusammensetzen. Stärkstes Deutungsmuster ist dabei Fortschritt mit 6,7 %, gefolgt von 

Wirtschaftlichem Ertrag und Stärkung durch ISDS. Dieser Befund verdeutlicht, dass die zivilgesell-

schaftlichen US-Gruppierungen sich mehrheitlich hinter stimulierende wirtschaftspolitische Deu-

tungen stellen, aber auch Gefahren sehen. Die 8,9 % Verwendung von Gefahren-Frames setzen 

sich aus gut vier Prozent Risiko als schleichende Gefahr, Risiko als Damoklesschwert und Schwä-

chung durch ISDS zu jeweils gut zwei Prozent zusammen.  

Die US-Akteure führen bei den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP mit deutlicher Mehrheit 

die wirtschaftlich stimulierenden Deutungen des Risikos an, die Exekutive dominiert weitgehend 

und betont Fortschritt und Stärkung durch ISDS. Ein grundlegender Unterschied zwischen Exeku-

tive und Legislative kann, im Vergleich zu den deutschen und europäischen Kommunikationsakteu-

ren, nicht festgestellt werden, da die US-amerikanische Legislative nur etwas zurückhaltender als 

die Exekutive im Framing auftritt. Selbst die Zivilgesellschaft stellt mehrheitlich die Risiken in ihrer 

Deutung der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP im Vergleich zu den Gefahren heraus.282 Als 

nächstes rücken als weiterer Kommunikationsakteure die Journalisten in den Blick.  

 Framing durch Journalisten  

Journalisten nehmen in Kommentaren oder Leitartikeln Stellung zu TTIP und führen ebenso Deu-

tungsmuster zu den wirtschaftspolitischen Effekten des Abkommens an. Hierbei ist festzustellen, 

 
282 Da die internationalen Kommunikationsakteure verhältnismäßig wenig in Erscheinung treten, recht di-

vers von WTO über Botschafter hin zu anderen internationalen Organisationen in Erscheinung treten 
und ihre Frameanzahl gering ist, werden sie hier nicht weiter betrachtet.  
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dass die Journalisten die wirtschaftspolitischen Effekte eher kritisch sehen, da sie zu 57,9 % Gefah-

ren-Frames und 42 % Risiko-Frames anführen.  

Die Gefahren-Frames der Journalisten setzen sich – wie der Gesamttrend der öffentlichen Ausei-

nandersetzung auch – mehrheitlich aus dem Deutungsmuster Risiko als schleichende Gefahr zu 

23,7 % zusammen, gefolgt von 18,2 % Schwächung durch ISDS, 11,2 % Intransparenz und Risiko als 

Damoklesschwert bilden 5 %. Bei dieser Verteilung ist auffällig, dass die Journalisten mit einem 

recht großen Anteil die Kritik an den Staats-Schiedsgerichten herausstellen. Die entsprechenden 

Risiko-Frames setzen sich zu 19,9 % aus Fortschritt, 12,4 % Wirtschaftlicher Ertrag, 7 % Stärkung 

durch ISDS und 2,5 % Transparenz zusammen.  

Tabelle 26: Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP durch Journalisten (in %)  

   Deutsche Journalisten  Externe Journalisten Gesamt  

Risiko-Frames   39,5 2,5 42,0 

Wirtschaftlicher Ertrag 11,6 0,8 12,4 

Fortschritt  18,3 1,6 19,9 

Stärkung durch ISDS 7,0 0,0 7,0 

Transparenz  2,5 0,0 2,5 

    

Gefahren-Frames   55,4 2,5 57,9 

Risiko als Damoklesschwert  4,1 0,4 4,5 

Risiko als schleichende Gefahr  23,3 0,4 23,7 

Schwächung durch ISDS 17,0 1,2 18,2 

Intransparenz 10,8 0,4 11,2 

N 228 12 240 

Quelle: eigene Darstellung 

Die ergänzende Differenzierung der Journalisten in Journalisten des eigenen Mediums und externe 

Journalisten, also Journalisten eines anderen Mediums, ergab leider nur eine geringe Fallzahl an 

externen Journalisten. Die externen Journalisten (12) sind in der Gesamtzahl deutlich geringer ver-

treten als Journalisten des eigenen Mediums (228). Auffällig bei den externen Journalisten ist je-

doch, dass sie ein ausgeglichenes Verhältnis von Risiko- und Gefahren-Frames aufweisen. Dies ist 

auf geringem Niveau ein interessantes Ergebnis. Zudem ist spannend, dass bei den Gefahrenframes 

Schwächung durch ISDS der stärkste Frame ist, da dieser Befund bei keiner anderen Gruppe fest-

gestellt werden kann. Um die Charakteristika der Berichterstattung weiter zu differenzieren und 
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eventuell weitere Befunde zu identifizieren, wird im Folgenden der Blick auf das Framing der Zei-

tungen gerichtet. Mit dieser Betrachtung sollen die möglichen Schwerpunkte in den Deutungsmus-

tern der einzelnen Zeitungen herausgearbeitet werden.  

 Framing in den Zeitungen  

Bislang wurde die Verteilung der einzelnen Deutungsmuster in den Akteursgruppen herausgestellt. 

Um weitere Besonderheiten aufzeigen zu können, wird im Folgenden der Fokus auf die Verteilung 

der Deutungsmuster in den einzelnen Zeitungen gelegt.283  

In der bisherigen Analyse konnten bereits bei der Positionierung gegenüber TTIP zwischen der FAZ 

und der taz sowie zwischen den Regionalzeitungen zum Teil erhebliche Unterschiede festgestellt 

werden. Daher kann vermutet werden, dass sich gleichfalls beim Framing ähnliche Strukturen in 

Bezug auf die Darstellung des Risikos und der Gefahr wiederfinden lassen. Die folgende Tabelle 27 

fasst für eine genauere Betrachtung die verwendeten Frames in den untersuchten Zeitungen zu-

sammen, um einen Überblick dieser Verteilung zu geben.  

Tabelle 27: Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Risiko-Frames  9,2 6,3 4,6 6,2 6,3 4,6 6,0 43,2 

Wirtschaftlicher Ertrag 1,8 1,3 0,8 1,1 1,5 1,5 1,6 9,9 

Fortschritt 4,7 3,5  2,0 2,7 3,4 2,4 3,1 21,8 

Stärkung durch ISDS 1,9 1,1 1,1 1,7 0,6 0,5 0,8 7,7 

Transparenz  0,6 0,3 0,5 0,6 0,6 0,0 0,4 3,0 

         

Gefahren-Frames  6,8 7,8 10,3 9,0 7,8 8,4 6,0 56,1 

Risiko als Damoklesschwert 0,8 1,1 0,9 1,1 0,8 1,5 1,1 7,3 

Risiko als schleichende Gefahr 3,3 4,0 4,3 4,6 4,3 3,7 2,6 26,8 

Schwächung durch ISDS 1,7 1,6 3,6 1,4 1,5 2,0 1,3 13,1 

Intransparenz  0,8  1,0 1,3 1,8 1,0 1,1 0,9 7,9 

N  232 205 217 221 206 189 175 1.445 

Quelle: eigene Darstellung 

 
283 Hierzu werden die von den Akteuren angeführten Frames der jeweiligen Zeitung zugerechnet. Als Nach-

teil dieser Systematik könnte in diesem Punkt der Analyse festgestellt werden, dass nicht alle Frames 
des Artikels erhoben werden – was die Abschnittsüberschrift vermuten lässt. Jedoch würde eine voll-
ständige Frameerhebung im Artikel eine mögliche Vergleichbarkeit mit den Akteuren erschweren, da 
bei den Akteuren die drei dominantesten Akteure herausgenommen werden.  
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Die Verteilung des Framings in den untersuchten Zeitungen zeigt erwartungsgemäß die Spaltung 

in Risiko- und Gefahren-Frames, mit einer Tendenz hin zu den Gefahren-Frames.284 Die Spaltung 

bei den Deutungsmustern ist auch innerhalb der einzelnen Zeitungen nachvollziehbar. Mit Blick auf 

die Anführung von Risiko-Frames sticht die FAZ mit starken 9,2 % heraus. Demgegenüber führen 

die taz und die AZ jeweils mit 4,6 % am wenigsten Risiko-Frames an, die übrigen Zeitungen hinge-

gen um die 6 %. Ein noch deutlicherer Unterschied zeigt sich bei den Gefahren-Frames – hier führt 

die taz mit 10,3 % die meisten an. Die wenigsten Gefahren-Frames sind im Tsp mit 6,0 % anzutref-

fen. Bei einer genaueren Betrachtung der Zeitungen fallen gegenteilige Sichtweisen auf die wirt-

schaftspolitischen Effekte von TTIP besonders zwischen FAZ und taz auf. Es zeigen sich die unter-

schiedlichen Sichtweisen besonders bei den Risiko-Frames, die von der FAZ insgesamt doppelt so 

häufig angeführt werden. Das Deutungsmuster Wirtschaftlicher Ertrag wird in der FAZ am stärks-

ten angeführt und in der taz mit Abstand am geringsten. Ähnlich verhält es sich im Deutungsmuster 

Fortschritt. Beim Fortschritt führt die FAZ alle untersuchten Zeitungen an und die taz erlangt deut-

lich weniger als die Hälfte der FAZ. Dieses Verhältnis lässt sich auch bei den einzelnen Frame-Ele-

menten des Fortschritts finden, bspw. bei der Standardetablierung. Ebenso kann die deutliche Für-

sprache der FAZ für das Risiko im Deutungsmuster Stärkung durch ISDS gezeigt werden, welche in 

der taz verhaltender ist. Interessant ist zudem, dass bei der Transparenz nahezu dieselbe Anzahl 

an Deutungsmustern in beiden Zeitungen verwendet wird. Das Übergewicht im Framing der FAZ 

im Vergleich zu jenem der taz wendet sich, sobald die Gefahren-Frames betrachtet werden. Das 

Gefahren-Framing ist in der taz mit 10,3 % deutlich stärker ausgeprägt als in der FAZ mit 6,8 %. 

Beim Risiko als Damoklesschwert weist die taz geringfügig mehr Deutungsmuster auf als die FAZ 

und im Risiko als schleichende Gefahr liegt die taz vor der FAZ. Im Framing der Schiedsgerichte 

kommen die äußerst gegenteiligen Sichtweisen ebenso zum Tragen. Die taz führt mit Abstand am 

häufigsten Schwächen durch ISDS an und übertrifft damit alle untersuchten Zeitungen. Ebenso tre-

ten die unterschiedlichen Deutungsmuster bei der Transparenz auf: Hier führt die taz mehr die 

Intransparenz als die FAZ an. Bei dieser Gegenüberstellung der beiden überregionalen Zeitungen 

lässt sich die redaktionelle Linie nachvollziehen, da die tendenziell wirtschaftsfreundliche FAZ die 

wirtschaftspolitischen Potenziale von TTIP durch das Framing betont und die taz die wirtschaftspo-

litischen Schadenspotenziale. Die SZ ordnet sich in der Häufigkeit weitestgehend zwischen der FAZ 

und taz ein. Sie bewertet die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP weniger extrem und damit 

neutraler als die FAZ und taz, was sich mit der redaktionellen Linie des Blattes deckt.  

Vergleicht man in einem nächsten Schritt die Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren und weniger 

wettbewerbsfähigen Städten, zeigt sich, dass die Zeitungen in den weniger wettbewerbsfähigen 

 
284 Die geringfügigen prozentualen Abweichungen erklären sich durch Rundungen. 
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Städten rund 15 % mehr Deutungsmuster verwenden. Dieses Mehr an Deutungsmustern ist so-

wohl in den Risiko- als auch den Gefahren-Frames anzutreffen. So stehen FP und KN für 12,5 % der 

Risiko-Frames im Vergleich zu 10,6 % von AZ und Tsp. Beim Gefahren-Framing zeigt sich zudem, 

dass die FP und KN für 16,8 % stehen und AZ und Tsp für 14,4 %. Zudem wird deutlich, dass FP und 

KN als weniger wettbewerbsfähige Städte größere Potenziale in den Staats-Schiedsgerichten sehen 

als AZ und Tsp. Gleichwohl interessant ist, dass die FP und KN sehr deutlich die strukturellen Ge-

fahren durch TTIP anführen. Besonders der Gefahren-Frame Risiko als schleichende Gefahr wird 

von beiden Zeitungen zahlreich genannt. Die FP vereint mit den KN 8,9 % auf sich. Die AZ und der 

Tsp betonen mit 6,3 % entsprechend schwächer diese strukturellen Gefahren. Ein weiterer Befund 

bei den Regionalzeitungen ist, dass die FP am häufigsten den Frame Intransparenz anführt. Die 

wenigsten Nennungen der Intransparenz zeigt die FAZ. Um die Frames mit ihren Frame-Elementen 

genauer zu betrachten, fokussiert der anschließende Abschnitt das Risiko- sowie Gefahren-Framing 

separat.  

8.4.7.1 Risiko-Framing in den Zeitungen  

Die Betrachtung des Risiko-Framings innerhalb der Zeitungen birgt ergänzende Befunde, da der 

Fokus auf die Risiko-Frames die Mehrheitsverhältnisse der Deutungsmuster in den Zeitungen wei-

ter differenziert.  
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Tabelle 28: Risiko-Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP in den untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Gesamt 

Wirtschaftlicher Ertrag 4,2 3,1 1,9 2,5 3,6 3,5 3,8 22,6 

Arbeitsmarktpotenzial und 

Wirtschaftswachstum 

4,2 3,1 1,9 2,5 3,6 3,5 3,8 22,6 

Fortschritt  10,8 8,1 4,7 6,3 7,9 5,7 7,1 50,6 

Standardetablierung 6,8 4,7 3,9 3,9 4,7 3,8 3,8 31,6 

Wettbewerbsfähigkeit  1,4 1,7 0,3 0,9 1,7 1,2 1,7 8,9 

Fairness 0,6 0,4 0,1 1,1 0,6 0,1 0,3 3,2 

Kultur- und Bildung  0,3 0,3 0,1 0,1 0,6 0,0 1,1 2,5 

Demokratiestärkung  1,5 0,3 0,0 0,0 0,0 0,4 0,1 2,3 

Sicherheitssteigerung  0,0 0,3 0,1 0,1 0,1 0,0 0,0 0,6 

Stärkung durch ISDS 4,4 2,5 2,7 3,9 1,4 1,2 1,9 18,0  

Zustimmung allgemein  2,3 1,1 1,7 2,7 0,7 0,6 1,1 10,2 

Rechtssicherheit  1,2 0,4 0,3 1,1 0,4 0,3 0,4 4,1 

Völkerrechtlich gedeckt  0,7 0,9 0,6 0,1 0,1 0,3 0,3 2,9 

Transparenz  1,5 0,7 1,2 1,4 1,5 0,1 0,9 7,3 

N  133 92 67 90 92 67 87 628 

Quelle: eigene Darstellung 

Insgesamt bildet das Frame-Element Standardetablierung mit 31,6 % an den Risiko-Frames das mit 

Abstand größte Frame-Element. Dies legt den Rückschluss nahe, dass die nicht-tarifären Handels-

hemmnisse – in Form von Standards und Normen – ein zentrales Element in der Debatte zu sein 

scheinen. Die FAZ trägt den Löwenanteil bei der Standardetablierung von 6,8 % und die taz verhält 

sich sehr zurückhaltend. Infolgedessen werden die weiteren Frame-Elemente wie Fairness, Kultur 

und Bildung sowie Demokratiestärkung und Sicherheitssteigerung recht verhalten angeführt. Hin-

gegen sind die kurzfristigen Effekte für den Arbeitsmarkt oder das Wirtschaftswachstum mit insge-

samt 22,6 % deutlich ausgeprägt, wobei erneut die FAZ hier am stärksten in Erscheinung tritt. Be-

trachtet man weiter die FAZ, fällt der Frame Stärkung durch ISDS auf, da er in der FAZ am häufigsten 

genannt wird. Bei der genaueren Betrachtung zeigt sich, dass die allgemeine Zustimmung zu den 

Staats-Schiedsgerichten die tragende Säule bildet. Die FAZ und die KN führen am häufigsten die 

Transparenz an, dicht gefolgt von der FP. Die SZ ordnet sich zwischen diesen beiden Polen mit Aus-

nahme der Transparenz ein. Die SZ weist lediglich eine geringe Anzahl am Frame Transparenz auf, 

die Hälfte der FAZ-Nennungen.  
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Als Nächstes wird der Blick auf die Regionalzeitungen gerichtet. Interessant beim Vergleich der 

Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten mit denen aus weniger wettbewerbsfä-

higen Städten ist, dass der Fortschritt in den Zeitungen aus weniger wettbewerbsfähigen Städten 

stärker ausgeprägt ist. Dies wird primär durch das Frame-Element Standardetablierung getragen. 

Hingegen verhält es sich beim Frame Wirtschaftlicher Ertrag andersherum. Hier wird das Deutungs-

muster Wirtschaftlicher Ertrag von den Zeitungen aus den wettbewerbsfähigeren Städten häufiger 

angeführt. Auch ist spannend, dass die Zeitungen in den weniger wettbewerbsfähigeren Städten 

stärker Transparenz sowie Stärkung durch ISDS anführen.  

8.4.7.2 Gefahren-Framing in den Zeitungen  

Das Gefahren-Framing in den untersuchten Zeitungen bildet den Kontrapunkt zum Risiko-Framing. 

Hierbei zeigen sich interessante Unterschiede zum Risiko-Framing. Das Gefahren-Framing von Ri-

siko als schleichende Gefahr macht, wie der Gegen-Frame Fortschritt, nahezu die Hälfte aus. Jedoch 

zeigt sich beim Risiko als schleichende Gefahr eine andere Schwerpunktsetzung bei den Frame-

Elementen. Die Gefahren werden hier größtenteils im Verbraucherschutz und der Demokratie-

schwächung gesehen. So findet sich in der FP die größte Anzahl des Frame-Elementes Verbrau-

cherschutzschwächung und in der SZ sowie taz wird der Verlust der Demokratie am stärksten be-

tont. Die allgemeine Standardabsenkung wird in der FAZ am häufigsten angeführt. Die Frame-Ele-

mente Unfairness oder die Arbeitnehmerrechteschwächung stellen in der Summe nur einen klei-

neren Anteil. Bei der Schwächung durch ISDS stellt das Frame-Element der allgemeinen Kritik den 

größten Anteil, der deutlich von der taz getragen wird. Die weiteren Frame-Elemente der Schat-

tenjustiz und Konzerndominanz werden am häufigsten von der taz angeführt. Insgesamt wird die 

starke Kritik am Zugang zu Informationen im Verhandlungsprozess deutlich: Intransparenz wird 

nahezu doppelt so häufig angeführt wie der Risiko-Frame Transparenz. Bei der Intransparenz ist 

auffällig, dass die FP hier am stärksten auftritt, gefolgt von der taz.  
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Tabelle 29: Gefahren-Framing der wirtschaftspol. Effekte von TTIP in untersuchten Zeitungen (in %)  

 FAZ SZ taz FP KN AZ Tsp Ge-

samt 

Risiko als Damoklesschwert  1,4 1,9 1,7 1,9 1,5 2,6 1,9 12,9 

Arbeitsplatz- und  

Wirtschaftsverluste  

0,4 1,3 1,1 1,3 0,6 0,7 0,8 6,2 

Daseinsvorsorge und  

Kultur entfallen 

0,6 0,2 0,4 0,4 0,9 1,5 0,9 4,9 

TPP tritt in Kraft   0,3 0,3 0,1 0,1 0,0 0,3 0,1 1,2 

Risiko als schleichende Gefahr  5,9 7,0 7,7 8,2 7,7 6,6 4,6 47,7 

Verbraucherschutzschwächung 1,2 1,5 1,8 2,9 2,8 1,7 1,5 13,4 

Demokratieschwächung  1,3 1,9 1,9 1,3 1,3 1,8 0,7 10,2 

Umweltschutzschwächung  1,1 0,3 1,4 1,4 2,3 1,1 0,4 8,0 

Standardabsenkung  1,7 1,2 0,9 0,9 0,7 0,7 0,8 6,9 

Unfairness  0,3 1,9 0,9 1,1 0,0 0,8 0,3 5,3 

Arbeitnehmerrechteschwächung 0,2 0,0 0,4 0,3 0,4 0,3 0,6 2,2 

Schwächung durch ISDS 3,1 2,9 6,4 2,5 2,8 3,6 2,4 23,7 

Kritik allgemein  2,0 1,9 3,1 1,2 1,4 1,8 1,5 12,9 

Schattenjustiz 0,8 0,4 1,8 0,7 0,7 0,9 0,5 5,8 

Konzerndominanz 0,1 0,4 1,1 0,4 0,6 0,8 0,2 3,6 

Rechtsunsicherheit  0,1 0,0 0,3 0,1 0,0 0,0 0,0 0,5 

Intransparenz 1,4 1,8 2,4 3,3 1,8 1,9 1,7 14,3 

N  99 113 150 131 114 122 88 817 

Quelle: eigene Darstellung 

Insgesamt wird in der taz eine eindeutige Tendenz in der Berichterstattung hin zu einer gewissen 

Fundamentalkritik an den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP deutlich. Die taz führt mit am 

seltensten Risiko-Frames an und weist stattdessen mit Abstand am meisten Gefahren-Frames auf.  

8.4.7.3 Zeitliche Komponente der Frames  

Betrachtet man als nächstes die zeitliche Auswirkung der potenziellen wirtschaftspolitischen Ef-

fekte in der Zukunft, fallen hier Unterschiede auf. Vier der acht Frames sind bei ihrer Charakteri-

sierung in kurz und langfristige Effekte aufgeteilt. Das kurzfristige Risiko drückt sich in den Deu-

tungsmustern Wirtschaftlicher Ertrag für die Risikofacetten und für die Gefahrenfacetten im Risiko 

als Damoklesschwert aus. Der längerfristige Effekt wird im Fortschritt für die Risikofacetten und im 
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Risiko als schleichende Gefahr für die Gefahrenfacetten eingegliedert. Die übrigen Frames der Ana-

lyse lassen sich zeitlich schwer differenzieren und werden bei der zeitlichen Betrachtung nicht be-

rücksichtigt. Interessant ist bei der zeitlichen Betrachtung, dass die kurzfristigen wirtschaftspoliti-

schen Effekte insgesamt deutlich schwächer ausgeprägt sind als die längerfristigen Effekte.  

In der Debatte um mögliche Schäden durch TTIP zeigt sich, dass kein kurzfristiger Schaden im Zent-

rum steht, da bspw. der Privatisierungsdruck in der öffentlichen Daseinsvorsorge rasch sichtbar 

würde. Dieser hätte direkte Auswirkungen auf die breite Bevölkerung. Ebenso bilden die Schaffung 

oder der Verlust von Arbeitsplätzen oder gewisse Wirtschaftskonjunkturen nicht die zentralen Grö-

ßen in der Risikokommunikation des Handels- und Investitionsabkommens. Vielmehr sind es die 

strukturellen Veränderungen, die den Großteil der öffentlichen Risiko-Kontroverse ausmachen – 

Risiko als schleichende Gefahr und Fortschritt. Durch die starke Anwendung dieser beiden Frames 

zeigt sich zudem, dass der durch TTIP angestrebten wirtschaftspolitischen Harmonisierung ein ho-

hes Gewicht zugesprochen wird, denn die Volkswirtschaften der USA und EU sollen enger verfloch-

ten werden. Dabei stellt sich die Frage nach dem Niveau der Standardsetzung. Die Risiko-Perspek-

tive auf diese Harmonisierung bezieht sich auf die Angleichung auf einem Niveau, wie es auch im 

Verhandlungsmandat der EU-Kommission steht. Die Gefahren-Perspektive beinhaltet Befürchtun-

gen, dass sich am kleinsten gemeinsamen Nenner orientiert wird, was die als hoch empfundenen 

hohen europäischen Standards erodieren würde.  

 Framing im Verlauf des Erhebungszeitraums  

Aufbauend auf der bisher durchgeführten Analyse zum Framing der wirtschaftspolitischen Effekte 

von TTIP durch die Akteure und Zeitungen wird im Folgenden dargestellt, wie sich das Framing im 

Zeitverlauf darstellt. Dabei wird die Verteilung der Deutungsmuster nach den Risiko- bzw. Gefah-

ren-Frames vorgenommen. Anschließend werden die Framekonzentration mit relevanten Ver-

handlungsschritten dargelegt sowie Aktionen der unterschiedlichen Kommunikationsakteure an-

geführt und mit institutionellen Terminen verknüpft. Durch diese Darstellung der Deutungsmuster 

und Aktionen sowie Handlungen der Akteure soll die Dynamik der Risikokommunikation der Kom-

munikationsakteure greifbarer gemacht werden.  

8.4.8.1 Risiko-Framing im Erhebungszeitraum  

Vor Bekanntwerden der offiziellen Verhandlungen im zweiten Quartal 2013 sind keine Risiko-Fra-

mes in den untersuchten Zeitungen anzutreffen. Dies zeigt, dass das öffentliche Interesse an den 

Inhalten oder Verhandlungsrunden von Freihandels- und Investitionsabkommen zurückhaltend ist. 

Erst mit dem offiziellen Verkünden von TTIP sowie der Zielsetzung des Abkommens beginnt die 
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öffentliche Risikokommunikation. Auffällig bei der Verteilung der Risiko-Frames im Erhebungszeit-

raum ist: Nachdem die Risiko-Frames im Jahr 2013 verhalten angewandt werden, findet ab April 

2014 ein Anstieg in der Häufigkeit statt. Im Verlauf des Jahres 2014 nimmt die Frameanwendung 

in der deutschen Presse stark zu. Das Risiko-Framing nimmt ab Frühjahr 2014 deutlich zu und wird 

besonders von der Exekutive und hier herausragend der EU-Kommission gestützt. Fortschritt und 

Wirtschaftlicher Ertrag sowie Stärkung durch ISDS steigen deutlich an – dies wird durch das Frame-

Element Standards getragen. Nach einem Rückgang Ende 2014 erreicht das Risiko-Framing den 

Höhepunkt Anfang 2015, fällt anschließend insgesamt ab und steigt – mit Ausnahme der Transpa-

renz – im Frühjahr 2016 erneut sprunghaft an, um zum Ende des Jahres 2016 markant abzufallen.  

In der Einzelbetrachtung der Risiko-Frames fällt die kontinuierliche Dominanz des Fortschritts auf. 

Im gesamten Untersuchungszeitraum ist Fortschritt teilweise bei Weitem das vorherrschende Deu-

tungsmuster. Im Rahmen der Gesamtdynamik ab 2014 steigt Fortschritt besonders stark an. Auf-

fällig sind zudem die Ausschläge im Herbst 2014, Anfang 2015 und Frühjahr 2016 sowie der deut-

liche Abfall zwischen Frühjahr 2015 und Anfang 2016. Das Deutungsmuster Wirtschaftlicher Ertrag 

korreliert dabei auf geringerem Niveau weitestgehend mit dem Fortschritt. Als weiterer Risiko-

Frame nehmen die Nennungen von Stärkung durch ISDS impulsartig, mit einem Knick im Herbst 

2014 zu, erreichen ihren Höhepunkt im Frühjahr 2015 und nehmen anschließend kontinuierlich ab. 

Das Deutungsmuster Transparenz tritt kontinuierlich auf geringem Niveau auf und zeichnet die 

Häufigkeiten der anderen Risiko-Frames ansatzweise nach. Dies veranschaulicht die anschließende 

Abbildung 17.  
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Abbildung 17: Risiko-Frames im Zeitverlauf des Untersuchungszeitraums (nach Häufigkeit und Quarta-
len)  

 

Quelle: eigene Darstellung 

Im Folgenden wird die Häufigkeitsverteilung der Risiko-Frames im Erhebungszeitraum mit den 

Handlungen der Akteure und relevanten Ereignissen zusammengeführt, um mögliche Ursachen für 

die Verteilung der Häufigkeiten anzuführen. So kann der Wahlkampf um das Europaparlament 

2014 als begünstigender Faktor der TTIP-Berichterstattung gesehen werden, um das europaweite 

Thema TTIP in der Öffentlichkeit darzustellen. Interessant im Zusammenhang mit dem Risiko-Fra-

ming von TTIP sind auch die Themensetzung und die Anführung von Formulierungsvorschlägen 

durch die EU-Kommission während der Verhandlungsrunden. Die EU-Kommission veröffentlicht 

bspw. am 10. Februar 2015, in der Hochphase der Risiko-Frames, Formulierungsvorschläge zur re-

gulatorischen Kooperation285. Diese Thematik trifft zentrale Vorhaben von TTIP, da die gemein-

same Standardsetzung konkretisiert wird. Hierbei werden auch Absprachen zukünftiger Reguli-

erungen konkretisiert: 

„A Party shall also regularly inform the other Party about proposed regulatory acts that are 
likely to have a significant impact on international trade or investment, including trade or 
investment between the Parties” (EU-Kommission, 2015g, S. 7).  

 
285 „Regulatorische Kooperation meint die engere Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden in der EU 

und den USA“ (BMWi, 2015a).  
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Die Veröffentlichung der Vorschläge zur engeren Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden 

könnte der Grund dafür sein, dass die Risiko-Frames in der ersten Jahreshälfte 2015 ihren Höhe-

punkt erreichen, da diese kommunikativ in der Öffentlichkeit dargestellt werden. Ebenso finden zu 

Beginn des Jahre 2015 vielfältige Proteste gegen TTIP statt, die in der Konsequenz die Risikokom-

munikation der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP nach sich ziehen. In der zweiten Jahres-

hälfte 2015 werden die Risiko-Frames zunehmend seltener angeführt.286 Anfang des Jahres 2016 

werden die Risiko-Frames sehr selten angewandt. Der anschließende deutliche Häufigkeitsanstieg 

im Sommer 2016 könnte darin begründet liegen, dass zeitgleich Bemühen stattfinden, das TTIP-

Vertragswerk bis Ende 2016 noch aushandeln zu können. Denn der stattfindende US-Wahlkampf 

zur Präsidentenwahl im Herbst 2016 zeigt, dass die Kandidaten TTIP tendenziell ablehnen. Das Fra-

ming der wirtschaftspolitischen Effekte des Freihandels durch die US-Präsidentschaftskandidaten 

der Demokraten und Republikaner ist tendenziell gegen TTIP gerichtet – hingegen das der US-Exe-

kutive ist deutlich TTIP unterstützend. Die zukünftigen Verhandlungspartner der EU – die Präsi-

dentschaftskandidaten der Demokraten und Republikaner, entsprechend Hillary Clinton und Do-

nald Trump – äußern ihre Kritik an TTIP und weiteren Freihandels- und Investitionsabkommen im 

Wahlkampf.287 Somit könnte ein Grund darin liegen, dass die Exekutiven aus den USA, der EU und 

Deutschlands ihre Risiko-Deutungsmuster verstärkt in der Öffentlichkeit äußern.  

8.4.8.2 Gefahren-Framing im Erhebungszeitraum  

Die Gefahren-Frames zeigen vergleichbare Häufigkeitskonzentrationen wie die Risiko-Frames. Dies 

lässt vermuten, dass ein Zusammenhang zwischen den gegenteiligen Sichtweisen auf die wirt-

schaftspolitischen Effekte des Abkommens besteht.  

Nach einem verhaltenen Jahr 2013 nehmen die Gefahren-Frames ab Anfang 2014 deutlich zu – die 

öffentliche Kontroverse nimmt Fahrt auf, da auch die Risiko-Frames zeitgleich ansteigen. Etwas 

verzögert zu den Risiko-Frames haben die Gefahren-Frames ihren Höhepunkt im Frühjahr 2015, 

was einen gewissen Höhepunkt der gesamten TTIP-Debatte zu den wirtschaftspolitischen Deutun-

gen zu dieser Zeit zeigt. In der zweiten Jahreshälfte 2015 werden die Gefahren-Frames zunehmend 

seltener angeführt, bis sie Anfang 2016, analog zu den Risiko-Frames, sehr selten genannt werden. 

 
286 Bemerkenswert in diesem Kontext ist, dass die EU genau zu dieser Zeit am 14. Oktober 2015 „substan-

tielle Änderungen ihrer gemeinsamen Handelspolitik unter der Bezeichnung ‚Handel für alle (Trade for 
all)‘ bekannt […] [macht], mit der neuere signifikante Strömungen des Handels erfasst und die bisherige 
Handels- und Investitionspolitik nachjustiert werden. Der neue Ansatz kann auch als eine unmittelbare 
Reaktion auf die Diskussion um Transparenz, Inhalt und Partizipation bei den Verhandlungen zwischen 
der EU und den USA über die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) verstanden 
werden“ (Michalke, Rambke & Zeranski, 2018, S. 71).  

287 In ihrer Untersuchung zur US-Administration belegen Gellner und Oswald (2018) die protektionistische 
Wirtschaftspolitik der Trump-Administration, die sich konsequenterweise auch gegen TTIP richtet.  
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An diesen gewissen Frame-Tiefpunkt der Häufigkeiten schließt sich ein starker und plötzlicher An-

stieg der übrigen Gefahren-Frames im Frühjahr 2016 an. Nach dieser zweiten Spitze fallen alle Ge-

fahren-Frames zum Ende des Jahres 2016 auf ein sehr geringes Niveau ab, was vor dem Hinter-

grund der Risiko- und der Gefahren-Frames verdeutlicht, dass die TTIP-Debatte am Ende des 

Erhebungszeitraums 2016 zu einem gewissen Erliegen gekommen zu sein scheint.  

Abbildung 18: Zeitlicher Verlauf der Anwendung von Gefahren-Frames im Untersuchungszeitraum 
(nach Häufigkeit und Quartalen)  

 

Quelle: eigene Darstellung 

In der Einzelbetrachtung kommt das Deutungsmuster Risiko als schleichende Gefahr am häufigsten 

vor. Gleich ab Beginn 2014 steigt die Anwendung sprunghaft an und erreicht im Frühjahr 2015, 

nach einem kleinen Knick-Ende 2014, den Höhepunkt. Anschließend werden die Deutungsmuster 

bis zu einem gewissen Häufigkeitstiefpunkt zu Beginn des Jahres 2016 dynamisch fluktuierend sel-

tener angewandt. Das Deutungsmuster Risiko als Damoklesschwert orientiert sich weitestgehend 

an der Dynamik von Risiko als schleichende Gefahr, nur auf geringerem Niveau und weniger impul-

sartig. Hierbei zeigen sich Parallelen zu den entsprechenden Risiko-Frames, die darin bestehen, 

dass beide Häufigkeiten in den Nennungen zusammen auftauchen. Betrachtet man Schwächung 

durch ISDS fällt auf, dass dieses Deutungsmuster recht kontinuierlich zunimmt und seinen Höhe-
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Stärkung durch ISDS fallen sehr ähnliche Zu- und Abnahmen sowie ein ähnlicher Höhepunkt in der 

Anwendung auf. Auffällig ist bei der Intransparenz, dass sie kontinuierlich bis zum Frühjahr 2016 

zunimmt, dort ihren Höhepunkt hat und dann bis zum Ende des Erhebungszeitraumes sinkt.  

Im Folgenden wird die Häufigkeitsverteilung der Gefahren-Frames im Erhebungszeitraum mit den 

Handlungen der Akteure und relevanten Ereignissen zusammengeführt, um mögliche Ursachen für 

die Verteilung der Häufigkeiten anzuführen. Als generelle Ursache für die zahlreichen kritischen 

Deutungen können die zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie die sich langsam formierende 

Protestorganisationen – wie STOPP TTIP – gesehen werden. Diese werfen den Verhandlungsfüh-

rern Intransparenz vor, kritisieren die geplante Investitionsschutzklausel und fordern besonders 

strikte soziale, ökologische und Verbraucherschutzstandards. Der Wahlkampf um das Europapar-

lament wird besonders von den TTIP-Gegnern genutzt, um das Abkommen mit seinen potenziell 

schädigenden Auswirkungen öffentlich zu thematisieren, was den Anstieg im Sommer 2014 durch 

die steigende Häufigkeit der Gefahren-Frames zeigt. Etwas verzögert zu den Risiko-Frames haben 

die Gefahren-Frames ihren Höhepunkt im Frühjahr 2015, was einen gewissen Höhepunkt der ge-

samten TTIP-Debatte um die wirtschaftspolitischen Effekte zu dieser Zeit zeigt. Dieser korreliert 

mit der Veröffentlichung von Formulierungsvorschlägen durch die EU-Kommission zu einem zent-

ralen TTIP-Thema, der gemeinsamen Standardsetzung.  

Beim deutungsschwachen Frühjahr 2016 ist interessant, dass Anfang 2016 die EU-Kommission Vor-

schläge zu ISDS macht. In der Pressemitteilung zu der 12. Verhandlungsrunde heißt es:  

„Außerdem stand zum ersten Mal der konkrete Vorschlag der EU-Kommission zu einem 
modernen und transparenten Investitionsschutz zur Diskussion. Der Vorschlag der EU-
Kommission sieht vor, dass Klagen von Investoren künftig durch ein Investitionsgericht mit 
öffentlich bestellten Richtern entschieden werden“ (BMWi, 2016c).  

Auffällig dabei ist, dass weder Stärkung durch ISDS noch Schwächung durch ISDS nach dieser Pressemit-

teilung einen relevanten Ausschlag aufzeigen. Der Protest an den Schiedsgerichten führte vielmehr 

dazu, dass das Thema Investitionsschutz ab der 5. Verhandlungsrunde vom 19. bis 23. Mai 2014 in Ar-

lington, Virginia (USA), für mehrere Verhandlungsrunden ausgeklammert wird. Dies bewirkt dennoch 

nicht, dass der Frame Schwächung durch ISDS seltener verwendet wird. Vielmehr steigen die Befürch-

tungen bezogen auf die Staats-Schiedsgerichte kontinuierlich an. Auch zeigen die Transparenzbemü-

hungen von EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström lediglich einen geringen Effekt, da die Kritik an 

der mangelnden Transparenz, welche im Frame Intransparenz abgebildet ist, fortgeführt wird. Das 

Ende der Debatte kann klar mit den US-Wahlen in Verbindung gebracht werden. Der Wahlkampf nahm 

im Herbst 2016 deutlich Fahrt auf und die Präsidentenwahl des Freihandels-Kritikers Donald Trump am 

8. November 2016 (The White House, 2016) führt zum Aussetzen der TTIP-Verhandlungen.  
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8.5 Zusammenfassung 

Ein Kernstück der öffentlichen Debatte um die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP bilden die 

Frames. Diese zeigen als Deutungsmuster der ungewissen Zukunft die Prognosen über die Auswir-

kungen des Abkommens. Um die Forschungsfrage klar zu beantworten, sind die Akteure einzelnen 

Regionen sowie weiter einzelnen gesellschaftlichen Teilbereichen zugeordnet.  

Das Framing aller Akteure verteilt sich dabei mit leichter Mehrheit auf die Gefahren-Frames und 

das dominierende Deutungsmuster ist Risiko als schleichende Gefahr. Mit Blick auf die beiden do-

minanten Frames in der Debatte – Risiko als schleichende Gefahr und Fortschritt, welche zusam-

men rund die Hälfte aller Deutungsmuster stellen – zeigt sich, dass strukturelle und längerfristige 

wirtschaftspolitische Effekte von TTIP die öffentliche Debatte in Deutschland beherrschen. Die e-

her kurzfristigen wirtschaftspolitischen Effekte, welche durch die Frames Wirtschaftlicher Ertrag 

und Risiko als Damoklesschwert repräsentiert werden, stehen nicht so deutlich im Mittelpunkt. Die 

Deutungsmuster der Staats-Schiedsgerichte schließen sich in der Häufigkeitsverteilung an und die 

Deutungen zur Transparenz finden verhältnismäßig selten Anwendung. Das Risiko- und Gefahren-

Framing zeigt im Erhebungszeitraum in den untersuchten Zeitungen zudem sehr ähnliche Dynami-

ken, was die Polarisierung der Debatte verdeutlicht. Konkret zeigt sich zur Häufigkeitsverteilung 

der angeführten Deutungsmuster bei den gesellschaftlichen Teilsystemen, dass die Politik am meis-

ten Deutungsmuster zur Debatte beiträgt, gefolgt von der Zivilgesellschaft, den Journalisten, der 

Wirtschaft und den internationalen Akteuren. Auffällig ist, dass die Exekutive weitestgehend Ri-

siko-Framing betreibt und die Legislative mehrheitlich Gefahren-Framing. Bei den jeweils am häu-

figsten verwendeten Deutungsmustern des politischen Teilsystems zeigt sich eine Polarisierung, 

welche zwischen Fortschritt und Risiko als schleichende Gefahr verläuft. Hier bedient sich die Exe-

kutive dem Fortschritt und die Legislative dem Risiko als schleichende Gefahr. Auch betont die Exe-

kutive die stimulierenden Effekte von Staats-Schiedsgerichten häufiger als die Legislative. In der 

Legislative stehen zudem teilweise monolithische Kritiker wie Bündnis 90/Die Grünen und führen 

strukturelle Erosionen durch TTIP in Form der Gefahren-Frames und speziell Risiko als schleichende 

Gefahr an. Neben ihnen steht die SPD und zeichnet sich durch keine einheitliche Linie in den Deu-

tungen aus. Hingegen können die Christdemokraten in Berlin und in Brüssel bzw. Straßburg als 

Sprachrohr des Fortschritts von TTIP und Zugewinns an Arbeitsplätzen sowie Wirtschaftswachstum 

gesehen werden. Mit Blick auf die Wirtschaft zeigt sich eine klare Tendenz hin zur Anwendung von 

Risiko-Frames. Die Wirtschaft stellt am deutlichsten den Fortschritt und den Wirtschaftlichen Er-

trag heraus. Jedoch wird TTIP von der deutschen Wirtschaft auch teilweise als Gefahr gedeutet, 

was kein unwichtiger Befund darstellt, denn es weist auf eine Kritik hin. Diese Kritik zeigt sich auch 
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an der Unternehmerinitiative „KMU gegen TTIP“288. Die wenigen internationalen Akteure heben 

mehrheitlich wirtschaftlich stimulierende Effekte heraus. Die Journalisten in ihren Kommentaren 

sehen durch die mehrheitliche Anführung von Gefahren-Frames – und hier besonders der Intrans-

parenz – die schädigenden Effekte von TTIP.  

Betrachtet man die einzelnen regionalen Akteursgruppen, fällt bei den deutschen Akteuren auf, 

dass sie für rund 60 % aller in den untersuchten Medien verwendeten Deutungsmuster stehen. Die 

Verteilung dabei konzentriert sich mit gut zwei Dritteln auf die Gefahren-Frames, entsprechend 

entfällt rund ein Drittel auf die Risiko-Frames. Die Exekutive wendet weitestgehend Risiko-Frames 

an und die Legislative weitestgehend Gefahren-Frames. Die Wirtschaft und hier besonders die Ver-

bände nutzen in ihrer Risikokommunikation die Risiko-Frames. Die Zivilgesellschaft führt häufig 

Gefahren-Frames an und stellt besonders Risiko als schleichende Gefahr heraus. Sie sorgt dafür, 

dass insgesamt die deutschen Akteure mehrheitlich die Gefahren-Frames statt der Risiko-Frames 

anwenden. Das dominanteste Teilsystem bei den europäischen Akteuren ist die Politik, welche von 

der Exekutive getragen wird. Die Exekutive stellt mit ihren Risiko-Frames knapp 60 % aller Frames 

der europäischen Kommunikationsakteure. Die übrigen Deutungsmuster verteilen sich verstärkt 

auf die Legislative. Die Wirtschaft sowie die Zivilgesellschaft sind hierbei quantitativ zu vernachläs-

sigen. In Bezug auf die US-amerikanischen Akteure ist auffällig, dass sie mit 84 % Risiko-Frames 

anführen und damit die Akteursgruppe sind, die am deutlichsten die wirtschaftspolitisch stimulie-

renden Effekte von TTIP kommuniziert. Besonders häufig nennen die US-Akteure Fortschritt. Die 

Journalisten bringen sich mit 58 % Gefahren-Frames und 42 % Risiko-Frames in die Debatte ein. 

Insgesamt erscheint charakteristisch für die Journalisten zu sein, dass sie primär längerfristige wirt-

schaftspolitische Effekte anführen und hierbei eher wirtschaftlich weniger stimulierende Effekte 

herausstellen und dabei besonders die Intransparenz der Verhandlungen betonen.  

Mit Blick auf die Verteilung der Frames im Zeitverlauf zeigt sich, dass die jeweiligen Gegen-Frames 

recht synchron verlaufen. Im Zeitverlauf des Erhebungszeitraums herrschen weitestgehend die do-

minierenden Deutungsmuster Risiko als schleichende Gefahr und Fortschritt vor, die ihren Höhe-

punkt in der ersten Jahreshälfte 2015 haben. Die öffentliche Debatte wird dabei von Themen der 

Verhandlungsrunde getragen sowie von Protesten und dem Wahlkampf zum Europaparlament ge-

stützt. Der Diskurs findet primär ab 2014 als Thema im Europawahlkampf statt und endet damit, 

dass US-Präsident Trump, welcher im November 2016 gewählt wird, eine kritische Haltung gegen-

über Freihandel vertritt. Die Verteilung dieser Frames in den Zeitungen ist interessant, da bspw. 

 
288 Ein Zusammenschluss von kleinen- und mittleren Unternehmen (KMU) hat sich in einer Wirtschaftsini-

tiative „KMU gegen TTIP“ zusammengeschlossen. Weitere Informationen über diese Wirtschaftsinitia-
tive unter: https://www.ttip-stoppen.at/kategorie/kmus-gegen-ttip/ [Zugriff 17.11.2018].  

https://www.ttip-stoppen.at/kategorie/kmus-gegen-ttip/
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einige Gegensätze identifiziert werden können. Die FAZ führt bspw. weitestgehend Risiko-Frames 

an und die taz die entsprechenden Gegen-Frames. Die SZ ist größtenteils zwischen der FAZ und taz 

platziert. Bei den Regionalzeitungen zeigt sich, dass die wettbewerbsschwächeren Regionen mehr 

Gefahren-Frames anführen und sich kritisch zu TTIP äußern. Besonders deutlich wird dies beim 

Gefahren-Frame Risiko als schleichende Gefahr. Interessant ist jedoch, dass der entsprechende Ge-

gen-Frame Fortschritt bei den Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten nicht analog heraus-

sticht.    

8.6 Studien in der Risikokommunikation von TTIP  

Aufbauend auf den Deutungsmustern wird in diesem Abschnitt die Verwendung von Studien durch 

die Akteure analysiert. Dies ist relevant, da Studien einen bedeutenden Teil der argumentativen 

Grundlage bilden können und strategisch in der Risikokommunikation eingesetzt werden. Studien 

müssten in der Natur der Risikokommunikation ein zentrales Element sein, da Risikokommunika-

tion vor Eintreten eines Schadensfalls ansetzt und so von zukünftigen Ereignissen und Sachverhal-

ten handelt. Die wissenschaftlich prognostizierten wirtschaftspolitischen Effekte durch TTIP könn-

ten eine grundlegende Orientierung für die Einschätzung der Risiken bieten. Diese Studien sind 

gewichtig, da wenig belastbare Daten über die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP vorhanden 

sind und wenige fundierte Aussagen bestehen. Anhand von wissenschaftlichen Daten könnten die 

Aussagen der Akteure untermauert werden. Für die folgende Aufstellung sind die in der Risikokom-

munikation der Akteure angeführten Studien, Gutachten, Umfragen oder sonstige wissenschaftli-

che Dokumente zugrunde gelegt. Interessanterweise zeigt sich dabei, dass ungeachtet der 28 an-

zutreffenden Studien289 zu TTIP die Verwendung in der Risikokommunikation nur eine untergeord-

nete Rolle zu spielen scheint. Es werden in den 679 untersuchten Artikeln der vorliegenden Arbeit 

lediglich 61 Mal Studien angeführt. Dies verdeutlicht, dass in nicht einmal zehn Prozent der Artikel 

Studien angeführt sind – eine recht geringe Anzahl. Die Studien teilen sich in namentlich klar iden-

tifizierbare Studien (21) und unspezifische Studien (40), die nicht eindeutig zuzuordnen sind. Dieser 

Befund zeigt, dass eine tiefergehende Analyse der Studien erschwert wird, da die unspezifischen 

Studien deutlich überwiegen und der Ursprung einer Vielzahl an Studien unklar bleibt. Jedoch las-

sen sich bei den untersuchten Zeitungen auf sehr geringem Niveau gewisse Konzentrationseffekte 

ausmachen.  

Die Studien konzentrieren sich wie folgt auf die untersuchen Zeitungen: FP 30 %, FAZ 21 %, SZ 13 %, 

Tsp 11 %, taz 11 %, KN 7 % und AZ 7 %. Dies zeigt zum einen, dass in der Risikokommunikation in 

 
289 Lobbypedia (2018) führt in einer Übersicht zu TTIP-Studien 28 Studien auf. Nach einer ergänzenden 

eigenen Recherche konnten keine weiteren Studien identifiziert werden.  
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den untersuchten Zeitungen von weniger wettbewerbsfähigen Städten mehr als doppelt so viele 

Studien angeführt werden als in Zeitungen aus wettbewerbsfähigeren Städten. Dieses Mehrheits-

verhältnis wird besonders durch die FP getragen, welche die Zeitung aus der am wenigsten wett-

bewerbsfähigen Stadt im zugrunde liegenden Städteranking darstellt. Zum anderen zeigt dieses 

Mehrheitsverhältnis, dass die FAZ deutlich mehr Studien anführt als die taz. Die SZ ordnet sich bei 

der Studienanzahl zwischen der FAZ und taz ein.  

Betrachtet man die angeführten Studien im Erhebungszeitraum, zeigt sich, dass die Studien am 

Anfang und Ende des Erhebungszeitraums sehr geringfügig in den Zeitungen anzutreffen sind und 

sich die Studien zwischen Herbst 2014 und Ende 2015 auf recht stabilem Niveau halten. Zu Beginn 

des Jahres 2016 sind keine Studien vorhanden, jedoch zeigt sich im Frühjahr 2016 ein erneuter 

quantitativer Hochpunkt. Die folgende Abbildung 19 zeichnet die Anwendung von Studien im Er-

hebungszeitraum nach.  

Abbildung 19: Anzahl von Studien im Erhebungszeitraum (nach Häufigkeit und Quartalen) 

 

Quelle: eigene Darstellung 

Richtet man den Fokus auf die Akteure, welche die Studien in ihrer Risikokommunikation anführen, 

fällt auf, dass die EU-Kommission hier dominiert. Nahezu im gesamten Erhebungszeitraum zitiert 

sie ihre eigens in Auftrag gegebene Studie Reducing Transatlantic Barriers to Trade and Investment 
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fentlicht. Durch die geringe Anzahl an Studien wird im Folgenden von einer prozentualen Vertei-

lung abgesehen. Insgesamt führt die EU-Kommission 13 Studiennennungen an und verwendet die 

Studie von CEPR dabei neun Mal. Auch andere Kommunikationsakteure bedienen sich dieser Stu-

die wie bspw. Journalisten oder der Bundesverband der deutschen Industrie. Die übrigen verwen-

deten Studien werden von einzelnen Akteuren wie den Industrie- und Handelskammern oder For-

schungseinrichtungen sowie Stiftungen oder Ministerien angeführt. Eine detailliertere Auswertung 

ist durch die geringe Verwendung von Studien nicht belastbar und wird daher hier nur ansatzweise 

weiterverfolgt. Mit Blick auf den Erhebungszeitraum zeigt sich, dass zu Beginn des Jahres 2013 

sowie zu den ersten TTIP-Verhandlungen unterstützende Studien die Verhandlungsrunden flankie-

ren (Schneider, 2015; Finkbeiner et al., 2016, S. 19). Die Bundesrepublik Deutschland wäre nach 

diesen Studien ein 

„Hauptprofiteur des TTIP-Abkommens. Es folgten, zumeist initiiert von linken bzw. grünen 
Parlamentariern und ihnen nahestehenden Stiftungen, gegenteilige Studien; diese mahn-
ten insbesondere kurz-, mittel-, und langfristige Kosten der Übergangsphase an und äußer-
ten Zweifel an den prognostizierten Wohlfahrtseffekten, aber auch Warnungen vor dem 
drohenden Verlust demokratischer Kontrolle von großen Unternehmen, etwa durch ge-
plante Schiedsgerichtsbarkeiten“ (Finkbeiner et al., 2016, S. 19).  

Die genauen Studien lassen sich in den in dieser Arbeit untersuchten Zeitungen schwer identifizie-

ren. Die von Finkbeiner et al. (2016, S. 19) angeführte Verbindung zwischen den untersuchten Zei-

tungen und den veröffentlichten Studien lässt sich aufgrund der geringen Anzahl der in den unter-

suchten Zeitungen gefundenen Studien nicht belegen. Es könnte sein, dass die Studien sich zu Tei-

len hinter den nicht klar zuordenbaren Studien verbergen.   

8.7 Zwischenresümee 

Dieses Zwischenresümee gibt die zentralen Ergebnisse der empirischen Erhebung wieder. Dabei 

wird verdeutlicht, dass die Struktur der öffentlichen TTIP-Kontroverse recht heterogen ist. Die Ver-

kündung der TTIP-Verhandlungen eröffnet die Risikokommunikation und die Wahl von Donald 

Trump setzt dreieinhalb Jahre später einen Schlusspunkt. Während der Verhandlungen wird deut-

lich, dass die Sichtweisen auf TTIP sich weitestgehend in unterstützende und kritische aufteilen 

und eine Emotionalität erkennbar ist. Die Kontroverse nimmt zudem im Erhebungszeitraum an 

Fahrt auf und erreicht nahezu die ganze Gesellschaft. Die öffentliche Darstellung wird dabei the-

matisch auf einen ökonomischen, rechtlichen und ökologischen Fokus verengt und Nachrichten-

aufhänger wie Demonstrationen begünstigen die Berichterstattung. Insgesamt kann festgestellt 

werden: Je wirtschaftlich stärker eine Region ist, desto mehr Artikel werden mit dem Inhalt von 

TTIP in Zeitungen aufgenommen.  
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Die öffentliche Kontroverse wird von nahezu allen gesellschaftlichen Akteuren mitgeprägt. Mit Ab-

stand sind am häufigsten deutsche Akteure anzutreffen, gefolgt von europäischen und amerikani-

schen. Der präsenteste Einzelakteur ist das federführende Bundeswirtschaftsministerium. Die ein-

zelnen gesellschaftlichen Teilsysteme treten grundsätzlich unterschiedlich stark in Erscheinung, 

wobei politische Akteure insgesamt dominieren. Akteursübergreifend zeigt sich in den politischen 

Teilsystemen, dass die Exekutive das größte Standing hat. Besonders die europäische und US-ame-

rikanische Exekutive sind präsent. Die wirtschaftlichen Kommunikationsakteure treten überall äu-

ßerst zurückhaltend auf. Die deutsche Zivilgesellschaft hingegen tritt als ein starker Akteur auf, 

welcher knapp die Hälfte des deutschen Standings auf sich vereint. Die vielfältigen Akteure der 

deutschen Zivilgesellschaft setzten sich aus gemeinnützigen Organisationen sowie Protestorgani-

sationen zusammen. Die Zivilgesellschaft stellt bei den deutschen Kommunikationsakteuren die 

knappe Hälfte, bei den amerikanischen ein Fünftel und bei den Europäern ein Zehntel. Dieses 

Standing ist dabei unterschiedlich auf die Zeitungen verteilt. Die FAZ räumt der Wirtschaft am meis-

ten Standing ein und lässt auch deutlich vielfältige zivilgesellschaftliche Akteure zu Wort kommen. 

Die SZ verfügt am stärksten über US-amerikanische Politiker und in der taz kommt die deutsche 

Politik stark zu Wort. Unterschiede zeigen sich auch zwischen den Regionalzeitungen. Zeitungen 

aus ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten weisen ein größeres Standing der Politik auf als 

Zeitungen aus ökonomisch weniger wettbewerbsfähigen Städten. Das Standing der deutschen Zi-

vilgesellschaft ist in den Zeitungen aus ökonomisch schwächeren Städten auch grundsätzlich grö-

ßer als in Zeitungen aus ökonomisch wettbewerbsfähigeren Städten. Mit Blick auf die Interaktion 

der Akteure wird deutlich, dass die deutsche Exekutive und hier primär das Wirtschaftsministerium 

durch kritische Bewertungen in Erscheinung tritt – als bewertete Organisation fällt die EU-Kommis-

sion auf. Die EU-Kommission wird weitestgehend kritisiert und mit vielfältigen Forderungen, die 

ein breites Spektrum vom Aussetzen der TTIP-Verhandlungen hin zum raschen Abschluss der Ver-

handlungen abdecken.  

Bei der Positionierung der Kommunikationsakteure gegenüber TTIP zeigt sich eine Spaltung in Un-

terstützer und Kritiker, wobei die kritischen Positionierungen den unterstützenden gegenüber 

leicht überwiegen. Die neutralen und indifferenten Positionierungen sind sehr schwach ausge-

prägt. Die deutschen Kommunikationsakteure sind mehrheitlich ablehnend, was primär auf die Zi-

vilgesellschaft zurückzuführen ist. Auch die deutsche Politik trägt einen Teil der Ablehnung bei, was 

teilweise auf die Legislative zurückzuführen ist. Die deutsche Wirtschaft unterstützt weitestgehend 

das Abkommen, bedingt wird hier auch Ablehnung geäußert. Besonders interessant sind die mo-

nolithischen Akteure in der Kontroverse: Das Bundeskanzleramt, der BDI sowie die CDU treten 

durchgängig mit einer unterstützenden Positionierung auf, hingegen lehnen die Akteure von Bünd-
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nis 90/Die Grünen und die Kulturschaffenden das Abkommen konsequent ab. Die SPD ist grundle-

gend gespalten. Auf europäischer Ebene ist die Kommission monolithisch unterstützend. Die US-

Akteure unterstützen TTIP weitestgehend, wobei der US-Präsident und die Administration starke 

Befürworter sind. Auffällig ist hingegen bei der US-Zivilgesellschaft die Spaltung in Kritiker und Be-

fürworter. Diese Spaltung ist in der deutschen Zivilgesellschaft nicht anzutreffen, da in der deut-

schen Zivilbevölkerung eine starke Ablehnung vorherrscht. Die Spaltung in Unterstützer und Kriti-

ker ist auch in den Kommentaren der Journalisten anzutreffen. Die FAZ ist stark positiv positioniert, 

während die taz deutlich negative Positionierungen aufweist. Die SZ hingegen verfügt über den 

größten Anteil neutraler und indifferenter Positionierungen. Bei den Regionalzeitungen präsentie-

ren die wettbewerbsfähigeren Städte eine stärkere negative Positionierung und haben einen grö-

ßeren Anteil neutraler Positionierungen als die Regionalzeitungen weniger wettbewerbsfähiger 

Städte.  

Mit Blick auf die Deutungsmuster in Verbindung mit dem Framing zeigt sich, dass die Gefahr meist 

von den Akteuren mit einer ablehnenden Positionierung aufgegriffen wird und die des Risikos von 

Unterstützern. Das Framing aller Akteure verteilt sich dabei mit leichter Mehrheit auf die Gefahren-

Frames, wobei der häufigste Frame Risiko als schleichende Gefahr ist. Die Spaltung in der Deutung 

der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP drückt sich besonders in zwei strukturellen Frames – 

Risiko als schleichende Gefahr und Fortschritt – aus, welche zusammen am häufigsten auftreten 

und rund die Hälfte aller Deutungsmuster ausmachen. Quantitativ weisen die Frames zu ISDS mit 

rund einem Fünftel die zweitgrößte Häufigkeit auf, dicht gefolgt von den tendenziell kurzfristigen 

Effekten – Wirtschaftlicher Ertrag und Risiko als Damoklesschwert – und mit Abstand die zur Trans-

parenz. Die teilweisen gemeinsam anzutreffenden Häufungen des Risiko- und Gefahren-Framing 

weisen auch auf die öffentliche Kontroverse hin. Konkret zeigt sich bei der Häufigkeitsverteilung 

der Deutungsmuster, dass die Politik am meisten beiträgt, gefolgt von der Zivilgesellschaft, den 

Journalisten und der Wirtschaft. Unterschiede werden zudem in den Teilsystemen deutlich, denn 

die Exekutiven führen weitestgehend Risiko-Frames an und die Legislative verstärkt Gefahren-Fra-

mes. Die Exekutive bringt Fortschritt und die Legislative Risiko als schleichende Gefahr ein. Auch 

betont die Exekutive die stimulierenden Effekte von Staats-Schiedsgerichten häufiger als die Legis-

lative. Die Wirtschaft stellt am deutlichsten den Fortschritt und den Wirtschaftlichen Ertrag heraus. 

Jedoch wird TTIP von der deutschen Wirtschaft auch teilweise als Gefahr gedeutet. Die Journalisten 

in ihren Kommentaren sehen durch die mehrheitliche Anführung von Gefahren-Frames – und hier 

auch der Intransparenz – die potenziell schädigenden Effekte von TTIP.  
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Studien als wissenschaftliche Faktendarstellung scheinen insgesamt eine untergeordnete Rolle in 

der öffentlichen Darstellung von TTIP einzunehmen. Lediglich einzelne Akteure verwenden ausge-

wählte Erhebungen und dann meist die eigens in Auftrag gegebenen, wie die EU-Kommission oder 

das Bundeswirtschaftsministerium.  

  



9 Die Verhinderung einer öffentlichen Hegemonie 

237 

9 Die Verhinderung einer öffentlichen Hegemonie   

Die öffentliche Debatte ist eine Errungenschaft sowie ein Charakteristikum unserer freien und de-

mokratischen Gesellschaft. Daher ist es wenig verwunderlich, dass sich bei wirtschaftspolitischen 

Großvorhaben zahlreiche gesellschaftspolitisch relevante Akteure in den öffentlichen Willensbil-

dungsprozess einbringen. Neu ist jedoch, dass sich der öffentliche Konflikt an einem bisherigen 

recht unscheinbaren Thema entzündet, nämlich Freihandels- und Investitionsabkommen. Die viel-

fältigen Veranstaltungen, Demonstrationen oder die zahlreichen Medienaktivitäten sind Belege für 

das breite gesellschaftliche Interesse. Dabei muss im Ergebnis festgestellt werden, dass kein Akteur 

und keine Akteursgruppe es schafft, eine Hegemonie zu etablieren. Wie eingangs gezeigt, wird eine 

Hegemonie dadurch begünstigt, dass die herrschende Gruppe ihre Interessen dahingehend durch-

setzt, dass sie von den zu beherrschenden Gruppen als ihre eigenen angesehen werden. Die herr-

schende Gruppe bei TTIP kann als die Exekutive gesehen werden, welche für das Abkommen ein-

tritt. Die zu beherrschende Gruppe kann entsprechend als die Zivilgesellschaft beziehungsweise 

Wirtschaft gesehen werden. Besonders die Zivilgesellschaft stellt sich gegen das Abkommen, die 

Wirtschaft teilweise. Dadurch, dass die Exekutive und besonders die Zivilgesellschaft gegenteilige 

Ansichten vertreten und diese quantitativ beinahe ausgeglichen sind, erlangt die Exekutive keine 

öffentliche Hegemonie bei der Deutung der wirtschaftspolitischen Effekte der transatlantischen 

Handels- und Investitionspartnerschaft.   

Der öffentliche Widerstand gegen TTIP verwundert dabei besonders in Deutschland, da Deutsch-

land als starkes Exportland seit seinem ersten im Jahr 1959 mit Pakistan geschlossenen Abkommen 

von den zahlreichen anschließenden Handels- und Investitionsübereinkünften profitiert. TTIP kann 

vor diesem Hintergrund als eine Festigung eines jahrzehntelangen Prozesses der Handelsvertiefung 

gesehen werden. Als ein umfassendes Abkommen birgt es jedoch vielfältige ungekannte Größen, 

welche Grund für die Kontroverse rund um die Auswirkungen sind und durch die Argumente be-

sonders der Exekutive in der Öffentlichkeit nicht gelöst werden können. In der Kontroverse ist 

grundsätzlich festzustellen, dass beinahe keine Individualität anzutreffen ist, da keine Personalisie-

rung stattfindet. Eine weitere Erkenntnis ist, dass ohne den öffentlichen Widerstand der Zivilge-

sellschaft die öffentliche Kontroverse nicht diese Brisanz erreicht hätte. Denn Freihandelsabkom-

men vor und nach TTIP werden ohne größere öffentliche Aufmerksamkeit verhandelt, ratifiziert 

und angewandt. Daher stellt TTIP eine Besonderheit dar.  

9.1 Risiko-Frame-Kommunikation von TTIP 

Die öffentliche Kontroverse könnte theoretisch durch die Vorzüge der Risikokommunikation gelo-

ckert werden. Denn die Vorzüge der Risikokommunikation bestehen darin, dass sie kontroverse 
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Kalkulationen von Unsicherheit adressiert, konkurrierende Definitionen von Schäden aufgreift und 

mit unterschiedlichen Rationalitäten von Entscheider- und Entscheidungsqualitäten umzugehen 

vermag. Somit konstruiert Risikokommunikation gesellschaftliche Aufmerksamkeit für gravie-

rende, aber unwahrscheinliche Folgen im Vorfeld des Ereignisses. Als ein Versuch der Exekutive 

können daher die öffentliche Verbreitung von Kalkulationen in Form von Studien gesehen werden, 

die mögliche Folgen von TTIP darstellen. Die verwendeten Modellrechnungen können die wech-

selseitigen Abhängigkeiten von Märkten untersuchen und Wohlfahrtseigenschaften analysieren. 

Die Studien können jedoch nur Neuverteilung an Arbeitskräften aufzeigen und keinen Zugewinn 

darstellen. Somit ist die Studiengrundlage der Exekutive von Seiten der Kritiker leicht anzugehen, 

was auch nach dem Start der Verhandlungsrunden getan wird.  

 Gefahr und Risiko in der Risikokommunikation 

Bei TTIP lassen sich in der Risikokommunikation der Akteure grundsätzliche systemtheoretische 

Muster erkennen. So sind die Muster von Entscheider und Betroffenem, Kontrolle und Ohnmacht 

sowie eine recht eindeutige Gefahren- und Risikozuordnung möglich. Die grundsätzliche Sichtweise 

auf einen Sachverhalt als Risiko oder Gefahr ist nach Luhmann auch eine Frage gesellschaftlicher 

Selbst- oder Fremdzuschreibung. Werden Gefahren präventiv in Risiken überführt, indem die er-

wartbaren Verhältnisse an die gegenwärtigen Entscheidungen gebunden werden, können sie in 

der Gegenwart entschieden werden. So hätten durch die TTIP-Verhandlungen, unter dem Gesichts-

punkt der Prävention, gewisse Gefahren durch Entscheidungen in der Gegenwart in Risiken trans-

formiert werden können. Dieser Gedanke verdeutlicht die Wechselseitigkeit der Begrifflichkeit von 

Risiko sowie Gefahr und zeigt, dass durch Auseinandersetzung mit Thematiken die Gefahr in ge-

wisser Weise in ein Risiko gebannt werden kann. Die Gefahr verliert ihren Schrecken und wird 

durch das Risiko und damit die bewusste Entscheidung greifbar.  

Das in der Risikokommunikation von TTIP überwiegende Gefahren-Framing verdeutlicht die wahr-

genommene Unübersichtlichkeit der Inhalte von TTIP. Da zudem die Erfahrungen der Bevölkerung 

mit diesem neuen Typ von Freihandels- und Investitionsabkommen begrenzt sind, kann es „zu so-

zial aufgeheizten Befürchtungen“ (Luhmann, 2003, S. 121) kommen, „die sich keiner Gegenrech-

nung fügen“ (ebd.). Dies kann zu thematisch organisierten Protesten führen, was sich bei TTIP teil-

weise bspw. in der Gründung der Organisation STOP TTIP äußert. Gleichsam ist zu beobachten, 

dass das Vertrauen in öffentliche Einrichtungen abnimmt (Winkler, 2018), was mit dazu führt, dass 

die Diskrepanz zwischen der Risiko- und Gefahrenperspektive gelöst wird, die Gefahr herausgeho-

ben und die „Entscheidungen anderer ruiniert“ (Luhmann, 2003, S. 123) werden. Es wird deutlich, 

dass das Vorenthalten von Informationen während der Verhandlungen durch die Exekutive das 

Misstrauen von weiten Teilen der Zivilbevölkerung geschürt und so die Gefahrenperspektive auf 



9 Die Verhinderung einer öffentlichen Hegemonie 

239 

TTIP gestärkt hat. Dieses Misstrauen bricht sich in der Folge Bahn und äußert sich auch im Frame 

Intransparenz sowie in der zunehmenden Ablehnung und grundsätzlich dem Gefahren-Framing. In 

Verbindung mit den Erkenntnissen von Dür (2015) zeigt sich, dass die frühzeitige Darstellung von 

TTIP als Gefahr eine prägende Wirkung auf die öffentliche Hegemonie hin zu einer kritischen Sicht-

weise auf TTIP befördert haben könnte. Ähnlich argumentiert bereits Luhmann mit der individuel-

len Einschätzung zum Risiko. „Was als Katastrophe zählt, steht seinerseits nicht als Grund von sach-

lichen Kriterien fest“ (Luhmann, 2003, S. 159). Vielmehr entscheidet jeder selbst über die Bewer-

tung eines Sachverhalts. Wird die Betroffenheit durch TTIP von vielfältigen Organisationen wie 

Greenpeace oder Foodwatch als Gefahr gedeutet und von öffentlichen Stellen wie der Exekutive 

hingegen als ein absehbares Risiko mit geringem Schadenspotenzial dargestellt, wird TTIP zuneh-

mend als ein möglicher Schadensfall mit Katastrophenpotenzial bewertet.  

 Risikokommunikation der Politik  

Eine gesellschaftlich herausgehobene Stellung ist mit ausschlaggebend für das Standing, wie sich 

bei den zahlreichen Äußerungen der Exekutive zeigt. Bezeichnend dabei ist, dass die Risikokommu-

nikation von einer Informationsstrategie geprägt zu sein scheint. Diese Informationsstrategie be-

tont verstärkt Wirtschaftswachstum, Arbeitsplatzzugewinn und Standardsetzung sowie Wettbe-

werbsfähigkeit – also primär Sachinformationen, ohne groß auf individuelle Auswirkungen oder 

emotionalisierende Aspekte einzugehen. Zudem ist festzuhalten, dass die Risikokommunikation 

nicht zwangsläufig die breite Öffentlichkeit im Fokus hat, sondern auch spezielle Gruppierungen 

adressiert, wie beispielsweise Parlamente oder verschiedene Interessensgruppen. An dieser Stelle 

zeigt sich, dass die Einbindung der Bürger als ‚informed consent‘ von der Exekutive bei den Themen 

Umwelt und Verbraucher möglicherweise nicht deutlich genug verfolgt wird. Denn der am häufigs-

ten angeführte Gefahren-Frame Risiko als schleichende Gefahr fasst u. a. genau diese Bedenken 

zusammen und wird besonders von der Zivilgesellschaft kommuniziert. Daher kann gesagt werden, 

dass die Exekutive die Bedenken der Zivilgesellschaft nicht ausreichend aufgreift, da die Bedenken 

im Laufe der Verhandlungen konsequent von der Zivilbevölkerung artikuliert werden.  

Ein weiterer interessanter Befund in der Risikokommunikation der Politik ist, dass die Deutungs-

muster in den Zeitungen geäußert werden, ohne einen Dialog mit anderen Akteuren anzustreben. 

Besonders zeigt sich dies daran, dass die Frames Fortschritt und Risiko als schleichende Gefahr 

während den 15 Verhandlungsrunden weitestgehend zusammen in der Häufigkeit zu- bzw. abneh-

men. Diese Interaktion scheint sich indes nur auf das Austauschen von Argumenten zu beschrän-

ken, da die miterhobenen Interaktionen der Akteure wie Aufforderungen oder Bewertungen ver-

halten anzutreffen sind. Die Akteure reden nur sehr begrenzt miteinander, vielmehr übereinander. 
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Die Bewertungen sind auch lediglich auf sehr verhaltenem Niveau anzutreffen, ebenso die Auffor-

derungen. Beispielsweise wird die zivilgesellschaftliche Organisation STOP TTIP mit keiner Forde-

rung zum Aussetzen der Verhandlungen angetroffen, obwohl sich dies hätte vermuten lassen. Le-

diglich die Hauptakteure wie das Bundeswirtschaftsministerium oder die EU-Kommission stehen 

auch als Objekt in der Kontroverse. Das Bundeswirtschaftsministerium steht hierbei durch vielfäl-

tige Bewertungen von anderen Akteuren sowie Forderungen an andere Akteure im Mittelpunkt 

der öffentlichen Auseinandersetzung. Das Bundeswirtschaftsministerium befindet sich zudem vor 

der Aufgabe, die TTIP-Verhandlungen erfolgreich zu einem Abschluss zu bringen. Ein Zwiespalt des 

Ressorts besteht erschwerend zwischen Institution (BMWi) und der Parteizugehörigkeit der Amts-

spitze – der Bundeswirtschaftsminister ist SPD-Mitglied. Denn das BMWi strebt den Abschluss des 

Abkommens an und die SPD äußert sich mehrheitlich ablehnend gegenüber TTIP. Dies führt dazu, 

dass das BMWi die Verhandlungen unterstützt, sich entsprechend medial einbringt und gleichzeitig 

argumentativ mit der SPD interagiert. Es wird deutlich, dass das BMWi sich stark unterstützend 

äußert und dabei das Deutungsmuster Fortschritt herausstellt, die Standardsetzung nimmt dabei 

eine herausgehobene Rolle ein. Jedoch verliert das BWMi im Verlauf des Erhebungszeitraumes an 

Vehemenz, da die Fürsprache abnimmt, was mit dem öffentlichen und parteiinternen Widerstand 

zu erklären sein könnte.  

Betrachtet man den Zeitpunkt der Veröffentlichung des Verhandlungsmandats, kann ferner fest-

gestellt werden, dass die Anwendungshäufigkeit der Risiko- sowie Gefahren-Frames nahezu zeit-

gleich zunimmt und die Anführung von Studien zu diesem Zeitpunkt auch ansteigt. In der öffentli-

chen Kontroverse kann demzufolge gezeigt werden, dass die Transparenzinitiative der EU-Handels-

kommissarin einen Impuls gesetzt hat, der die Intensität und Polarisierung möglicherweise gestärkt 

hat. In der Risikokommunikation der Exekutive ist zudem interessant, dass die kommunizierten 

Fakten über Wohlstandseffekte von den Kritikern negiert und Studien für die jeweilige Sichtweise 

herangezogen werden. Die EU-Kommission und Bundesregierung haben mit ihrer sachlichen Ent-

scheidungsgrundlage in Form von Studien geringe Überzeugungswirkung bei der breiten Öffent-

lichkeit entfalten können.290 Denn den Studien der Exekutive werden zunehmend Studien der Bun-

despolitischen Opposition und der Zivilgesellschaft entgegengehalten. All dies verdeutlicht in ge-

wisser Weise verhärtete Stellungen, welche durch objektive Fakten auszubauen versucht werden. 

Da jedoch TTIP Verhandlungsgegenstand und kein finaler Text ist, spekulieren die Akteure weiter 

 
290 Zudem wird das Wirtschaftswachstum aus der zentralen Studie der EU-Kommission des Forschungs-

zentrums Centre for Economic Policy Research vom monolithisch unterstützenden Kommunikationsak-
teur BDI übertrieben positiv dargestellt. Dies hat zur Folge, dass der BDI die Aussagen in seiner Risiko-
kommunikation deutlich nach unten anpassen muss (Presseportal, 2015). Diese Anpassung der wissen-
schaftlichen Grundlage wird von den Kritikern und hier besonders Foodwatch aufgegriffen und hat zur 
Folge, dass der BDI in seine Risikokommunikation als weniger glaubwürdig zu bewerten sein könnte.  
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über die potenziellen Auswirkungen und schaffen sich entsprechend ihrer Meinung eine Grund-

lage.   

Ebenso verdeutlicht die Darstellung von ISDS in der Öffentlichkeit die gering ausgeprägte Fakten-

lage in der Risikokommunikation von TTIP. Mit Blick auf die Schiedsgerichte nehmen die Klagen 

proportional zu der Anzahl von Freihandelsabkommen in den letzten Jahren zu. Dies bedeutet, dass 

insgesamt eine Zunahme von Abkommen und Klagen anzutreffen ist. Für eine ausgewogene öf-

fentliche Darstellung könnte dies berücksichtigt werden, was aber nur bedingt anzutreffen ist; 

denn ISDS sorgen für mehr Auslandsinvestitionen und leisten damit einen stimulierenden Effekt 

für die Wirtschaft. Erwartungsgemäß ist es aus Sicht der Exekutive das Risiko wert, ISDS auch in 

TTIP aufzunehmen. Das Aussetzen des Themas ISDS ab der 5. Verhandlungsrunde scheint der me-

dialen Darstellung dabei keinen grundlegenden Abbruch getan zu haben, da besonders im An-

schluss an das Aussetzen des Themas in den Verhandlungen das Deutungsmuster Schwächung 

durch ISDS deutlich ansteigt. Erst nachdem die EU-Kommission von ihren ursprünglich geplanten 

ISDS im September 2015 abrückt und einen neuen Vorschlag zu ISDS anführt, sinken die Frames 

Stärkung durch ISDS sowie Schwächung durch ISDS kontinuierlich bis zum Ende des Erhebungszeit-

raums ab. Dies verdeutlicht, dass die Exekutive besonders auf die Zivilgesellschaft zugeht. Somit 

kann beim Thema ISDS ein gewisser Dialog gezeigt werden.  

Ein Grund für die Risikokommunikation der Exekutive allgemein könnte in der Gestaltbarkeit von 

TTIP liegen. Durch diese Gestaltbarkeit ist das Abkommen nicht unbekannt, da unbekannte Risiken 

als riskanter als bekannte Risiken eingeschätzt werden. Das Vorwissen bzw. die Erfahrungen über 

einen Sachverhalt sind bei der Risikobewertung entscheidend, was von Seiten der Exekutive bei 

TTIP in hohem Maße anzunehmen ist. Innerhalb der Exekutiven werden zudem die Risiken recht 

homogen eingeschätzt, was sich in der konsequenten Anwendung der Risiko-Frames zeigen lässt. 

Ähnliche Schwerpunkte – besonders bei den Standards – verdeutlichen dies ebenso.  

Im Gegensatz zur Exekutive erlangt die Legislative ein weitaus geringeres Standing, zeichnet in ihrer 

Positionierung ein weniger einheitliches Bild und äußert beim Framing eine eigene Linie. Hierbei 

zeigt sich die gesellschaftliche Stellung der Legislative im Vergleich zur Exekutive. Die Legislative 

auf europäischer Ebene darf zwar über das finale Abkommen abstimmen, hat aber weniger Gestal-

tungskompetenz als die verhandelnde Exekutive. Die Legislative wird besonders durch einzelne 

Abgeordnete gestützt, etwa Sprecher für den Außenwirtschaftsbereich wie Bernd Lange, Vorsit-

zender des Handelsausschusses des Europäischen Parlaments (SPD) oder den CDU-Europapolitiker 

Daniel Caspary. Die Parteien sind dabei unterschiedlich positioniert. Vergleicht man die EU- und 

US-Legislativen mit der jeweiligen Exekutive, zeigen sich erhebliche Unterschiede. Bei den US-Ame-
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rikanern führt die Legislative keine Gefahr in ihren Deutungsmustern an, was die europäische Le-

gislative hingegen deutlich anbringt. Und das Framing des Risikos entspricht bei der US-Legislative 

weitestgehend dem der Exekutive, nur auf geringerem Niveau. Interessanterweise stützt so die 

Legislative teilweise die Exekutive in ihren Sichtweisen und zeigt sich damit nicht als herausgeho-

bener Kritiker der Regierungsarbeit.  

 Risikokommunikation der Zivilgesellschaft  

Die Zivilgesellschaft nimmt grundlegend eine Gegenperspektive zur Exekutive ein, indem sie wei-

testgehend die gegenteiligen Deutungen und ablehnende Positionierungen einnimmt. Die Breite 

der gesellschaftlichen Gruppierungen – bestehend aus gemeinnützigen Organisationen wie Green-

peace oder Foodwatch sowie Protestorganisationen, Gewerkschaften und Wissenschaft – eint der 

Widerstand gegen das Abkommen. Der Zivilgesellschaft geht es bei ihrer Ablehnung nicht um den 

Punkt der stimulierenden wirtschaftspolitischen Effekte, sondern vielmehr darum, ob sich durch 

TTIP die Unternehmen auf Kosten der Gesellschaft bereichern, eine Paralleljustiz durch ISDS ge-

schaffen wird, Verbraucherstandards gesenkt werden oder die Demokratie geschwächt wird. So-

mit legt sie einen anderen inhaltlichen Schwerpunkt in der Risikokommunikation als die Exekutive.  

Bei diesen Punkten wird der Gestaltungsmangel der Zivilgesellschaft deutlich. Denn die Zivilgesell-

schaft hat einen begrenzten Einfluss auf die Verhandlungen und kann sich bei Anhörungen einbrin-

gen, durch öffentlichkeitswirksame Aktionen ihre Positionierungen äußern, aber nicht an den Ver-

handlungen teilnehmen. Somit ist TTIP wenig gestaltbar und der Konflikt zwischen einem tatsäch-

lichen und wahrgenommenen Risiko tritt zutage. Denn unbekannte Risiken werden im Vergleich 

zu bekannten Risiken höher eingeschätzt. Also ist das Vorwissen über einen Sachverhalt entschei-

dend, was bei dem umfassenden und im Fluss befindlichen Vertragswerk von TTIP bei der Zivilbe-

völkerung nur anfänglich vorhanden sein kann. Die zahlreichen Unbekannten von TTIP und das be-

grenzte Wissen führen konsequenterweise zur Kritik an mangelnder Transparenz. Die Kommission 

handelt mit ihrer Transparenzinitiative daher im Sinne der Zivilgesellschaft, denn mit der Bekannt-

heit des Risikos sinkt theoretisch die Risikoeinschätzung und steigt die Risikoakzeptanz. Jedoch 

kann kein Abflauen der Kontroverse im Nachgang der Transparenzinitiative erkannt werden. Er-

schwerend kommt die Befürchtung hinzu, dass durch TTIP nur wenige profitieren und die breite 

Bevölkerung keinen unmittelbaren Nutzen hat. Die Befürchtungen, dass wenige profitieren, führt 

mit dazu, dass die Risikoakzeptanz abnimmt. Ein weiterer Punkt in der Verbindung von TTIP mit 

den Charakteristika des Risikos ist die Orientierung an anderen Gruppierungen. Da es keine richti-

gen oder falschen Einschätzungen eines Risikos gibt, ist die Einschätzung anderer ein wichtiger Fak-

tor. Schätzen Einzelne die Risiken als unverhältnismäßig ein, können sich rasch kritische Mehrhei-
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ten bilden. Die Einschätzungen von Risiken machen sich bei der Zivilbevölkerung an konkreten In-

halten fest, welche einen Großteil der Deutungsmuster ausmacht. Die Zivilbevölkerung betont ne-

ben der pauschalen Ablehnung von ISDS die Schattenjustiz und die Konzerndominanz. Diese Kom-

bination nutzt sie, um das Instrument an sich als Gefahr mit großem Schadenspotenzial darzustel-

len. Die Interpretation des Demokratieverlusts durch ISDS, da die Unternehmen Staaten mit Klagen 

überziehen können und die Staaten unternehmensfreundliche Gesetze dadurch ermöglichen, ist 

leicht verständlich. Belege hierfür werden, wenn überhaupt, verhalten angeführt. So kann festge-

stellt werden, dass sich die Deutungen um ISDS geringfügig an bestehenden Fakten zu orientieren 

scheinen.  

Eine unklare Faktenlage und damit das Nichtvorhandensein von Referenzwerten zur Beurteilung 

des Risikos zeigt sich interessanterweise auch bei den Frame-Elementen Umwelt-, Verbraucher- 

oder Arbeitnehmerrechtschutz oder der Demokratie im Gefahren-Frame Risiko als schleichende 

Gefahr. Beim Frame-Element Verbraucherschutzschwächung, das den Frame dominiert und teil-

weise die nicht-tarifären Handelshemmnisse adressiert, decken sich die Deutungen nur bedingt 

mit den objektiven Fakten. Das Verhandlungsmandat der EU steckt den Aktionsrahmen der Ver-

handlungen ab und untersagt der EU-Kommission in den Verhandlungen, ein Absenken der Stan-

dards zu akzeptieren. Würden Standards gesenkt, würde dies das Mandat überschreiten. Damit 

dürfte die EU-Kommission nicht weiterverhandeln und TTIP käme nicht zustande. Die angestrebte 

Harmonisierung bspw. im Verbraucher-, Umwelt-, Arbeitnehmer- oder Gesundheitsschutz bildet 

eine der größten Herausforderungen der Verhandlungen, da beide Volkswirtschaften in ihrem je-

weiligen Verbraucherschutzsystem weit entwickelt sind, aber unterschiedliche Vorgehensweisen 

verfolgen. Dies zeigt sich besonders am Vorsorgeprinzip der EU und am Nachsorgeprinzip der USA. 

Beide Standards sollen den Verbraucher schützen. Das Thema Verbraucherschutz nimmt in der 

Debatte einen beachtlichen Teil ein, was die Relevanz zeigt. Manche Interessengruppen der Zivil-

gesellschaft unterstreichen, dass der Verbraucherschutz durch TTIP geschwächt würde. Die Grund-

lage für diese Deutung ist gleichwohl schwer zu finden. Ebenso schwierig ist das Argument, dass 

TTIP die Kultur schwächt. Im Verhandlungsmandat ist der Kulturbereich von den Verhandlungen 

ausgenommen und damit kein Bestandteil der Verhandlungen. Dies hindert manche Kritiker nicht 

daran, die Erosion der Kultur herauszustellen.  

 Risikokommunikation der Wirtschaft  

Die Risikokommunikation der Wirtschaft zeichnet mit einem geringen Standing weitestgehend ein 

unterstützendes Bild mit einem Fokus auf wirtschaftspolitisch stimulierende Effekte, welches be-

sonders von einzelnen Verbänden wie dem BDI getragen wird. Dabei scheint die Wahrnehmung 

der potenziellen Auswirkungen durch TTIP im Sinne vieler Unternehmen zu sein. Da die Wirtschaft 
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TTIP größtenteils befürwortet und damit die Risiken als sinnvoll erachtet, kann ein Mindestmaß an 

Gestaltbarkeit der Zukunft und damit Vermeidbarkeit von unerwünschten Ereignissen durch vor-

sorgendes Handeln vorausgesetzt werden. Dabei scheint der Konflikt zwischen tatsächlichen und 

wahrgenommenen Risiken weniger gravierend auszufallen als bei der Zivilbevölkerung. Es kann 

davon ausgegangen werden, dass der Wissensstand als eine wichtige Größe bei der Risikowahr-

nehmung anzusehen ist: Denn je mehr man weiß, desto mehr weiß man, was man nicht weiß und 

desto eher bildet sich Risikobewusstsein aus. Das Risikobewusstsein der Wirtschaft scheint sich 

daher grundlegend von dem der Zivilbevölkerung zu unterscheiden und tendiert zu der der Exeku-

tive, da die Interpretation des Risikos dieses als angemessen erscheinen lässt. Möglicherweise 

herrscht bei den Wirtschaftsakteuren ein höherer Wissenstand vor, da mit der Bekanntheit des 

Risikos die Risikoeinschätzung sinkt und die Risikoakzeptanz steigt. Dies ist jedoch nur vor dem 

Hintergrund der Literatur schlüssig, da den Akteuren der Zivilgesellschaft ein umfassendes Wissen 

über die Risiken sonst abgestritten würde – was vermutlich nicht der Fall ist. Somit erscheint die 

Interpretation des Risikos zielführender, da die Kongruenz zwischen Nutznießer und Risikoträger 

aus Sicht der Wirtschaft in einem angemessenen Verhältnis zu sein scheint. Interessant ist daher, 

dass die Wirtschaftsvertreter einen so geringen Anteil in der öffentlichen Kontroverse bestreiten. 

Eine mögliche Erklärung könnte sein, dass die Verhandlungen in gewissem Maße im Sinne der Wirt-

schaft laufen. Jedoch muss hier eine Differenzierung vorgenommen werden, da die Wirtschaft 

nicht mit einer Stimme spricht. Während die Industrievertreter TTIP unterstützen, stellen sich ein-

zelne Branchen gegen das Abkommen, wie die Buchbranche oder der Bauernverband. Beide äu-

ßern sich konsequent ablehnend. Ein möglicher Grund für die Ablehnung kann darin liegen, dass 

die Buchbranche einen Verlust der Buchpreisbindung befürchtet, da diese ein Wettbewerbsnach-

teil in TTIP sein könnte und damit entfallen könnte. Ein Wegfall der Buchpreisbindung würde die 

Branche vor erhebliche Herausforderungen stellen, da die Preise für Bücher damit tendenziell für 

den Verbraucher günstiger würden und der Umsatz der Branche damit sinken würde. Damit würde 

die Branche als Ganzes in ihrer Existenz bedroht. Diese Befürchtungen äußert die Branche im Ge-

fahren-Frame Risiko als Damoklesschwert. Gleichwohl lässt sich die ablehnende Haltung des Bau-

ernverbandes mit der zunehmenden Konkurrenz erklären, welche durch den erweiterten Markt 

entstünde. Diese zusätzliche Konkurrenz würde rasch entstehen, weshalb sie dies in dem Frame-

Element Arbeitsplatz- und Wirtschaftsverluste äußern. Zudem befürchten sie deutliche Einbußen 

im Verbraucherschutz, was sich in dem Frame-Element Verbraucherschutzschwächung zeigt. Somit 

kritisieren beide Branchen kurzfristige wie strukturelle Gefahren durch TTIP. Hingegen sehen die 

Industrieverbände wie Kammern oder Wirtschaftsverbände die Frame-Elemente Wirtschafts-

wachstum und Arbeitsplätze sowie die Standardsetzung durch TTIP, welche stimulierende Effekte 

hätte.  
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 Systemtheorie und Risiko 

TTIP kann als eine Entscheidung gesehen werden, welche mit geringen Kosten wirtschaftspolitisch 

Vorteile in der Zukunft bringen könnte – was die Risiko-Perspektive darstellt. Mögliche zukünftige 

Schäden können als Folge dieser Entscheidung gesehen werden. Für die entsprechende Gefahren-

sichtweise auf TTIP wird das Abkommen als eine externe Gefahr gedeutet. Die Unterscheidung, ob 

es sich um ein Risiko oder eine Gefahr handelt, kann als eine gewisse Grenzmarkierung gelten, an 

der sich die Sichtweisen auf TTIP mit seinen wirtschaftspolitischen Effekten trennen und diametral 

entwickeln. Diese Grenzüberschreitung drückt sich in den entgegengesetzten Betrachtungen von 

TTIP durch die Anführung von Risiko- und Gefahren-Frames als Interpretation der wirtschaftspoli-

tischen Effekte von TTIP aus. Die Interpretation, ob TTIP als Risiko oder Gefahr wahrgenommen 

wird, ist dabei entscheidend, da dies zu völlig unterschiedlichen Bedingungen und Anschlussmög-

lichkeiten führt. Kommunikationsakteure, die unterstützend zu TTIP stehen, nutzen mehrheitlich 

Risiko-Frames, Kommunikationsakteure mit ablehnenden Sichtweisen auf TTIP nutzen Gefahren-

Frames. Die zeitliche Komponente der Deutungen ist bei den Risiko- und Gefahren-Frames ebenso 

zentral. Es ist interessant, ob die Kommunikationsakteure eher kurz- oder langfristige Effekte an-

führen.  

Nach Luhmann ist die Zukunft ungewiss und wird durch die Handlungen sowie die unterlassenen 

Handlungen von Akteuren in der Gegenwart beeinflusst. Dabei birgt jede Handlung die Möglichkeit 

eines zukünftigen Schadens. Jede Person befindet sich hierbei in einem Dilemma, da auch das Ab-

sichern der Zukunft in Form von Sicherheitsmaßnahmen eine Handlung ist, welche riskant ist und 

einen Schadensfall verursachen kann.291 Die politische Exekutive argumentiert mit ihren abstrakten 

Zahlen zu Wirtschaftswachstum sowie Arbeitsplatzpotenzialen, welche den volkswirtschaftlichen 

Nutzen von TTIP zeigen sollen, an der Zivilbevölkerung ein Stück weit vorbei. Die Bevölkerung 

scheint die wirtschaftlich stimulierenden Effekte von TTIP schwer wertschätzen zu können. Der 

abstrakte Nutzen von Wirtschaftswachstum oder hohen Standards sind schwer zu greifen. Jedoch 

scheinen die Kritiker des Abkommens mit ihren konkreten und lebensnahen Beispielen – wie dem 

Chlorhuhn – greifbare Schäden durch TTIP aufzuzeigen. Zudem nährt das unbefriedigte Informati-

onsbedürfnis besonders der deutschen Zivilbevölkerung das Misstrauen in die politische Exekutive. 

Ein geringes Vertrauen in die Exekutive und aktives Vorenthalten von Informationen durch eben-

diese sowie eine zunehmend kritische Zivilbevölkerung in Deutschland erschweren es der Exeku-

tive, TTIP ohne erkennbare Notwendigkeit als nützlich und vernünftiges sowie kalkulierbares Risiko 

 
291 „Für den [Risiko-]Begriff, wie wir ihn hier vorschlagen, ist nur ausschlaggebend, dass der kontingente 

Schaden selbst kontingent, also vermeidbar, verursacht wird. Und auch hier sind verschiedene Beobach-
terperspektiven denkbar mit je verschiedenen Meinungen darüber, ob unter Inkaufnahme eines Risikos 
entschieden werden soll oder nicht“ (Luhmann, 2003, S. 25).  
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darzustellen. Die zunehmende Kritik an der intransparenten Risikokommunikation der Exekutive 

äußert sich in der Anführung der Frames Intransparenz besonders durch die Zivilgesellschaft, aber 

auch durch die politischen Parteien Grüne und SPD.  

Jedoch gehört das politische System zu denjenigen Funktionssystemen einer modernen Gesell-

schaft, „deren Alltagsbetrieb ein hohes Maß an riskanten Entscheidungen erfordert und ermög-

licht“ (Luhmann, 2003, S. 155). Die Hierarchien der Entscheidungskompetenz ermöglichen es dem 

politischen System, auch dann eine Entscheidung zu treffen, wenn die Folgen nicht überblickt wer-

den können. „Das gilt auch für regulative Politik, die sich auf andere Funktionssysteme auswirkt, 

zum Beispiel für Eingriffe in die Wirtschaft“ (Luhmann, 2003, S. 155). Dabei stellt Luhmann fest, 

dass bloß die „schiere Menge an Ignoranz“ (ebd.) in der Bevölkerung gegenüber den meisten poli-

tischen Entscheidungen die Risikoneigung zu keinem politischen Skandal ersten Ranges stilisiert. 

TTIP scheint jedoch in dieser Menge der Ignoranz durch große Teile der Bevölkerung eine Aus-

nahme zu bilden, da das öffentliche Interesse an dem Abkommen in der Bevölkerung groß ist. Die 

Darstellung von Risiken in der politischen Öffentlichkeit steigert dabei die Risikowahrnehmung so-

wie das Eigenrisiko der Politik (ebd., S. 157). Dies zeigt sich in der Risikokommunikation von TTIP 

durch die Exekutive: Sie stellt die Vorzüge des Abkommens und den wirtschaftspolitischen Nutzen 

öffentlich dar und erregt im Wahlkampf um das Europaparlament im Zusammenspiel mit TTIP-Kri-

tikern zunehmend öffentliche Aufmerksamkeit für TTIP. Die Veröffentlichung der Vorschläge zur 

engeren Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden könnte ebenso ein Grund dafür sein, dass die 

Risiko-Perspektiven in der ersten Jahreshälfte 2015 einen Höhepunkt erreichen. Ebenso finden zu 

Beginn des Jahre 2015 vielfältige Proteste gegen TTIP statt, welche die öffentliche Aufmerksamkeit 

der Debatte auf die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP gelenkt haben könnten. Dabei versucht 

besonders die europäische Exekutive ihre transparenzfördernden Handlungen auch durch die Sta-

keholder-Dialoge während den Verhandlungsrunden sichtbar zu machen. Diese politischen Hand-

lungen im Sinne von textlichen Formulierungen sind vermutlich für große Teile der Bevölkerung 

schwer greifbar. Die Exekutive versucht jedoch, die Risikowahrnehmung zu beeinflussen, da die 

wirtschaftspolitischen Effekte durch TTIP breite Teile der Gesellschaft betreffen würden und damit 

der Schadensfall potenziell groß ist. Dabei ist die Gesellschaft in einem Kreislauf gefangen, in dem 

die Exekutive entscheidet und die Wirtschaft sowie die Zivilbevölkerung – und zeitlich versetzt auch 

die Politik – die Betroffenen bildet. Als Lösung dieses Kreislaufs wird lediglich die politische Lösung 

aus Entscheider und Betroffenem reproduziert. Dies wird im anschließenden Abschnitt näher be-

trachtet.  
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9.1.5.1 Entscheider und Betroffene 

Die Entscheiderperspektive der Exekutive zeigt sich gegenläufig zur Betroffenenperspektive der Zi-

vilbevölkerung beziehungsweise zur Wirtschaft. Daher, dass sich die Zivilgesellschaft weitestge-

hend ablehnend zu TTIP positioniert und hierbei besonders die Gefahren-Frames zur Abschwä-

chung von Verbraucher- und Umweltschutz, der Demokratie und von Standards anführt, erreicht 

sie eine präsente öffentlich sichtbare Kritik. Hingegen positioniert sich die Exekutive als Entscheider 

unterstützend gegenüber TTIP, die Legislative uneinheitlich. Dies zeigt, dass das politische Teilsys-

tem uneinheitlich auftritt, da die Legislative teilweise eine gewisse Betroffenperspektive in Form 

von Gefahren-Frames einnimmt. Ein interessanter Gedanke der Wechselwirkung des Risikos findet 

in der Debatte wenig Resonanz. Beispielsweise kann ein Entscheider wie die Exekutive durch die 

Auswirkungen seiner Entscheidung später durch diese Auswirkungen eingeholt werden. So kann 

ein politischer Entscheider, der sich bspw. für TTIP ausgesprochen hat und damit die entsprechen-

den ISDS unterstützt, in Zukunft von den Folgen seiner Entscheidung eingeholt werden. Dies kann 

in Form von Klagen von Unternehmen gegen eine politische Entscheidung erfolgen. Damit wird der 

Entscheider, der mit seiner Entscheidung pro TTIP ein Risiko eingeht, später als Betroffener durch 

die Klage als Gefahr eingeholt. Wie sich diese Thematik im Einzelnen bei TTIP verhält, wird im Fol-

genden weiter betrachtet.  

Das Risiko bezieht sich auf potenzielle zukünftige Schäden, die auf eigenen bzw. systeminternen 

Entscheidungen basierten, wie dies der Fall bei TTIP ist (interne Zurechenbarkeit). Die Regierungen 

der EU-Mitgliedsländer erteilen der EU-Kommission das Mandat, TTIP mit den USA auszuhandeln. 

Daher kann gesagt werden, dass TTIP ein Risiko aus Sicht der Exekutive birgt und keine Gefahr 

darstellt, da es eine bewusste und freiwillige Entscheidung darstellt. Zudem werden gewisse Berei-

che wie die Kultur ausgeschlossen.292 Hierbei zeigen sich die recht präzisen Ziele, die mit TTIP ver-

folgt werden. Dies versetzt die EU-Kommission in die Rolle, bewusst eine Entscheidung zu einer 

Chance zu ergreifen und TTIP zu verhandeln. Die empirischen Ergebnisse der vorliegenden Arbeit 

belegen, dass die EU-Kommission monolithisch unterstützend auftritt. Vor dem Risiko-Gefahren-

Konzept müssten auch die EU-Mitgliedsstaaten hinter TTIP stehen, da sie die Entscheidung pro TTIP 

als bewusste Entscheidung getroffen haben. Die Regierungen der EU-Mitgliedsstaaten und die EU-

Kommission müssten konsequent Deutungsmuster verwenden, welche die wirtschaftspolitischen 

Effekte von TTIP als stimulierend darstellen. Dies machen sie auch und zwar in Form der verwen-

deten Risiko-Frames, die in der deutschen Presse dargestellt werden. Die Exekutive, bestehend aus 

 
292 TTIP „darf keine Bestimmungen enthalten, die die kulturelle und sprachliche Vielfalt in der Union oder 

ihren Mitgliedstaaten – insbesondere im kulturellen Bereich – beeinträchtigen“ (EU, 2014, S. 4). 
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den Regierungen der USA und Deutschlands sowie der EU-Kommission, steht für rund die Hälfte 

des Risiko-Framings, das die wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP als stimulierend darstellt.  

Vor dem Hintergrund der Überlegungen von Luhmann (2003) steckt die Politik jedoch bei der Ver-

mittlung von TTIP in einem Dilemma. Die Politik kennt die Zukunft nicht und muss die riskante 

Entscheidung zu TTIP vermitteln. Die Entscheidung pro TTIP ist komplex, denn die Vergangenheit 

hat schon bei dem Multilateralen Abkommen über Investitionen (MAI) in den 1990er Jahren zwi-

schen den OECD-Staaten gezeigt, dass es bei Investitionsabkommen zu Spannungen zwischen Po-

litik und Zivilgesellschaft kommen kann. Jedoch sind Widerstände nur bei einzelnen Abkommen 

anzutreffen, wie die Fülle an Freihandels- und Investitionsabkommen verdeutlicht. Zudem stehen 

neben TTIP andere Optionen wie ein gesamtheitlicher Ansatz durch die Wiederaufnahme der 

Doha-Runde oder weitere bilaterale Abkommen im Raum. TTIP erscheint symptomatisch für ein 

Grundproblem unserer modernen Gesellschaft, „in der mehr und mehr Zukunft ersichtlich von ge-

genwärtigen Entscheidungen abhängt sowie mehr und mehr gegenwärtige Mißstände als ‚Altlas-

ten‘ auf vergangenen Entscheidungen oder Nichtentscheidungen zurückgeführt werden“ 

(Luhmann, 2003, S. 158). Weiter führt Luhmann aus, dass wenn mehrere Möglichkeiten zur Lösung 

eines Problems existieren und diese Lösungen nicht der Abwehr eines größeren Problems dienen, 

sondern lediglich Lösungen darstellen, es schwerer ist, eine Lösung für etwas zu kommunizieren 

und damit ein Risiko einzugehen als gegen etwas zu sein und eine Gefahr mit einer Entscheidung 

abzuwenden. Bei TTIP zeigt sich, dass die Exekutive in quantitativen Analysen stimulierende wirt-

schaftspolitische Effekte anführt und damit versucht, über die Risikolagen zu informieren sowie 

Lösungen für ein Problem bietet, das sich durch den ausgeprägten Handel zwischen der EU und 

den USA nur schwer nachvollziehen lässt. Der Handel zwischen der EU und den USA ist ausgeprägt. 

Zudem prognostizieren die Studien der EU-Kommission durch TTIP ein äußerst geringes Wirt-

schaftswachstum oder geringe Arbeitsplatzpotenziale. Somit birgt TTIP ein geringes Nutzen, jedoch 

großes Schadenpotenzial. Konsequenterweise sehen die Betroffenen die Notwendigkeit für TTIP 

nur sehr begrenzt und nehmen entsprechende Gegenperspektive zur entscheidenden Exekutive 

ein.  

Die Unwissenheit über den Schadensfall der Betroffenen ist bei der Einschätzung von Risikolagen 

entscheidend, da die politische Entscheidung pro TTIP von vielen als Gefahr aufgefasst wird. Luh-

mann bezeichnet, wie in Kapitel Risiko ausgeführt, Gefahren als „Schadenswahrscheinlichkeiten, 

die der jeweils spezifischen Steuerungs- und Beherrschbarkeitskompetenz der Akteure entzogen 

sind“ (Zabel, 2018, S. 64). Dies kann bspw. erklären, warum mehr als die Hälfte aller verwendeten 

Deutungsmuster zu den wirtschaftspolitischen Effekten von TTIP dem Gefahren-Framing zugespro-

chen werden. Denn „dem Entscheider bietet das Eingehen eines Risikos eine Chance und damit 
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einen Vorteil, den er ohne das Eingehen des Risikos nicht hätte. Der Betroffene demgegenüber hat 

zunächst keine Vorteile durch die Entscheidung“ (Zehetmair, 2012, S. 84) und möglicherweise nur 

einen Schaden. Der Großteil der Gegenperspektive erklärt sich auf diese Entscheidung der EU-Mit-

gliedsstaaten und EU-Kommission für TTIP. Personen, die von der TTIP-Entscheidung und den mög-

lichen Schäden betroffen sind und keinen Vorteil genießen oder keinen Einfluss auf die Ausgestal-

tung der Entscheidung haben, nehmen die riskante Entscheidung pro TTIP als Gefahr wahr. Es 

kommt zudem „auf den Grad an Empfindlichkeit in Bezug auf Wahrscheinlichkeiten und Schadens-

höhe an, also auf soziale Konstruktionen, die Zeiteinflüssen unterliegen“ (Luhmann, 2003, S. 111). 

Die Empfindlichkeit zeigt sich im unterschiedlichen Gefahren-Framing. Ist die Empfindlichkeit groß 

und die Schadenshöhe ebenso, wird die Betroffenheit als bedeutender eingeschätzt. Dies zeigt sich 

besonders Anfang 2014, als die Gefahren-Frames deutlich ansteigen. Die Wahrnehmung durch die 

Bevölkerung dieser Gefahren- oder Risikolage ist ein entscheidender Aspekt in der öffentlichen 

Auseinandersetzung im Kampf um die Deutungshoheit der wirtschaftspolitischen Effekte von TTIP, 

da sie am Anfang der Empfindlichkeit steht. Wie sich diese Wahrnehmung verhält, wird im Folgen-

den erörtert.  

9.1.5.2 Risikowahrnehmung  

Die unterschiedlichen Sichtweisen von Entscheider und Betroffenem auf TTIP können auch durch 

die andersgeartete Wahrnehmung der wirtschaftspolitischen Effekte des Freihandels- und Investi-

tionsabkommens erklärt werden. Es existieren Unterschiede zwischen den statistischen Risiken 

und der intuitiven Risikowahrnehmung. Bei der öffentlichen Darstellung von TTIP kann gezeigt wer-

den, dass die Entscheider in Form der Exekutive abstrakte Effekte in Form der Wohlstandsgewinne 

oder Standardsetzung kommunizieren. Dabei scheinen sie die individuellen Bedenken von weiten 

Teilen der Zivilgesellschaft nicht ausreichend zu berücksichtigen. Die Risikowahrnehmung eines 

Sachverhaltes setzt sich aus Informationen über die jeweilige Gefahrenquelle zusammen. Hierbei 

kann gesagt werden, dass die Entscheider mehr Informationen über TTIP haben als die Betroffe-

nen, da die Öffentlichkeit nur begrenzt über Informationen zu TTIP verfügen kann. Werden Infor-

mationen über die individuell empfundene Gefahrenquelle vorenthalten, kann dies unterschiedli-

che Folgen haben. Bei TTIP könnte dies einen Beitrag zur Ablehnung des Abkommens haben, da 

der Konflikt aus der unterschiedlichen Wahrnehmung von tatsächlichen und wahrgenommenen 

Risiken entsteht. Dies bedeutet, dass die Risikowahrnehmung, bedingt durch die Betroffenheit und 

den empfundenen Mangel an Informationen, zu einer zunehmend kritischen Deutung beigetragen 

haben kann. Es sind nämlich zwei Aspekte für eine erfolgreiche Risikokommunikation zentral: Der 

Wissensstand der Adressaten sowie ihre subjektive Risikowahrnehmungen. Die großen Wider-

stände gegen TTIP zeigen, dass der Wissensstand der Zivilbevölkerung möglicherweise aufgegriffen 
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wird, jedoch ihre subjektiv empfundenen Risiken nicht ausreichend berücksichtigt werden. Der 

psychologische Aspekt bei TTIP drückt sich auch in dieser Diskrepanz zwischen sub- und objektiven 

Risikowahrnehmungen von den Entscheidern von den Betroffenen aus. Erschwerend kommt hinzu, 

dass die Betroffenen durch ihre Heterogenität über unterschiedliche Wissensstände zu TTIP verfü-

gen und sind sehr schwer mit einheitlicher Risikokommunikation zu adressieren sind. Dessen un-

geachtet kann dieses Dilemma durch eine erfolgreiche Risikokommunikation – im Sinne eines Dia-

logs – aufgegriffen werden, was im Folgenden dargelegt wird.  

Objektive Kriterien für Risiken existieren, diese werden gleichwohl subjektiv interpretiert oder 

schlicht nicht wahrgenommen. Neben der subjektiven Bewertung eines Sachverhalts spielen auch 

die Bewertungen anderer in der Gesellschaft eine wichtige Rolle. Ist ein Sachverhalt wenig bekannt 

und wird zudem kritisch gedeutet, können sich die Vorstellungen über diesen Sachverhalt entspre-

chend in der Gesellschaft an diese Kritik anpassen. Die frühe Deutung von TTIP als eine externe 

Gefahr, welche mit einer Vehemenz von weiten Teilen der Zivilbevölkerung vertreten wird, lenkt 

die Risikowahrnehmung auf die möglicherweise schädigenden wirtschaftspolitischen Effekte. Da 

diese schädigende Risikobewertung öffentlich von einzelnen Akteuren getroffen werden, ist es 

wahrscheinlicher, dass die Risikowahrnehmung in der Bevölkerung hierdurch mitgeprägt wird. Dies 

ist anzunehmen, da viele Menschen nach Beständigkeit und Freiheit streben. Überwiegt die kriti-

sche Deutung eines Sachverhalts, können große Teile der Bevölkerung zur Beständigkeit tendieren 

und damit kann die Deutung als Gefahr eines Sachverhalts dominieren. Zudem ist bei der Risiko-

wahrnehmung zu entscheiden, wer den Nutzen der wirtschaftspolitischen Effekte hat. Dieser Nut-

zen von TTIP ist bei dem bereits intensiven Handel zwischen der EU und den USA schwer zu ver-

mitteln, da lediglich einzelne Konzerne von den nicht-tarifären Handelshemmnissen zu profitieren 

scheinen. Somit wären Einzelne überproportionale Nutznießer und die breite Masse hätte einen, 

wenn überhaupt, geringen Nutzen. Die in den Studien vermittelten Zahlen von äußerst geringem 

Wirtschaftswachstum oder Arbeitsplatzzugewinnen wirken zudem in der breiten Öffentlichkeit 

wenig überzeugend, um den Nutzen gegenüber den möglichen Schäden zu vermitteln. Dieses Miss-

verhältnis von Nutzen und Schaden führt mit dazu, dass die öffentliche Unterstützung abnimmt – 

von anfangs einer unterstützenden Mehrheit hin zu einer deutlich ablehnenden Mehrheit.  

In der Risiko-Frame-Kommunikation werden im Deutungsmuster Risiko als schleichende Gefahr die 

in der Öffentlichkeit als relevant wahrgenommenen und als schützenswert empfundenen Themen 

wie Umwelt- und Verbraucherschutz aufgegriffen. Die vielfältigen Akteure der Zivilbevölkerung 

stellen TTIP in diesen Themen als Bedrohung heraus. Durch ein recht frühes Deuten von TTIP als 

eine externe Gefahr scheint es den Kritikern zu gelingen, die anfängliche Unterstützung der öffent-

lichen Meinung durch konstante Schwerpunktsetzung auf die Gefahren in der Darstellung von TTIP 



9 Die Verhinderung einer öffentlichen Hegemonie 

251 

hin zu einer mehrheitlichen Ablehnung zu verändern. Der Adressat der Risikokommunikation der 

Zivilbevölkerung scheint die breite Öffentlichkeit zu sein, da auch der Normalbürger, der sich wenig 

mit dem Thema beschäftigt, das Freihandelsabkommen kritisch sieht. Im Gegensatz hierzu scheint 

der Adressat der Risikokommunikation der Exekutive nicht unmittelbar die breite Bevölkerung zu 

sein, sondern vielmehr spezialisierte und gut informierte Kreise, da die abstrakte Vermittlung von 

Wohlstandsgewinnen und Standards in der Breite der Bevölkerung wenig eingängig ist. Daher ist 

abzuleiten, dass gegen Ende des Erhebungszeitraums die von der Bevölkerung primär wahrgenom-

mene Kritik an TTIP, welche sich in den angeführten Gefahren-Frames widerspiegelt, mit der öf-

fentlichen Meinung stärker zu korrelieren scheint als das Risiko-Framing. Ein Grund hierfür kann in 

dem Vertrauen eines Akteurs liegen, welches im entgegengebracht wird; denn Interessengruppen, 

welche für öffentliche Belange eintreten, erlangen größeren öffentlichen Zuspruch als 

Interessengruppen mit kleinteiligerem Spektrum. In puncto TTIP sind der Schutz der Arbeitsrechte, 

der Verbraucherschutz oder der Umweltschutz öffentliche Belange. Hingegen werden die 

Positionen von Vertretern der Industrie eher in der Bevölkerung kritisch gesehen und da sich 

besonders Vertreter der Industrie wie Automobilhersteller, Kammern oder der BDI unterstützend 

für TTIP mit einem Risiko-Framing öffentlich einbringen, tendiert die Bevölkerung zunehmend in 

die ablehnende Gefahrenperspektive. Erschwerend kommt für die Unterstützer des Abkommens 

hinzu, dass die öffentliche Meinung zu Beginn der Verhandlungen noch wenig gefestigt ist, sich 

aber mit zunehmendem Wissenstand verfestigt. Dies scheinen die Gegener des Abkommens zu 

nutzen, um mit ihrer Gefahrenperspektive potenziell schädigende Effekte herauszustellen. 

Einzelne Organisationen wie Greenpeace erreichen so auch Bevölkerungsteile, die sich grundsätz-

lich wenig für den Freihandel interessieren. Die frühzeitige starke Zunahme von Gefahren-Frames 

im Zeitverlauf belegt dieses kommunikative Engagement der Gegner, TTIP zunehmend ab 2014 zu 

kritisieren. Eine ansteigende kritische öffentliche Meinung scheint sich zu verfestigen, die Wissen 

über schädigende wirtschaftspolitische Effekte durch TTIP beinhaltet. So wird mit weiterer Bericht-

erstattung und Verbreitung der Gefahren-Frames Wissen über die potenziell schädigenden wirt-

schaftspolitischen Effekte von TTIP ausgebaut und die Risiko-Frames als Gegendarstellung zu dieser 

kritischen öffentlichen Meinung finden seltener Eingang in die Meinungsbildung, da sie spärlicher 

angeführt werden.  

Zudem kommt erschwerend für die Unterstützer hinzu, dass besonders die Exekutive mit ihren 

Entscheidungen gegen die mehrheitlichen gesellschaftlichen Normen – Erhalt der Umwelt oder des 

Verbraucherschutzes – zu verstoßen scheint. Dieser Normenbruch in Verbindung mit der Risiko-

kommunikation der Kritiker mit potenziell schädigenden Effekten und dem Vorenthalten von In-

formationen durch die Entscheider lässt einen Kommunikationsmix entstehen, der TTIP als Ganzes 
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als recht wahrscheinliche Katastrophe in den Medien erscheinen lässt. Auch ist nicht zu vernach-

lässigen, dass die Einstellung der Bevölkerung gegenüber den USA als starker Verhandlungspartner 

eine Rolle spielt. Besonders bei den ISDS kann dies verdeutlicht werden. Vor TTIP hatte Deutsch-

land tendenziell Vertragspartner mit einer weniger entwickelten Wirtschaft, was zu einer potenzi-

ell empfundenen neuen Gefährdungslage durch die USA führt, da die US-Unternehmen Deutsch-

land zunehmend verklagen könnten. Neben diesem wirtschaftlich starken Verhandlungspartner ist 

die Haltung der Bevölkerung gegenüber den USA mitentscheidend. Möglicherweise erleben große 

Teile der deutschen Bevölkerung die USA bereits vor TTIP als Bedrohung und die TTIP-Verhandlun-

gen schüren diese Haltungen. Somit kann die Verbindung aus einer ablehnenden Haltung gegen-

über den USA als Partner, potenziell schädigender öffentlicher Risikokommunikation der wirt-

schaftspolitischen Effekte und schwach wirkender unterstützender Argumente dazu geführt ha-

ben, dass die öffentliche Meinung im Erhebungszeitraum immer kritischer wird.  

9.2 Fazit zur Verhinderung der öffentlichen Hegemonie von TTIP  

Das transatlantische Handels- und Investitionsabkommen TTIP spaltet die Kommunikationsakteure 

in der politischen Öffentlichkeit. TTIP regt zudem weite Teile der Öffentlichkeit zu Demonstratio-

nen an, emotionalisiert und erfasst beinahe die gesamte Gesellschaft, da fast alle Akteure eine 

Meinung zu TTIP aufweisen. Daher lohnt ein genauerer Blick auf diese öffentliche Kontroverse, da 

die Abkommen, welche vor und nach TTIP abgeschlossen werden, vergleichsweise geringe mediale 

Aufmerksamkeit erhalten. Es zeigt sich im Ergebnisteil dieser Arbeit, dass das Informationsdefizit 

bezüglich TTIP im Vorfeld der Verhandlungen von der Exekutive mit Studien zu füllen versucht wird, 

denn TTIP ist anfänglich mit wenigen Zuschreibungen verbunden. Akteure der Zivilgesellschaft er-

kennen dabei rasch das Konfliktpotenzial und beginnen die von der Exekutive angeführten abstrak-

ten Modellrechnungen zu kritisieren. Dies führt zur Diskrepanz aus sub- und objektiver Risikowahr-

nehmung in der Öffentlichkeit. Denn die Kritiker nähren die Risikowahrnehmung der breiten Öf-

fentlichkeit mit subjektiven Gefahren und scheinen damit den Wissensstand der Bevölkerung eher 

aufzugreifen als die Exekutive. Die Exekutive scheint in ihrer Risikokommunikation versäumt zu 

haben, den Wissenstand der Betroffenen aufzugreifen und die Betroffenen einzubinden. Die 

Hauptkontrahenten in der TTIP-Kontroverse sind konsequenterweise die Exekutiven, welche den 

fortschrittlichen Charakter von TTIP herausstellen und einen zügigen Abschluss des Abkommens 

anstrebt. Auf der anderen Seite steht die Zivilbevölkerung, welche TTIP besonders als strukturelle 

Gefahr charakterisiert und auf die Erosion von Verbraucherrechten- und Umweltstandards sowie 

die Schwächung der Demokratie abstellt. Akteure der Wirtschaft treten dabei zurückhaltend auf, 

sie unterstützen TTIP jedoch weitgehend.  
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Der Mehrwert der vorliegenden Arbeit liegt darin, dass gezeigt wird, wie das Vorenthalten von 

relevanten Informationen durch öffentliche Stellen eine kritische Gegenöffentlichkeit stärkt, wel-

che die öffentliche Debatte anfacht und die öffentliche Hegemonie – pro Freihandel in Deutschland 

– punktuell bei TTIP verhindert. Die öffentliche Kontroverse hat Auswirkungen auf den Diskurs und 

das politische Ergebnis. Um dies aus der systemtheoretischen Risiko-Perspektive zu zeigen, sind 

Öffentlichkeits-, Risiko- und Frame-Forschungstheorien integriert. Durch TTIP wären globale wirt-

schaftspolitische Konsequenzen verstärkt anzutreffen, da die weltweit größte Freihandelszone der 

Welt entstehen würde. Kommunikativ ist daher interessant, dass das frühzeitige Kritisieren des 

anfänglich wenig bekannten TTIP in der Öffentlichkeit durch zivilgesellschaftliche Aktuare und das 

kontinuierliche Anführen von gefährlichen Folgen mit dazu führt, dass sich eine öffentliche Mei-

nung bildet. Ohne den öffentlichen Widerstand der deutschen Zivilgesellschaft wäre TTIP medial 

vermutlich nicht zu dieser öffentlichen Kontroverse geworden – denn besonders die deutsche Zi-

vilgesellschaft bringt sich durch zahlreiche Organisationen ein und erzeugt damit öffentliche Auf-

merksamkeit für TTIP. Die öffentlich herausgearbeitete Diskrepanz in dieser Analyse zeigt, dass sich 

die öffentliche Meinung zwischen Unterstützern, welche abstrakte Fakten anführen, und Kritikern, 

die lebensnahe Folgen aufgreifen, zunehmend an den kritischen Folgen orientiert und TTIP final 

mehrheitlich abgelehnt wird. Dabei ist TTIP in seiner genauen Ausgestaltung unbekannt und kon-

sequenterweise entbrennt die öffentliche Kontroverse an Spekulationen über mögliche Folgen. In 

den untersuchten Artikeln konnten interessanterweise zahlreiche Meinungen identifiziert werden, 

jedoch war die Verwendung von Studien vergleichsweise gering. Dies zeigt, dass eine aufgeladene 

öffentliche Kontroverse auch mit wenig belastbaren Fakten auszukommen scheint. Es kann ange-

nommen werden, dass durch Vorenthalten von relevanten Informationen durch öffentliche Stellen 

eine kritische Gegenöffentlichkeit gestärkt wird, welche die öffentliche Debatte anfacht. 

Grundsätzlich ist erstaunlich, dass der Widerstand gegen TTIP besonders in Deutschland anzutref-

fen ist. Immerhin profitiert Deutschland von freien Märkten und hat eine stark exportgetriebene 

Wirtschaft. Daher verwundert die Kontroverse um TTIP, denn das Abkommen soll den Export deut-

scher Produkte und Dienstleistungen fördern. Aktuell verfügt die EU über zahlreiche Abkommen 

und Verträge, welche die Handelsbeziehungen zu anderen Ländern regeln – bspw. mit Südkorea: 

Durch das 2011 in Kraft getretene Freihandelsabkommen zwischen der EU und Südkorea stieg Süd-

korea „zu den ‚Top Ten‘ der EU-Exportmärkte“ (EU-Kommission, 2018) auf. Dies verdeutlicht den 

Nutzen von Handelsabkommen, da der Handel den Wohlstand einer Nation mehren kann. Diese 

Tatsache schildert bereits Adam Smith mit den Worten: „Je größer der Markt, desto größer der 

Wohlstand für alle.“  
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Bei der Risikokommunikation von TTIP ist zudem relevant, dass der transatlantische Handel seit 

vielen Jahren stark ausgeprägt ist. Dies erschwert die Vermittlung einer Notwendigkeit für TTIP. 

Zudem ist es herausfordernd zu vermitteln, dass bei florierendem Handel die nicht-tarifären Han-

delshemmnisse gewisse Barrieren seien, was die Exekutive mit der Standardsetablierung heraus-

stellt. Durch das Wissen über den Umfang, die Inhalte und damit die möglichen wirtschaftspoliti-

schen Effekte kann die Exekutive die Auswirkungen von TTIP abschätzen. Dieses Wissen, die Kon-

trolle und damit die Beeinflussungsmöglichkeiten unterscheiden die Exekutive von den anderen 

Betroffenen. Die anderen Betroffenen – und hier primär die deutsche Zivilbevölkerung – blicken 

entsprechend anders auf TTIP. Die Zivilbevölkerung kann in der Entscheidung für TTIP größtenteils 

keine Notwendigkeit sehen. Damit ist TTIP aus ihrer Sicht schlicht unnötig und stellt lediglich eine 

selbst verursachte Gefahr dar. Diese von der Exekutive verursachte Gefahr lehnt die Zivilbevölke-

rung daher ab, weil ein Nutzen für sie nicht erkennbar ist, mögliche Schäden aber groß erscheinen. 

Zudem drückt sich bei den Betroffenen eine Ohnmacht in der Mitgestaltung aus, da TTIP intrans-

parent zwischen der Exekutive verhandelt wird. Die deutsche Zivilgesellschaft scheint besonders 

die restriktive Informationspolitik des EU-Handelskommissars Karel De Gucht bis Ende 2014 als 

Anstoß genommen zu haben, sich gegen TTIP zu stellen. Dessen Nachfolgerin, Cecilia Malmström, 

kann das gewachsene Informationsbedürfnis daraufhin mit einer Transparenzinitiative nur ansatz-

weise befriedigen.  

Interessant ist in der Gesamtdebatte, dass sich die Kritiker sowie die Befürworter in ihrer Risiko-

kommunikation auf einzelne Kapitel bzw. Themen von TTIP konzentrieren. So stellen Kritiker bspw. 

die Thematik der Staats-Schiedsgerichte heraus und implizieren dabei eine Erosion des demokrati-

schen Systems durch die Vorherrschaft von Unternehmen gegenüber politischen Entscheidern. 

Ebenso führen sie an, dass es eine Schattenjustiz geben werde, die ohne öffentliche Kontrolle agie-

ren werde. Der Höhepunkt dieser Kritik wird Anfang 2015 erreicht. Im Anschluss legt die EU-Kom-

mission im September 2015 einen Vorschlag für einen reformierten, modernen Investitionsschutz 

vor, der wesentlich auf Vorschläge aus Deutschland zurückgeht. Dies zeigt den potenziellen Einfluss 

der kritischen Deutungen auf die Exekutive. Es könnte vermutet werden, dass die deutsche Exeku-

tive und hier besonders der Bundeswirtschaftsminister von der eigenen TTIP-kritischen Partei so-

wie der deutschen Zivilbevölkerung unter einen gewissen Druck gesetzt wird. Diesem Druck wird 

mit einem gewissen Kompromissvorschlag nachgegeben. Insgesamt wird auch deutlich, dass ob-

jektive Orientierungswerte in der öffentlichen Kontroverse weitgehend ausbleiben. So können 

Sachverhalte als eine Gefahr ohne Referenz zu anderen Sachverhalten und nur mit praxisnahen 

Beispielen kommuniziert werden – wie das Beispiel des Chlorhuhns zeigt. Daher zeigt die vorlie-

gende Arbeit, dass die Zivilgesellschaft ein starker öffentlicher Akteur sein kann, der eine öffentli-

che Hegemonie verhindern kann.  
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9.3 Mögliche Anschlussforschung   

TTIP zeigt sich als ein Sonderfall in der öffentlichen Darstellung von Freihandelsabkommen, da es 

verglichen zu anderen Freihandelsabkommen häufig in den Medien auftaucht. Da von Seiten der 

EU zahlreiche Freihandelsabkommen bestehen, wäre eine Analyse besonders der an TTIP beteilig-

ten Akteure bezogen auf ihre jeweilige Einschätzung zur medialen Darstellung dieses Abkommen 

zielführend. Von Interesse wäre, welche Rahmenbedingungen bei TTIP anders sind als bei anderen 

Abkommen. Hier könnte besonders das Vertrauensdefizit der Exekutive sowie die frühzeitige Kritik 

am Abkommen durch die NGOs betrachtet werden. Zudem, ob der Wahlkampf um das Europapar-

lament 2014 ein wichtiger Impuls für die Bekanntheitssteigerung von TTIP ist und was allgemein 

die Gründe für die öffentliche Kontroverse um TTIP sind. Dabei sollte verstärkt auf die Rollenver-

teilung von Entscheider und Betroffenen geachtet werden, um das Ringen um die öffentliche He-

gemonie weiter herauszuarbeiten. Ebenso wäre von Interesse, welche kommunikativen Strategien 

die verschiedenen Akteure angewandt haben, um die jeweiligen Risiken beziehungsweise Gefah-

ren durch TTIP, im Vergleich zu anderen Abkommen, zu vermitteln. Durch qualitative Interviews 

mit den beteiligten Akteuren können die Unterschiede zwischen TTIP und anderen Abkommen 

herausgearbeitet werden. Hierbei kann ein Fokus auf der Betroffenheit der Akteure, ihrer Einschät-

zung der Mitgestaltbarkeit und ihrer Bewertungen der Kontrollierbarkeit von TTIP liegen. Zudem 

wäre interessant, wer bewusst bei welchem Abkommen einen unterschiedlichen Schwerpunkt legt 

und wie welche Akteure von der EU-Kommission eingebunden werden. Wenn die Akteure hierzu 

bei TTIP gewisse Besonderheiten gegenüber anderen Abkommen erkennen lassen, wäre dies von 

Interesse. Diese Schwerpunkte können herangezogen werden, um die Forschung zu Freihandels- 

und Investitionsabkommen voranzutreiben, da diese Abkommen wirtschafspolitisch großen Ein-

fluss ausüben.  
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Abstract  

Die Untersuchung zeigt, wie das Vorenthalten von relevanten Informationen durch öffentliche Stel-

len eine kritische Gegenöffentlichkeit stärkt, welche die öffentliche Debatte anfacht und die öf-

fentliche Hegemonie – pro Freihandel in Deutschland – punktuell bei TTIP verhindert. Die öffentli-

che Kontroverse hat Auswirkungen auf die Qualität des Diskurses und den politischen Outcome. 

Die Untersuchung verdeutlicht, wie öffentliche Kontroversen bei Freihandels- und Investitionsab-

kommen geführt werden können und sich die Zivilgesellschaft zu einem Thema weitestgehend auf 

eine Position und Deutung gegenüber der Exekutive einigen kann und so die öffentliche Hegemo-

nie verhindert. Um dies aus der systemtheoretischen Risiko-Perspektive zu zeigen, sind Öffentlich-

keits-, Risiko- und Frameforschungstheorien integriert. Dazu werden die prinzipielle Differenz aus 

der Risiko-Forschung in die Frameforschung eingebracht. Zudem wird die Diskussion um Risiko-

Frames durch die Unterscheidung von Risiko und Gefahr bereichert.  
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Abstract in English  

The study shows how the withholding of relevant information by public authorities strengthens a 

critical counter-public, which fuels public debate and selectively prevents public hegemony - per 

free trade in Germany - in the case of TTIP. The public controversy has an impact on the quality of 

the discourse and the political outcome. The study illustrates how public controversies can be con-

ducted in free trade and investment agreements and how civil society can largely agree on a posi-

tion and interpretation vis-à-vis the executive branch on a topic, thus preventing public hegemony. 

In order to show this from the systems-theoretical risk perspective, public, risk and frame research 

theories are integrated. For this purpose, the fundamental difference from risk research is intro-

duced into frame research. Furthermore, the discussion about risk frames is enriched by the dis-

tinction between risk and danger.  
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